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Vorwort 

Am 27. April 1995 erhielt die Rheinisch-Westfälische Technische 

Hochschule Aachen eine Selbstanzeige ihres vormaligen Rektors 

Hans Schwerte. In ihr erklärte dieser, am Ende des Zweiten Welt-

krieges seinen Namen gewechselt zu haben. Tatsächlich sei er am 

15.12.1909 als Hans Ernst Schneider in Königsberg geboren. Als 

der einstige Rektor dieses mitteilte, befand er sich bereits seit 17 

Jahren im Ruhestand. Hinter ihm lag die erfolgreiche Karriere ei-

nes Lehrers und Forschers im Fach Germanistik – nach Promotion 

und Habilitation an der Universität Erlangen die Veröffentlichung 

einer aufsehenerregenden ideologiekritischen Untersuchung über 

«Faust und das Faustische», 1965 die Berufung an die RWTH 

Aachen, wo er, als Vertreter einer entschieden linksliberalen 

Hochschulpolitik, 1970 zum Rektor gewählt wurde. Gegen Ende 

seiner Laufbahn wurde er in mehrfacher Weise geehrt: Er wurde 

Beauftragter zur Förderung der Beziehungen des Landes Nord-

rhein-Westfalen mit seinen Nachbarländern Belgien und den Nie-

derlanden, erhielt mehrere in- und ausländische Orden und wurde 

1990 «Senator Ehren halber» seiner Hochschule. 

Was die Selbstanzeige dieses auch in rheinisch-westfälischen 

Politikerkreisen hoch angesehenen Gelehrten so brisant und auf-

sehenerregend machte, war seine Eröffnung, unter seinem ersten 

Namen Hans Ernst Schneider im Range eines Hauptsturmführers 

in der SS gedient und an führender Stelle der SS-Unterorganisa-

tion «Ahnenerbe» angehört zu haben, für die er in den Niederlan-

den und Flandern während der deutschen Besetzung in den Jahren 

1940 bis 1942 propagandistisch tätig gewesen war. In den Folge-

jahren bis zum Ende des Krieges arbeitete Schneider in der Ab-

teilung «Germanischer Wissenschaftseinsatz» in der Reichs- 
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hauptstelle des «Ahnenerbes» in Berlin. Wenn auch seine Tätig-

keit in der NS-Zeit bis zum Letzten noch nicht aufgeklärt ist, kann 

doch kein Zweifel bestehen, dass es sich bei ihm um einen pro-

minenten Gefolgsmann des Hitlerregimes gehandelt hat. 

Die Entdeckung, dass der hochgeehrte Aachener Germanist 

Hans Schwerte identisch war mit dem tiefbraunen Mitarbeiter des 

SS-Ahnenerbes Hans Ernst Schneider, löste bei allen, die 

Schwerte als Wissenschaftler, Kollegen und Menschen kennen-

gelernt hatten, Betroffenheit aus. Weltweit machte die Nachricht 

in der Presse die Runde. Ein schier unglaublicher Fall: Ein Ex-

Nazi, dem es über fünfzig Jahre hinweg gelungen war, seine wah-

re Identität zu verheimlichen, ein politischer Hochstapler, wie es 

schien, der die Verwegenheit besass, auf seine alten Tage als Lan-

desbeauftragter in dem Land wieder tätig zu werden, in dem er 

während des Krieges im Auftrage der SS gehandelt hatte! Der 

Verdacht kam auf, dass er seine Nachkriegskarriere einem Netz-

werk ehemaliger Nationalsozialisten verdanke, dass es Mitwisser 

gebe, denen seine wahre Herkunft schon immer bekannt gewesen 

sei und die, aus dubiosen Gründen, Schweigen wahrten. Das zu-

ständige Wissenschaftsministerium der Landesregierung Nord-

rhein-Westfalen setzte eine wissenschaftliche Untersuchungs-

kommission ein, von der mittlerweile ein Zwischenbericht vor-

liegt. Sensationelle Enthüllungen enthält dieser nicht; er macht 

aber doch klar, welche Bereiche des Falles Schneider/Schwerte 

der historischen Forschung zugänglich sind und welche nicht. 

Wissenschaftlich analysiert sind alle Stationen der Karriere 

Schneider/Schwertes – für die Zeit des Hitlerregimes ebenso wie 

für die Zeit danach. Dagegen sind die Umstände, die fast genau 

zum 50. Jahrestag der Kapitulation des nationalsozialistischen 

Deutschlands zur Selbstanzeige Schwertes geführt haben, quel-

lenmässig noch nicht rekonstruierbar bzw. aus datenschutz- und 

dienstrechtlichen Gründen leider nicht publizierbar. Bekannt ist, 

dass das niederländische Fernsehen im Fall Schwerte recher-

chierte, als dieser sich zu seiner Selbstanzeige entschloss. Über 

die Hintergründe dieser Recherchen und anderer Vorgänge, die 

mit der Aufdeckung des Falles Zusammenhängen, grössere Klar- 
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heit zu gewinnen, wird erst später im Abstand von einigen Jahren 

möglich sein. 

Um nicht falsche Hoffnungen zu wecken, hielten es die Her-

ausgeber dieses Bandes für wichtig, die Grenzen ihres Untersu-

chungsfeldes von vornherein klarzustellen. Die in diesem Buch 

enthaltenen Beiträge sind also keine detektivischen Nachfor-

schungen über die Umstände, die zur Aufdeckung des Falles ge-

führt haben. Die Herausgeber sind dennoch überzeugt, dass alle 

Bereiche, die nicht unter diesen Vorbehalt fallen, – nämlich die 

im weiteren Sinne historischen, moralischen und politischen Di-

mensionen des Falles Schneider/Schwerte – ein allgemeines Inte-

resse beanspruchen können und es damit verdienen, in möglichst 

vielen Aspekten und von möglichst vielen verschiedenen (auch 

z.B. generationsbedingten) Positionen her ausgeleuchtet und un-

tersucht zu werden. Dies war der Zweck einer zweisemestrigen 

Ringvorlesung, welche die Herausgeber, von der Philosophischen 

Fakultät und dem Rektorat der RWTH Aachen ermutigt und tat-

kräftig unterstützt, veranstaltet haben. Die Vorträge der Ringvor-

lesung liegen diesem Buch zugrunde. 

Sein Gewicht erhält der Fall Schneider/Schwerte durch seinen 

potentiell symptomatischen Charakter. Als Hans Ernst Schneider 

seinen Namen wechselte, betrieb er die «Bewältigung» seiner na-

tionalsozialistischen Vergangenheit in einer aus seiner Situation 

heraus vielleicht verständlichen, aber nichtsdestoweniger auf den 

ersten Blick einzigartigen Weise: Er verleugnete, unterdrückte 

und ignorierte für seine Person diese Vergangenheit, indem er 

seine Identität ablegte und eine neue annahm. Abgesehen von den 

biographisch-psychologischen Problemen, die ein derartiger 

Identitätswechsel einer Persönlichkeit aufwirft, stellt sich für den 

Nachlebenden zunächst die Frage, wie die braune Vergangenheit, 

die Schneider/Schwerte für sich verleugnete, konkret ausgesehen 

haben konnte. Dazu gehört das Verhalten der deutschen Univer-

sitäten im NS-Regime zwischen Linientreue, Mitläufertum und, 

selten genug, Opposition ebenso wie die Stellung der Niederlande 

als Bestandteil der vom NS-Regime angestrebten europäischen  
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Grossraumordnung und die Verantwortlichkeit von Schreibtisch-

tätern und Intellektuellen für das vom Nationalsozialismus über 

Europa gebrachte Unheil. 

In gleicher Weise erstreckt sich der Fall Schneider auf den 

grossen Problemkomplex, wie die Deutschen nach 1945 mit ihrer 

nationalsozialistischen Vergangenheit umgegangen sind. Wie die 

zu diesem Bereich gehörenden Beiträge des Bandes zeigen, wa-

ren es nicht nur moralische Überlegungen, sondern gleichzeitig 

auch Rücksichten auf politische Opportunität, die das Verhalten 

Nachkriegsdeutschlands zur NS-Vergangenheit und zu den Trä-

gern des NS-Regimes bestimmt haben. Gleiches gilt für die Ent-

nazifizierung und den Wiederanfang des deutschen Hochschul-

wesens. Deutlich ist heute auch, dass es verschiedene generati-

onsbedingte Phasen im Prozess der Auseinandersetzung mit dem 

NS-Regime gegeben hat – eine Auseinandersetzung, die durch 

die Bewegung der 68er neu angestossen wurde und eine zentrale 

Rolle in der politischen Debatte erhielt. 

Schliesslich der Fall Schneider/Schwerte im engeren Sinne. 

Hier musste seine Tätigkeit im «Ahnenerbe» im einzelnen unter-

sucht und interpretiert werden. Ebenso war es nötig, das wissen-

schaftliche Werk Schwertes nach 1945 im Lichte seiner voraus-

gegangenen Vita und seines Identitätswechsels einer genauen 

wissenschaftlichen Überprüfung zu unterziehen. Wichtig war 

nicht zuletzt die Frage, wieweit Schneider/Schwertes Identitäts-

wechsel einem 1945 und danach häufiger praktizierten Verhal-

tensmuster ehemaliger Anhänger des NS-Regimes entspricht. Es 

wird dadurch fraglich, ob sein Fall, in dem viele im Moment sei-

ner Aufdeckung einen einmaligen Skandal zu erblicken gemeint 

haben, wirklich einzigartig ist. 

Der Fall Schneider/Schwerte hat zu persönlichen Enttäuschun-

gen, Erregtheiten und Konflikten Anlass gegeben. Die Ringvor-

lesung blieb davon nicht unberührt. Einige Studenten hinderten 

Hermann Lübbe daran, seinen Vortrag zu halten. Die Herausge-

ber hoffen, mit dieser Publikation inen Beitrag zur Versachli-

chung der Diskussion leisten zu können. 
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Es ist selbstverständlich, dass jeder der Mitarbeiter dieses Ban-

des für seine Ausführungen und Meinungen selbst verantwortlich 

ist. Bleibt die angenehme Pflicht, allen denen zu danken, die zum 

Zustandekommen dieser Veröffentlichung beigetragen haben. 

Helmut König 

Wolfgang Kuhlmann 

Klaus Schwabe Aachen, Dezember 1996 



 

Erster Teil 

Der Fall Schwerte/Schneider 



 

Gjalt R. Zondergeld 

Hans Ernst Schneider und seine Bedeutung 

für das SS-Ahnenerbe 

I.  

Im Vorwort zu seinem Buch «Das Ahnenerbe der SS 1935-1945. 

Ein Beitrag zur Kulturpolitik des Dritten Reiches» konstatierte 

Michael Kater (1974: 1), dass die Zurückhaltung auffallend sei, 

mit der verschiedene Autoren Himmlers kulturpolitische Ambiti-

onen betrachteten. Die Erforschung der Strukturen und Mecha-

nismen der NS-Herrschaft erscheine häufig wichtiger als die Ide-

engeschichte des Nationalsozialismus. Doch war es gerade die 

Ideologie, die dem NS-Herrschaftsapparat das Fundament gab 

und den Nazi-Mördern die Argumente für ihre grausame Arbeit 

lieferte. Speziell Himmler war sehr an der Schöpfung einer eige-

nen SS-Lehre als einer Art Muster-Ideologie für alle Nationalso-

zialisten interessiert (vgl. Ackermann 1970: 80 ff.). Der SS-Mann 

sollte nach Himmler eine Art Supermann sein. Für ihn sollte der 

Nationalsozialismus eine wahre Weltanschauung bedeuten, ja 

eine Form des Lebens. Die SS-Ideologie beanspruchte, ein beson-

deres Nazitum darzustellen: die Verkörperung der Nazi-Weltan-

schauung. 

Die verschiedenen Abteilungen der SS waren in sogenannte 

Hauptämter eingeteilt. Eines dieser Hauptämter war der persönli-

che Stab des Reichsführers-SS, der wieder aus verschiedenen 

Ämtern bestand, darunter auch «Das Ahnenerbe», das insbeson-

dere den Auftrag bekam, die SS-Ideologie wissenschaftlich zu 

begründen und auszuarbeiten. Das Ahnenerbe wurde im Jahre 

1935 formell als eine selbständige Stiftung gegründet. Es hatte 

die Aufgabe, «Raum, Geist, Tat und Erbe des nordrassischen In-

dogermanentums zu erforschen, die Forschungsergebnisse leben- 
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dig zu gestalten und dem Volke zu vermitteln» (Ackermann 1970: 

44). Es sollte klargestellt werden, dass die Germanen eine hohe 

Kultur gehabt hatten und dass sie keine Barbaren gewesen waren. 

Das Ahnenerbe sollte eine Art wissenschaftlich aussehende Pro-

paganda treiben und seine Mitarbeiter hatten keine Bedenken, im 

Dienst der Propaganda auch Fälschungen in Umlauf zu bringen. 

Allerhand Scharlatane bekamen die Gelegenheit, im Ahnenerbe 

mitzuarbeiten. Himmler war so interessiert an dieser Pseudo-Wis-

senschaft, dass er selber als Präsident des Ahnenerbes antrat. 

Anfangs spielte Dr. Hermann Felix Wirth die zentrale Rolle im 

Ahnenerbe. Wirth war ein typisch völkisch-nationalistischer 

Scharlatan. Er hatte 1933 eine neue Ausgabe der sogenannten 

Ura-Linda-Chronik, einer niederländischen Fälschung aus der 

Mitte des 19. Jahrhunderts, veröffentlicht und Himmler als neue 

Bibel der Germanen angeboten. Es handelte sich um eine phan-

tastische Chronik des Friesischen Volkes (vgl. Kater 1974: 11-16, 

41-43; Zondergeld 1978: 218-222; Jensma 1992: 8-52), die in der 

Wissenschaft längst als Fälschung entlarvt worden war. Es ist 

kennzeichnend für Himmler, dass er gerade den Mann, der diese 

Fälschung erneut als wissenschaftlich fundierte Wahrheit ausge-

geben hatte, als den Führer des Ahnenerbes akzeptierte. Aller-

dings sah er sich Ende 1938 gezwungen, Wirth zu entlassen, weil 

dieser in Universitätskreisen völlig unmöglich geworden war. Ka-

ter zufolge hatte sich Himmler schon Anfang 1936 zu diesem 

Schritt entschlossen, obwohl er Wirth noch im März 1937 zum 

Ehrenpräsidenten ernannt hatte (Kater 1974: 43). 

Viel wichtiger als der Phantast Wirth war schon seit 1935 

Wolfram Sievers, der Generalsekretär und spätere Hauptge-

schäftsführer des Ahnenerbes (vgl. Kater 1974: 28-36 und pas-

sim). Sievers war bis 1945 die wichtigste Person im gesamten Be-

reich des Ahnenerbes. Er war kein Akademiker, sondern ein am-

bitionierter junger Organisator. Er hatte in der völkischnationalis-

tischen Jugendbewegung eine glühende Liebe für «Blut und Bo-

den» und Germanische Geschichte entwickelt. Ebenso wie 

Himmler war er ursprünglich stark religiös orientiert und versuch- 
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te, dem Nationalsozialismus ein pseudo-religiöses Fundament zu 

verschaffen. 

Das akademische Element im Ahnenerbe verkörperte Dr. Wal-

ter Wüst, der seit 1932 als angesehener Indogermanist Professor 

in München war (vgl. Kater 1974: 43-47 und passim). 1936 

wurde Wüst Leiter der Abteilung für Wortkunde im Ahnenerbe. 

Drei Jahre später wurde er von Himmler zum «Kurator» des Ah-

nenerbes ernannt. Die wirkliche Führung behielt jedoch Sievers. 

Wüst und Sievers rückten schliesslich beide in den Rang von SS-

Standartenführern auf. 

Das Ahnenerbe nahm im Laufe der Zeit an Umfang und Be-

deutung immer mehr zu. Es umfasste Lehr- und Forschungsstät-

ten für Indogermanistik, Volkskunde, Archäologie, Runenschrift, 

Märchen, germanische Musik, Bauernhöfe, aber auch für Tibet 

(Himmler pflegte ein besonderes Interesse für das mysteriöse Ti-

bet, das er als die Wiege des Ariertums ansah), Medizin, Biologie, 

Pflanzengenetik und verschiedene andere Naturwissenschaften. 

Die Abteilung für Medizin wurde wegen der medizinischen Ex-

perimente von Helmut Rascher in Dachau besonders berüchtigt. 

Zum Bereich des Ahnenerbes gehörte aber auch die Tätigkeit von 

Professor August Hirt, der in Strassburg eine Sammlung von 

Schädeln «jüdisch-bolschewistischer Kommissare» anlegte. Ob-

jektive Wissenschaft war natürlich niemals das Ziel des Ahnen-

erbe. Sie diente nur als Hilfsmittel bei dem Versuch, das deutsche 

Volk im Sinne der SS-Ideologie zu indoktrinieren. Und nicht nur 

das deutsche Volk allein, auch die anderen sogenannten nordi-

schen Völker wurden zum Objekt der Propaganda des Ahnener-

bes. Das Ahnenerbe war das Zentrum der deutsch-imperialisti-

schen Infiltration auf dem Gebiet der Kultur. 

II.  

Die besetzten Niederlande wurden während der Kriegsjahre zum 

besonderen Objekt der Ahnenerbe-Aktivitäten. Hierbei spielte 

Dr. Hans Ernst Schneider die wichtigste Rolle. Schneider war   
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kein Mitläufer im Nationalsozialismus, sondern hat sich in einer 

verantwortlichen und wichtigen Position ganz deutlich aktiv am 

Nationalsozialismus beteiligt. 

Bei der Machtergreifung Hitlers war Schneider noch sehr jung, 

nur 21 Jahre alt. Er wurde am 15. Dezember 1909 in Königsberg 

als Sohn des Versicherungsbeamten (Filialdirektor) Max Schnei-

der, selber Sohn eines Lokomotivführers, geboren. Von der Seite 

der Mutter her war der Grossvater Polizeibeamter1. Diese Daten 

erscheinen unwichtig, aber sie sind von Bedeutung, weil wir aus 

ihnen schliessen können, dass Hans Ernst in seinem Leben einen 

grossen sozialen Aufstieg vollzogen hat. Das Dritte Reich hat da-

bei unverkennbar eine wichtige Rolle gespielt und im Falle 

Schneiders wirklich jene sozial-kulturelle Revolution bedeutet, 

von der z.B. David Schoenbaum in «Hitler’s Social Revolution, 

Class and Status in Nazi Germany» (1966) im Allgemeinen ge-

sprochen hat. Aus dieser Sicht können wir auch verstehen, dass 

Hans Ernst Schneider ein so ambitiöser Draufgänger gewesen ist, 

ein wirklicher «social climber». Sein sozialer Aufstieg kommt 

z.B. auch darin zum Ausdruck, dass er während des Krieges für 

die Ferien ein zweites, sehr schönes Haus am Starnberger See bei 

München bewohnte (van Houten 1987: 62). 

Seine Eltern schickten ihn auf ein Realgymnasium (1918- 

1928), und anschliessend besuchte er die Universität in Königs-

berg, wo er 1935 mit einer Dissertation über Turgenjev und die 

deutsche Literatur promovierte. Diese Dissertation ist heute nicht 

mehr auffindbar. Trotzdem glaube ich nicht, dass sie eine Fäl-

schung gewesen ist. Das hätte man sicher bei der SS nicht akzep-

tiert, und als er sich bei dieser Organisation anmeldete (15. April 

1937 als Nr. 293691), bezeichnete er sich selber als Doktor. Er 

hat Germanistik, Theaterwissenschaft, Kunstgeschichte, Philoso-

phie, Volkskunde und Urgeschichte studiert, in Königsberg, Ber-

lin und Wien. Schon 1929 hatte er, wie er selber sagt, mit schrift-

stellerischen Tätigkeiten angefangen; seit Dezember 1933 arbei-

tete er an verschiedenen Zeitungen mit. Von April bis August 

1933 diente er beim Freiwilligen Arbeitsdienst in der Kurischen  

17 



 

Nehrung. Im Oktober 1933 wurde er SA-Mitglied. Er wechselte 

von der SA in die SS, nach eigener Angabe auf Ersuchen des 

Rasse- und Siedlungshauptamtes. Die SS brauchte junge, ambiti-

onierte Akademiker, und er hatte sich schon bei der SA und bei 

«Kraft durch Freude» als Referent für Volkstumsarbeit in Ost-

preussen (August-Dezember 1934) verdient gemacht. Seit Mai 

1936 war er bei der Abteilung «Volkstum und Heimat» tätig, von 

November 1936 bis April 1937 als Hauptabteilungsleiter. Schnei-

der hat sich in dieser Funktion vor allem mit Volkskunst, Laien-

spielen und der Schöpfung einer neuen Art geselligen Volkstan-

zes beschäftigt. Er wurde allen Anforderungen gerecht. Seit 1936 

publizierte er laufend in der «Preussischen Zeitung» und daneben 

noch in fünf anderen Zeitschriften. Im Dezember 1936 veröffent-

lichte er sein erstes Buch: «Königliches Gespräch». 

Ein Mann mit Schneiders Voraussetzungen hatte gute Mög-

lichkeiten, bei der SS Karriere zu machen, besonders beim Ah-

nenerbe, das sich gerade mit Volkstumsarbeit beschäftigte. 

Schneider sah seine Chancen und spezialisierte sich in diesen Be-

reichen, obwohl er, wenn man an das Thema seiner Dissertation 

denkt, vermutlich am Anfang ganz andere Interessen hatte. Zu-

nächst bekam Schneider eine Stellung beim Rasse- und Sied-

lungshauptamt in Berlin unter Walther Darré, und zwar als Refe-

rent für Rassenkunde. Ab Oktober 1938 war er Referent beim Ah-

nenerbe. Wichtig war wahrscheinlich für ihn, dass er dem ganz 

normalen, harten Wehrdienst entgehen konnte. Er hat nur sehr 

kurz bei der Wehrmacht gedient: Sept.-Okt. 1936 und Nov. 1937-

Jan. 193 8 bei einem Flak-Regiment. Als Schneider zum Ahnen-

erbe kam, hatte Wolfram Sievers dort schon den ersten Ahnen-

erbe-Leiter Hermann Felix Wirth abgelöst (vgl. Kater 1974: 61-

65). Mit Sievers, der 1951 nach seiner Verurteilung in Nürnberg 

gehängt worden ist, ist Schneider in seiner ganzen weiteren SS-

Zeit aufs Engste verbunden gewesen. 

Im persönlichen Auftrag von Sievers und mit Genehmigung 

Himmlers leistete Schneider schon vor Kriegsanfang wichtige 

Arbeit, die er manchmal allein durchführen musste. So machte er 

im August 1938 eine Reise nach England und später zwei Reisen 
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in die Niederlande, wo er längere Zeit blieb, namentlich im Sep-

tember 1938 und im April 1939. Im Frühjahr 1939 wirkte er für 

kurze Zeit in Salzburg und Wien bei der Einrichtung einer Ah-

nenerbe-Abteilung mit. Im Dezember 1939 war er mit einem Auf-

trag in Riga. Die baltischen Staaten Estland und Lettland waren 

laut deutsch-sowjetischem Nichtangriffspakt vom August 1939 

zur russischen Interessensphäre erklärt worden. Deshalb ordnete 

Hitler Ende September die Rückführung von fast 90‘000 Volks-

deutschen ins Reich an. Das Ahnenerbe machte sich dabei ver-

dient, indem es deutsches «Kulturgut» (d.h. deutsche Kirchenbü-

cher, Archivalien etc.) vor dem Einmarsch der Russen sicherte. 

Laut Kater (1974: 147) hatten Sievers und seine Männer diese Tä-

tigkeit übernommen, um ihre Stellung zu behalten. Aber schon 

nach einigen Wochen waren sie damit fertig. Darum musste neue 

Arbeit geschaffen werden. 

In den Niederlanden hatte Schneider Kontakte mit einigen füh-

renden Personen der grössten faschistischen Partei geknüpft, der 

NSB (Nationaal-Socialistische Beweging), die übrigens 1937 nur 

4% der Wählerstimmen bekam. Die Personen, mit denen Schnei-

der Kontakte aufnahm, gehörten zur sogenannten völkischen 

Gruppe, die den radikalen germanischen Rassismus vertrat und 

damals schon stark pro-deutsch eingestellt war. Diese Gruppe 

hatte sich 1937 in einer Stiftung «Der Vaderen Erfdeei» (d. h. Das 

Ahnenerbe) nach dem Vorbild des Ahnenerbes organisiert. Sie 

gab eine ganz kleine Zeitschrift heraus, «De Wolfsangel», seit 

1939 «Volksche Wacht» (d.h. Völkische Warte). Der Führer die-

ser Gruppe war der Teppichfabrikant Frans E. Farwerck, der sich 

viele Kenntnisse über Heimatkunde, Runen, Germanische Sym-

bole etc. erworben hatte. Es war damals schon bekannt, dass er 

lange Zeit, eben während seiner NSB-Mitgliedschaft, einer Frei-

maurerloge angehörte, nämlich dem internationalen Freimaurer-

verein «Le Droit Humain», der stark französisch geprägt war und, 

weil er auch Frauen als Mitglieder akzeptierte, eine Sonderrolle 

bei den Freimaurern spielte. Farwerck war vor dem Krieg inner-

halb der NSB als Ideologe im Hintergrund von wichtiger Bedeu- 
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tung. Doch wurde ihm letztendlich seine Freimaurermitglied-

schaft zum Verhängnis. Nach dem deutschen Einfall im Mai 1940 

war ein ehemaliger Freimaurer als Führer einer Nazi-Partei nicht 

mehr zu halten. Es war Schneider, der ihm persönlich die Nach-

richt über seinen politischen Abgang zu überbringen hatte. 

Schneider war am 20. Juni 1940 mit einem direkten Auftrag 

Himmlers nach Den Haag abgereist, um dort mit Hilfe seiner 

Kontakte eine Abteilung des Ahnenerbes zu bilden. Schon An-

fang August hat er sich offiziell in Den Haag als Zentralreferent 

für die Niederlande niedergelassen. Er suchte natürlich gleich 

Kontakt mit Farwerck und seinen völkischen Freunden, aber zwei 

Wochen später musste er im Auftrag Hans Albin Rauters, des Hö-

heren SS und Polizei-Führers in den Niederlanden, alle Kontakte 

mit Farwerck abbrechen. Am 21. August teilte er das Farwerck 

persönlich mit (vgl. Fraenkel-Verkade/van der Leeuw 1967: 141; 

In ‘t Veld 1976: 269). Farwerck war wütend, aber konnte nichts 

dagegen tun, weil sich auch der NSB-Führer Anton Mussert ge-

gen ihn stellte. 

Übrigens hat Schneider seinen Auftrag, Farwerck fallenzulas-

sen, nur widerwillig und zögernd ausgeführt, weil er Farwerck 

wegen seiner Kenntnisse der Volkskunde schätzte. Es ist natür-

lich typisch, dass ein SS-Mann wie Schneider dennoch schliess-

lich solche Aufträge ausführte. Das war auch deswegen geboten, 

weil Schneider viel daran gelegen war, in den Niederlanden ar-

beiten zu können. In einem Brief vom 7. Juni 1940 hatte er per-

sönlich seinen Chef Sievers um sofortigen Einsatz in Holland ge-

beten: «Wenn ich im Augenblick nicht meinen Dienst mit der 

Waffe ableisten darf, so bitte ich mich nun zur Dienstberatung im 

SS-Sonderdienst für das besetzte Gebiet Holland abkommandie-

ren zu lassen. Ich selbst kenne Holland von zweimaligem Aufent-

halt. Ich hatte dabei Gelegenheit, u. a. Einblick in die holländi-

sche volkstümliche Wissenschaftsarbeit und vor allem in die hol-

ländische volkskulturelle Erziehungsarbeit zu gewinnen. Ich 

konnte mit verdienten holländischen und auch flämischen Per-

sönlichkeiten, die in dieser Arbeit stehen, Fühlung aufnehmen» 

(BDC, H 917, 5935-5936). Über diese Tätigkeit hatte er einen  
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ausführlichen Bericht für Himmler geschrieben und dabei die For-

derung nach stärkerer deutscher Orientierung dieser volkskundli-

chen Entwicklungsarbeit erhoben. Im Anschluss daran war er von 

Himmler zum SS-Untersturmführer und ein Jahr später zum Ober-

sturmführer befördert worden. 

Es zeigte sich, dass Schneider ein guter Organisator war. Er 

baute «Der Vaderen Erfdeei», die Organisation Farwercks in der 

«Volksche Werkgemeenschap» (Völkische Arbeitsgemeinschaft) 

neu auf. Leider musste er den Namen ändern, weil «Der Vaderen 

Erfdeei» zu sehr mit dem Namen Farwercks assoziiert wurde. Als 

neuen Führer wählte Schneider den Historiker Dr. Johan Theu-

nisz, Mitglied der NSNAP (Nationaal-Socialistische Nederlandse 

Arbeiders Partij), einer kleinen, sehr radikalen Nazi-Partei, die für 

den Anschluss der Niederlande an das Dritte Reich plädierte (In 

‘t Veld 1976: 270). «Die Arbeit der Völkischen Arbeitsgemein-

schaft ist gesichert», meldete Schneider an Sievers in einem Brief 

vom 17. Sept. 1940, «gesichert ist auch das Erscheinen der neuen 

Zeitschrift ,Hamer’. Zu diesem Zweck ist ein Verlag gegründet 

worden unter der Leitung der Brüder Van Houten. Es wäre zu be-

grüssen, wenn dieser Verlag mit der Ahnenerbe-Stiftung und Ah-

nenerbe-Verlag Zusammenarbeiten könnte, z.B. die Vertretung 

des Ahnenerbe-Stiftungs-Verlags für das Gebiet Holland be-

käme» (BDC, H 917, 5900-5902). Es gelang Schneider, die Völ-

kische Arbeitsgemeinschaft völlig in das Ahnenerbe einzuglie-

dern. Aber sie wurde – ganz typisch für die komplizierte national-

sozialistische Organisationsstruktur – einerseits als Unterabtei-

lung der Niederländischen SS, die Mussert unter deutschem 

Zwang im September 1940 errichtet hatte, andererseits formell als 

Unterabteilung der NSB und schliesslich faktisch als Abteilung 

der deutschen Allgemeinen SS geführt. 

In einer Notiz für Sievers machte Schneider am 17. August 

1940 klar, dass er bei seiner Tätigkeit sehr vorsichtig zu Werke 

ging: «Ich trete nach aussen grundsätzlich nur ,beratend’ auf, es 

muss den Anschein haben, als ob die Holländer alles ,aus sich 

selbst’ in Angriff nehmen. In Wirklichkeit soll ich jedoch andau- 
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ernd der eigentliche ,Anreger’ sein. So ist der Wunsch von SS-

Brigadenführer Rauter; in selber Weise arbeitet auch SS-Standar-

tenführer Jungclaus beim Aufbau der niederländischen SS. SS-

Brif. (= Brigadeführer, d. Verf.) Rauter äusserte sogar, dass das 

Ahnenerbe in Wirklichkeit eines Tages die wirkliche Leitung der 

,Volksche Werkgemeenschap’ haben sollte» (In ‘t Veld 1976: 

519). 

Mitte 1943 war es tatsächlich soweit, und die Völkische Ar-

beitsgemeinschaft wurde unter dem neuen Namen «Germaan- 

sche Werkgemeenschap Nederland» offiziell in das Ahnenerbe 

inkorporiert (In ‘t Veld 1976: 272). Die Zeitschrift «Hamer» war 

unter den Zeitschriften der Kollaborateure ein grosser Erfolg. Sie 

zielte auf das grosse Publikum, war reich mit Photos und Zeich-

nungen illustriert und auf den ersten Blick so wenig politisch pro-

filiert, dass sie ausser der kleinen Gruppe überzeugter niederlän-

discher SS-Mitglieder viele weitere Leser gewinnen konnte (ins-

gesamt ungefähr 9 000). Im Jahre 1943 brachte Schneider in Ber-

lin eine deutsche und eine flämische Version dieser Monatsschrift 

heraus. Er selber war Mitglied der Redaktion der deutschen Aus-

gabe des «Hammer». Die Themen in «Hamer» waren Archäolo-

gie, Urgeschichte der Germanen, Heimatkunde, Volkstum, 

Brauchtum, Volkstänzen, Trachten, Bauernhäuser, alte Symbole, 

Runen, Geschichte des deutschen Reiches, die niederländische 

Ostkolonisation in Polen und Ostpreussen, Rassenkunde (beson-

ders der sogenannten nordischen Rassen) und Genealogie. Ob-

wohl man offenen Antisemitismus im «Hamer» kaum findet, sind 

die Beiträge doch davon nicht zu trennen: Germanische Rassen-

kunde implizierte stets Antisemitismus und meistens auch neu-

heidnische Anti-Christlichkeit. Deshalb sind die schönen Trach-

ten von Volendammer Fischermädchen und die alten Mühlen im 

Bauernland nichts anderes als die unschuldig aussehende, ge-

tarnte schöne Seite des grauenhaften Judenhasses (Zondergeld 

1984: 111-116). Auch bei Schneider findet man deutlich antise-

mitische Äusserungen nur selten. In dem oben genannten Brief 

vom 17. September z.B. schreibt er einige Sätze über seinen ehe- 
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maligen Freund Farwerck und sagt dann, dass das Haupt seiner 

Loge ein französischer Jude namens Lucien Levi war. 

Ein weiteres Ziel des «Hamer» bestand darin, die Niederländer 

für die SS-Idee des Grossgermanischen Reiches empfänglich zu 

machen, also die Auslöschung der niederländischen Ostgrenze 

mit Deutschland, sogar den Anschluss bzw. die Heimkehr ins 

deutsche Reich zu propagieren. Mussert und die meisten NSB-

Leute stimmten dem nicht zu, denn sie strebten einen unabhängi-

gen niederländischen Staat unter NSB-Führung an. Aber nicht nur 

mit der NSB, sondern auch mit anderen, deutschen NS-Organisa-

tionen hatte Schneider einen Konkurrenzkampf zu führen. Zum 

Beispiel mit zwei deutschen Beamten aus Berlin, Dr. Heinz Reh-

der Carsten und Dr. Willy Krogmann, die im Auftrag des Propa-

ganda-Amtes von Reichskommissar Seyss-Inquart in der Provinz 

Friesland Kontakte mit friesischen Nationalisten und Volkstum-

spezialisten aufzunehmen versuchten (In ‘t Veld 1976: 553, Zon-

dergeld 1978: 291 f.). Schneider, der gleichfalls in Friesland ar-

beiten wollte, protestierte augenblicklich und mit Erfolg. Beide 

Herren wurden im Herbst 1940 zurückgerufen, was Schneider 

dann wiederum für übertrieben hielt: «Merkwürdig, wozu immer 

diese Extreme? Sie hätten gut mitarbeiten können.» 

Schneider gelang es, auch weitere Konkurrenten auszuschal-

ten. Der in den Niederlanden bekannte Publizist Dr. R.P. Osswald, 

der schon während des Ersten Weltkrieges eine wichtige Agen-

tenrolle in Belgien in der flämischen Bewegung gespielt hatte, 

versuchte nun dasselbe in Friesland. Mitte Oktober wurde auch er 

nach Berlin zurückgerufen (In ‘t Veld 1976: 516, Zondergeld 

1978: 292). Dasselbe geschah mit Dr. W. J. Bodens, einem Volks-

kundespezialisten an der Bonner Universität, der aber in seiner 

Funktion bei der Abwehr viel wichtiger war: Im Mai 1940 spielte 

er bei dem Überfall auf die Niederlande eine führende Rolle. Spä-

ter war er vermutlich bei der Volksdeutschen Mittelstelle tätig, ei-

ner NSDAP-Stelle für die Beziehungen mit den Volksdeutschen 

im Ausland. 1941 wurde diese Organisation formell ein Hauptamt  
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der SS (In ‘t Veld 1967: 476, 493 f.). Bodens war für das Ahnen-

erbe und Schneider ein gefährlicher Konkurrent. Es gelang 

Schneider jedoch, Bodens wegen seiner Kontakte zu bestimmten 

katholischen Kreisen in Deutschland zu verdächtigen und ihn 

auszuschalten (In ‘t Veld 1976: 516). 

Mit einem anderen Konkurrenten, SS-Hauptsturmführer Dr. 

W. Ispert, Leiter der Forschungsstelle «Volk und Raum» und als 

Referent bei General-Kommissar F. Schmidt beschäftigt, fand 

Schneider einen Kompromiss. Schmidt war NSDAP-Funktionär 

und hatte den Auftrag, die politischen Organisationen in den Nie-

derlanden soweit wie möglich auf die deutsche Seite zu bringen 

(In ‘t Veld 1976: 517). Ispert warnte Schneider vor Streitigkeiten 

zwischen Schmidt und Schneiders Chef H.A. Rauter. Schmidt 

wollte bevorzugt die NSB unterstützen, Rauter dagegen hielt 

mehr von einer kräftigen holländischen SS. Zum erstenmal ka-

men die beiden General-Kommissare über die Finanzierung der 

von Schneider organisierten «Volksche Werkgemeenschap» mit-

einander in Konflikt. Als Konfliktparteien standen also NSDAP, 

NSB und SS einander gegenüber. Mitte September 1940 gelang 

es Schneider und Ispert, einen Kompromiss zu erreichen. Schmidt 

sollte die Völkische Arbeitsgemeinschaft finanzieren, aber via 

Schneider als Sachbearbeiter von Rauter. Ispert wiederum sollte 

als Sachbearbeiter von Schmidt auftreten. Auch wurde verabre-

det, dass das General-Kommissariat Rauter für die volkstümli-

chen und volkstumserhaltenden, die organisatorischen und finan-

ziellen Belange sowie für die Beziehungen zur SS und überhaupt 

für die allgemeine weltanschauliche Ausrichtung und Zielsetzung 

zuständig war. In der Praxis bedeutete dies, dass die Volkstums-

arbeit völlig in den Einflussbereich der SS geriet und Schmidt nur 

zu bezahlen hatte. Ab Juni 1942 überliess Schmidt, der inzwi-

schen allen Einfluss verloren hatte, der SS auch die Finanzierung. 

In den ersten zwei Jahren der Besetzung der Niederlande hatte 

diese zwitterhafte Situation zu «andauernden Unzuträglichkeiten 

und Meinungsverschiedenheiten» geführt, wie Schneider im Mai 

1942 in einem Übersichtsbericht konstatierte (In ‘t Veld 1976: 

272). 
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Neben dem «Hamer» gab die Völkische Arbeitsgemeinschaft 

eine mehr wissenschaftliche Monatsschrift unter dem Namen 

«Volksche Wacht» (Völkische Warte) heraus. Schneider konnte 

dieses Periodikum, das schon vor dem Kriege gegründet worden 

war, fortsetzen und bemühte sich darum, die ,Wissenschaftlich-

keit’ des Blattes stärker herauszustellen (In ‘t Veld 1976: 270). 

Eine wichtige organisatorische Rolle spielte Schneider in sepa-

ratistischen Kreisen in den Provinzen Friesland, Groningen und 

Limburg. Hier gelang es ihm, regionale Nationalisten unter dem 

Dach des Ahnenerbes zusammenzubringen. Die friesischen Regi-

onalisten hatten bereits in den zwanziger Jahren Kontakte mit der 

Ostfriesischen Landschaft, einer stark rechtsorientierten Heimat-

bewegung Ostfrieslands (übrigens nicht friesischsprachig), und 

mit nordfriesischen Nationalisten aus Schleswig aufgenommen 

(Zondergeld 1978: 145-149, 257-263, Steensen 1986: 277-313, 

413-421, von Reeken 1995: 84-96, 215-222). Einige dieser nie-

derländischen Friesen orientierten sich in den dreissiger Jahren 

am Nationalsozialismus und strebten politische und kulturelle 

Autonomie für Friesland an. Allerdings gehörten diese friesischen 

Nazis einigen einander bekämpfenden kleinen Parteien an. 

Schneider fasste im Februar 1941 die friesischen Nazis in einem 

Verein zusammen, dem Friesischen Rat (de Fryske Rie), und 

brachte gemeinsam mit Ispert diesen Verein in einer Dachorgani-

sation unter dem Namen Saxo-Frisia mit Regionalisten aus den 

Provinzen Groningen, Drente, Overijssel und Gelderland zusam-

men, wo keine friesische, sondern niedersächsische Mundart ge-

sprochen wurde (In ‘t Veld 1976: 275-280, Zondergeld 1978: 

383ff., 417ff.). Das Ziel war, die friesischen und niedersächsi-

schen Niederländer zum Anschluss ans deutsche Reich zu brin-

gen, wobei natürlich die nahe Verwandtschaft der niedersächsi-

schen Mundarten mit den plattdeutschen Mundarten als Argu-

ment ins Feld geführt werden konnte. Die meisten friesischen Na-

tionalisten trauten dieser Sache jedoch nicht ganz, und Schneider 

hatte grosse Mühe, die Gruppe beieinander zu halten. Besonders 

der friesische Führer, der Dichter und Bauer Douwe Kiestra, lag 
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immer wieder im Streit mit dem autoritären Führer der Saxo-Fri-

sia Prof. Dr. J. Kapteyn, Dozent in Anglistik, Germanistik und 

Frisistik und seit 1940 Rektor der Universität Groningen. Kap-

teyn lehnte die friesische Sprachbewegung ab und konnte schon 

deshalb nicht mit einem friesischen Schriftsteller wie Kiestra Zu-

sammenarbeiten. 

Schneider wurde einigemale von Dr. Assien Böhmers unter-

stützt, einem niederländischen Archäologen, der schon seit 1939 

für das Ahnenerbe arbeitete. Schneider empfahl ihm, bei seinen 

Versuchen, die Friesen für die deutsche Sache zu gewinnen, sehr 

vorsichtig aufzutreten, über seine Bindungen an die SS zu schwei-

gen und ganz persönlich zu Werke zu gehen (In ‘t Veld 1976: 278, 

Zondergeld 1978: 295). «Sprechen Sie wirklich nur mit Men-

schen», schrieb Schneider am 16. Dezember 1941 an Böhmers, 

«auf die Sie sich hundertprozentig verlassen können, offen über 

gewisse Probleme. Nach aussen ist unbedingt loyale Zusammen-

arbeit mit der offiziellen Parteipolitik notwendig.» Böhmers war 

namentlich mit dem Beauftragten für Friesland W. Ross, einem 

Anhänger von Schmidt, in Konflikt geraten. Es sah so aus, als ob 

Schneider in diesem Konflikt aufs Neue obsiegen könnte, denn 

sein Mann Böhmers wurde in den Vorstand der «Fryske Rie» auf-

genommen. 

In einer Notiz vom 9. Dezember 1941 stellte Schneider fest: 

«Eine grössere Zahl dieser friesischen Führer hat den Wunsch, in 

die SS zu treten, besonders dann, wenn ihnen auch seitens der SS 

die eigene Sprache zugestanden wird, wobei es selbstverständlich 

bleibt, dass die Friesen gerade dann sich in die grössere germani-

sche Aufgabe hineinfinden» (In ‘t Veld 1976: 610f.). 

Ein halbes Jahr später wurde Böhmers dann doch gezwungen, 

seine Vorstandsfunktion in der «Fryske Rie» aufzugeben. Schnei-

der wies ihn sogar an, sich nicht mehr um friesische Dinge zu 

kümmern (RIOD, HSSPF 1-A, Schneider an Böhmers, 7.7.42, 

Zondergeld 1978: 423 f.). Schneider war es nicht gelungen, Rau-

ter und Himmler davon zu überzeugen, dass es gut wäre, der frie-

sischen SS nachzugeben und den Gebrauch der friesischen Spra-

che in Friesland zu erlauben. Himmler war für diese Unterstüt- 
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zung des Separatismus nicht zu gewinnen. Einige Monate später 

wurde Schneider nach Berlin versetzt. Unter Schneiders Nachfol-

ger in den Niederlanden, Friedrich Wilhelm Mai, fiel «Saxo-Fri-

sia» auseinander, der Friesenrat wurde aufgelöst und Kiestra aus 

der SS ausgeschlossen (Zondergeld l978: 430-437). 

Unter Schneider hatte der Friesenrat eine sehr schön gestaltete 

Monatsschrift unter dem Namen «It Fryske Folk» (Das friesische 

Volk) herausgegeben. «Saxo-Frisia» veröffentlichte daneben 

noch zwei andere Zeitschriften, eine populäre Monatsschrift «Het 

Noorderland» und eine wissenschaftliche zweimonatliche Zeit-

schrift «Saxo-Frisia». In «Het Noorderland» wurden besonders 

solche Beiträge veröffentlicht, die sich für die Annäherung der 

niedersächsischen und friesischen Landesteile einsetzten, wobei 

die grossen Unterschiede zwischen den beiden Sprachen überse-

hen wurden. In der Provinz Limburg gab Schneider den Anstoss 

für die Gründung der «Fränkische Werkgemeenschap De Spade» 

(Fränkische Arbeitsgemeinschaft Der Spaten) mit der Monats-

schrift «Frankenland». Dieser Verein hatte das Ziel, die Provinz 

Limburg zum Anschluss an das deutsche Reich zu bewegen (In ‘t 

Veld 1976: 276, 989). Saxo-Frisia, der Friesenrat und die Fränki-

sche Arbeitsgemeinschaft waren unter dem Dach der Völkischen 

Arbeitsgemeinschaft zusammengefasst. 

Im Rahmen der Völkischen Arbeitsgemeinschaft brachte 

Schneider speziell für Genealogen eine weitere Zeitschrift heraus. 

Sie trug den Namen «Sibbe» (Sippe), sah völlig harmlos aus, zog 

viele tausend Leser an, war aber aufs Tiefste dem Ariermythos 

und dem Antisemitismus verpflichtet. Die Auflagen der regiona-

len Zeitschriften waren jedoch nicht gross. «It Fryske Folk» hatte 

300, «Het Noorderland» 400, «Saxo-Frisia» 800 und «Franken-

land» 600 Exemplare. Auch für die holländischen Westprovin-

zen, das eigentliche Holland, hatte Schneider einen eigenen regi-

onalen Verein formiert: «De Lage Landen» (Die Niederlande), 

der aber so wenig Anhänger hatte, dass es nicht zur Gründung 

einer Zeitschrift kommen konnte. 
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Als Ahnenerbe-Referent war Schneider während seiner Arbeit 

in den Niederlanden dem persönlichen Stab Hans Rauters zuge-

ordnet, dem höchsten SS-Befehlshaber in den Niederlanden, der 

Himmler direkt verantwortlich war. Schneider stand mit Ahnen-

erbe-Chef Sievers und mit einer Menge anderer SS-Offiziere in 

Berlin in ständigem Kontakt. Er war schon 1940 Hauptschriftlei-

ter der Zeitschrift «Die Weltliteratur», die in Berlin beim Schwer-

ter Verlag herausgegeben wurde. (Vielleicht hat der Name 

«Schwerter Verlag» etwas mit dem späteren neuen Namen 

Schwerte zu tun.) An seinen Kollegen, den SS-Untersturmführer 

Hans Boehm in Berlin, schrieb Schneider am 20. Dezember 1940 

über diese Zeitschrift: «Wenn wir später wirklich einmal die 

,Weltliteratur grundsätzlich umgestalten wollen, dann muss in 

erster Linie ein neuer Ton in die Besprechung hinein» (BDC, H 

917, 5831-5833). Schneider erklärte, dass er Schluss machen 

wolle mit den Lobhudeleien und Allgemeinplätzen, mit denen das 

Blatt bis dahin vollgeschrieben wurde, und er macht sich lustig 

über eine Menge Mitarbeiter, die er alle loswerden will. Schnei-

der hatte seine Pläne bereits mit Prof. Dr. Ziesemer aus Königs-

berg besprochen. Zu den späteren Mitarbeitern der «Weltlitera-

tur» gehörte u. a. Prof. Dr. Franz Alfred Six, Politologe in Kö-

nigsberg und seit 1939 in Berlin. Er war SS-Oberführer und ar-

beitete beim Reichssicherheitshauptamt und beim SD-Hauptamt. 

Nach dem Kriege wurde er von den Amerikanern zu 20 Jahren 

Haft verurteilt, weil er als Kommandant eines Einsatzkommandos 

1941 an Erschiessungen zahlreicher Russen beteiligt war. 1951 

kam er wieder auf freien Fuss, wurde Direktor bei Porsche und 

Mitarbeiter des Bundesnachrichtendienstes (Krauss/Müller 1995: 

6). 

Mitte Oktober 1942 wurde Schneider von Sievers nach Berlin 

zurückgerufen und zum Leiter des Germanischen Wissenschafts-

einsatzes (GWE), einer neuen Ahnenerbe-Abteilung, die den gan-

zen historischen, volkstümlichen und rassenkundlichen Bereich 

umfassen sollte, ernannt. Himmler war namentlich mit Schneider 

sehr zufrieden. Er schrieb Rauter am 20. Juli 1942: «Es ist mir 

eine ganz besondere Freude zu wissen, dass unser Mitarbeiter SS- 
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Obersturmführer Dr. Schneider die in ihn gesetzten Erwartungen 

voll erfüllen konnte und Ihnen, Gruppenführer, eine wertvolle 

Hilfe gewesen ist» (BDC, H 917, 5725). Und Rauter schrieb an 

Sievers: «Ich bedauere es sehr, dass damit SS-Obersturmführer 

Schneider der niederländische Raum für seine engere Arbeit ver-

loren geht: aber ich sehe auch ein, dass seine Arbeit für den gan-

zen germanischen Bereich wichtiger ist als die hier in Holland und 

dass andererseits Dr. Schneider hier doch ganz grosse Erfahrun-

gen gesammelt hat, die er in den anderen Bereichen sehr gut wird 

verwenden können. Jedenfalls danke ich dem Ahnenerbe für seine 

wirklich kameradschaftliche Hilfe ...». Rauter ist nach dem Krie-

ge von einem niederländischen Gericht u.a. wegen seiner Haupt-

verantwortlichkeit für den Mord an 105000 Juden zum Tode ver-

urteilt worden. 

Der Germanische Wissenschaftseinsatz umfasste nicht weniger 

als siebzig Organisationen, Zeitschriften etc. in Deutschland, 

Frankreich, Belgien, Holland, Dänemark, Norwegen, Schweden, 

Finnland und der Schweiz, also auch in zwei neutralen Ländern. 

In seiner Funktion hatte Schneider auch in Deutschland selbst mit 

der Konkurrenz anderer Organisationen zu tun, unter anderem mit 

dem Amt Rosenberg und mit der Germanischen Leitstelle, einer 

SS-Organisation (Kater 1974: 342-347). Von Berlin aus, wo er 

zum Hauptsturmführer ernannt worden war, hatte Schneider sich 

noch immer viel mit Holland zu beschäftigen. Im Januar 1943 be-

mühte er sich um eine leihweise Überlassung von medizinischen 

Geräten der Universität Leiden. Am 4. Februar war diese Sache 

noch nicht erledigt, denn Sievers und Schneider führten darüber 

eine Besprechung mit dem Archäologen Prof. Dr. Walther von 

Stokar in Den Haag (In ‘t Veld 1976: 943 f.). Aus zwei vertrauli-

chen Briefen vom 15. und 17. Mai, die Sievers an von Stokar 

schickte (damals in Apeldoorn, Niederlande), geht hervor, dass 

die Apparate noch immer nicht da waren, wo sie gebraucht wer-

den sollten, nämlich im KZ Dachau bei «unserem Mitarbeiter SS-

Hauptsturmführer Dr. Fr. Rascher» (BDC, H 866, 6180-6182). 

Rascher war einer der Ärzte, die sich mit sogenannten medizini- 
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schen Experimenten schuldig gemacht haben. Sievers hatte von 

Stokar nach einem Spektral-Mikroskop aus seinem eigenen Insti-

tut gefragt und das mit dem Hinweis verbunden, dass die Instru-

mente für «die Durchführung von Raschers Arbeiten von beson-

derer Wichtigkeit sind». Aus Leiden forderte er an: eine Mikro-

skopienlampe, ein Viskosimeter, ein Kalorimeter, ein Spirometer 

nach Krogh, ein Mikrotom für Gefrierschnitte und ein Mikrotom 

für Paraffinschnitte. 

Sievers bedauerte, dass er die Apparate nur für ein halbes Jahr 

ausleihen konnte, und wollte den Leihkontrakt später abschlies-

sen, weil die nötigen Baracken noch nicht gebaut waren. Er 

schrieb: «Mit Fertigstellung der für das Institut notwendigen Ba-

rackenbauten ist erst um diese Zeit (September) zu rechnen. Die 

frühere Übernahme der Geräte würde keinen praktischen Wert 

haben». Sievers gab Schneider den Auftrag, die Apparate bei den 

richtigen Stellen zu besorgen. Schliesslich kamen die Geräte in 

Dachau an, und die Leihzeit wurde verlängert. Es ist unwahr-

scheinlich, dass Schneider nicht gewusst hat, wofür Rascher die 

Geräte benutzen wollte. Deswegen kann meiner Meinung nach 

Schneider auch tatsächlich für die grausamen medizinischen Ex-

perimente mitverantwortlich gemacht werden. 

Zusammengefasst kann man sagen, dass Schneider ein wichti-

ger SS-Offizier war, der sich vielleicht nicht persönlich an Bruta-

litäten gegen Verfolgte beteiligte2, der aber als wichtiger Nazi-

Wissenschaftler in hohem Masse für die Propaganda der SS-Ideen 

verantwortlich war, welche letztendlich nach Dachau, Auschwitz 

und in die vielen anderen Konzentrationslager führten. 



 

Ludwig Jäger 

Germanistik – eine deutsche Wissenschaft1 

Das Kapitel Hans Ernst Schneider 

I. Das Problem Hans Ernst Schneider 

Nach Auskunft der ,Deutschen Dienststelle für die Benachrichti-

gung der nächsten Angehörigen von Gefallenen der ehemaligen 

deutschen Wehrmacht’ ist Hans Ernst Schneider, geboren am 

15.12.1909 in Königsberg, am 25.4.1945 in Berlin gefallen. Dass 

der ehemalige SS-Hauptsturmführer fünfzig Jahre später unter die 

Lebenden zurückgekehrt ist, hat nicht nur ein – ein halbes Jahr-

hundert währendes – ehrenwertes und erfolgreiches Leben – sein 

eigenes – in ein politisch-moralisches Zwielicht gesetzt; es hat 

auch deutlich gemacht, dass die jüngere Geschichte unserer Dis-

ziplin Germanistik noch immer eine terra incognita ist. 

Der Fall Schwerte/Schneider hat fünfzig Jahre nach Ende des 

Zweiten Weltkrieges und des nationalsozialistischen Staates noch 

einmal in exemplarischer Weise – und vielleicht erst heute in der 

gebotenen Schärfe – vor Augen geführt, dass die Bundesrepublik 

Deutschland 1949 keine creatio ex nihilo war, sondern dass sie 

sich auf dem problematischen Grund der ideologischen, der poli-

tischen, der institutionellen und vor allem der personellen Kon-

kursmasse des sog. Dritten Reiches als demokratischer Staat zu 

reorganisieren hatte. 

In der fünfzigjährigen Geschichte der Republik besteht ein 

Mangel an Erinnerungs-, Reflexions- und historischer Aufklä-

rungsarbeit, der vor allem in der Existenz einer Biographie vor 

Augen tritt, in der exemplarisch – wie in der Republik als ganzer 

– die Vergangenheit abgeschnitten und eingekapselt ist. Der Iden-

titätswechsel Hans Ernst Schneiders zu Hans Schwerte ist inso- 
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sofern in gewissem Sinne das Modell des Identitätswechsels vom 

sog. Dritten Reich zur Bundesrepublik Deutschland. So wie die 

Bundesrepublik mehr oder minder die ihre, hat auch Schnei-

der/Schwerte seine Vergangenheit durch Negation bearbeitet. 

Dies lässt sich nirgendwo prägnanter ablesen, als an der Über-

gangsgeschichte der Germanistik, die wie kaum eine andere wis-

senschaftliche Disziplin den Neuanfang nach 1945 in weitgehen-

der personeller und institutioneller Kontinuität vollzog, ohne sich 

wirklich durch die Reflexion ihrer Rolle als ideologische Legiti-

mationswissenschaft des Nationalsozialismus irritieren zu las-

sen.2 Kleineren ideologiekritischen Untersuchungen zur Fachge-

schichte ist keine grössere Analyse gefolgt, die das biographisch-

institutionelle Netzwerk der Germanistik und ihrer Schulen zwi-

schen 1925 und 1965 nachgezeichnet hätte. 

Natürlich kann auch hier eine solche Rekonstruktion nicht vor-

genommen werden. Ich möchte stattdessen lediglich versuchen, 

geleitet von der akademisch-politischen Biographie Hans Ernst 

Schneiders, einen Blick auf die Geschichte der Germanistik vor 

1945 zu werfen. 

II. Biographische Fragmente 

Hans Ernst Schneider studiert nach seinem Abitur am staatlichen 

Hufenrealgymnasium in Königsberg/Preussen zwischen 1928 

und 1935 mit verschiedenen Unterbrechungen an den Universitä-

ten Königsberg, Berlin und Wien nach eigenen Angaben Deut-

sche Literaturgeschichte, Kunstgeschichte, Theaterwissenschaft, 

Philosophie, Volkskunde und Urgeschichte.3 Als Studienab-

schluss gibt er Promotion an. Über den Verlauf des Studiums, die 

Abfolge, in der Schneider die verschiedenen Universitätsorte be-

sucht, über die akademischen Lehrer, die an diesen Universitäten 

auf ihn wirken, sowie über seine Studienschwerpunkte lassen sich 

– trotz einer nicht immer einfachen Quellenlage – aus verschiede- 
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nen Archivalien mit einiger Sicherheit verlässliche Erkenntnisse 

gewinnen. 

1. Berlin: Die germanistische Initiation 

Nach zwei Studiensemestern in Königsberg immatrikuliert sich 

Hans Ernst Schneider am 4.5.1929 an der Friedrich-Wilhelms-

Universität in Berlin. Auch die Berliner Phase dauert zwei Semes-

ter bis zur Exmatrikulation am 5.3.1930. Auf welches universitäre 

Klima ist Schneider 1929 in Berlin gestossen? 

Zwischen 1920 und 1941 wird die Berliner Germanistik von 

dem «allmächtigen Gross-Germanisten» (Wiese 1982: 98) Julius 

Petersen beherrscht. Petersen ist neben Max Hermann – dem 1933 

entlassenen und 1942 in das KZ Theresienstadt deportierten und 

dort zu Tode gekommenen Begründer der Berliner Theaterwis-

senschaft – lange Jahre Ko-Direktor des Germanistischen Semi-

nars und des Theaterwissenschaftlichen Institutes, eine Funktion, 

die er 1933, nach der Entfernung Hermanns, alleine übernehmen 

kann. Zu seinen Schülern zählen 1928 eine ganze Anzahl später 

bekannter Lehrstuhlinhaber der Germanistik: Richard Alewyn, 

Erich Trunz, Friedrich Wilhelm Wentzlaff-Eggebert, Hans Pyritz, 

Wolfgang Kayser und Benno von Wiese. Petersen, von dem von 

Wiese 1982 feststellt, er habe «ein vaterländisches, preussisch ge-

sinntes Grossbürgertum» (Wiese 1982: 98) repräsentiert und er 

sei durch eine «preussisch deutschnationale Gesinnung» (Wiese 

1982: 100) geprägt gewesen, ist durch diese Kennzeichnung nur 

sehr unzureichend charakterisiert. 

1934 legt Petersen eine Schrift mit dem Titel «Die Sehnsucht 

nach dem Dritten Reich in deutscher Sage und Dichtung» vor, in 

der er die «nationalsozialistische Vorstellung eines Volksreiches, 

dessen Träger der deutsche Mensch ist», als Erlösung des gegen-

wärtigen Deutschland sieht und die sogenannte «Machtergrei-

fung» überschwenglich feiert (vgl. Petersen 1934: 182). Er belo-

bigt das Dritte Reich als eine Epoche, in der das «Goldalter reiner 

und treuer Naturhaftigkeit im nordischen Menschentum der Vor- 
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zeit mit Einschluss des tragischen Opfergedankens (...) wieder 

vorbildlich (wird) (...)» (Petersen 1934: 175). Von Petersens am 

,nordischen Mythos’ orientierter Feier des nationalsozialistischen 

Staates ist es dann nicht mehr weit bis zu dem völkischen Rassis-

mus etwa Heinz Kindermanns, für den sich der «schöpferische 

Vorgang des Dichtens» nur «als biologischer Vorgang, als ein 

Blutkreislauf der Seele und des Geistes» verstehen liess, weil «die 

schöpferische Persönlichkeit des Dichters ihre wichtigsten Kräfte 

aus der Gemeinschaft der Rasse, des Volkes, des Stammes emp-

fängt (...)» (vgl. Kindermann 1939: 31). Wie die Germanistik ins-

gesamt, die unter der 1936 von dem Bonner Ordinarius Karl 

Justus Obenauer ausgegebenen Parole «Die Wissenschaft dankt 

dem Führer» nicht zögert, das Fach zu prostituieren und es dem 

,Neuen Deutschland’ anzudienen, beeilt sich auch Julius Peter-

sen, der Präsident der Goethe-Gesellschaft, dem Nationalsozialis-

mus Goethes Segen zu geben: Goethe würde – so beteuert Peter-

sen 1935 – «den schwarzen Gesellen und den braunen Kamera-

den, die (...) für die innere Befreiung Deutschlands sich zu opfern 

bereit waren, seinen Gruss nicht versagt haben» (Petersen 1942: 

52). 

Lange vor 1933, also auch schon 1929, als Schneider in Berlin 

zu studieren beginnt, muss Petersen als eines der Schulhäupter 

jener «tiefnationalen Bildungsbewegung» angesehen werden, die 

mit Karl Vietor in der Germanistik eine «Deutschwissenschaft» 

sieht, deren Aufgabe darin besteht, «als Organ des deutschen 

Selbstverständnisses» zu fungieren (vgl. Vietor 1933: 344) und 

von der Vietor 1933 feststellt, «dass in dieser tiefnationalen Bil-

dungsbewegung alles das angelegt ist und gefordert wurde, was 

wir heute als Gesamtaufgabe des totalen Nationalstaates in An-

griff nehmen müssen» (Vietor 1933: 343). 

Schneider wird es kaum vermocht haben, sich dem fachlichen 

und ideologischen Bannkreis einer Germanistik zu entziehen, de-

ren intellektuelles Klima bereits zu dieser Zeit von Germanisten 

wie Kindermann, Obenauer und Vietor bestimmt wurde. 

Dass Petersen einen Einfluss nicht nur auf die ideologische, 

sondern auch auf die im engeren Sinne fachliche Orientierung 
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Schneiders gehabt haben könnte, wird insbesondere durch den 

Umstand nahegelegt, dass er in Lehre und Forschung drei thema-

tische Elemente vereinigt, die später Schneiders/Schwertes fach-

liche Orientierung prägen sollten: (1) Theaterwissenschaft, (2) 

Goethes «Faust» und (3) Volkskunde. Volkskunde, die für 

Schneider sowohl im Studium als auch in der frühen beruflichen 

und wissenschaftlichen Tätigkeit eine zentrale Rolle spielt, ist für 

Petersen ein konstitutiver Bestandteil der Germanistik. Das Kon-

zept einer mit der Literaturgeschichte eng verwobenen Theater-

wissenschaft, mit dem Schwerte nach dem Krieg seine germanis-

tische Karriere begründet, lässt sich direkt auf das Modell Peter-

sens zurückführen. Schliesslich ist Goethe ein zentraler For-

schungs- und Lehrgegenstand Petersens, der regelmässig 

«Faust»-Seminare veranstaltet. Vielleicht hat der Student Schnei-

der hier jenes thematische Interesse aufgebaut, das später Schwer-

te zu seinem Habilitationsthema «Faust und das Faustische» führt. 

2. Königsberg: Studium und ,Doktorexamen’ 

Am 5.3.1930 exmatrikuliert sich Schneider in Berlin, um in Kö-

nigsberg weiterzustudieren. Hier ist er vom 1.3.1930 bis zum 11. 

4.1932 gemeldet, so dass es naheliegt anzunehmen, dass er für 

vier Semester vom Sommersemester 1930 bis zum Wintersemes-

ter 1931/32 sein Königsberger Studium wieder aufnimmt. In die-

ser Zeit ergeben sich einige personelle Veränderungen am Deut-

schen Seminar der Universität Königsberg. 

1932 kommt mit Paul Hankamer ein neuer Professor für Lite-

raturgeschichte nach Königsberg, der für die Biographie Schnei-

ders insofern von Interesse ist, als Schwerte ihn heute als Betreuer 

seiner Königsberger Dissertation von 1935 über das Thema «Tur-

genjev und die deutsche Literatur» angibt.4 Hankamer, ein renom-

mierter Barockforscher, der auch nach 1933 seinen christlichen 

Humanismus nicht verleugnet, wird bereits 1936 aus politischen 

Gründen von seinem Lehrstuhl relegiert. Im Sommersemester 

1932, zu dem Zeitpunkt also, zu dem Hankamer kommt, ist  
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Schneider – wohl um seinem Lehrer Josef Nadler zu folgen, der 

1931 einen Ruf von Königsberg nach Wien angenommen hatte – 

zu einem Gastsemester in Wien. Nach seiner Rückkehr aus Wien 

Ende Oktober 1932 hätte Schneider allenfalls ein Semester bei 

Hankamer studieren können, denn vom 20.4. bis zum 19.8.1933 

meldet er sich zu einem freiwilligen Arbeitsdienst, zu Schachtar-

beiten im Memeldelta. Dass er im Wintersemester 1932/33 eine 

so enge Beziehung zu Hankamer hergestellt haben sollte, dass 

dieser sich bereit erklärte, die Betreuung eines Dissertationspro-

jektes zu übernehmen, ist unwahrscheinlich. Ein kontinuierliche-

res und intensiveres Studium Schneiders bei Hankamer hätte frü-

hestens im Wintersemester 1933/34 beginnen können. Zu diesem 

Zeitpunkt ist der Germanistik-Student aber bereits in die SA ein-

getreten, so dass die Wahrscheinlichkeit, der junge SA-Mann 

habe sich wegen eines Dissertationsprojektes ausgerechnet an 

Hankamer gewendet, ziemlich gering ist. Da Schneider als Prü-

fungsdatum seines ,Doktorexamens’ in seinen Lebensläufen den 

Juni 1935 angibt, wäre, selbst wenn man unterstellt, er habe Han-

kamer gebeten, seine Dissertation zu betreuen, eine Produktions-

zeit von gut drei Semestern für eine Doktorarbeit unglaubhaft 

kurz; dies zumal dann, wenn man sich vor Augen hält, dass 

Schneider in diesem Zeitraum auch noch in den Monaten Septem-

ber, Oktober, November und Dezember des Jahres 1934 als «Re-

ferent für Volkstumsarbeit in der Gaudienststelle der NS-Ge-

meinschaft Kraft durch Freude in der deutschen Arbeitsfront» tä-

tig gewesen ist.5 Die skizzierten Randbedingungen lassen es aus 

zeitlichen und politisch-sachlichen Gründen als unwahrscheinlich 

erscheinen, dass Schneider ein Dissertationsvorhaben bei Hanka-

mer hat durchführen können. 

Die bislang skizzierte Schwierigkeit, das Hankamer-Promoti-

onsprojekt Schneiders für glaubhaft zu halten, wird – ganz abge-

sehen davon, dass sich Hankamer nie mit der Rezeption russi-

scher Literatur in Deutschland beschäftigt hat – noch durch den 

Umstand verschärft, dass die Arbeit unauffindbar ist. 
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Wenn also einiges für die Annahme spricht, dass Schneider 

nicht bei Hankamer und nicht in einem ordentlichen Verfahren, 

vielleicht überhaupt nicht promoviert wurde, wer sind dann seine 

tatsächlichen akademischen Lehrer in Königsberg? Betrachtet 

man die in den Lebensläufen angegebenen Studieninteressen, so 

lassen sich an der Universität Königsberg insbesondere hinsicht-

lich der Fächer Deutsche Literaturgeschichte, Theaterwissen-

schaft und Volkskunde einschlägige Studienangebote vorfinden. 

Alle drei Fächer sind durch Professoren und Privatdozenten des 

Deutschen Seminars der Königsberger Universität vertreten: Lite-

raturgeschichte durch den geschäftsführenden Direktor des Deut-

schen Seminars, Prof. Dr. Josef Nadler, Theaterwissenschaft 

durch den Privatdozenten Dr. Erich Jenisch und Volkskunde 

durch Prof. Dr. Walther Ziesemer, der neben seiner Direktoren-

funktion am Deutschen Seminar zugleich als Direktor des Instituts 

für Heimatforschung und als Vorsitzender des Arbeitsausschusses 

der ,Vereinigung zur Förderung der Wissenschaftlichen Heimat- 

kunde’ fungiert. 

Josef Nadler 

Josef Nadler, der bereits in Königsberg als einer der führenden 

deutschen Germanisten gelten kann, lehrt zwischen 1925 und 

1931 in Königsberg. In die Zeit seiner Königsberger Tätigkeit fällt 

das Erscheinen bereits der dritten Auflage seines Hauptwerkes Li-

teraturgeschichte der deutschen Stämme und Landschaften, an 

dessen Editionsgeschichte sich exemplarisch der weithin bruch-

lose Übergang der deutsch-nationalen Germanistik der Weimarer 

Republik zur rassistisch-nationalistischen ,Deutschwissenschaft’ 

des Nationalsozialismus demonstrieren lässt. Die kontinuierliche 

Fortschreibung, die Nadler seiner Literaturgeschichte zwischen 

1912 und 1940 angedeihen lässt, kann als Modell dafür angesehen 

werden, dass die deutschpatriotische Gesinnung der Zeit vor 1933 

die Möglichkeit zu einem bruchlosen Arrangement sowohl mit 

den herrschenden politischen als auch kulturellen Tendenzen da-

nach eröffnete. 
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Mit der vierten Auflage, die zwischen 1938 und 1941 erscheint, 

ändert Nadler nicht nur den Titel seines Werkes in Literaturge-

schichte des deutschen Volkes. Dichtung und Schrifttum der 

deutschen Stämme und Landschaften», sondern er verschärft 

auch eine inhaltliche Tendenz, die er in einem Aufsatz von 1931 

dezidiert ankündigt: die Unterordnung der Literaturgeschichte 

unter die ,Stammesgeschichte’. Auch wenn die erste Auflage die 

Literaturgeschichtsschreibung noch nicht wie die vierte zur Hilfs-

wissenschaft einer pseudo-biologischen Rassenforschung degra-

diert, enthält sie doch bereits alle Ingredienzen. Das im weitesten 

Sinne noch volkskundlich-literatursoziologische Konzept der ers-

ten Auflage wird in der vierten Auflage gänzlich durch das Kon-

zept «einer Synthese von Stammesidee und Rassenideologie» 

(Emmerich 1971: 145) ersetzt. 

Schneider wird in der Zeit seines Königsberger Studiums kaum 

an Nadlers Stammes- und rassenideologischer Idee der Literatur-

geschichtsschreibung vorbeigekommen sein. 

Erich Jenisch 

Auch die ersten Einsichten in die Fragestellungen der Theater-

wissenschaften könnte der theaterwissenschaftlich versierte 

Schwerte der Erlanger Zeit als Schneider in Königsberg erhalten 

haben. 1925 habilitierte sich hier Dr. Erich Jenisch für Neuere 

Deutsche Literaturgeschichte und Theaterwissenschaft. Zwi-

schen 1925 und 1933 lehrt Jenisch als Privatdozent. 1933 wird er 

zum ausserordentlichen Professor an der Universität Königsberg 

ernannt, eine Professur, die er bis 1939 innehat. Der Schwerpunkt 

seiner Lehre liegt auf theaterwissenschaftlichen Themen, in die 

er mitunter die «Faust»-Problematik4 einbezieht. Auch wenn 

keine Belege dafür vorliegen, dass Schneider Jenisch gehört hat, 

ist die Wahrscheinlichkeit doch ziemlich hoch. Sowohl Petersen 

in Berlin als auch Jenisch in Königsberg sind sicherlich für das 

theaterwissenschaftliche Interesse Schwertes in Erlangen mit 

massgeblich gewesen. 
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Walther Ziesemer 

Neben Literaturgeschichte und Theaterwissenschaft kann als das 

dritte zentrale Studieninteresse Hans Ernst Schneiders die Volks-

kunde angesehen werden, die von zentraler Bedeutung für Schnei-

ders berufliche Entwicklung ist. 

In Königsberg ist die Volkskunde prominent durch Walther 

Ziesemer vertreten, der nicht nur dem Deutschen Seminar und 

dem der Universität Königsberg angegliederten Institut für Hei-

matforschung als Direktor vorsteht, sondern der auch als die trei-

bende Kraft der ,Vereinigung zur Förderung der Wissenschaftli-

chen Heimatkunde’ fungiert. Ziesemer hatte sich 1911 in Königs-

berg habilitiert, war 1918 dort zum ausserordentlichen Professor 

und 1922 zum ordentlichen Professor ernannt worden. Während 

seiner langen akademischen Karriere durchläuft er die politischen 

Systeme des Wilhelminischen Kaiserreiches, der Weimarer Re-

publik, des sog. Dritten Reiches und der Bundesrepublik Deutsch-

land, wobei er die Titel seiner Venia bzw. seiner Professur den 

jeweiligen Zeitläufen anpasst. 

Im Lehrbetrieb des Deutschen Seminars der Universität Kö-

nigsberg ist Ziesemer für die Altdeutsche Abteilung zuständig. In 

der Forschung liegt sein Schwerpunkt in volkskundlich geprägten 

Untersuchungen der Sprache und Dichtung des ostpreussischen 

Raumes. Die Forschungsaktivität ist dabei auf das Institut für Hei-

matforschung konzentriert, das eine seiner Aufgaben in der 

Sammlung von Tanztexten, Melodien und Beschreibung ostpreu-

ssischer Volkstänze sieht, geht aber durch die ,Vereinigung zur 

Förderung der Wissenschaftlichen Heimatkunde’ über den enge-

ren universitären Bereich hinaus. 

Die Wahrscheinlichkeit, dass Schneider bei Ziesemer studiert 

hat, ist sehr hoch. Sein Interesse für das ,Brauchtum’ Ostpreus-

sens, das seine berufliche Tätigkeit nach Abschluss des Studiums 

sowohl bei der ,Abteilung Volkstum und Heimat der NS-Kultur-

gemeinde’ (Mai 1936 bis 31.3.1937), als auch als Referent im 

,RuS-Hauptamt’ (1.2.1938 bis Oktober 1938) bzw. in der ,For-

schungs- und Lehrgemeinschaft Ahnenerbe’ (Oktober 1938 bis 

August 1942) prägt, geht ohne Zweifel auf die Anregungen und 
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Bildungserlebnisse zurück, die er während seines Königsberger 

Studiums bei Ziesemer erhält. Es kann kein Zweifel daran beste-

hen, dass sich Schneider auch während seiner Tätigkeit als Refe-

rent im SS-,Ahnenerbe’ auf eine vertrauensvolle Zusammenar-

beit mit Ziesemer und dessen Institut für Heimatforschung stüt-

zen kann, die auf seine Studienzeit zurückgeht. 

III. Auf der «Germanischen Spielwiese»? 

Schneider/Schwerte hat nach seiner Selbstanzeige in verschiede-

nen Äusserungen seine SS-Tätigkeit als harmloses Sich-Tum-

meln auf der «Germanischen Spielwiese»6 Himmlers abgetan. 

Wie unangemessen beschönigend die Erinnerung des ehemaligen 

SS-Kultur- und Wissenschaftspolitikers hier ist, möchte ich an ei-

nem Beispiel erläutern. 

Stalingrad und das ‚Tragische’ 

Schneiders «Germanische Spielwiese» hat sich in der Tat ver-

schiedentlich in einen Exerzierplatz für den ,Kriegseinsatz der 

Germanistik’ (vgl. hierzu Kater 1974: 193 ff.) verwandelt, auf 

dem die Legitimation von Verbrechen und Massensterben mit 

den subtilen Mitteln des germanistischen Diskurses geübt und 

ausgeübt werden konnte. 

Am 7.2.1943 erscheint in der Zeitschrift «Das Reich» ein Arti-

kel von Schneider unter dem Titel «Das Tragische», der ein aus 

dem «Raum Stalingrad» an die Redaktion gesandtes Gedicht ei-

nes Joachim W. Reifenrath mit dem Titel «Stalingrad» umrahmt. 

Hier entfaltet Schneider das ideologisch-rassistische Klischee des 

opferbereiten, tragikfähigen nordischen Menschen. Er betreibt 

dabei einen beträchtlichen verbalen Aufwand, um «das Tragi-

sche» als ein «rassisches Problem» und die Fähigkeit zur Tragö-

die als ein spezifisch «nordisches Phänomen» zu erweisen. Nur 

der nordische Konstitutionstyp, der als «rassischer Vollzug», als 

«Blut und Geist geschichtlich seit Jahrtausenden» wirke, vermö- 
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ge zu ermessen, worin die Grösse des Tragischen liege. Die Tra-

gikfähigkeit des «nordischen Geistes», in der sich das «tragische 

Urphänomen» enthülle, zeige sich dabei insbesondere in seiner 

«Opferbereitschaft», d.h. in seiner Bereitschaft, auch bei Gefahr 

des eigenen Untergangs unter Verzicht auf die Legitimation durch 

ein sittliches Prinzip durchzuhalten, ohne nach dem Sinn des 

Selbstopfers zu fragen: 

«Die tragische Vernichtung, der Untergang des Menschen in 

solcher Bewährung und in solchem Nicht-Ausweichen (...) ist in 

Wahrheit nur jenes äusserste, fraglose Bestehen vor sich selbst, 

das das Wesen des Seins enthüllt. (...) Dieser Bewährung stellt 

sich nur der nordische Mensch, weil ihn von der Wahrheit nichts 

erlösen kann.» 

Der sogenannte «tragische» Untergang des nordischen Men-

schen in seiner Bewährung sei dabei Ausdruck seines «Schick-

sals», das darin bestehe, «Art zu haben und seiner Art gehorsam 

zu sein. Der Gehorsam des nordischen Menschen zielt auf Ord-

nungswahrung der Wirklichkeit (...). Das Bewusstsein des Tragi-

schen dieser Wirklichkeit und ihm ohne Flucht sich zu stellen, ist 

der innerste Stolz des nordischen Menschen.» 

Es vermittle ihm «trotz der scheinbaren Vernichtung des Indi-

viduums» das «Gefühl einer – unerbittlichen – Geborgenheit in 

einem geordneten Ganzen» (vgl. Schneider 1943). 

Dass Schneider diese Sätze, die vorgeben, in literarhistorischer 

Perspektive die Kategorie des ,Tragischen’ zu explizieren, zy-

nisch und skrupellos in den unmittelbaren legitimatorischen Zu-

sammenhang des sinnlosen ,Opfertodes’ hunderttausender deut-

scher Soldaten in Stalingrad stellt – von den Millionen russischen 

Opfern des deutschen Vernichtungskrieges ganz zu schweigen – 

zeigt exemplarisch, wie die angepassten Geisteswissenschaften 

das vom Reichserziehungsministerium proklamierte Programm 

,Kriegseinsatz der Geisteswissenschaften’ (vgl. hierzu Kater 

1974: 193 ff.) zu verstehen gedachten. Schneider versucht nicht 

nur mit der literarhistorischen Kategorie des ,Tragischen’ die im 

Lichte der Stalingrad-Katastrophe in ihrer Widersinnigkeit und  
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Unmenschlichkeit besonders deutlich gewordenen sog. soldati-

schen Tugenden wie ,Durchhaltewillen‘, ,Opferbereitschaft’ und 

,blinder Gehorsam’ als ,Tugenden’ der ,nordischen Rasse’ zu 

rechtfertigen, er demonstriert zugleich, wie die Germanistik als 

,kriegseinsatzfähige Geisteswissenschaft’ den Übergang vom äs-

thetischen zum politischen Diskurs zu vollziehen gedenkt. 

Es kann meines Erachtens kein Zweifel daran bestehen, dass 

Schneider sich nicht nur harmlos auf der «Germanischen Spiel-

wiese» getummelt hat. Dem widerspricht seine engagierte und 

programmatische Teilnahme an der Konzeption dessen, was der 

,Kriegseinsatz der Geisteswissenschaften’ genannt wurde und 

dem widerspricht auch seine intensive Zuarbeit zum SD. So beo-

bachtete Schneider von 1940 bis zum Kriegsende für den SD den 

kulturpolitischen Teil der Zeitschrift «Das Reich». Noch am 

29.1.1945 verfasst Schneider einen Vermerk für den SS-Ober-

sturmbannführer von Kielpinski, in dem er auf dreieinhalb eng 

getippten Seiten die kulturpolitische Ausrichtung der Zeitschrift 

«Das Reich» wegen der Abwesenheit ideologischer Kampfstärke 

der Geisteswissenschaften kritisiert: 

«Es stärkt nicht den Kämpfer, es gibt keinen Zuspruch, es gibt 

keinen Einblick in das innerste Ringen auch des deutschen Geis-

tes heute mit den uns entgegenstehenden Kräften und in die lei-

denschaftliche Anteilnahme, die jeder verantwortliche deutsche 

geistige Mensch an diesem Kampf nimmt, sofern er nicht unmit-

telbar mit der Waffe daran beteiligt war.»7 

Schneider schliesst seinen Vermerk so: 

«Wenn die Schriftleitung vor dieser Aufgabe versagt und 

nichts anderes leisten kann, muss sie durch bessere Kräfte ersetzt 

werden. Wenn die Schriftleitung gegebenenfalls sogar ein geisti-

ges Programm daraus macht und nicht anders will, soll sie zur 

Verantwortung gezogen werden, da sie die elementarsten Pflich-

ten eines deutschen Soldaten negiert: nämlich sich im Kampf zu 

stellen».8 

Dem Antrag Schneiders, nicht nur dem SD zuzuarbeiten, son-

dern ihm hauptamtlich anzugehören, stimmt der ,Ahnenerbe’-

Reichsgeschäftsführer Sievers in seinem Brief vom 3.3.1945 zu. 

Hier heisst es unter anderem: 
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«Unter den gegebenen Umständen habe ich gegen Ihre Mitar-

beit beim Reichssicherheitshauptamt nichts einzuwenden».9 

Eine solche Mitarbeit vermöchte auch zu erklären, wie Schnei-

der – wenn er denn tatsächlich in Königsberg nicht ordnungsge-

mäss promoviert worden sein sollte – mit einem Doktortitel hätte 

Karriere in der SS machen können, als SD-Vertrauter nämlich im 

,Ahnenerbe’, versehen mit einer akademischen Legende für die 

titelversessene SS-Forschungsgemeinschaft. 

IV. Neue Chance – neues Glück 

Das Wissen über die erste Biographie Hans Ernst Schneiders ist 

alles andere als trivial im Hinblick auf die Einschätzung der zwei-

ten, der Schwerte-Biographie. 

Schwerte hat nach seiner Entdeckung verschiedentlich den Ein-

druck erweckt, er habe im Schutz der neuen Identität als Schwerte 

nach dem Ende des Dritten Reiches gleichsam einen biographi-

schen Neuanfang machen können, der nur in seltenen Einzelfällen 

durch Personen gefährdet worden sei, die ihn direkt nach dem 

Zweiten Weltkrieg als Schneider erkannt hätten. Die Theorie ei-

ner solchen auf wenige Einzelpersonen begrenzten Mitwisser-

schaft ist ausserordentlich unwahrscheinlich, wenn man die fach-

liche und die personelle Kontinuität in der Germanistik (und in 

den Geisteswissenschaften insgesamt) im Übergang vom Dritten 

Reich zur Bundesrepublik Deutschland ins Auge fasst. 

Hans Ernst Schneider hatte – vor allem nach seinem Aufstieg 

im ,Ahnenerbe’, also insbesondere zwischen 1938 und 1945 – 

ausserordentlich vielfältigen Kontakt zu vielen Knotenpunkten 

des ,Netzwerkes Geisteswissenschaften’ in seinen Eigenschaften 

als SD-Schrifttums-Zensor, als Zeitschriften-Planer und Schrift-

leiter, als Projektförderer, als Tagungsorganisator bzw. -teilneh-

mer sowie als organisatorischer und strategischer Kopf der SS-

Wissenschaftspolitik in den Niederlanden, in Belgien und darüber 

hinaus seit 1942 als Koordinator des ‚Germanischen Wissen- 
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schaftseinsatzes’ in den sogenannten ,germanischen Randlän-

dern’. Dabei knüpfte er neue Kontakte und pflegte diejenigen, die 

aus seiner Wissenschaftsbiographie herstammten. Natürlich re-

sultierten aus diesen Tätigkeitsmerkmalen Schneiders nicht nur 

eine grosse kommunikative Reichweite seiner eigenen Aktivitä-

ten, sondern auch ein Bekanntheitsgrad, der weit über den etwa 

eines Hochschulprofessors hinausging. 

Schneider/Schwerte hat seine diskontinuierliche Wende sicher 

nicht alleine vollziehen können. Dass eine recht grosse Anzahl 

von Germanisten nach dem Zweiten Weltkrieg die Schneider-

Identität Schwertes kannte oder von ihr gehört hatte, scheint mir 

eine unabweisbare Tatsache zu sein. Dabei waren die Fachwis-

senschaftler, die mit Schwerte sein beinahe öffentliches ,Geheim-

nis’ teilten, sicherlich, auch wenn sie eine politisch belastete Ver-

gangenheit hatten, keine verschworene Gemeinschaft, die dem 

Nationalsozialismus nachtrauerte, höchstens eine, die zur Trauer 

über ihre Partizipation am oder ihre Widerstandslosigkeit im NS-

System nicht willens und in der Lage war. 

Warum Schneider glaubte, seine Identität wechseln zu müssen, 

während höherrangige SS-Führer dies nicht taten, ist unerfindlich 

und mag mit Handlungen zu tun haben, die nur ihm bekannt sind. 

In jedem Falle hat der Identitätswechsel dem Nachkriegs-Germa-

nisten ermöglicht, Schneider gewesen und Schwerte geworden zu 

sein, ohne dass das belastende Erinnerungswissen eines Nach-

kriegs-Schneider für die Karriereentwicklung des Nachkriegs-

Schwerte lästig hätte werden können. Insofern hat der Schneider-

Schwerte-Übergang gleichsam Modellcharakter für den Über-

gang des NS-Deutschland zur Bundesrepublik Deutschland und 

die mit ihm verknüpfte ,Stunde-Null-Ideologie’. Die radikale 

Diskontinuität der ausgetauschten Identitäten ist es, die die Sug-

gestion eines unbelasteten Neuanfangs erzeugte, eines Neube-

ginns, der auf die Durcharbeitung der Vergangenheit verzichten 

zu dürfen glaubte. Solange aber die neue, die demokratische und 

vielleicht linksliberale Schwerte-Identität nur um den Preis einer 
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weithin getilgten Erinnerung an die Schneider-Identität entstehen 

konnte, stellt das zweite Leben keine im Wissen der Vergangen-

heit intendierte Antwort auf das erste dar, sondern ist wie ein 

zweiter Versuch am Roulette-Tisch: Neue Chance, neues Glück. 

Und solange das öffentliche Bewusstsein der demokratisch ver-

fassten Bundesrepublik Deutschland nicht den zäh erhobenen An-

spruch darauf, endlich vergessen zu dürfen, als gefährliche 

Selbsttäuschung durchschaut, bleibt das Nachkriegsdeutschland 

durch historische Selbstblindheit in seiner demokratischen Sub-

stanz beeinträchtigt. 



 

Klaus Weimar 

Der Germanist Hans Schwerte 

Der SS-Hauptsturmführer Hans Ernst Schneider (geboren 1909 

in Königsberg)1 ist in den letzten Wochen oder Tagen des Krieges 

aus der Zentrale des ,Deutschen Ahnenerbes‘ in Berlin (einer 

Dienststelle im Hauptamt SS, dem persönlichen Stab Himmlers) 

verschwunden und hat im Wintersemester 1945/46 als Hans 

Schwerte (geboren 1910 in Hildesheim) in Hamburg das Studium 

der Germanistik aufgenommen. Der weitere Lebenslauf in Stich-

worten: 1947 Assistent in Erlangen bei Heinz Otto Burger, 1948 

Promotion, 1958 Habilitation und besoldeter ,Diäten-Dozent’, 

1964 ausserordentlicher Professor und Leiter der theaterwissen-

schaftlichen Abteilung am Deutschen Seminar, alles in Erlangen; 

1965 ordentlicher Professor in Aachen, 1970 bis 1973 Rektor, 

1976 bis 1981 Landesbeauftragter für die Pflege und Förderung 

der Beziehungen zwischen den Hochschulen Nordrhein-Westfa-

lens, der Niederlande und Belgiens, 1978 Emeritierung, 1983 

Bundesverdienstkreuz erster Klasse, 1985 belgischer Orden 

,Officier de l’Ordre de la Couronne’, 1984 Honorarprofessur der 

Universität Salzburg, 1990 Ehrensenator der RWTH Aachen. 

Ende April 1995 hat Hans Schwerte, gedrängt durch Ermittlun-

gen des niederländischen Fernsehens, der Hochschule seine Iden-

tität mit Hans Ernst Schneider mitgeteilt. 

I. 

Es besteht offenbar Einigkeit darüber, dass auch im Nachkriegs-

lebenslauf von Hans Ernst Schneider bzw. Hans Schwerte einiges 

nicht in Ordnung ist, gemessen an den Vorstellungen davon, wie 
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sich ein moralischer Mensch in der jeweiligen Situation zu ver-

halten hat. Diese möglicherweise unterschiedlichen, auf jeden 

Fall imperativen Vorstellungen sind meines Wissens nicht expli-

ziert worden, und weil das doch wohl sein muss, hole ich es nach, 

indem ich einen Alternativlebenslauf konstruiere, der möglichst 

im Einklang mit jenen Vorstellungen steht. Er beginne bei Kriegs-

ende. 

Schneider wird nach seiner Flucht aus Berlin im Sommer 1945 

in der britischen Besatzungszone verhaftet und im Lager Neu-

engamme bei Hamburg interniert. Im September 1947 wird er 

vom zuständigen Spruchgericht Bergedorf als Angehöriger einer 

verbrecherischen Organisation zu einer Haftstrafe von zwölf Mo-

naten verurteilt und mit dem Urteil auf freien Fuss gesetzt, da die 

gut zweijährige Internierungshaft angerechnet wird. Ein Entnazi-

fizierungsausschuss in Hamburg reiht ihn unmittelbar darauf in 

die Kategorie III (Minderbelastete) ein und verfügt die Eintra-

gung der Strafe ins Strafregister.2 Wären damit unsere imperati-

ven Vorstellungen befriedigt? 

Ich will das einmal annehmen und ausserdem voraussetzen, 

dass wir einem, der seine Strafe verbüsst hat, die Chance eines 

Neuanfangs gewähren wollen. Schneider nimmt also im Winter-

semester 1947/48 das Germanistikstudium in Hamburg auf, lässt 

sich seine zehn bis 1933 absolvierten Semester regulär anrechnen, 

promoviert, wird nach vorzeitiger Löschung des Strafregisterein-

trags irgendwo Assistent, habilitiert sich, kann Anfang der 60er 

Jahre in den Lebenslauf Schwertes einbiegen und 1965 als Ordi-

narius nach Aachen gehen; die gegenüber Schwerte verlorenen 

zwei Jahre lassen sich ohne günstige Fügung oder besondere Pro-

tektion wieder einholen durch Verkürzung des Abstandes zwi-

schen Promotion und Habilitation bzw. zwischen Habilitation und 

Ordinariat (bei Schwerte: zehn bzw. sieben Jahre). Alles weitere 

kann den aus der Biographie Schwertes bekannten Gang nehmen 

bis hin zum Rektorat und zur Emeritierung, nur dass Schneider 

sich nicht zum Beauftragten für die Pflege der Beziehungen zu 

niederländischen und belgischen Hochschulen und auch nicht  
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zum Honorarprofessor in Salzburg machen lässt, weil er in all 

diesen Gegenden als SS-Mann tätig war. 

Wenn wir mit diesem Alternativlebenslauf doch noch nicht so 

ganz zufrieden sind, weil wir grundsätzlich keine Leute mit SS-

Vergangenheit zu einem öffentlichen Lehramt zulassen wollen, 

dann verbietet sich die Ankoppelung an den Lebenslauf Schwer-

tes. Schneider, so will ich nunmehr sagen, kommt im Herbst 1947 

nach der Entlassung aus dem Internierungslager als Hilfsarbeiter 

im Lager einer Spedition unter, in der er sich in den Jahren des 

Wirtschafts Wunders bis zum Geschäftsleiter und Mitinhaber 

hocharbeitet, um im Herbst 1978 allseits geachtet in den Ruhe-

stand zu treten. War es also so gemeint? Nehmen wir an, dass 

dieser Lebenslauf in Ordnung ist. 

Bekanntlich sind unsere Möglichkeiten begrenzt, die Welt, in 

der wir leben, in Übereinstimmung zu bringen mit der Wun-

schwelt mindestens eines tadellosen Lebenslaufs, wie sie in uns 

lebt. Sobald die fraglichen Ereignisse der Vergangenheit angehö-

ren, sind Wünsche und imperative Vorstellungen vollends macht-

los. Was geschehen ist, kann nicht ungeschehen gemacht werden. 

Schneider hat sich der Rechenschaftsablage entzogen, er hat sich 

zu Schwerte gemacht, und Schwerte hat sich so verhalten, wie er 

sich verhalten hat. Unentschieden ist nur, wie wir uns zu diesem 

seinem Verhalten verhalten. Es ist in allgemeinerer Fassung die 

Frage nach unserem Verhalten (1) zum Verhalten (2) unserer Vä-

ter- oder Grossvätergeneration zu ihrem Verhalten (3) unter dem 

Nationalsozialismus. 

Moralisieren gegenüber dem Vergangenen kommt nicht nur 

hoffnungslos zu spät, es ist auch gegenwärtig sozial schädlich. 

Denn jeder moralische Vorwurf provoziert unvermeidlich zumin-

dest Relativierungen, und jede Relativierung setzt sich unmittel-

bar dem Vorwurf der Weisswäscherei aus, der unweigerlich ge-

kontert wird mit dem Gegenvorwurf der Inszenierung einer Ver-

folgungsjagd. Und so weiter. Auf welcher von beiden Seiten der 

elende Automatismus auch anfängt – einmal in Gang gesetzt, 

läuft er reibungs- und gnadenlos, und sein Laufen bedeutet zivilen 

Krieg mit sozialem Schaden, der unter Umständen irreparabel ist. 

Das zu durchschauen, kann jedem Erwachsenen ebenso zugemu- 
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tet werden wie die Vermeidung vermeidbarer Automatismen so-

wie der Konkurrenz um moralische Exzellenz, in der es keinen 

Sieger geben kann. 

Erwachsenes Verhalten angesichts einer unerfreulichen (und 

sogar einer unerträglichen) Vergangenheit ist ge(kenn)zeichnet 

vom Aushalten der Spannung zwischen der schlechthinnigen 

Ohnmacht dem Unabänderlichen gegenüber und dem prinzipiel-

len Nicht-Einverständnis mit ihm, versagt sich eben deshalb das 

selbstgefällige Verweilen in der scheinhaften (,reinen’) Erfüllung 

der eigenen Forderungen im Irrealis der Vergangenheit (,hätte sol-

len’ und Äquivalente), stellt sich vielmehr der Faktizität des Ge-

schehenen, um es selbst (nicht nur seine befriedigenderen Alter-

nativvarianten) in den Blick nehmen zu können, und trägt um sei-

ner selbst willen in der Mitteilung Sorge, anderen denselben Blick 

nicht zu versperren. 

II.  

Hans Ernst Schneider hat sich der Verantwortung für seine Jahre 

in SS-Uniform entzogen, indem er sich zu Hans Schwerte ge-

macht hat, und Schwerte hat die Verjährungsfrist für die strafbare 

Handlung der Namensänderung straflos überstanden. Da man ihn 

nicht mehr im Sinne ordentlicher Gerechtigkeit für die Namens-

änderung strafen kann – ist es ausserordentliche oder überhaupt 

Gerechtigkeit, wenn man ihn jetzt, und sei es mit juristischen Mit-

teln, wenigstens noch schädigt? So oder so wäre es schlecht abs-

trakt, nur ein Allgemeines (d.h. die Strafbarkeit) der Namensän-

derung, nicht aber ihre konkrete Paradoxie zu sehen: Sie ist der 

totalitär motivierte Abschied vom Totalitarismus. 

Denn die Panik, die am Kriegsende viele in den Selbstmord 

oder in das Versteck eines falschen Namens getrieben hat,3 resul-

tiert aus einer Totalisierung des Nationalsozialismus: aus der ide-

ologisch bzw. propagandistisch erzeugten Unmöglichkeit, sich 

rechtsstaatliche Verfahren und Respektierung des Völkerrechts  
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auch nur vorzustellen und also von den Siegern anderes zu erwar-

ten, als was Nazis als Sieger praktiziert haben oder hätten. 

Ausserdem ist selbst eine solche Namensänderung im neuzeit-

lichen Westeuropa immer schon Variation einer anderen, der An-

nahme nämlich eines neuen Namens beim Eintritt in einen geist-

lichen Orden, die zweierlei erfordert: sowohl eine Generalbeichte 

als explizite Absage an den alten Adam anderen Namens als auch 

Öffentlichkeit. Die Notwendigkeit einer Generalbeichte in säku-

larem Zusammenhang wird man spätestens seit den stalinisti-

schen Selbstbezichtigungszwängen nicht uneingeschränkt beja-

hen können. Über die Notwendigkeit von Öffentlichkeit dagegen 

kann man nicht gut streiten; denn der Eigenname wird verliehen 

im öffentlichen Akt der Taufe oder der amtlichen Registration 

und ist deshalb der Verfügung dessen entzogen, der ihn trägt. 

Indem er seinen Namen geändert hat, hat Schwerte Abstand 

genommen von seiner Vergangenheit unter dem Namen Schnei-

der; denn es ist wohl keine radikalere Distanzierung von der ei-

genen Vergangenheit denkbar, als dass man sie einer Person an-

deren Namens zuschreibt, aus welchen Motiven auch immer. In-

dem er die eigenmächtige Namensänderung verborgen hat mit 

mancherlei Kosten, hat Schwerte die Notwendigkeit der Öffent-

lichkeit anerkannt. (Zu den Kosten zähle ich z.B. die Absurdität, 

dass Schneider amtlich für tot erklärt werden musste, um als 

Schwerte seine ,Witwe’ heiraten zu können.) Frage, ohne Präju-

diz einer Antwort: Wären wir wirklich befriedigt, wenn jene im-

plizite Distanzierung und diese implizite Anerkennung nach fünf-

zig Jahren explizit wiederholt würden? 

III.  

Das Entnazifizierungsprogramm der alliierten Siegermächte – 

mit Konstruktionsfehlern behaftet, inkonsequent und uneinheit-

lich ausgeführt, durch abrupte Kursänderungen beeinträchtigt, 

überhastet beendet (vgl. Henke 1991) – hat zweifellos die hoch-

gesteckten Ziele nicht erreicht. Es hat zwar, zusammen mit der 
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einschneidenden Erfahrung der Niederlage, in den ersten Nach-

kriegsjahren einen «unerhörten Änderungsdruck» (Henke 1991: 

57) erzeugt und die politische Elite des NS-Staats dauerhaft 

neutralisiert, die gesellschaftlichen ,Funktionseliten‘ aber (Pro-

fessoren, Ärzte, Richter, Industrielle u.a.) nur unzureichend er-

fasst. Die Hochschullehrerschaft konnte mit bewährtem Korps-

geist die Entlassungen bzw. Suspendierungen auf die exponier-

testen ihrer Mitglieder beschränken und sich dazu auf das starke 

Argument stützen, dass weitergehende personelle ,Säuberungen’ 

einen ordentlichen Lehrbetrieb gefährden oder verunmöglichen 

würden (in der Tat fehlte qualifizierter und politisch unbelasteter 

Ersatz). Da die Besatzungsmächte auf eine längere Schliessung 

verzichtet hatten, wurden die Universitäten ab Herbst 1945 wie-

der eröffnet mit einem Lehrpersonal, das zum allergrössten Teil 

das alte war4 – belastet in einer Weise, die mit den formalen Kri-

terien der Entnazifizierung nicht zu fassen ist. 

Wer auf eine Universitätsdozentur oder -professur gelangt war, 

hatte vorher all das erlegt, was ihm von Staats wegen als Eintritts-

preis abverlangt worden war. Nur wenige ,politisch Unzuverläs-

sige’ (z.B. die Germanisten Max Kommerell und Walther Rehm) 

waren in den letzten Jahren des NS-Regimes doch noch zu einer 

Professur gekommen, weil politisch genehme Kandidaten fehl-

ten. Alle aber haben sie ihr Gehalt von diesem Staat bezogen und 

die Universität mitgetragen, wie immer ihr Verhalten als Univer-

sitätslehrer auch gewesen sein mag. Viele waren über dieses un-

vermeidliche Minimum hinaus Mitglieder der Partei, etliche An-

gehörige der SS, nicht wenige haben sich durch ihre Publikatio-

nen zusätzlich diskreditiert. Erhebliche graduelle Unterschiede 

hat es gegeben (z.B. auch gegenüber einem nicht-universitären 

SS-Mann wie Schneider), aber keinen kategorialen Unterschied. 

Im totalitären nationalsozialistischen Herrschaftssystem war es 

zumindest den Angehörigen des öffentlichen Dienstes nicht mög-

lich, nicht involviert zu sein. 

Die Hochschullehrer, die die Entnazifizierung überstanden hat-

ten, blieben noch jahre- oder jahrzehntelang in ihren Ämtern. Bis 
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weit in die 60er Jahre hinein war damit zu rechnen, dass in jedem 

universitären Gremium der eine oder andere ehemalige SS-Mann 

oder Parteigenosse oder doch jedenfalls jemand sass, dessen erste 

Anstellungsurkunde noch vom Reichserziehungsministerium 

ausgestellt worden war, in Erlangen und Aachen nicht anders als 

an anderen Universitäten. Trotzdem war die Nachkriegsuniversi-

tät bei aller personellen Kontinuität ebenso wenig eine bruchlose 

Fortsetzung der NS-Universität wie die Bundesrepublik Deutsch-

land eine des Deutschen Reichs. 

Dass jemand wie Hans Schwerte in dieser Institution Karriere 

gemacht hat, wäre ein Skandal dann und nur dann, wenn ihm auf-

grund der SS-Mitgliedschaft von Hans Ernst Schneider Posten 

und Funktionen zugehalten worden wären, die ihm ohne sie nicht 

zugänglich gewesen wären. Das ist nicht der Fall. Schwertes 

Nachkriegskarriere war selbsttragend und nicht auf Nachhilfe von 

alten SS-Kameraden angewiesen. Bis zum Nachweis des Gegen-

teils, und dabei wollen wir die Erfordernisse historischer Gewiss-

heit sehr ernst nehmen –, bis zum Nachweis des Gegenteils 

nehme ich darüber hinaus an, dass es eine solche an sich nicht 

nötige Nachhilfe auch tatsächlich nicht gegeben hat. 

Schwertes akademische Karriere gehört nicht zu den schnellen. 

Siebzehn Jahre von der Promotion bis zur Professur – das liegt 

hart an der oberen Grenze des Normalen, zumal angesichts des 

selbst damals ungewöhnlich hohen Eintrittsalters. Schwerte hat 

wenig dafür getan, potentiellen Mitgliedern von Berufungskom-

missionen durch Publikationen in wissenschaftlichen Organen 

aufzufallen (bewerben konnte man sich ja noch nicht). Bis An-

fang der 60er Jahre konnte man ihn ausserhalb Erlangens fast nur 

aus der ,Zeitwende’, der von führenden Männern der evangelisch-

lutherischen Kirche herausgegebenen Kulturzeitschrift, und aus 

Zeitschriften bzw. Sammelwerken für den Deutschunterricht ken-

nen;5 sechs kleine Arbeiten in der ,Germanisch-Romanischen 

Monatsschrift’ (1950-1954) und ein Kapitel in den ,Annalen der 

deutschen Literatur’ (1952) lagen schon reichlich lange zurück.  
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Mit der Überarbeitung der Habilitationsschrift hat sich Schwerte 

nochmals vier Jahre Zeit gelassen. Erst ihr Erscheinen (Schwerte 

1962) hat ihn in der Fachwelt allgemein bekannt gemacht und ihn 

offenbar auch zu einem zweckmässigeren Publikationsverhalten 

bewogen.6 Das dann allerdings zu einer Zeit, da kein habilitierter 

Germanist, gleich welchen wissenschaftlichen Formats, lange auf 

eine Berufung zu warten brauchte. Nach einer einsemestrigen 

Lehrstuhlvertretung in Münster (1963) wurde er 1965 zum or-

dentlichen Professor an der Technischen Hochschule in Aachen 

ernannt; sein relativ hohes Alter7 bot Gewähr, dass er die Stelle 

nicht als Zwischenstation auf dem Weg an eine ,richtige’ Univer-

sität benutzen würde. Dass der eher unauffällige Erlanger Dozent 

als Aachener Professor Schule bilden, Respekt, Hochachtung und 

sogar Verehrung finden, in Aachen als einer der führenden deut-

schen Germanisten und als Exponent der Linken in universitären 

Gremien gelten, sich als Rektor in den ,heissen’ Jahren von 1970 

bis 1973 bewähren, zwei Festschriften und weitere Ehrungen er-

halten würde, – das alles war zum Zeitpunkt seiner Berufung 

kaum abzusehen. 

IV.  

Schon in den ersten Zeitungsmeldungen über die Entdeckung, 

dass Karriere und wissenschaftliches Werk Hans Schwertes eine 

Vorgeschichte in Werken und Taten Hans Ernst Schneiders ha-

ben, ist eine nicht begründete und vielleicht nicht einmal bemerkte 

(weil von der Umgangssprache diktierte) Entscheidung darüber 

getroffen, wie das Verhältnis Schwerte/Schneider zu denken sei: 

als das von Maske und Gesicht, von Tarnung und wahrer Gestalt, 

von Rolle und Person oder ähnlich. Die Lektüre von Schwertes 

Schriften8 wird unter dieser Vorgabe zur Fahndung oder zu einem 

Unternehmen, das auf Demaskierung und Enttarnung zielt. Es ist 

nicht jedermanns Sache, als Funktionär vorgegebener Konzeptu-

alisierungen zu arbeiten und als Verdachtsphilologe die Texte 

nach braunen Schleifspuren abzusuchen. Unabhängig davon aber  
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kann das Konzept von Maske und Gesicht aus zwei Gründen 

nicht einmal als heuristische Hypothese in Frage kommen. Zum 

einen kennt es nur ein räumliches Übereinander und kein zeitli-

ches Nacheinander, schliesst also im Sinne der Parole ,einmal 

Nazi, immer Nazi’ jede Möglichkeit einer Veränderung von vorn-

herein aus und erreicht daher nicht den Grad von Differenziert-

heit, der es für wissenschaftliche oder überhaupt einfach redliche 

Zwecke erst diskutabel werden liesse. Zum anderen verlangt das 

Konzept von denen, die sich seiner bedienen, die Fähigkeit, unter 

der Textmaske das wahre Gesicht zu erblicken bzw. durch die 

Buchstaben hindurch in Bewusstsein und Gewissen dessen zu se-

hen, der sie geschrieben hat, und über diesen magischen Blick 

verfügt hienieden niemand. 

Schwerte selbst hat sich in einem Interview gegen das ähnlich 

gebaute Konzept ,Doppelleben’ verwahrt: «Doppelleben? Das ist 

wohl ein bisschen übertrieben. Ich habe ein Leben und dann ein 

neues Leben geführt. Ich habe mich nicht verdoppelt.»9 Die Rede 

von zwei Leben hat etwas für sich, ist aber doch auch wieder me-

taphorische Rede. Denn das Leben Schneiders ist vom Leben 

Schwertes nicht durch Tod und Geburt getrennt, sondern durch 

eine unerlaubte Namensänderung, die im momentanen Vollzug 

den Träger des Namens unverändert lässt. Immerhin wird sicht-

bar, was im Verhältnis Schwerte/Schneider auf dem Spiel steht: 

die Möglichkeit einer Veränderung ohne Tod und Neugeburt, ob 

nun mit Namensänderung (Schneider/Schwerte, Deutsches 

Reich/Bundesrepublik Deutschland bzw. DDR) oder ohne Na-

mensänderung (deutsche Literaturwissenschaft, Universität, Ge-

sellschaft). Das war seinerzeit als re-education auf der Basis und 

als Fortsetzung der denazification anvisiert und konnte, wie sich 

bald gezeigt hat, nur von den Betroffenen selbst an sich selbst 

ausgeführt werden, wenn überhaupt. 

Die Selbstveränderung der deutschen Literaturwissenschaft hat 

sich schnell und erstaunlich einheitlich vollzogen, ohne dass Ori-

entierungshilfe von den Literaturwissenschaften in den Ländern 

der Siegermächte in Anspruch genommen worden wäre (die an-

fänglich desolaten Bibliotheksverhältnisse und die anhaltende  
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Provinzialität als Nachwirkung der langen Isolation haben sicher 

das Ihre dazu beigetragen). Man wusste offenbar ohne Verabre-

dung sehr genau, was zu ändern geboten war, und man hat es ge-

ändert durch Vermeidung einerseits und Restauration anderer-

seits. 

Vermieden wurde fortan das einzig Eigenständige der national-

sozialistischen deutschen Literaturwissenschaft, ihre Bewer-

tungspraxis: die Verleihung des Prädikats ,deutsch’ an deutsche 

Texte. Sie war – als Re-Inszenierung der politischen Ereignisse 

von März/April 1933 an Texten – die beliebig wiederholbare ak-

tive Teilhabe am Sieg des Nationalsozialismus (vgl. Weimar 

1997). 

Restauriert wurde das auch nationalsozialistisch genutzte tra-

ditionsreiche Modell, in dem literarische Texte konzipiert sind als 

Symptom oder Ausdruck eines Autors bzw. Über-Autors (z.B. 

des ,Geistes’ oder dann eben des ,Volks’ bzw. ,Deutschtums’), 

den aus ihnen diagnostisch zu erkennen Aufgabe der Literatur-

wissenschaft sei. Die Restauration bestand darin, dass die Zentral-

position des Modells, die als Produktionsrepräsentanz das Er-

kenntnisziel darstellt, geräumt und anders besetzt wurde, sei es 

wieder mit ,Geist’, sei es mit anderen vagen Konzepten wie ,der 

Mensch’ oder ,das Individuum’ oder auch ,Existenz’. Dadurch 

wurden auf jeden Fall auch andere Elemente entbehrlich (rassen-

biologische und antisemitische Äusserungen, Herleitungen aus 

Blut und Landschaft oder gar Boden, Wörter wie ,völkisch’ oder 

,Volksgemeinschaft’ usw.), die sich zwar erst durch den Bezug 

auf jene ,zeitgemäss’ besetzte Zentralposition als nationalsozia-

listisch qualifizieren, aber doch auch den Behörden der Besat-

zungsmächte als nationalsozialistische Kennmarken hätten auf-

fallen können. 

Restauration des Modells und Verzicht auf die Bewertungspra-

xis waren gleich nach Kriegsende so einfach wie effizient zu be-

werkstelligen. Das waren zweckmässige (und berechtigte) 

Schreckreaktionen, aber die Unterlassung sowohl einer überleg-

ten direkten Auseinandersetzung als auch einer theoretischen Be-

gründung macht sich mehr als ein Jahrzehnt lang in zahllosen 

Publikationen der universitären deutschen Literaturwissenschaft 
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bemerkbar als Unsicherheit oder Haltlosigkeit der ganzen Dik-

tion. Wer darin NS-Überbleibsel will entdeckt haben,10 handelt 

bestenfalls in Unkenntnis der nationalsozialistischen Literatur-

wissenschaft und betreibt jedenfalls deren Verharmlosung. 

Die literaturwissenschaftliche (wie die politische) Restauration 

hat die nationalsozialistische Vergangenheit behandelt wie eine 

Peinlichkeit, über die man nach ihrem Ende und ihrer ,Behebung’ 

nicht mehr reden soll und zwanzig Jahre lang nicht geredet hat. 

Selbst als sich das dann geändert hat, ist jenes Modell kaum in 

Frage gestellt, sondern wiederum und weiterhin nur umbesetzt 

worden (,sozioökonomische Verhältnisse’, ,das Unbewusste’, 

,Diskurs’ usw. in Zentralposition). Was nationalsozialistisch 

nutzbar war, wird in fortgesetzter Restauration immer noch und 

immer wieder genutzt, und solange sich das nicht ändert, kann 

nicht ernsthaft davon die Rede sein, dass der Nationalsozialismus 

in der Literaturwissenschaft ,überwunden’ sei oder auch nur hin-

ter uns liege, sondern nur davon, dass er immer noch und immer 

wieder bevorsteht (vgl. Hamacher 1996). 

Nicht-restaurative Selbstveränderung nach dem Kriege ist in 

der deutschen Literaturwissenschaft nur selten zu verzeichnen, 

etwa und vor allem bei Günther Müller, der nicht nur auf eine 

Umbesetzung jenes Modells, sondern auch auf es selbst verzich-

tet und dementsprechend die literarischen Texte aus dem Symp-

tomstatus befreit und zum Gegenstand theoretischer Analyse ge-

macht hat. Zu der relativ kleinen nicht-restaurativen Fraktion der 

Nachkriegsgermanistik gehört auf seine Weise auch Hans 

Schwerte. 

Er hat sich als einer der ersten, nicht ganz freiwillig vermut-

lich,11 der schwierigen und dringlichen Aufgabe angenommen 

(vgl. Barner 1996), die deutsche Literaturgeschichte des 20. Jahr-

hunderts neu zu schreiben (Schwerte 1952). Schwierig war die 

Aufgabe, weil zum einen Kriterien für Auswahl, Gewichtung und 

Bewertung der nachexpressionistischen Literatur neu entwickelt 

werden mussten und zum anderen ein grosser Teil der Literatur 

in den 30er Jahren, die Exilliteratur, unbekannt und im Nach- 
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kriegsdeutschland schwer oder gar nicht zugänglich war. Deshalb 

sind eklatante Ungleichgewichte in der Darstellung (gemessen 

am heute geltenden Kanon) und die Unkenntnis der Exilliteratur 

mit Händen zu greifen. Bemerkenswert ist indessen, wie Schwer-

te Verknüpfungen vornimmt und Zusammenhang herzustellen 

versucht: nicht nämlich durch Rekurs auf Produktionsrepräsen-

tanzen wie ,Geist’, sondern durch die Konstruktion von Opposi-

tionen zwischen Werkgruppen bzw. Autoren (Schwerte 1952: 

719-722). Es gelingt ihm zwar nicht, die Oppositionen als einen 

durchgehenden Prozess anzuordnen, aber trotzdem ist eine ge-

wisse Nähe zum Evolutionskonzept des russischen Formalismus 

nicht zu übersehen, demzufolge literarhistorische Entwicklung zu 

denken ist als die Ablösung eines automatisierten Konstruktions-

prinzips durch ein entgegengesetztes, das sich dann automatisiert 

und abgelöst wird durch ein entgegengesetztes usw. Schwerte tas-

tet sich in diese Richtung vor, wohl ohne sie zu kennen oder auch 

nur kennen zu können, – die einschlägigen Schriften von Sklo-

vskij und Tynjanov sind erst seit Anfang der 70er Jahre in deut-

scher Übersetzung zugänglich. In gleicher Weise konstruiert er 

die Einheit der Epoche ,Wilhelminisches Zeitalter’ aus der Ent-

gegensetzung zweier Typen von Literatur, der konventionellen 

und der modernen experimentellen, ohne allerdings die Entgegen-

setzung im Sinne des russischen Formalismus zu dynamisieren 

(Schwerte 1964). In der Habilitationsschrift (Schwerte 1962) wird 

Zusammenhang in der Geschichte der von ihm so benannten 

,faustischen Ideologie’ hergestellt über die Messung der Distanz 

zu Goethes ,Faust’ (genauer: zu einer bestimmten Interpretation 

des ,Faust’), ohne den von manchen Kritikern gewünschten Re-

kurs auf ,die Gesellschaft’ oder dergleichen. Auch das unvollen-

dete Projekt einer Darstellung von «Zeichen-Wiederholungen» 

(Schwerte 1983: 191) kommt offenbar ohne ein externes Refe-

renzsubjekt aus (und ohne ersichtliche Kenntnis der Intertextuali-

tätsdiskussion). 

Schwertes literarhistorische Arbeiten sind der weder explizit 

gemachte noch theoretisch begründete Versuch, diejenige Sys-

temstelle im methodologischen Modell, die vorher mit ,Volk’ be- 
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setzt und durch den verordneten Neubeginn der deutschen Litera-

turwissenschaft frei geworden war, gezielt oder doch wenigstens 

konsequent nicht wieder zu besetzen. Wegen der Unreflektiertheit 

und Theorielosigkeit dieser Nicht-wieder-Besetzung wirken die 

Arbeiten methodisch recht unsicher. Dass sie dabei nicht-restau-

rativ sind, hat ihn nicht vor der (bis in die zweite Hälfte der 60er 

Jahre epidemischen) Unfähigkeit geschützt, vom Nationalsozia-

lismus anders als in dunklen Andeutungen zu reden, selbst da 

noch, wo die Darstellung ohne dessen Benennung und ausführli-

che Beschreibung geradezu defizient wird wie etwa die Geschich-

te der ‚faustischen Ideologie’, die mit exemplarisch schwacher 

Begründung (vgl. Schwerte 1962: 189) ausgerechnet im Jahre 

1933 abbricht. Diese Unfähigkeit war im Fach erst 1966 mit dem 

Münchener Germanistentag beendet, bei Schwerte zur selben Zeit 

(vgl. Schwerte 1967 a, 1967 b). 

Sein historiographisches Verhalten stellt sich als eine relativ 

selbständige Variante dar: als ein nicht-nationalsozialistisches 

und nicht-restauratives. Nähere Bestimmungen über diese negati-

ven hinaus geben die Texte nicht her. Die Konsequenz, die der 

Literarhistoriker Schwerte aus dem Ende der nationalsozialisti-

schen Literaturwissenschaft gezogen hat, ist eine lediglich nega-

tive und als solche gewiss nicht der Weisheit letzter Schluss, im 

Ensemble der Germanistik in den 50er und 60er Jahren aber 

durchaus respektabel und jedenfalls nicht nichts. 

Eine gleichermassen pragmatisch orientierte Auswertung von 

Schwertes Interpretationen und Kommentaren zu einzelnen Tex-

ten führt zu einem vergleichbaren Ergebnis. Das Verhalten so-

wohl den Texten als auch den Lesern gegenüber ist wiederum nur 

negativ zu fassen, wenn man es auf politischsoziale Positionen 

abzubilden versucht. Schwerte tritt im Verhältnis zu Lesern und 

Texten weder herrisch noch servil auf, weder agitatorisch im ei-

genen Interesse noch fremden Interessen hörig, und wenn (vor al-

lem in den frühen Rezensionen) doch einmal Wertungen fällig 

werden, so ist der Massstab wiederum ein negativer, dass nämlich 

Literatur nicht direkt politisch werden solle. Das allein findet sich  
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auch in positiver Wendung als Andeutung einer Theorie der 

«zweiten Wirklichkeit» (Schwerte 1957: 488) bzw. des «Wort-

Spiels» (Schwerte 1955: 403), die in den 50er Jahren ver-

pflichtenden Charakter zu haben scheint, aber nicht ausgeführt 

wird und später verschwindet. Seit den 70er Jahren schliesslich 

macht sich ein Altersstil bemerkbar, der etwas zunehmend Mo-

nologisches bzw. Unkommunikatives an sich hat. Wie Schwertes 

Verhalten in seinen literarhistorischen Arbeiten nicht-nationalso-

zialistisch ist, so ist es in seinen interpretierenden Arbeiten nicht 

auf Dominanz oder gar Herrschaft aus. Auch das mag nicht alles 

sein, aber es ist deswegen auch nicht nichts. 

Dasselbe Muster wird auch in der Biographie des Literaturhis-

torikers und Interpreten Hans Schwerte sichtbar. Sein Verhältnis 

zum SS-Mann Hans Ernst Schneider ist das einer Negation, die 

zumindest in der Öffentlichkeit hat leer bleiben müssen, weil der 

Akt, in dem sie vollzogen wurde, nichtöffentlich war. In dieser 

leeren Negation ist Schwerte, solange es nur an ihm lag, so fest-

geblieben wie in der Negation von Nationalsozialismus und Herr-

schaft in seinen wissenschaftlichen Arbeiten. Wie sich ein Leben 

leben lässt, dem fast 36 Jahre in leerer Negation amputiert sind, 

ist schwer vorzustellen. Nach Ausweis der Schriften Hans 

Schwertes wäre dessen Verhältnis zu Hans Ernst Schneider viel-

leicht nicht ganz unpassend als diachrone Schizophrenie zu be-

nennen, als ein Syndrom, das auch in der deutschen Gesellschaft, 

Universität und Literaturwissenschaft aufgetreten ist. Sie können 

sich davon wohl erholen und heilen, weil ihnen mehrere Leben 

zur Verfügung stehen, ein Einzelner aus demselben Grunde nicht. 

Beneidenswert, wer frei davon. 



 

Zweiter Teil 

Nationalsozialismus 



 

Hellmut Seier 

Die nationalsozialistische Hochschulpolitik 

und die Rolle von Technik und Technischen 

Hochschulen im Führerstaat 

I.  

Die zeitgeschichtliche Forschung hat sich den Hochschulen der 

NS-Zeit vergleichsweise zögernd zugewandt und ist auf diesem 

Feld noch nicht als abgeschlossen anzusehen.1 

Zwei Ergebnisse können aber bereits als gesichert gelten. Das 

eine besagt, dass sich die Einfügung der Wissenschaft ins Herr-

schaftssystem fast widerstandsfrei vollzog. Überall wich die 

Selbstverwaltung dem Führerprinzip, drang NS-Ideologie in 

Lehrinhalte ein, wurde Forschung auf Systemzwecke hinorien-

tiert. Eine rigorose Personalpolitik sorgte für die Ausschaltung 

sogenannter Nichtarier und politischer Gegner. All dies verän-

derte die Hochschulen im Kern. Dennoch fügten sie sich, ja hatten 

sie Anteil daran. Zu nennenswerter Gegenwehr kam es nicht. 

Das andere Ergebnis steht in gewissem Kontrast dazu und 

schränkt das Gleichschaltungsfazit möglicherweise ein. Denn es 

scheint ebenfalls festzustehen, dass eine konstruktive Neuent-

wicklung nicht erfolgte. Weder gab es eine für Partei und Staat 

verbindliche Wissenschaftstheorie, noch kamen Bestrebungen 

zum Zuge, die auf eine Fundamentalreform, auf die totale Einbin-

dung aller Lehrenden und Lernenden, zielten. Aus den Universi-

täten wurden keine nationalsozialistischen Führerschulen. Unbe-

schadet verbaler Anpassung hielten sich im Windschatten der Po-

litik Institute und Werkstätten fachwissenschaftlicher Arbeit. Da-

rauf bezogen sich Hitlergegner wie der Heidelberger Professor 
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Karl Jaspers, wenn sie nach dem Kriege die Auffassung vertraten, 

die Universität sei zwar existentiell bedroht gewesen, sie sei je-

doch «nicht völlig zerstört» worden (Jaspers 1947: 14). 

Ein zwiespältiger Sachverhalt. Er lässt sich verschieden akzen-

tuieren, und seine Einschätzung ist strittig. Letztendlich hängt sie 

davon ab, wie dehnbar und relevant der trotz Gleichschaltung ver-

bliebene Spielraum fachgelehrter Wissenschaft war, wie er sich 

intentional und funktional zum Herrschaftssystem verhielt und 

welche Folgen das hatte. Diesen Fragen wende ich mich im fol-

genden zu. Ich gehe dabei in zwei Schritten vor. Ich beginne mit 

einer entsprechenden Betrachtung der NS-Hochschulpolitik: ihrer 

Phasen, ihrer Formen, ihrer Durchsetzungsprobleme. Und ich 

überprüfe das dazu zu Sagende in einem zweiten Anlauf anhand 

desjenigen Aspekts, der hier besonders interessiert, nämlich dem 

der Technik. Er bietet sich im Licht der Fragestellung als De-

monstrationsobjekt geradezu an. Hatte doch einerseits die Politi-

sierbarkeit der technischen Wissenschaften sachzwanghafte 

Grenzen. Und kam doch andererseits ihren Ergebnissen im Zuge 

von Aufrüstung und Krieg gehobene Bedeutung zu. 

II.  

Im Rückblick wirkt die NS-Hochschulpolitik improvisiert und 

sprunghaft. Sie ist nicht leicht auf einen systematischen Nenner 

zu bringen. Drei Phasen sind zu unterscheiden: 

Die erste war die des Weimarer Niedergangs und der sogenann-

ten Machtergreifung bis Ende 1934. In dieser Phase vollzogen 

sich die Eroberung und Gleichschaltung der akademischen Lehr-

anstalten. Es war eine Eroberung von aussen, der aber Entwick-

lungen im Innern entgegenkamen. Vorangegangen war ein Wan-

del in der Mentalität der Studenten. Schon seit 1931 hatte sich der 

NS-Studentenbund bei Asta-Wahlen als stärkste Kraft etabliert. 

Im Wintersemester 1932/33 erzielte er absolute Mehrheiten an 

mehr als der Hälfte der Universitäten und an einem Drittel der 
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Technischen Hochschulen. Immer öfter bestimmten Hörsaalpro-

vokationen und antisemitischer Druck das Klima. Nach Bildung 

des Kabinetts Hitler begann dann die Umgestaltung der akademi-

schen Lehranstalten im Wege der Gesetzgebung2. Dabei setzte 

den tiefsten Einschnitt das sogenannte Gesetz zur Wiederherstel-

lung des Berufsbeamtentums vom April 1933. Es führte auf An-

hieb zur Verdrängung von anderthalbtausend Wissenschaftlern, 

darunter 11% der Ordinarien, grossenteils Juden. Und diese Zah-

len verdoppelten, ja verdreifachten sich in den folgenden Jahren. 

Betroffen waren nicht zuletzt Naturwissenschaftler. Von ihrer 

Gelehrten-Elite emigrierten 15 Nobelpreisträger. Einschneidend 

wirkte aber auch zweitens der Numerus Clausus, der ab Februar 

1933 die Studentenzahl kontingentierte. Er gab sich als Heilmittel 

gegen die Arbeitslosigkeit der Akademiker und schloss vorüber-

gehend fast 60% der Abiturienten vom Studium aus, auch hier 

vorab sogenannte Nichtarier, ferner Frauen. Das studentische Le-

ben wurde schroff reglementiert. An die Stelle der Korporationen 

trat das zeitweilig obligatorische Kameradschaftshaus. Ein dritter 

Eingriff bewirkte die schrittweise Einführung des Führerprinzips. 

Beseitigt wurde das Prinzip der Wahl und der förmlichen Mitent-

scheidung akademischer Gremien. Die Senate und Fakultäten 

mussten sich fortan mit dem Beratungsrecht begnügen. 

Auf alle diese Massnahmen reagierte die Hochschullehrer-

schaft eher verängstigt als inspiriert. Sie war bis dahin zwar über-

wiegend konservativ und subjektiv unpolitisch gewesen, bis auf 

eine Minderheit von wenig mehr als 1% aber nicht NS-orientiert. 

Jetzt trat etwa ein Fünftel in die Hitlerpartei ein, in der Folgezeit 

mehr, örtlich wohl knapp die Hälfte. Es waren freilich häufiger 

junge Dozenten als Altordinarien. Und wenn sie sich im Politi-

schen als lenkbar und gefügig erwiesen, so blieb es gleichwohl 

ein Anliegen vieler, die überkommene Wissenschaftsfreiheit, 

symbolisiert durch die Fakultätsverfassung und durch die drei 

klassischen Privilegien der Promotion, Habilitation und fakti-

schen Kooptation, in den Grenzen des Möglichen zu bewahren3.  
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Jedenfalls blieb der Gegensatz bestehen, den Andreas Feickert, 

einer der Studentenführer, noch 1934 auf die ebenso knappe wie 

übertreibende Formel brachte: «Die Hauptschwierigkeit für die 

Hochschule ist heute, dass wir keine nationalsozialistischen Do-

zenten haben» (Feickert 1934: 19). 

Schon die zweite Phase, die der Vorkriegszeit ab Mitte 1935, 

hat demgegenüber fast nur noch Verfestigungen erbracht. Zu 

grundlegender Weiterentwicklung kam es kaum noch. In der 

Röhm-Affäre wurde die SA entmachtet. Mit ihr verlor der NS- 

Studentenbund an Einfluss. Seine Übergriffe hörten auf, der Nu-

merus Clausus entfiel, Studium und Forschung normalisierten 

sich, zumindest dem äusseren Anschein nach. Man lernte und 

lehrte in politikferneren Fächern fast wieder wie ehedem. Oder 

anders ausgedrückt: Staat und Partei gaben sich mit der Dienst-

barkeit der Wissenschaft zufrieden. Reformen wurden zurückge-

stellt. Was an Zukunftsplänen geschmiedet worden war: die Auf-

lösung der Grossstadtuniversitäten etwa, eine völlig neue Fächer-

struktur, die Abschaffung der Fakultäten und eine Studienreform 

mit Lagerleben und politischem Grundstudium für alle, – es ver-

schwand in den Aktenschränken. 

Stattdessen gab es Ansätze zu einer Wissenschaftstheorie, die 

auf Forschungsoffenheit in den Grenzen kontrollierter Themen-

wahl, vorgegebener Ziele und politischer Selbstbindung hinaus-

lief. Und als im Sommer 1936, beinah zeitgleich mit den Berliner 

Olympischen Spielen, in Heidelberg die 550-Jahr-Feier der Uni-

versität begangen wurde, begangen wie ein internationales Fest, 

mit Abgesandten aus vieler Herren Länder, mit Talar und Barett 

und einer Ministerrede, die nicht gerade die Freiheit der Wissen-

schaft, aber doch die ihrer Resultatserzielung rühmte,4 – da moch-

te mancher des Glaubens sein, das Schlimmste sei vorbei. 

Es war aber nicht vorbei, denn dahinter stand die Zweckratio-

nalität der Kriegsvorbereitung, und in der dritten Phase (der des 

Krieges) wurde der Zugriff der Diktatur wieder härter. Die Indi-

enstnahme der Wissenschaft bemächtigte sich nun eines jeden, 

der nützlich schien: für die Rüstung, für die Propaganda, im Ein-

zelfall für die politische Kriminalität. Ebenso litt das Studium, be- 
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sonders durch Kriegshilfsdienste aller Art, vom Luftschutz bis zur 

Trümmerräumung. Studieren durften nun nur noch wenige: Ver-

wundete, Beurlaubte, Ausländer, Kranke, dafür wieder mehr 

Frauen. Ferner wurde die Regelstudienzeit massiv verkürzt: an-

fangs fast generell auf sieben Trimester, inklusive Examina also 

auf maximal zweieinhalb Jahre5. Und doch war selbst diese 

Kriegsphase von Ambivalenzen nicht frei. Denn gerade der Krieg 

öffnete auch Freiräume. Unter Berufung auf ihn liessen sich Ar-

beitsnischen schaffen. In gewisser Weise ging sogar der Einfluss 

der Partei zurück. Die Prioritäten des Krieges nötigten auch sie 

dazu, ihre Fernziele zu vertagen. 

Überblicken wir die drei Phasen, so ist festzuhalten, wie früh 

einige Hauptmerkmale der NS-Hochschulpolitik sich abgezeich-

net haben: die Volldurchsetzung des Herrschaftssystems, der 

Aufschub von fundamentalem Neubau und das zeitcharakteristi-

sche Manko an Rechtssicherheit bei der Umfunktionierung beste-

hender Institutionen. Hatte die erste Phase im Zeichen des Ver-

suchs gestanden, eine «völkisch»-»arisch»-deutsche Wissen-

schaft neu zu begründen und organisatorisch zu untermauern, so 

stand während der zweiten und dritten die Absicht im Vorder-

grund, vorhandene Potentiale optimal einzusetzen, – für Zwecke 

des Systems oder, in der Sprache der Ideologie, zum Besten des 

«Volksganzen». Zu fragen ist, inwieweit das praktikabel war und 

was es im hochschulpolitischen Alltag bedeutete. 

Es bedeutete zunächst, dass lange schon vor dem Krieg die 

Ziel- und Programmdiskussion verebbte und dass sich die Zu-

kunftsperspektive im Ungewissen verlor. Nun gestattete die auf 

Mythen fixierte NS-Weltanschauung eine sachorientierte Pro-

grammatik nur bedingt und kaum in zentralen Bereichen. Gleich-

wohl hat es in den ersten Jahren durchaus Ansätze zur Präzisie-

rung von Ziel und Weg gegeben. Alle hatten einen antimodernen 

Zug, gaben sich wissenschaftsskeptisch, rügten die Massenuni-

versität als Ausweis sozialer Fehlentwicklung und kulturellen 

Verfalls. Damit folgten sie aber keineswegs traditionalistischen 

Leitbildern. Denn sie wollten nicht zurück zur wilhelminischen 

Universität, beanspruchten vielmehr, revolutionär zu sein und ei- 
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ne Zukunftsvision zu haben. Das galt besonders für die Plänema-

cher der ersten Stunde, ob sie wie Heidegger die politisierende 

Rettung der Universität als Institution erstrebten oder wie die ra-

dikale SA im Gegenteil deren Beseitigung zugunsten von Führer-

schulen und Berufsfachausbildung, ob sie wie der Pädagoge Ernst 

Krieck die forschungsferne Gesamthochschule favorisierten, mit 

der Lehrerbildung als Mittelpunkt und unter Einschluss der tech-

nischen Fächer, oder wie Alfred Rosenberg, der Parteibeauftragte 

für die weltanschauliche Schulung, ein elitäres Gegenmodell, das 

sich «Hohe Schule» nannte und als «oberste Stätte für nationalso-

zialistische Forschung, Lehre und Erziehung» gedacht war.6 Die-

ses ambitionierte Projekt dürfte die ernsteste Bedrohung der über-

kommenen Wissenschaft gewesen sein. Es blieb im Umriss je-

doch vage und kam über Anfänge nicht hinaus. Zur definitiven 

Entscheidung raffte sich nie jemand auf. Stattdessen erklärte im 

Frühjahr 1939 das Reichserziehungsministerium, die endgültige 

Festlegung erfolge erst dann, wenn «sich die Grundgesetze unse-

res Seins und Handelns im Tatsächlichen bewährt haben» (Huber 

1939: 18). Eine Verlegenheitsformulierung, aus der nicht zu erse-

hen war, worauf die Fakultäten und Fächer sich einzustellen hat-

ten. 

Im Grunde gab es keine einzige Autorität (ausgenommen den 

nicht befragbaren Führer), die von sich hätte sagen können, sie 

habe in diesen Dingen das letzte Wort. Einwirkungsmöglichkei-

ten hatten viele: anfangs vor allem das Hochschulamt der SA, der 

Lehrerbund und die Studentenführung, später auch Himmler mit 

seinem «Ahnenerbe», Hess mit seiner Kontrollkompetenz in Be-

rufungsfragen und der spät gegründete Dozentenbund mit seinen 

Fachgutachtern. Nicht zu vergessen Bormanns Parteikanzlei und 

die Gauleiter und vollends nicht zu übergehen die für die Rüstung 

Zuständigen in Görings Vierjahresplan-Verwaltung und in der 

Wehrmacht. Sie alle rivalisierten untereinander und hatten dabei 

kompakte Interessen hinter sich. Das war nicht ohne weiteres eine 

Rivalität zwischen Partei und Staat, denn auch den Staat vertrat 

die Partei, oft aber ein Tauziehen um den Vorrang von Ideologie  
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oder Effizienz sowie darüber, wie wehrpolitisch unabdingbar die 

Verwendung modernerer Methoden sei, wie nachteilig umgekehrt 

die prinzipielle Nichtbeachtung des internationalen Standards. 

Hierbei hatte dann manchmal eine weitere Instanz einen gewis-

sen Vorsprung, schon weil sie die meisten anderen an formal-

rechtlicher Zuständigkeit übertraf: das war das 1935 gegründete 

Reichserziehungsministerium als vorgesetzte Lenkungs- und 

Aufsichtsbehörde aller akademischen Lehranstalten und damit 

gleichfalls der Technischen Hochschulen. Der Vorsprung beruhte 

nicht auf dem Format oder dem Parteirang des Ministers. Von 

beidem konnte bei Bernhard Rust, dem braunschweigischen Stu-

dienrat, schwerlich die Rede sein. Sinn für fachliche Leistung und 

für Forschungseffizienz entwickelten aber manche Chefs seines 

Wissenschaftsamtes. Auch sie nicht etwa aus Distanz zur Partei, 

höchstens aus Abneigung gegen Rosenberg, und auch sie ohne 

Chance, wenn es in Schlüsselfragen um Hauen und Stechen ging. 

Im Alltag aber brachte die Ministerialbürokratie um 1936 bei Be-

rufungsfragen und bei der Mittelvergabe Massstäbe der Sachrati-

onalität ins Spiel. Bei der Eindämmung des Ideologieprimats 

wirkten sie mit Rosenberg-Gegnern zusammen: mit der Wehr-

macht, mit der Industrie und mit fachorientiert Denkenden an den 

Hochschulen selbst7. 

Möglich war das immer dann, wenn sich dort Restbestände der 

akademischen Selbstverwaltung in diesem Sinne aktivieren lies-

sen. An sich war die Willensbildung reichseinheitlich geregelt. 

«Führer der Hochschule», so hatte es in dem einschlägigen Erlass 

von 1935 geheissen, «ist der Rektor. Er untersteht dem Reichs-

wissenschaftsminister unmittelbar und ist ihm allein verantwort-

lich» (Kasper u.a. 1942: I, 34). Dem Führerrektor wiederum un-

terstanden die Leiter der Studenten- und Dozentenschaft und de 

facto auch die Dekane. Nur die Rechtsstellung der eigentlichen 

Hochschulverwaltung, des Kurators oder Kanzlers also, blieb in 

der Schwebe. Diese Konstruktion war ein Unding: verwaltungs-

rechtlich und wissenschaftspsychologisch. Sie konnte unter güns-

tigen Umständen aber Handhaben bieten zur Stützung von Wis-

senschaftsniveau und Forschungsinteressen. Alle Führerrektoren 
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sind Nationalsozialisten gewesen. Ohne das Plazet der Partei ge-

langte niemand in das Amt. Aber nicht alle waren Parteigenossen 

aus der Zeit vor 1933. Auch wurde bei ihrer Auswahl Wert gelegt 

auf einen gewissen Rückhalt im Lehrkörper. Wahlähnliche Ele-

mente der Rektorenfindung hielten sich noch 1935.8 Vor allem 

entstammten alle Rektoren dem Kreis der auf Lebenszeit berufe-

nen ordentlichen Professoren, also der Ordinarien. Diese Gruppe 

hatte viel vom alten Glanz verloren. Schon 1933 stand ihr Kurs, 

wie der Kirchengeschichtler Hans Lietzmann es einmal brieflich 

ausgedrückt hat, «tief unter pari» (Aland 1979: 741). Und eine 

Denkschrift, die während des Krieges kursierte, machte die NS-

Agitation dafür verantwortlich: «Der Professor gilt, da man ihn 

einfach zum ,Intellektuellen’ stempelt, geradezu als grundsätzlich 

anfechtbare Erscheinung» (Seier 1964: 108). Immerhin aber hat-

ten die Ordinarien als Gruppe den Umbruch überdauert. Dass der 

Führerrektor einer der ihren war, wertete sie auf. Auch schlug bei 

ihnen Fachautorität weiterhin zu Buche. Auf einen Lehrstuhl 

wurde bis auf Ausnahmen niemand berufen, der nicht habilitiert 

war. Und der Ruf hing zwar zu hohen Teilen, nicht aber aus-

schliesslich vom politischen Leumund ab. 

Andererseits kann man nicht eigentlich sagen, die im Füh-

rerrektor personifizierte Wissenschaftsdiktatur sei universitäre 

Verfassungswirklichkeit geworden. Dem stand einmal entgegen, 

dass Senate und Fakultäten auch nach Wegfall des förmlichen 

Abstimmungsrechts als Konsensfindungsgremien weiterbestan-

den. Zum anderen (und das war wichtiger) hielt sich der Antago-

nismus zwischen den Statusgruppen. Einflussreich war vor allem 

der örtliche Dozentenführer. In den Akten fungiert er gelegentlich 

als «Gegenrektor», sogar von «Doppelherrschaft» (Seier 1988: 

270) ist die Rede. In Berufungsfragen hatte er eine Art Vetorecht. 

Hinter ihm stand gewöhnlich die Parteileitung, während der Rek-

tor vermittelte und das Ministerium, wenngleich schwankend, la-

vierend und im Streitfall zurückweichend, den Ordinarienstand-

punkt zu decken suchte. Nicht ganz so mächtig war die örtliche 

Studentenführung. Auch sie aber verstand sich eine Zeitlang als 
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negative Berufungsinstanz. Später sank ihr Gewicht in dem 

Masse, wie die Studentenschaft sich von ihr löste. «Insgesamt», 

so resümierte das Reichssicherheitshauptamt bereits im Lagebe-

richt 1938, «ist bei den jungen Studenten die Tendenz zu be-

obachten, sich möglichst von jeder Art der politischen Betätigung 

fernzuhalten» (Seier 1984: 155). 

Alles in allem: Es ist zur Vollintegration der Gruppen und zum 

Führerrektor im Wortsinn höchstens im Ansatz gekommen. In der 

Fortdauer der Ordinariendominanz und im gruppendynamischen 

Antagonismus kündigten sich vielmehr schon Nachkriegskonti-

nuitäten an. An diesen Grundgegebenheiten orientierten sich 

Hochschullehrer, die möglichst selbstbestimmt ihr Fach verwal-

ten wollten. 

III.  

Das alles betraf indessen nicht nur die Universitäten. Es betraf 

ebenso die Technischen Hochschulen.9 Auch sie hatten Füh-

rerrektoren. Auch ihre Wirklichkeit war vom Führungsanspruch 

der Partei und von unterschwelliger Gruppendynamik markiert. 

Gleichwohl bestanden Unterschiede. Denn der Führerstaat benö-

tigte die Technik, und zwar zunehmend mehr als die Universitä-

ten. Ausserdem gab es Distanzen zwischen den beiden Formen 

akademischer Forschung und Lehre, die in der Emanzipationsge-

schichte der Technik als Wissenschaft wurzelten. 

Das nationalsozialistische Technikbild10 schwankte. Es war ne-

gativ im Kontext der antimodernen Agrarromantik, positiv im 

Lichte militärischer Absichten. Bei Hitler in seinem Buch «Mein 

Kampf» überwog das letztere. Er lobte die Technik: als schöpfe-

rische Kraft, als arische Hervorbringung, als Trumpfkarte im 

Krieg (Hitler 1932: 317f., 495ff., 748f.). Gemeint war allerdings 

die personale Leistung, vor allem der angewandte Erfinder-Er-

folg, speziell mit Blick auf die Rüstung. Dass Erfolg nicht mög-

lich war ohne Grundlagenforschung, ohne die Fortschritte der 
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theoretischen Naturwissenschaften, ohne industrielles Manage-

ment und entsprechendes Ausbildungsniveau, kam nicht zur Gel-

tung. Wenigstens aber liess sich das oft zitierte Führervotum als 

Abschwächung des Zivilisations-Pessimismus deuten. Noch bei 

Spengler im «Untergang des Abendlandes» war die Maschinen-

welt eine Horror-Vision der Dekadenz gewesen, abfällig konno-

tiert wie die Grossstadt und das Grosskapital (Spengler 1959: 

397f.). 

Wie standen nun umgekehrt die Techniker ihrerseits zum 

Staat? Sie betonten bis 1933 in der Mehrzahl die politische Wert-

neutralität. Die Konsequenz konnte sein, dass eine gemeinnützige 

Ausgleichsfunktion zwischen Kapital und Volk den Zielpunkt bil-

dete, denn die Ingenieure in ihrer nichtbeamteten Stellung dach-

ten meist weniger konservativ als Naturwissenschaftler und Pro-

fessoren. Die Konsequenz konnte nüchtern und drastisch aber 

auch so formuliert werden wie in einer Schrift aus dem Jahr 1927, 

worin es hiess: «Welche Form der Staat hat, ist dem Ingenieur 

höchst gleichgültig, genauso gleichgültig wie die Frage, ob das 

Maschinenhaus mit weissen oder grünen Kacheln ausgelegt ist; 

wesentlich ist, dass die Maschine arbeitet, und zwar mit anständi-

gem Wirkungsgrad» (Ludwig 1974: 42). Wer diesen Standpunkt 

teilte, schirmte sich ab gegen Ideologie, auch gegen die der 

NSDAP. Von den 300 000 Ingenieuren, Architekten und Chemi-

kern im Deutschland von 1932/33 haben nur 7‘000, also wenig 

über zwei Prozent, der Hitlerpartei angehört, deutlich weniger als 

in vergleichbaren Mittelstandskreisen (Ludwig 1974: 106f.). Die 

Resonanz nahm freilich zu, als Hitler am Ruder war, als nicht 

mehr nur Leute wie Feder und Ley, sondern auch wie Todt und 

später Speer den Berufsstand in der Führungsspitze vertraten und 

als anstatt des industriekritischen linken Parteiflügels ein ver-

meintlicher Wirtschaftspragmatismus sich durchsetzte, der mit 

Arbeitsbeschaffung durch Autobahnbau und mit Autarkie durch 

Innovation gerade auch Technikbelange ansprach. Die Berufs-

gruppe sah sich gefordert und umworben, und die Zahl der Par-

teimitglieder wuchs, wobei mitsprach, dass sich durch die Locke-

rung des Juristenmonopols nun auch Verwaltungslaufbahnen öff- 
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neten. Gewinn an politischem Einfluss aber war damit kaum ver-

bunden. Selbst in der Ara Speer ab 1942, Höhepunkt der Rüs-

tungsmobilisierung, konnte von wirklicher Technokratie nur in 

Partialbereichen die Rede sein. 

So hat sich trotz wachsender Bedeutung der Technik denn auch 

kein wesentlicher Vorteil für die Technischen Lehranstalten dar-

aus ergeben. Sie blieben Stiefkinder des Systems wie die Wissen-

schaft im Allgemeinen, bloss ohne den Rückhalt einer in Jahrhun-

derten entstandenen und in sich ruhenden Tradition. Keiner der 

grossen Einschnitte der Machtergreifungsphase hat die Techni-

schen Hochschulen verschont. Alle zehn – von den drei grössten 

(Berlin, München, Dresden) über die vier im Norden (Aachen, 

Hannover, Braunschweig, Breslau) bis zu den drei süddeutsch ge-

prägten (Darmstadt, Karlsruhe, Stuttgart) – alle zehn sammelten 

Umsturzerfahrung mit studentischen Kampfgruppen, erfuhren 

Einbussen an Lehrpersonal, nahmen widerspruchslos den Nume-

rus Clausus und das Führerprinzip hin. Dazu kamen dann die Son-

derprobleme: wegen der – im Vergleich mit den universitären Fa-

kultäten – oft grösseren Nähe zu Praxis und Industrie und wegen 

der undeutlicheren Zukunft. 

Was die Studentenschaft anbetrifft, so hatte sie sich zögernder 

als an den Universitäten der NSDAP geöffnet. Nur in Berlin, Bre-

slau und Karlsruhe erzielte der NS-Studentenbund bei Asta-Wah-

len vor 1933 eine absolute Mehrheit. In Hannover dagegen kam 

er nie auf über 20%, und in Braunschweig und Darmstadt erlitt er 

gerade im Januar 1933 auffällig starke Verluste (Ludwig 1974: 

105f.). Die weitere Entwicklung ist zunächst vom Numerus Clau-

sus bestimmt gewesen. Die Studentenzahl sank dramatisch, an 

den zehn Hochschulen zusammen um über die Hälfte (von 20 000 

auf 9 000), was umso bedenklicher war, als zugleich der Bedarf 

an qualifiziertem Nachwuchs stieg. Denn 1935 endete die Ar-

beitslosigkeit in den Ingenieurberufen. Drei Jahre später, im Zei-

chen von Aufrüstung und Vierjahresplan und mit Blick auf die 

1940er Jahre, winkten schon 30000 offene Stellen. Darauf rea-

gierte der Massnahmenstaat mit Hektik. Wer Luftfahrttechnik  
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oder Schiffbau studieren wollte, brauchte schon 1936 kein Abitur 

mehr: die Versetzung nach Oberprima genügte. Schliesslich 

wurde generell das 13. Schuljahr gestrichen und für sämtliche 

Technikstudenten die Ausbildung auf sechs bis höchstens sieben 

Semester, zeitweilig Trimester, verkürzt (Ludwig 1974: 280, 

286f.). Trotzdem wuchs die faktische Frequenz nur wenig. Dafür 

kam zum Nachwuchsmangel nun noch der Niveauverlust hinzu. 

Weiterer Verlust trat durch Entlassungen und Berufungen von 

Professoren ein. Zwar nahm die Verdrängung von Lehrenden aus 

politischen und rassistischen Gründen nicht ganz das Ausmass 

wie an den Universitäten an. Die Quote, die ja auch von früherer 

Berufungspraxis abhing, schwankte zwischen zehn und zwanzig 

Prozent. Wo sie höher lag, wie mit ca. 25% an der TH Berlin (Rü-

rup 1979: I, 28), war dies atypisch. Auch ist zu bedenken, dass 

anfangs mancher nur schwach Betroffene Unterschlupf fand in 

der Industrie oder der wehrmachtnahen Forschung. Wie denn 

auch die Hinwendung zu besser dotierter Firmentätigkeit gerade 

bei Hochschultechnikern keine Seltenheit war. All dies aber er-

schwerte die Neubesetzung. In die frei gewordenen Stellen rückte 

NS-orientierter Nachwuchs ein, dessen Qualifikation nicht immer 

ausser Zweifel stand. Es kam auch zu technikinternen Umwid-

mungen. In Berlin etwa wurde eine gänzlich neue fünfte Fakultät 

geschaffen: die wehrtechnische mit zuletzt 14 Ordinariaten (Rü-

rup 1979: I, 473). Neue Fächer, von der Flugphysik bis zur 

Wehrchemie, entstanden auch anderswo. Bei alledem blieb wie 

an den Universitäten der klassische Hauptfächerkranz aber erhal-

ten. Von Stellenstreichungen wurden die technischen Fächer we-

niger berührt als die universitären Naturwissenschaften, die aber 

auch ihrerseits weniger litten als Jurisprudenz oder Theologie11. 

Die schwierige Frage ist die, wie speziell an den Technischen 

Hochschulen das Führerprinzip wirkte. Vergleichende Forschun-

gen12 liegen kaum vor. Aufgrund von Akten, darunter Protokollen 

von Rektorenkonferenzen, lässt sich vielleicht folgendes sagen. 

Zunächst ist sicher, dass die Politisierung der Selbstverwaltung 

auch die Technischen Hochschulen ergriff. 
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Ein wesentlicher Unterschied zu den Universitäten ist nicht zu er-

kennen. Wie dort gab es auch hier einzelne Hochschulen mit ra-

dikalerer NS-Grundierung. Als solche galten Berlin und Karls-

ruhe, schon wegen v. Arnim und Rudolf Weigel als Rektorper-

sönlichkeiten, während andere wie Stuttgart oder die TH Mün-

chen ein vergleichsweise konservativeres Image hatten.13 Auch 

diesbezügliche Gegensätze in den Lehrkörpern sind nachzuwei-

sen. Darauf deuteten unter anderem die Ergebnisse der wahlähn-

lichen Rektornominierungen vom Februar 1935 hin, bei denen 

sich in manchem Fall (so selbst in Berlin und München) nur eine 

Minderheit oder recht knappe Mehrheit für die vom Dozenten-

bund jeweils Begünstigten aussprach (Heiber II/2 1994: 30, 48). 

Dagegen spielten fachideologische Gegensätze wohl zumeist eine 

geringere Rolle. Ihr Hauptkriegsschauplatz war die universitäre 

Physik, wo die Gruppen um die Nobelpreisträger Lenard und 

Stark, Verfechter der antitheoretischen sogenannten «Deutschen 

Physik», die Massstäbe setzten. Von den Schwerpunktfächern der 

Hochschulen, also Architektur, Bau- und Elektrotechnik, Maschi-

nenbau, Chemie, wird ähnliches nicht berichtet, einige Stuttgarter 

Architekten höchstens ausgenommen. Man kann daraus sicher 

nicht folgern, es habe so etwas wie Fachautonomie gegeben. 

Wohl aber gab es ein Gefälle an Autonomiebedrohung. Dabei 

hatten die Praktiker grössere Abschirmungsmöglichkeiten. 

Ihre Sorgen gingen dafür in andere Richtung. Sie betrafen ei-

nerseits die Eigenständigkeit, andererseits die Forschung. Jeder 

wusste um Bestrebungen, Universitäten und Hochschulen zusam-

menzulegen.14 Das ging konkret vor allem die grösste und die 

kleinste an: Berlin, wo eine «Reichsuniversität Adolf Hitler» in 

Vorbereitung war, mit den Charlottenburger TH-Instituten als 

Brillanten in der Krone, andererseits Breslau, wo der fast schon 

peinliche Rückgang der Studentenzahlen zur Rationalisierung 

drängte. Aber auch Hannover und Braunschweig waren Fusions-

kandidaten. Am Ende blieb alles Gedankenspiel. Es schuf aber 

Beklemmung, zumal mancher Zusammenlegungsplan, besonders 

das Gesamthochschulprojekt Ernst Kriecks (Müller 1978: 387),  
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die Techniker mit möglichem Verlust erkämpfter Statussymbole 

konfrontierte, während die nichttechnischen TH-Fächer der allge-

meinen Abteilungen in vermehrtem Grad politisiert worden wä-

ren. 

Doch grösser war die andere Sorge: die um die Forschung. Eine 

Sorge, die, soviel wir wissen, nicht oder nicht vordringlich fixiert 

war auf Fragen, wie man sie im Rückblick gern gestellt und be-

antwortet sähe und deretwegen gequält zu sein Veranlassung be-

standen hätte. Es ging den hochschulnahen Zeitkritikern und 

Denkschriften-Verfassern nicht um das Für und Wider von 

Kriegswaffenproduktion, nicht um die Ungeheuerlichkeit der 

Massenvernichtung, nicht um Motive und Interessen daran betei-

ligter Firmen – ganz abgesehen davon, dass die Denkbedingungen 

der Diktatur verkennt, wer in den Quellen der Zeit Bekenntnisse 

solcher Art sucht. Die Sorge der Technikwissenschaftler zumal im 

Kriege war vielmehr die, es könne bei der Forschungsplanung zu 

Versäumnissen kommen. Oder überhaupt zu Fehlern, die auf Un-

kenntnis, Mangel an Tatsachensinn, ideologischem Wunschden-

ken beruhten und langfristig auch die Nachkriegsentwicklung 

aufs Spiel setzen konnten. In diesem Sinne argumentierte ja auch 

Rüstungsminister Todt, als er, gestützt auf die Sachrationalität der 

Techniker, im November 1941 mit Blick auf die Frontlage von 

Hitler den Abbruch des Krieges verlangte (Ludwig 1974: 389). 

Wie sehr es von Anfang an an realistischem Kalkül gefehlt hat, 

zeigte zuerst die Förderung der sogenannten «Deutschen Physik». 

Die Bewegung hat zwar nie mehr als fünf bis zehn Prozent der 

entsprechenden Lehrstühle gewonnen (Beyerchen 1980: 197, 232 

f., 239). Und sie schien zurückgedrängt, als es ihr 1936 nicht ge-

lang, die beiden wichtigsten Forschungsinstitutionen auf Dauer in 

die Hand zu bekommen: die Deutsche Forschungsgemeinschaft 

und die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft. In beider Leitung domi-

nierten von da an Fachleute des Reichserziehungsministeriums 

bzw. der chemischen Industrie. Und alles überwölbte seit 1937 

obendrein der nicht nach Parteibuch zusammengesetzte Reichs-

forschungsrat, an dessen Spitze ein Artillerie-General stand, der 

zugleich an der TH Berlin eine Physik-Professur innehatte.15  
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Trotzdem wurde eine ideologiefreiere Lenkung nicht erreicht. 

Noch 1939 glückte der «Deutschen Physik» mit der Sommerfeld-

Nachfolge in München eine Lehrstuhleroberung von besonderem 

Rang (Beyerchen 1980: 207ff.). 

Dazu kamen die Folgen von Rassendogma, Autarkie und wis-

senschaftsskeptischer Bildungspolitik im Allgemeinen. Rückläu-

fig waren Examensergebnisse, Patentanmeldungen (Ludwig 

1974: 227), Signale der Auslandsresonanz deutscher Entwicklun-

gen, wobei der Emigrationseffekt eine Rolle spielte, desgleichen 

die vom Vierjahresplan begünstigte blosse Zweckforschung. 

Dass die Grundlagenforschung vernachlässigt werde, rügte im 

Jahreslagebericht für 1938 sogar schon das Reichssicherheits-

hauptamt (Seier 1988: 280). Auch aus der Sicht von TH-Experten 

war schon vor Kriegsbeginn die Schieflage eindeutig. Es hat 

schon damals eine Welle von Unmut gegeben, und eine Anmah-

nung aus dem Kreis der TH-Ordinarien trug zumindest dazu bei, 

dass es zu später Stunde noch zu einer Art Umkehr kam. Denn als 

sich im April 1940 William Guertler, Leiter des Dresdener Insti-

tuts für Werkstoffkunde, mit einem Klagekatalog an Hitler per-

sönlich wandte, sandte die Reichskanzlei Ablichtungen davon an 

alle obersten Reichsbehörden. Damit kam eine Debatte in Gang, 

an deren Ende die Freigabe der theoretischen Physik und eine 

Rechtfertigung ihrer Vertreter stand. Das geschah 1943, zwei 

Jahre vor Kriegsende, und hat nicht mehr viel bewegt. Es ist aber 

für die Selbstdarstellung der Physiker in der Nachkriegszeit von 

erheblicher Bedeutung gewesen.16 

Die Guertlersche Initiative war nicht die einzige ihrer Art. Ähn-

liche Denkschriften, auch von TH-Professoren, finden sich viel-

fach in den Akten.17 Dennoch darf man sie wohl nicht als exemp-

larisch ansehen. Typischer für den Berufsstand war ein Verhalten, 

das eher auf Meidung von Konflikten bedacht war und sich bei 

der Abschirmung gegen Ideologie probater Mittel bediente. 

Obenan stand dabei die Schutzsuche bei mächtigen Mentoren: bei 

der Industrie vor allem und bei der Wehrmacht. Diesen Weg ha-

ben mit viel Erfolg insbesondere die Chemiker18 beschritten. Er 

hatte den Vorteil, dass es zu Kämpfen wie um die Physik nicht 
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kam, dass die Rüstungsrationalität viel handgreiflicher alles 

deckte, dass die Machtstellung von IG-Farben ein Panzer im All-

tag war. Überdies boten sich Zukunftsperspektiven über den 

Krieg hinaus. Denn was im Forschungslabor der Kriegszeit ent-

wickelt wurde, war oft von Wert auch für die Friedenswirtschaft. 

Obendrein geriet, wer diesen Weg wählte, nicht mal ins Faden-

kreuz der Partei. Die Vierjahresplan-Verwaltung unterstützte ihn. 

Es gab an allen Technischen Hochschulen zusammen bis Kriegs-

ende etwa 25 Vierjahresplan-Institute (Ludwig 1974: 233). In der 

Ära Speer wurde die Industrie-Orientierung geradezu staatsoffi-

zeiles Credo.19 Andererseits ist die Forschungseffektivierung 

durch Anlehnung an Industrie und Wehrmacht zugleich Teilhabe 

an der Kriegsverlängerung gewesen. Mehr noch: Auch eine wei-

tere Stufe der Kriegsbarbarisierung wurde dadurch mitermöglicht. 

Gerade Chemiker standen deshalb später nicht selten im Zwie-

licht. 

Im ganzen freilich überwog nach dem Krieg die Bereitschaft, 

die Rolle der Wissenschaft im Führerstaat differenziert zu sehen. 

Es gab Stimmen, die sie in die Nähe eher der Opposition als der 

Kollaboration rückten. Man muss sich, um dies zu verstehen, an 

die wissenschaftsfeindliche Atmosphäre im Führerstaat erinnern. 

Er stand den fachelitären, meist konservativeren Teilen von Bür-

gertum und Beamtenschaft ablehnend oder misstrauisch gegen-

über. Weckte dies bei den davon Betroffenen damals vielfach 

Angst und Sorge, so blickten sie nach dem Ende der NS-Zeit mit 

desto grösserer Genugtuung darauf zurück. Nicht zuletzt viele Na-

turwissenschaftler betonten nun mit einigem Stolz ihre fachwis-

senschaftliche Selbstbehauptung.20 Mittlerweile sind Urteile sol-

cher Art seltener geworden. Häufiger liest man das Gegenteil. 

Und es ist auch nicht darum herum zu kommen: Kein Fach blieb 

völlig autonom, keine Lehranstalt ganz ohne NS-Signatur, keine 

Wissenschaft absolut hitlerfrei. 

Wohl aber gab es (und so fasse ich meinen Befund zusammen) 

eine Stufenleiter der Anpassung und ein Gefälle partieller Ab-

wehr. Die NS-Hochschulpolitik ermöglichte diesen Sachverhalt 
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ungewollt-funktional, indem sie die anfangs intendierte Funda-

mentalreform unterbrach und sich in wichtigen Bereichen mit der 

Dienstleistung der Wissenschaft begnügte. Das öffnete Spiel-

räume. Nur eben Spielräume ambivalenter Art: zur Weiterfüh-

rung von Forschung und Lehre und zur Anbahnung von Nach-

kriegskontinuitäten, jedoch unter der Voraussetzung politischer 

Fungibilität und entsprechender Einordnung in die Rüstungs- und 

Kriegswirtschaft. Wer diese Spielräume nutzte, tat Dienst an der 

Wissenschaft und, mehr oder minder unfreiwillig, Dienst am Sys-

tem zugleich. Das galt auch für die Technik und ihre Adepten. Sie 

glaubten sich vergleichsweise immun gegen Ideologie und My-

thos und erwiesen sich doch als gebunden. Unterlagen sie doch 

sogar einer spezifischen Dämonie: derjenigen ihrer immer mehr 

gesteigerten, immer mehr entfesselten Möglichkeiten.21 



 

Gerhard Hirschfeld 

Die nationalsozialistische Neuordnung Europas 

und die «Germanisierung» 

der westeuropäischen Universitäten 

Vor mehr als 57 Jahren fand an der Universität von Krakau ein 

Ereignis statt, das in den sorgfältig geführten Akten des General-

gouvernement Polen unter der Bezeichnung «Sonderaktion Kra-

kau» festgehalten ist. Zur (infolge von Krieg und Besatzung ver-

späteten) Eröffnung des Wintersemesters am 6. November 1939 

waren wie üblich sämtliche Professoren und Dozenten der Jagiel-

lonen-Universität und der Berg-Akademie Krakau in den grossen 

Hörsaal des «Collegium Novum» geladen. Als Redner hatte sich 

der Chef der Gestapo Heinrich Müller angesagt und das von ihm 

vorgeschlagene Thema lautete: «Die Haltung des Deutschen Rei-

ches und des Nationalsozialismus gegenüber Wissenschaft und 

Universität». Die gesamte Veranstaltung dauerte nicht einmal 

fünf Minuten, aber bereits in dieser kurzen Zeit wurde die Haltung 

des Nationalsozialismus gegenüber Wissenschaft und Universität 

mehr als deutlich. Alle anwesenden polnischen Professoren und 

Dozenten wurden verhaftet und in ein nahegelegenes Konzentra-

tionslager deportiert (Batowski 1978, Gaweda 1981). Die «Son-

deraktion Krakau» war der Beginn einer Politik, die mit äusserster 

Brutalität und Entschiedenheit darauf angelegt war, die gesamte 

polnische Intelligenz auszurotten. Wie Christoph Kiessmann in 

seiner Studie über die «Nationalsozialistische Kulturpolitik und 

polnische Widerstandsbewegung im Generalgouvernement 1939-

1945» anschaulich gezeigt hat (Kiessmann 1971), gab es kein an-

deres europäisches Land innerhalb des geschlossenen nationalso- 
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zialistischen Machtbereichs, in dem die politische, aber vor allem 

auch die kulturelle Auslöschung einer gesamten Nation derart ex-

plizit zum Programm erhoben wurde. 

Dies führt zu der grundsätzlichen Überlegung, ob es jenseits 

der Grenzen des Altreichs eine nationalsozialistische «Kultur-» 

und «Wissenschaftspolitik» gab, die diesen Namen auch nur an-

satzweise verdient hätte. Welche Rolle war beispielsweise den 

Universitäten in den besetzten Ländern Nord- und Westeuropas 

zugedacht, in denen die einheimische Bevölkerung, gemäss dem 

nationalsozialistischen Modell einer Höherwertigkeit der Rassen, 

als natürliche Verbündete des neuen Deutschland angesehen 

wurde? Ist es überhaupt zulässig, von einer deutschen «Universi-

tätspolitik» in den besetzten Ländern Westeuropas zu sprechen? 

Was verstanden die Nationalsozialisten unter der von ihnen pro-

pagierten «Neuordnung der Universitäten im besetzten Westeu-

ropa»? Am Beispiel von drei Hochschulen, den Universitäten 

Leiden, Gent und Strassburg, soll im Folgenden eine Antwort auf 

diese Fragen gegeben werden. Zu berücksichtigen ist allerdings, 

dass den drei Universitäten sehr unterschiedliche Funktionen zu-

gedacht waren und sie darüber hinaus den Bedingungen divergie-

render Besatzungs- bzw. Herrschaftssysteme unterlagen. 

I. Die «Germanische Universität» Leiden 

Was die besondere Verwaltungsstruktur des «Reichskommissari-

ats Niederlande» betrifft, die von dem SS-Juristen Werner Best 

als eine «Aufsichts- und Führungsverwaltung» beschrieben wur-

de,1 setzte diese spezifische Form deutscher Herrschaft geradezu 

die aktive Zusammenarbeit, d. h. eine Kollaboration in fast allen 

Bereichen, seitens der niederländischen Bevölkerung voraus. Das 

anfängliche Fortbestehen eines funktionierenden Erziehungs- 

und Ausbildungswesens in den besetzten Niederlanden rekur-

rierte also keineswegs auf humanitäre Überlegungen der Besat-

zungsmacht und entsprach auch nicht der deutschen Absicht, die 

bestehenden niederländischen Institutionen eo ipso zu erhalten 
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oder zu tolerieren, sondern war das Ergebnis der in diesem Herr-

schaftstypus angelegten Notwendigkeit, die Struktur der einhei-

mischen Verwaltung sowie die meisten öffentlichen Institutionen 

weitgehend unangetastet zu lassen. Doch wie liess sich anderer-

seits diese Eigenverantwortung im öffentlichen Leben der besetz-

ten Niederlande mit den bekannten ideologischen Zielsetzungen 

der nationalsozialistischen Weltanschauung vereinbaren? Dies 

war das objektive Dilemma, mit dem sich die Chefs der deutschen 

Besatzungsverwaltung, Reichskommissar Seyss-Inquart und sei-

ne vier Generalkommissare, konfrontiert sahen (Hirschfeld 1984: 

Kap. 1). 

Der hierbei zugrundeliegende Widerspruch wurde für die nie-

derländischen Universitäten besonders evident mit der Verhän-

gung der antijüdischen Massnahmen und Anordnungen. Analog 

zur Entwicklung in Deutschland in den dreissiger Jahren wurden 

auch die niederländischen Juden (sowie die in den Niederlanden 

lebenden, dorthin emigrierten deutschen Juden) zunächst zuneh-

mend gesellschaftlich isoliert und rechtlich ausgegrenzt und 

schliesslich in eine allgemein menschliche Sonderstellung ver-

wiesen. Auf Anordnung des Reichskommissars wurden bereits 

Ende November 1940 alle jüdischen Beamten und Angestellten 

von ihren Ämtern vorläufig suspendiert und drei Monate später 

endgültig entlassen (Hirschfeld 1991: 140). Wie bei nahezu all 

seinen öffentlichen Massnahmen hatte sich der Reichskommissar 

zuvor der Mitwirkung der niederländischen Generalsekretäre (als 

Chefs der Ministerien) versichert und diese anschliessend mit den 

Ausführungen seiner Anordnungen betraut. Offener Widerstand 

gegen die Massnahmen der Besatzungsmacht innerhalb der Mini-

sterien und Verwaltungen gab es kaum, und auch interne Proteste 

und Weigerungen einzelner Beamter waren in diesem wie in an-

deren Fällen eher selten. 

Ganz anders sah es an den Hochschulen des Landes aus. Zahl-

reiche Professoren und Dozenten, vor allem aber viele Studenten, 

reagierten auf die Zwangsentlassungen mit Unterschriftenaktio-

nen, Protestdeklarationen und Petitionen, in denen sie sich auf das 

81 



 

nach wie vor bestehende niederländische Recht wie allgemein auf 

die Menschenrechte bezogen. An der Universität von Leiden, wo 

31 Hochschulangehörige aufgrund der sog. «Arierbestimmun-

gen» entlassen worden waren – unter ihnen der international be-

kannte Experte für bürgerliches Recht Professor E.M. Meijers –, 

reagierten Studenten aller Abteilungen, also nicht nur die Juris-

ten, mit dem Boykott von Vorlesungen und Seminaren (Idenburg 

1978: 140-147). Die Aktion der Mehrzahl der Studenten an der 

Universität Leiden entsprang dabei keineswegs starken politi-

schen Überzeugungen oder gar einer ausgeprägten demokrati-

schen Tradition. Nur wenige Studenten waren in der Vorkriegs-

zeit ausgesprochen politisch interessiert oder hatten sich gar po-

litisch betätigt. Die meisten Studenten entstammten dem mittel-

ständischen Bürgertum, sie waren eher liberal-konservativ orien-

tiert, und sie organisierten sich, sofern überhaupt, in den sog. 

«Corpora» oder in anderen studentischen Clubs und Verbindun-

gen. Die Verbindungskomitees der niederländischen Studenten-

vereinigung, die sich spontan im Sommer 1940, also bereits wäh-

rend der Besatzungszeit, an nahezu allen Universitäten und Hoch-

schulen des Landes konstituiert hatten, spielten bei diesen Aktio-

nen keine entscheidende Rolle. Allerdings hatten sie in ihren Ver-

lautbarungen bereits sehr früh zur Wahrung der intellektuellen 

Freiheit und der Unabhängigkeit der wissenschaftlichen Ausbil-

dung aufgerufen (Studenten onder de bezetting, 1956). 

Die zuständigen deutschen Behörden, an ihrer Spitze der ver-

antwortliche Generalkommissar Wimmer, reagierten wie nicht 

anders zu erwarten war. Sie ordneten die Schliessung der Univer-

sität Leiden an und verfügten zugleich auch die Einstellung des 

Lehrbetriebs an der Technischen Universität in Delft, wo die Stu-

denten ebenfalls einen Boykott ausgerufen hatten. Doch während 

der Lehrbetrieb in Delft bereits im April 1941 wieder aufgenom-

men wurde, blieb die Universität Leiden für die Studenten offizi-

ell für den Rest des Krieges geschlossen. Lediglich die Durchfüh-

rung von Prüfungen und einige Studienabschlüsse wurden nach  
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1941 noch zugelassen. Die meisten Studenten der Universität 

schrieben sich an benachbarten Hochschulen ein, mehr als die 

Hälfte von ihnen an der Städtischen Universität von Amsterdam. 

Während der Lehrbetrieb in Leiden ruhte, blieben jedoch die Fa-

kultäten geöffnet, mit anderen Worten: ausschliesslich die For-

schung und die Universitätsverwaltung funktionierten zunächst 

unter den eingeschränkten Bedingungen einer Besatzungssitua-

tion weiter. 

Es war natürlich kein Zufall, dass gerade die Universität Leiden 

zum Zentrum des niederländischen Widerstandes an den Hoch-

schulen des Landes wurde. Ebensowenig war es ein Zufall, dass 

die deutschen Besatzungsbehörden gerade diese Universität einer 

besonders scharfen Neuordnungspolitik unterzogen. Die Univer-

sität Leiden ist die älteste Universität der Niederlande: sie wurde 

1575, drei Jahre nach dem Aufstand der holländischen Provinzen 

gegen die spanische Herrschaft, gegründet und galt stets, mit ihrer 

ehrwürdigen Bibliothek und ihren reichen Sammlungen, geradezu 

als ein Symbol der niederländischen Unabhängigkeit und Freiheit. 

Sowohl dem Selbstverständnis der Universität nach als auch in 

der Einschätzung der Besatzungsbehörden war Leiden der «Ex-

ponent [...] eines westlich orientierten demokratischen Liberalis-

mus» – so das Fazit einer internen Studie über die niederländi-

schen Hochschulen, die der deutsche Generalkommissar für Ver-

waltung und Justiz Wimmer im Sommer 1940 in Auftrag gegeben 

hatte.2 

Es waren nicht nur die Studenten, die in Leiden gegen die Dis-

kriminierungen und Entlassungen der jüdischen Professoren pro-

testierten. Auch Professoren und Dozenten hatten sich, wie bereits 

erwähnt, mit Unterschriftenaktionen und Bittschriften zugunsten 

ihrer jüdischen Kollegen eingesetzt. Der vom Reichskommissar 

neu berufene Generalsekretär für das Unterrichtswesen, Kunst 

und Wissenschaft, der niederländische Nationalsozialist Van Dam 

ordnete daraufhin die Entlassung dieser Hochschullehrer und ihre 

Ersetzung durch deutschfreundliche oder sich offen zum Natio-

nalsozialismus bekennende Niederländer an (Knegtmanns 1996: 

272). Es waren vor allem Mitglieder der NSB, der sog. national-

sozialistischen Bewegung der Niederlande, besser bekannt als  
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«Mussert-Bewegung» (so genannt nach ihrem Anführer Anton 

Mussert), die nun in die vakanten Positionen aufrückten. Die 

NSB war bei Beginn der Besatzungsherrschaft noch eine politisch 

unbedeutende, wenngleich sehr lautstarke faschistische Partei mit 

etwa 32000 Mitgliedern gewesen. Ihre Zahl stieg während der 

nächsten Jahre auf etwa 100‘000 Mitglieder und organisierte 

Sympathisanten an. Nach der erzwungenen Auflösung der frühe-

ren parlamentarischen Parteien erklärten die deutschen Behörden 

im Dezember 1941 schliesslich die NSB zur einzig noch zugelas-

senen Partei (vgl. hierzu und zum folgenden Hirschfeld 1984: 

Kap. 6). 

Die Lancierung von NSB-Mitgliedern und pro-deutschen Wis-

senschaftlern in akademische Positionen geschah im Übrigen in 

nahtloser Übereinstimmung mit der von Reichskommissar Seyss-

Inquart betriebenen Politik einer «Selbst-Nazifizierung» der Nie-

derlande. Als geeignetes Mittel hierzu wurden von ihm vor allem 

personalpolitische Veränderungen innerhalb der niederländi-

schen Gemeinde- und Staatsverwaltungen angesehen. Zwischen 

Oktober 1941 und Juli 1943 etwa stieg die Anzahl der sog. NSB-

Bürgermeister von etwa drei auf beinahe 35%. Da vorzugsweise 

die Bürgermeisterposten der grösseren Städte und Gemeinden mit 

Anhängern der NSB besetzt wurden, lebte im Sommer 1944 

schliesslich weit über die Hälfte aller Niederländer unter einem 

nationalsozialistischen Stadtoberhaupt. Alle Versuche der Besat-

zungsbehörden jedoch, auch die nachgeordneten Verwaltungen 

mit in ihren Augen politisch zuverlässigen Beamten und Ange-

stellten zu durchsetzen, blieben erfolglos. Lediglich in einigen 

Gemeindeverwaltungen, besonders im Süden der Niederlande, 

lag der Anteil der NSB-Mitglieder deutlich über dem Landes-

durchschnitt. Anders hingegen sah es in jenen Behörden aus, die, 

zumal in Anlehnung an reichsdeutsche Institutionen, neu gebildet 

oder errichtet wurden, wie etwa das niederländische Ministerium 

für Volksaufklärung und Künste, das sich von Beginn an als eine 

Domäne der NSB präsentierte. Weder die Errichtung derartiger 

nationalsozialistischer Institutionen noch die Durchsetzung von 

Verwaltungen mit einheimischen Nationalsozialisten riefen einen 
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irgendgearteten öffentlichen Protest oder gar Aufruhr innerhalb 

der niederländischen Bevölkerung oder aber auch der Verwaltung 

selbst hervor. 

Ganz anders hingegen war die Situation an den niederländi-

schen Universitäten, zumal in Leiden. Die Ankündigung der Be-

satzungsmacht, alle bislang von jüdischen Wissenschaftlern ein-

genommenen Professuren künftig mit Nationalsozialisten zu be-

setzen, und vor allem die Entlassung von Professor R. Kranen-

burg, der führenden Autorität des Landes für Verfassungsrecht, 

spitzten die ohnehin bestehende Krise weiter zu. Als Reaktion hie-

rauf erklärten 58 Professoren und Dozenten, dass sie nicht mehr 

bereit seien, ihren Aufgaben an der Universität noch weiter nach-

zukommen. Bis zum Mai 1942 legten ca. 80% der Mitglieder der 

juristischen Fakultät ihre Arbeit nieder und schieden in der Mehr-

zahl aus ihren Positionen aus. Eine Anzahl dieser Professoren 

wurde später als Geiseln verhaftet und in St. Michielsgestel inter-

niert. Die Universität Leiden wurde daraufhin auf Anweisung des 

Reichskommissars geschlossen und existierte fortan weder als 

Lehr- noch als Forschungsstätte. Nur in einigen Kliniken und phy-

sikalischen Laboratorien der Hochschule fand noch ein einiger-

massen geregelter Betrieb statt (vgl. Idenburg 1978: 203-215). 

Auch an den übrigen niederländischen Universitäten spitzte 

sich die Situation immer mehr zu. Im Februar 1943 verhaftete die 

deutsche Polizei über 600 Studenten und deportierte sie in das nie-

derländische Konzentrationslager Vught. Betroffen waren vor al-

lem die beiden Amsterdamer Universitäten sowie die Universitä-

ten in Utrecht, Delft und die landwirtschaftliche Hochschule in 

Wageningen. Diese Aktion folgte dem Attentat – angeblich durch 

einen Studenten – auf den Chef der Freiwilligen Legion Nieder-

lande, General Seyffard (Knegtmans 1996: 279). In Erwartung 

weiterer Verhaftungen und Geiselnahmen tauchten zahlreiche 

Studenten unter, an eine normale Fortsetzung des Universitätsbe-

triebes war nicht mehr zu denken. Da jedoch die endgültige 

Schliessung aller Universitäten weder im Interesse der deutschen 

Besatzungsverwaltung noch in dem des neu errichteten und fast  
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ausnahmslos von NSB-Mitgliedern kontrollierten niederländi-

schen Erziehungsministeriums lag, verfielen die Verantwortli-

chen auf eine neue List: Studenten, die ihre Studien fortsetzen 

wollten, wurden aufgefordert, bis zum 10. April 1943 eine sog. 

«Loyalitätserklärung» abzugeben. Alle männlichen Studenten, 

die sich weigerten, diese «Loyalitätserklärung» zu unterzeichnen, 

sollten als arbeitslos gelten: Alle männlichen arbeitslosen Nieder-

länder aber konnten jederzeit zum Arbeitseinsatz nach Deutsch-

land verschleppt werden. 

Der entscheidende Abschnitt der «Loyalitätserklärung» lau-

tete: «Der Unterzeichner erklärt hiermit feierlich, dass er die in 

den besetzten niederländischen Gebieten geltenden Gesetze, Ver-

ordnungen und sonstigen Anordnungen nach Ehre und Gewissen 

befolgen und sich jeder gegen das deutsche Reich, die deutsche 

Wehrmacht oder die niederländischen Behörden gerichteten so-

wie solcher Handlungen und Äusserungen enthalten wird, die un-

ter den jeweils gegebenen Verhältnissen die öffentliche Ordnung 

an den Universitäten und Hochschulen gefährden.»3 Der Text der 

«Loyalitätserklärung» wurde am 13. März veröffentlicht, die Stu-

denten hatten also nicht einmal vier Wochen Zeit, sich zu ent-

scheiden. Die Angelegenheit entwickelte sich zu einer Zeitbom-

be, zumal Empfehlungen zur Unterzeichnung, vor allem aber 

Aufrufe zur Verweigerung, aus allen Richtungen kamen. Ap-

pelle, die Erklärung nicht zu unterzeichnen, und stattdessen «un-

terzutauchen», kamen sowohl aus Kreisen des niederländischen 

Widerstandes als auch über den Sender «Orange» von der Exil- 

Regierung in London. Die Exil-Regierung kündigte den potenti-

ellen Unterzeichnern harsche Konsequenzen an. Mit Konsequen-

zen im Falle einer Nicht-Unterzeichnung drohten aber auch die 

deutschen Besatzungsbehörden. Sie kündigten an, dass ihre bis-

lang nur auf den einzelnen Studenten gerichteten Massnahmen 

nun auch auf die jeweiligen Familienangehörigen ausgedehnt 

werden würden. Etwas moderater im Ton äusserten sich die nie-

derländischen Generalsekretäre, also die Chefs der Ministerien, 

unter denen es ja nur wenige Nationalsozialisten gab. Immerhin 

gelang es diesen auf eine vorsichtige Kollaboration setzenden Be- 
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amten, bei den Deutschen die Entlassung der meisten Studenten 

aus dem Konzentrationslager Vught zu erreichen (Knegtmans, 

1996: 280-284, Groeneveld 1979, 26-28). 

Die Reaktion der einzelnen Universitäten fiel sehr verschieden 

aus: Die konfessionell orientierten Universitäten votierten zu-

meist gegen die Unterzeichnung, während die Fakultäten der üb-

rigen Hochschulen ihren Studenten eine Unterzeichnung naheleg-

ten, so in Delft, wo der Senat der Universität eine formale Emp-

fehlung zur Unterzeichnung ausgesprochen hatte (die er im Juli 

1944 allerdings mit dem Ausdruck des grössten Bedauerns wieder 

zurücknahm). An den beiden Universitäten von Amsterdam stell-

ten die Professoren die Entscheidung dem einzelnen Studenten 

frei (vgl. hierzu und zum folgenden De Jong 1975: 740-752, Bos-

mans 1993: 17-21). 

Trotz des starken Drucks, der insbesondere von selten der Be-

satzungsbehörden auf die etwa 9000 noch eingeschriebenen 

männlichen Studenten ausgeübt wurde, endete die gesamte Ak-

tion mit einem Debakel für die Besatzungsmacht und ihre nieder-

ländischen Helfershelfer. Nur 14,2 Prozent (im Landesdurch-

schnitt) der Studenten unterzeichneten die «Loyalitätserklärung», 

lediglich an der TH Delft waren es, nach der Empfehlung des Se-

nats, 25,6%; den niedrigsten Anteil hatte die katholische Univer-

sität Nijmegen mit nur 0,3% der Studenten. Mancher der insge-

samt ca. 2’300 Studenten, der die Erklärung unterzeichnet hatte, 

tat dies im Übrigen in der Annahme, dass eine Verpflichtung ge-

genüber einer ständig die Gesetze verletzenden Besatzungsmacht 

ohnehin gegenstandlos sei und dass die Unterschrift unter ein als 

«bedeutungslos» erachtetes Papier ihn stärker schützen könne als 

der vorgeblich heroische Akt einer Weigerung. Die Organisatoren 

der Massnahme, zumal jene auf deutscher Seite, reagierten scho-

ckiert und wütend. Ein hoher Beamter des zuständigen General-

kommissars Wimmer äusserte sich über die calvinistische Univer-

sität von Amsterdam, wo beispielsweise im Fach Theologie von 

den dort eingeschriebenen 350 Studenten lediglich 20 die Erklä-

rung unterzeichnet hatten, wie folgt: «sie [die Universität] soll tot- 
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getreten werden, sonst glüht sie weiter wie ein fortgeworfener Zi-

garettenstummel».4 

Obgleich in den folgenden Wochen unter der Androhung des 

Zwangs-Arbeitseinsatzes noch einmal etwa 3000 Studenten «ka-

pitulierten» und die geforderte Erklärung unterschrieben, hatte 

sich die übergrosse Mehrheit der Anmeldung entzogen. Von die-

sen wurden in den folgenden Monaten ca. 3000 zum Arbeitsein-

satz ins Reich deportiert. Weitere Tausende tauchten unter, viele 

schlossen sich den zunehmend stärker agierenden Widerstands-

organisationen an. 

Der Fehlschlag dieser nationalsozialistischen Massnahme sig-

nalisierte den Verantwortlichen zugleich jedoch auch das Ende 

der universitären Ausbildung in den besetzten Niederlanden. Ob-

wohl es weiterhin einige Hochschulen gab, an denen der Vorle-

sungs- und Seminarbetrieb für die zugelassenen Studenten (d.h. 

die Unterzeichner der «Loyalitätserklärung») eher mühevoll auf-

rechterhalten wurde, war an einen normalen Universitätsablauf 

nicht mehr zu denken. Mit Ausnahme der Technischen Hoch-

schule in Delft blieben alle bedeutenden Universitäten und Tech-

nischen Hochschulen für die weitere Dauer der deutschen Besat-

zung geschlossen. 

Nun war die Stunde der «grossgermanischen» Plänemacher ge-

kommen. Schon wenige Tage nach Abschluss der missglückten 

Unterschriftenaktion machte Generalkommissar (und SS-Briga-

deführer) Wimmer seinem Chef und Freund aus österreichischen 

Tagen, Reichskommissar Seyss-Inquart, einen Vorschlag: die Er-

richtung einer «Germanischen Universität» in Leiden. Wimmer 

hatte auch schon sehr konkrete Vorstellungen darüber, wer an ei-

ner solchen nationalsozialistischen «Elite-Uni» lehren und studie-

ren dürfe. Bei Professoren und Dozenten dachte er an deutsch-

freundliche Niederländer und Mitglieder der NSB; ferner könnte 

man durch die Schliessung einer der (so Wimmer) «doch viel zu 

vielen Universitäten im Reich» deutsche Hochschullehrer für die-

ses Projekt begeistern. Rektor müsse selbstverständlich ein Deut-

scher, sein Stellvertreter könne dann ein Niederländer werden. 

Die Studenten dieser «germanischen Reichsuniversität» gedachte  
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Wimmer vor allem aus den Angehörigen der «niederländischen 

SS» zu rekrutieren. Ausserdem sollten Niederländer, die schon an 

einer nationalsozialistischen Hochschule im Reich studiert hatten, 

sowie kriegsverwundete deutsche Soldaten zugelassen werden. 

Abschliessend hiess es in dem Memorandum: «Wie aus der in 

Aussicht genommenen Zusammensetzung hervorgeht, würden 

neue und alte Frontkämpfer den Ton angeben und der SS-Ge-

danke massgeblich sich durchzusetzen in der Lage sein.»5 

Dieser SS-Gedanke erweist sich bei näherer Betrachtung als 

ein Konglomerat unterschiedlicher, oft sehr verschwommener 

und zum Teil äusserst widersprüchlicher Ideen und Überlegun-

gen. Im Mittelpunkt der Pläne Himmlers und seiner Gefolgsleute 

stand die Fiktion einer «pan-germanischen SS-Ordnung» in Eu-

ropa, die auch eine spätere Auflösung des deutschen Reiches vor-

sah. In den Niederlanden gab es inzwischen sowohl innerhalb der 

Mussert-Bewegung als auch im Lager der Besatzungsmacht 

schon Stimmen, die offen für eine Aufhebung der nationalen Ein-

heit der Niederlande und ihre «Rückgliederung» als deutscher 

Volksstamm «in ein grossgermanisches Reich» eintraten (vgl. 

Hirschfeld 1984: 33-37, In ‘t Veld 1976). 

Die Repräsentanten und Propagandisten dieser SS-Richtung 

entwickelten eine «enorme Betriebsamkeit» (In ‘t Veit), wie aus 

den zahlreichen uns erhaltenen Dokumenten hervorgeht. Unter 

diesen Vertretern war auch der Leiter des Kulturpolitischen Refe-

rats «Ahnenerbe», Germanische Leitstelle, Dienststelle Nieder-

lande beim Reichskommissar für das Sicherheitswesen Rauter, 

ein gewisser Dr. Hans Ernst Schneider. Schneiders «Erziehungs-

arbeit» (so der von ihm selber verwandte Begriff) zielte vornehm-

lich darauf ab, durch eine «Arbeitsverbindung von Theorie und 

Praxis» (Schneider) die SS-Tendenzen innerhalb des niederländi-

schen nationalsozialistischen Lagers zu verstärken und somit die 

«Germanisierung» von Kultur und Wissenschaft mit Hilfe einhei-

mischer Personen weiter voranzutreiben. Dabei agierte Schneider 

zunächst sehr vorsichtig, wie er seinem Chef Sievers mitteilte: 

«Ich trete nach aussen grundsätzlich nur ,beratend’ auf; es muss  
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den Anschein haben, als ob die Holländer alles ,aus sich selbst’ 

in Angriff nehmen. In Wirklichkeit soll ich jedoch andauernd der 

eigentliche ,Anreger’ sein» (Schreiben vom 17.8.1940).6 Bis zu 

seinem Weggang nach Berlin als hoher Abteilungsleiter des «Ah-

nenerbe» Anfang 1943 leistete Schneider in den Niederlanden en-

gagiert kultur- und wissenschaftspolitische Basisarbeit: Er suchte 

Kontakte mit niederländischen Vertretern der SS-Richtung und 

widmete sich der Ausschaltung tatsächlicher oder möglicher 

Konkurrenten sowie der Positionierung sog. «Volkstumsexper-

ten». Grundsätzlich stand für Schneider bei allem, was er sich 

vornahm, jedoch fest: «Mit einem liberalen akademischen Be-

trieb ist unserer Arbeit nicht gedient.»7 

Dem eher zögernd taktierenden Reichskommissar Seyss-In-

quart allerdings gingen die Überlegungen der grossgermanischen 

Protagonisten der SS zu weit. Wimmers Projekt einer «germani-

schen Reichsuniversität» in Leiden wurde auf seine Anordnung 

hin zunächst einmal zurückgestellt. Aber die SS-Strömungen, die 

nun zunehmend die dritte Phase der deutschen Besatzungspolitik 

in den Niederlanden bestimmten, waren zu mächtig geworden, 

als dass der als gemässigt geltende Reichskommissar sie auf 

Dauer hätte ignorieren können. Schon nach wenigen Monaten lag 

der Plan erneut auf seinem Tisch. Diesmal war es ein Kölner Uni-

versitäts-Professor, der mit unerwarteter Vehemenz für die Grün-

dung einer «germanischen Reichsuniversität» in Leiden agierte 

(Hirschfeld 1978). Walter von Stokar hatte 1941 in Köln den 

Lehrstuhl für Vor- und Frühgeschichte übernommen, und er 

wurde 1943 nach Intervention von Generalkommissar Wimmer 

als Beauftragter für Universitätsfragen und Kirchenwesen in den 

besetzten Niederlanden dessen Dienststelle zugeordnet. Der Köl-

ner Professor sicherte sich als erstes die Unterstützung des «Ah-

nenerbe» unter dessen Generalsekretär Wolfram Sievers. Dem 

«Ahnenerbe» legte von Stokar einen Plan vor, den er bereits zu-

vor mit seinem Chef Wimmer abgesprochen hatte. Eine Neuheit 

dieses Plans war, dass von Stokar versuchte, die «germanische 

Reichsuniversität» in Leiden mit dem Wiederaufbau seiner eige-

nen Universität in Köln zu verbinden. Die Universität Köln be- 
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fand sich in den Sommermonaten 1943 in einem ziemlich desola-

ten Zustand. Bei schweren Bombenangriffen auf die Stadt im Juni 

waren auch die Universitätsgebäude erheblich in Mitleidenschaft 

gezogen worden, die Mehrzahl der Institute war vernichtet oder 

für den Forschungsbetrieb vorübergehend nicht zu gebrauchen, 

und die Studenten unterzubringen erschien bei dem grossen Woh-

nungsmangel äusserst schwierig. In dieser Situation verfiel Stokar 

auf die Idee, die gesamte Kölner Universität einschliesslich ihrer 

Bibliothek und ihrer Institute den Rhein herunter zu verschiffen 

und sie in Leiden als «Reichsuniversität» wieder zu eröffnen. 

Die von ihm informierten «Stadtväter» von Köln, an ihrer 

Spitze Oberbürgermeister Winkelnkemper, lehnten allerdings den 

Verlegungsplan kategorisch ab. Es wäre sicherlich übertrieben, 

ihre Weigerung als einen Akt innerparteilichen Widerstandes zu 

bewerten. Die Kölner Nationalsozialisten galten zwar nicht zu 

Unrecht innerparteilich als städtisch-konservativ und der örtli-

chen und rheinischen Politik oft mehr verpflichtet als der Berliner 

Parteihierarchie. Den Ausschlag für ihre Weigerung gab jedoch 

ihre Furcht, dass sich eine Verlagerung der Universität nach Lei-

den negativ auf das Ansehen der Stadt auswirken würde. Welcher 

Oberbürgermeister, auch im nationalsozialistischen Deutschland, 

hätte sich wohl gerne nachsagen lassen, die eigene Universität zu 

«verspielen»? Die «grossgermanischen Plänemacher» in den Nie-

derlanden waren trotz des Misserfolgs in Köln nicht bereit, die 

Sache zu den Akten zu legen. Während eines Besuchs von Reichs-

minister Bernhard Rust (zuständig für Wissenschaft, Erziehung 

und Volksbildung) im Oktober 1943 in den Niederlanden, wurde 

eine neue Version des Leiden-Projekts präsentiert: Aus der «Ger-

manischen Reichsuniversität» wurde nun die «Frontuniversität 

Leiden». Das Ergebnis der Konferenz sah im einzelnen wie folgt 

aus: Die «Frontuniversität Leiden» wird eine reine Soldatenuni-

versität sein. Neben niederländischen SS-Freiwilligen werden 

ausschliesslich aktive und verwundete deutsche Soldaten zum 

Studium zugelassen; Frauen bleiben grundsätzlich ausgeschlos-

sen. Auch der Lehrkörper, Professoren und Dozenten, wird vor- 
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wiegend aus Soldaten gebildet, die u. k. zu stellen sind. Die Hoch-

schullehrer wie die Studenten sollen, soweit möglich, einer der 

ausgebombten evakuierten reichsdeutschen Universitäten ange-

hören. Das wieder war ein Anklang an den Plan Stokars mit der 

Universität Köln. Auch wollte sich das Reichserziehungsministe-

rium bemühen, Bibliotheksbestände einer noch zu bestimmenden 

deutschen Universität nach Leiden schaffen zu lassen; darüber 

hinaus standen die Forschungseinrichtungen der von den deut-

schen Behörden geschlossenen niederländischen Universitäten 

zum Abtransport bereit. 

Im Generalkommissariat wusste man sehr wohl, dass die 

«Frontuniversität Leiden» gegenüber der ursprünglich geplanten 

«germanischen Reichsuniversität» nicht nur ein taktischer Rück-

schlag war. Um sein Lieblingsprojekt nicht noch weiter von mi-

litärischen Bedenken und ministerialbürokratischen Verzögerun-

gen verwässern zu lassen, entschloss sich Wimmer zu dem Ver-

such, nun auch Reichsführer-SS Heinrich Himmler für die 

«Reichsuniversität» zu begeistern. Da Himmler nicht sofort rea-

gierte, bemühte man sich, über die SS-Organisation «Ahnenerbe» 

auf den Reichsführer-SS einzuwirken. Auch Walter von Stokar 

war inzwischen nicht untätig geblieben. Nach seinem Kölner De-

bakel beschäftigte er sich in den folgenden Monaten vor allem 

damit, Listen von zur Wehrmacht eingezogenen Professoren und 

Dozenten aufzustellen, die für Leiden in Betracht kamen. Darüber 

hinaus bastelte er auch schon an einer Hochschulverfassung der 

«Frontuniversität Leiden – Tochterstiftung von Köln», wie er an-

fangs noch in seiner Kölner Korrespondenz schrieb. Der Entwurf 

der von ihm vorgelegten Verfassung verpflichtete in ihrem ersten 

Artikel ironischerweise die Hochschullehrer, «frei und unabhän-

gig zu lehren». Ansonsten war die Satzung ein getreues Spiegel-

bild der bereits nach autoritären Ordnungsprinzipien verfassten 

Universitäten des Reiches, nur dass hier die militärisch-korpora-

tive Hierarchie noch stärker ausgeprägt war. 

Die «Germanische Reichsuniversität Leiden», die als «Front-

universität» zum Sommersemester 1944 ihre Tore öffnen sollte, 

ist niemals Wirklichkeit geworden. Noch mehrere Male mach- 
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ten ihre Befürworter Anstrengungen, um gemeinsam mit den ver-

schiedenen Reichsorganisationen ihr Vorhaben in die Realität 

umzusetzen. Doch zeigte sich sehr bald, dass zwar alle Angespro-

chenen von dem Projekt fasziniert schienen, auf die Forderung, 

praktische Aufgaben zu übernehmen, jedoch nur sehr auswei-

chend reagierten. Die militärischen und politischen Ereignisse ta-

ten ein Übriges. Eine Niederlage an der Front im Osten konnte 

nicht mehr länger ausgeschlossen werden, und man rechnete nun 

auch im Westen täglich mit einer Invasion der Alliierten. Ange-

sichts dieser düsteren Aussichten schien selbst schliesslich Gene-

ralkommissar Wimmer einzusehen, dass seinem Lieblingsplan 

kaum eine Zukunft beschieden sein würde. Eher resignierend 

schrieb er dem Reichsstudentenführer Scheel: «Wäre der Ge-

danke, hier die Hochburg der westlichen Wissenschaft ein für alle 

Mal für uns zu vereinnahmen, und ihre Tradition vor unseren Wa-

gen zu spannen, nicht so faszinierend, und zwar umso mehr, als 

wir diese Chance nur während des Krieges besitzen, so könnte 

man unseren Plan begraben.»8 Einige Monate später wurde die 

«Frontuniversität Leiden» tatsächlich zu Grabe getragen. Eben 

dieser Krieg, der nach Wimmers Ansicht allein die Chance zur 

Errichtung einer «Germanischen Reichsuniversität» eröffnete, 

machte alle «grossgermanischen» Pläne endgültig zunichte. 

II. Die Universität Gent 

Im benachbarten Belgien, das bis 1944 unter einer reinen Militär-

verwaltung stand, schien eine radikale Veränderung der Universi-

tätslandschaft zunächst ausgeschlossen. Verantwortlich hierfür 

waren unterschiedliche Zielsetzungen sowohl ideologischer als 

auch pragmatischer – d. h. von der alltäglichen Besatzungsherr-

schaft bestimmter – Art, die sich kaum auf einen Nenner bringen 

liessen. Hierzu zählten zum einen die Erinnerung an die deutsche 

Besetzung Belgiens während des Ersten Weltkriegs, bei der der 

flämische Separatismus und die Kollaboration eines Teiles der 

flämischen Bevölkerung mit den Deutschen eine nicht geringe  
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Rolle spielten. Konsequenterweise hatte der «Gefreite des Ersten 

Weltkriegs» Adolf Hitler für Belgien die Parole ausgegeben, alles 

Flämische dem Französischen des Landes vorzuziehen. Die SS-

Führung des Reiches, respektive Himmler, ging sogar noch einen 

Schritt weiter und forderte den möglichst raschen Anschluss 

Flanderns an das Reich, das man lediglich noch als einen deut-

schen «Reichsgau» erhalten wollte. Diesen flämischen Bestre-

bungen und radikalen Lösungen standen eher pragmatische Über-

legungen, vor allem seitens des obersten Militärbefehlshabers, 

General von Falkenhausen, gegenüber, der für eine enge Zusam-

menarbeit mit der überwiegend französisch sprechenden Elite in 

der belgischen Wirtschaft und Verwaltung, vor allem in Brüssel, 

optierte. Die dahinterliegende Absicht war zum einen eine exten-

sive Nutzung des wirtschaftlichen Potentials des Landes, zum an-

deren die Sicherung der Kollaborationswilligkeit seitens der Be-

wegung der belgischen Rexisten sowie die Unterstützung der 

frankophonen Brüsseler Presse (Warmbrunn 1993: Kap. 3 und 4). 

Das Ergebnis dieser widerstreitenden Bestrebungen und diver-

gierenden politischen Herrschaftsziele waren ständige Rivalitäten 

und Auseinandersetzungen zwischen den konkurrierenden deut-

schen Instanzen und Diensten. Während politische Lösungen für 

das besetzte Belgien aufgrund dieser Situation schlicht vertagt 

werden mussten und somit die Militärverwaltung, die zunächst ja 

nur als eine Übergangslösung angesehen worden war, sich auf 

mittelfristige Dauer fest etablieren konnte, gerieten die Bereiche 

Kultur und Bildung zum Experimentierfeld der «Volkstumspoli-

tiker». Ihr oberstes Ziel war die Rückgewinnung alles Flämischen 

für die sogenannte «germanische» Welt. In allen elementaren wie 

weiterführenden Bildungseinrichtungen wurde die Verwendung 

der flämischen Sprache für verbindlich erklärt: dieser wurde 

fortan, besonders an den Brüsseler Schulen, der erste Platz zuge-

wiesen. Damit einher ging eine zunehmende Zentralisierung der 

gesamten Schul- und Kulturpolitik, die statt den örtlichen und re-

gionalen Verwaltungen den Ministerien in Brüssel direkt unter- 
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stellt wurde. So war beispielsweise das Innenministerium für die 

Ernennung sämtlicher Lehrer aller Schultypen zuständig. Doch 

ebenso wie in den besetzten Niederlanden erwiesen sich auch in 

Belgien die traditionellen Aufnahmebarrieren des öffentlichen 

Dienstes als durchaus intakt und ermöglichten etwa eine defensive 

Handhabung gegenüber den Bestrebungen faschistischer Organi-

sationen, ihre Mitglieder auf diesem Wege mit entsprechenden 

Stellen zu versorgen. Alles in allem blieb das belgische Schulsys-

tem von den Bestrebungen der «Volkstumspolitiker» weitgehend 

verschont. 

Ihre vollen Energien richteten die nationalsozialistischen «Kul-

turpolitiker» stattdessen auf die Reorganisation und ideologische 

Ausrichtung des belgischen Universitätssystems. Vor allem die 

flämischen Universitäten waren von ihnen ausersehen, sich «zu 

einem germanischen Bollwerk gegen Westeuropa zu entwickeln, 

bei dem die Flamen, eingedenk ihrer germanischen Aufgaben, 

künftig mit den vorhandenen deutschen Stellen in einer gemein-

samen Anstrengung zur Erreichung des gemeinsamen Ziels zu-

sammenarbeiten» sollten.9 

Die Ergebnisse dieser vielfach beschworenen Kraftanstren-

gung nehmen sich hingegen eher mager aus. Im Gegensatz zu der 

Entwicklung im Ersten Weltkrieg, wo es der deutschen Besatzung 

gelungen war, die Volkstumsfrage mit Hilfe der von manchen Fla-

men praktizierten Kollaboration zu ihren Gunsten auszulegen, re-

agierte nun der überwiegende Teil der flämischen Bevölkerung 

auf die Einladung zur erneuten Kollaboration eher zögernd und 

misstrauisch. Der Fehlschlag des flämischen Nationalverbundes, 

VNV (Vlaams Nationaal Verbond), sich als überzeugende politi-

sche Kraft zu artikulieren, war bezeichnend für diese Entwick-

lung. Doch trotz der mangelnden öffentlichen Unterstützung für 

die Ziele der nationalsozialistischen «Kulturpolitiker» erfreuten 

sich diese doch der Unterstützung der Militärverwaltung. Falken-

hausen und sein Militärverwaltungschef Reeder waren entschlos-

sen, die Universitäten des Landes funktionsfähig zu erhalten und 

sie nicht, wie dies im Ersten Weltkrieg geschehen war, zu schlies-

sen. Hier trafen sich also die pragmatischen Überlegungen der Mi- 
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litärverwaltung mit den ideologischen Intentionen der «Volks-

tums-» und «Kulturpolitiker». 

Die Universität, die sich der grössten deutschen Aufmerksam-

keit und Förderung sicher sein konnte, war die Universität von 

Gent, die von den «Kulturpolitikern» sozusagen als Flagschiff der 

flämischen Wissenschaft ausersehen war. Die übrigen Universi-

täten hatten in dieser Hinsicht kaum etwas zu bestellen. Der Be-

trieb an der Katholischen Universität von Löwen, deren wunder-

volle und ehrwürdige Bibliothek bereits 1914 durch einen deut-

schen Angriff nahezu vollständig zerstört worden war und die bei 

einem Angriff 1940 erneut stark gelitten hatte, wurde mit nur we-

nigen Ausnahmen auf das Fach Theologie reduziert. Die Freie 

Universität Brüssel, jene «Bastion liberalen und freimaurerischen 

Gedankenguts» – so der Jargon der «Kulturpolitiker» – wurde zur 

«Grenzlanduniversität» erklärt. Brüssel sollte sich hinfort, nach 

den Wünschen der Verantwortlichen, als «germanisches Boll-

werk gegen das lateinische Westeuropa» bewähren. Aber auch 

hier war das Ergebnis eher dürftig. Bereits 1942 wurde die Freie 

Universität Brüssel wegen der mangelnden Bereitschaft ihrer 

Lehrenden, sich an derartigen «grossgermanischen Experimen-

ten» zu beteiligen, geschlossen (Warmbrunn 1993: 183-186). 

Somit blieb nur noch Gent als einzige Hochschule im besetzten 

Belgien übrig, in der deutsche und belgische «Kulturpolitiker» 

mit ihrem Ziel einer Neuordnung des Lehr- und Forschungsbe-

triebs zumindest ansatzweise erfolgreich waren. Bereits im März 

1941 wurde an der Universität Gent die flämische Sprache für 

verbindlich erklärt; die Verwendung der französischen Sprache 

war innerhalb der Universität künftig verboten. Die Einrichtung 

sog. «völkischer» Fächer wie «Volkskunde» und «Rassenfor-

schung» war ein weiterer Schritt in die angestrebte Richtung. 

Grosse Hoffnungen richteten die Verantwortlichen auch auf einen 

Austausch von Wissenschaftlern mit den Kollegen an reichsdeut-

schen Universitäten. Bereits im Oktober 1940 arbeiteten 11 flä-

mische Wissenschaftler an deutschen Universitäten, während zu-

gleich 10 deutsche Professoren an verschiedenen belgischen 

Hochschulen unterrichteten. 
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Alles in allem war das wohl kaum der «grosse Wurf», auf den die 

deutschen und belgischen «Kulturpolitiker» gehofft hatten. Was 

blieb, war die Neubesetzung vakanter Stellen. Dies geschah zum 

einen durch eine ständige Überprüfung und Kontrolle der bereits 

dort lehrenden und forschenden Wissenschaftler, was in der Regel 

die Entfernung «unzuverlässiger» Hochschullehrer bedeuten 

konnte, zum anderen durch die Berufung von deutsch-freundli-

chen oder sich offen zum Nationalsozialismus bekennenden bel-

gischen Professoren. Unter den belgischen Universitäten war es 

wiederum in Gent, wo eine derartige Berufungspraxis ihre gröss-

ten Erfolge verzeichnete. Das Ergebnis dieser ausschliesslich po-

litischen Ernennungen war im Übrigen weniger akademische 

Brillanz als bornierte Mittelmässigkeit und ein Ausmass von An-

passung und Opportunismus, das in Belgien seinesgleichen su-

chen konnte (Warmbrunn 1993: 184). 

Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, dass die 

«deutsch-flämische Kulturpolitik» im Zweiten Weltkrieg vor al-

lem die Fortsetzung von Bestrebungen aus der Zeit der deutschen 

Besetzung Belgiens im Ersten Weltkrieg war. Die deutschen «Ex-

perten» in der Kulturabteilung der Militärverwaltung unter der 

Leitung des späteren Münsteraner Professors Franz Petri bemüh-

ten sich, dort anzuknüpfen, wo sie und die vorherige Generation 

1917 gescheitert waren.10 Der entscheidende Unterschied zum 

Ersten Weltkrieg allerdings war, dass diese selbsternannten «Kul-

turpolitiker» auf deutscher Seite ihre Kollaborationspolitik nun im 

Kontext einer nationalsozialistischen «Kulturpolitik» absolvier-

ten, deren radikalste Elemente und Intentionen von der reichsdeut-

schen SS und ihren Hilfstruppen in den besetzten Ländern mar-

kiert wurden. 

III. Die «Reichsuniversität Strassburg» 

Strassburg, in dem vom Deutschen Reich 1940 annektierten El-

sass-Lothringen, war die dritte «Reichsuniversität» nach Prag 

(November 1939) und Posen (April 1941). Das Konzept der 
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«Reichsuniversität» als einer «musterhaften nationalsozialisti-

schen Hochschule» war ursprünglich bereits 1934 entwickelt 

worden. Zu Beginn des Jahres 1939 entschied das Berliner Wis-

senschaftsministerium vermutlich auf Anweisung Hitlers, dass 

«Reichsuniversitäten» künftig auf den dem Reich angegliederten 

Gebieten gegründet werden sollten. Die Errichtung einer 

Reichsuniversität in Strassburg wurde von ihren Betreibern 

durchaus in der Tradition der Gründung der Strassburger Univer-

sität von 1872 im damals neu erworbenen «Reichsland» gesehen. 

Bereits in der ersten Debatte des neuen Reichstags hatte der His-

toriker Heinrich von Treitschke die Idee einer wahren deutschen 

Universität (anstelle einer blossen «Landesuniversität») verfoch-

ten. 70 Jahre später war es wiederum ein politischer Historiker, 

der in Strassburg «den Eckstein einer grossen Festung für die ge-

samte westliche Gelehrsamkeit» errichten wollte. Es war dies der 

frühere «Reichsschulungsleiter» der nationalsozialistischen Stu-

dentenorganisation und seit Beginn des Krieges im sog. «wissen-

schaftlichen Weststab» des Oberkommandos der Wehrmacht für 

«westliche Fragen» zuständige Bonner Historiker Ernst Anrich, 

der sich zu einem der vehementesten Befürworter der neuen Idee 

einer «Reichsuniversität» aufschwang. Sein späterer Einfluss auf 

die Vergabe von Lehrstühlen und die Ernennung von (ausnahms-

los deutschen) Professoren in Strassburg war bemerkenswert, 

auch wenn persönliche Auseinandersetzungen (u.a. mit Reichsju-

gendführer Baldur von Schirach) sich hemmend auf Anrichs an-

fänglich demonstrierten Enthusiasmus und schliesslich auch auf 

seine weitere politische Karriere auswirken sollten (Kettenacker 

1973: 184-194). 

Trotz andauernder Kompetenzstreitigkeiten, interner Konflikte 

und des geradezu zum Wesen nationalsozialistischer Herrschaft 

gehörenden Kampfes um Einfluss und Machtgeltung (personifi-

ziert im Streit zwischen Gauleiter Wagner und Reichsminister 

Rust) wurde die «Reichsuniversität Strassburg» schliesslich am 

23. November 1941 mit grossem Pomp feierlich eröffnet. Die 

Festversammlung hatte nicht weniger als neun Grussadressen 

über sich ergehen zu lassen, allerdings keine von Gauleiter Wag- 
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ner, der endgültig als Verlierer des Machtkampfs um Strassburg 

feststand; Wagner hatte ursprünglich der Einweihung fernbleiben 

wollen, doch hatte Hitler ihn zur Teilnahme verpflichtet.11 

Der Lehrkörper der neuen «Reichsuniversität» setzte sich fast 

ausnahmslos aus reichsdeutschen Importen zusammen, nur we-

nige elsässische Professoren waren bei der Berufung berücksich-

tigt worden. Nicht einer der früheren 104 Universitätslehrer aus 

Strassburg hatte einen Lehrstuhl erhalten. Die Zahl der (aus-

schliesslich männlichen) deutschen und elsässischen Studenten 

(Franzosen waren nicht zugelassen!) blieb relativ gering, und auch 

das Angebot an Studienfächern spiegelte in keiner Weise das am-

bitionierte Programm wider, das Anrich und andere Vorkämpfer 

für die «Reichsuniversität» ursprünglich gefordert hatten. Eine 

Ausnahme bildeten ergänzende Vorlesungen und Seminare in den 

sog. germanischen Fächern, die das klassische Angebot von Ge-

schichte, Philologie, Psychologie, Archäologie, Pädagogik und 

Volkstumskunde im Hinblick auf eine stärkere Nazifizierung des 

Lehrangebots («Rassenkunde») erweitern sollten. Die organisato-

rische Struktur unterschied sich kaum von den Universitäten im 

Altreich. Auffällig war die Vielzahl sog. «Arbeitsgemeinschaf-

ten», die zur Durchführung bestimmter wissenschaftlicher und 

politischer Forschungsaufgaben ins Leben gerufen wurden. Be-

merkenswert war auch die starke Stellung der sog. «Führer» der 

Dozentenschaft und des Lehrkörpers, die neben dem vom Wissen-

schaftsminister ernannten Rektor die Universitätsverwaltung kon-

trollierten. Zwar war für die Lehrenden die Mitgliedschaft in der 

NSDAP obligatorisch, doch nicht alle wissenschaftlich dort Täti-

gen waren blinde Anhänger der Partei und des Staates (Dietzel 

1971, Kettenacker 1973: 191 f.). 

Obgleich die Universität insgesamt sicherlich nicht stärker na-

tionalsozialistisch oder «völkisch» war als die meisten reichsdeut-

schen Universitäten, gewann die «Reichsuniversität Strassburg» 

u.a. traurige Berühmtheit durch die barbarischen Menschenexpe-

rimente, die insbesondere von den Medizinprofessoren Eugen 

Haagen und August Hirt dort verübt wurden. 
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Der Viruloge Haagen benutzte Häftlinge aus dem benachbarten 

Konzentrationslager Natzweiler sowie Insassen des Arbeitslagers 

in Schirneck, um u.a. an ihnen Kontraindikationen bei der Be-

handlung von Typhusfällen zu ermitteln. Zahlreiche seiner sog. 

«Patienten» kamen bei diesen Experimenten um. Der Anatom 

Hirt, enger Mitarbeiter des SS-Ahnenerbe im Rang eines SS-

Hauptsturmführers, legte die sog. «Skelettsammlung» des Anato-

mischen Instituts der Universität Strassburg an. Mit Unterstüt-

zung des Instituts für Wehrwissenschaftliche Zweckforschung – 

einer Unterabteilung des «Ahnenerbe» – und mit persönlicher 

Rückendeckung Himmlers forderte Hirt 115 (davon 109 jüdische) 

Häftlinge aus dem Konzentrationslager Auschwitz an, von denen 

86 später in der Gaskammer von Natzweiler getötet wurden, um 

ihre Körper dann der Universitätsanatomie Strassburg zu überlas-

sen. Ausserdem nahm Hirt zahlreiche Gasexperimente an leben-

den Häftlingen vor: Etwa ein Drittel der nachgewiesenen 150 Per-

sonen starb unter schrecklichen Umständen; die Überlebenden 

wurden anschliessend nach Auschwitz, Belsen und Lublin depor-

tiert, wo die meisten von ihnen ebenfalls zu Tode kamen (Kasten 

1991). 

Abgesehen von derartigen barbarischen Vorkommnissen lief 

der eigentliche Lehr- und Forschungsbetrieb an der mit grossen 

Erwartungen begründeten Reichsuniversität «relativ normal», 

d.h. ihre hervorstechendsten Züge waren mit wenigen Ausnah-

men Mittelmässigkeit und nationalsozialistische Borniertheit. 

Weder entwickelte sich Strassburg zur ersten Universität eines 

grossgermanischen Europas, noch gelang es ihr – wie Anrich dies 

mehrfach eingeklagt hatte – die Sorbonne in Paris als wahre «Eli-

tehochschule» des Westens zu ersetzen.12 Diese relative «Norma-

lität» scheint auch der Grund dafür gewesen zu sein, dass sämtli-

che bei ihrer Gründung involvierten Reichsinstitutionen (und dies 

schliesst auch das SS-»Ahnenerbe» ein) im Verlauf des Krieges 

sich eher skeptisch und schliesslich sogar ablehnend zur weiteren 

Gründung von «Reichsuniversitäten» äusserten. Das Schicksal 

der Universität Leiden illustriert diesen Sachverhalt sehr deutlich. 
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IV. Schlussbemerkung 

Die deutsche Universitätspolitik in den besetzten Ländern West-

europas war, wie wir festgestellt haben, weder eine homogene 

Angelegenheit noch war sie das Ergebnis etablierter akademi-

scher Traditionen oder einer organischen Wissenschaftsentwick-

lung. Die expansive Universitätspolitik des Nationalsozialismus 

war letztlich ein getreues Spiegelbild der divergierenden, an ihrer 

Realisierung beteiligten bürokratischen und politischen Instituti-

onen und der zutage tretenden widerstreitenden Interessen. Inso-

fern illustrierte die Universitätspolitik auch die «Normalität» ei-

ner nationalsozialistischen Besatzungsherrschaft im Westen und 

Norden Europas: Der permanente Kampf um Einfluss und Ämter, 

die Antagonismen und Machtkämpfe, die der «polykratischen» 

Struktur nationalsozialistischer Herrschaft ihren unverwechselba-

ren Stempel aufdrückten. Natürlich spielten auch die auf persön-

liche Macht und Einfluss gerichteten Ambitionen einiger Profes-

soren (wie Von Stokar, Petri oder Anrich) eine gewisse Rolle, 

nicht zuletzt auch die Grundlagenarbeit «germanischer» Wissen-

schaftsfunktionäre (wie etwa Hans Ernst Schneider). Hitler selbst 

scheint der «grossgermanischen Wissenschaftspoltik» keine allzu 

grosse Bedeutung beigemessen zu haben. Der «Führer» trat im-

mer dann in Erscheinung, wenn es galt, gravierende Konflikte 

zwischen rivalisierenden Gruppen und Personen zu entschärfen – 

und auch dieses nur in wenigen Fällen (Gauleiter Wagner). 

Historische Traditionen und Vorläufer, die, wie etwa im Fall 

Gent, bis zurück in den Ersten Weltkrieg reichten oder, wie im 

Fall Strassburg, auf die Gründung der deutschen Universität dort 

im Jahr 1872 verwiesen, wurden sehr rasch überlagert von radi-

kalen Konzepten und ideologischen Prämissen, wie sie von den 

sog. «Kulturpolitikern» in Partei und Verwaltung und vor allem 

den SS-Repräsentanten vorgetragen wurden. Doch nicht zuletzt 

war die nationalsozialistische «Universitätspolitik» in den besetz-

ten Ländern Westeuropas auch abhängig von den Zwangslagen, 

den Anforderungen und extremen Bedingungen eines Alltags, wie 
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ihn die permanente Ausnahmesituation einer Besetzung von sich 

aus aufweist. All dies schuf die typische «Gemengelage» natio-

nalsozialistischer Politik, die inzwischen als charakteristisches 

Merkmal nicht nur der Besatzungsherrschaft, sondern darüber 

hinaus auch der Politik im Altreich gilt. Diese «Gemengelage», 

in der sich radikale und traditionelle, modernistische und rück-

schrittliche Elemente mischten, macht es für den Betrachter, sei 

er nun kritischer Zeitgenosse oder forschender Historiker, 

schwierig, die Geschichte des Nationalsozialismus wie auch die 

der Universitäten jener Zeit auf einen Punkt zu bringen. Für künf-

tige Historiker auf der Suche nach weiteren Forschungsfeldern 

sollte diese Feststellung durchaus tröstlich sein. 



 

Hermann von der Dunk 

Die Niederlande und die Konfrontation mit dem 

nationalsozialistischen Deutschland 

I.  

Um die Bedeutung der deutschen Besatzungszeit für die nieder-

ländische Kultur zu verstehen, muss man weiter in die Geschichte 

zurückgreifen. Grundlegend ist der ganz allgemeine Faktor einer 

Nachbarschaft von gross und klein, die für den Kleineren immer 

eine gewisse Gefahr in sich birgt, dass er zu stark in den Sog des 

Grösseren gerät. Folglich wird er seine Eigenart und Selbständig-

keit besonders betonen. Das gilt im niederländisch-deutschen Fall 

seit der Reichsgründung 1871 (vgl. von der Dunk 1970, 1980). 

Doch das Verhältnis hat eine lange Vorgeschichte. Im 17. Jahr-

hundert war die Republik der Generalstaaten eine europäische 

Grossmacht, – dank ihrer wirtschaftlichen Potenz, ihrer Bedeu-

tung als Seemacht, ihrer strategischen Lage und nicht zuletzt ihrer 

Kultur. Deutschland hingegen war staatlich zersplittert und durch 

die Religionswirren und den 30jährigen Krieg gegenüber West-

europa stark zurückgeworfen. Die Niederlande, vor allem die 

Holländer, waren durchweg die Avancierten und Überlegenen. 

Sie sahen auf die zurückgebliebenen ärmeren und unzivilisierten 

Deutschen herab (vgl. Lademacher 1990). 

Im Laufe des 18. und 19. Jahrhunderts wendete sich das Blatt 

immer deutlicher. Noch lange hingegen war die Haltung der Nie-

derlande zu den deutschen Aufsteigern vom Bewusstsein ihrer ur-

sprünglichen Superiorität bestimmt. Die Gefühle dem deutschen 

Riesen gegenüber blieben in etwa die eines älteren etwas anämi-

schen Herrn, der der strotzenden körperlichen Kraft eines Jüng-

lings das Bewusstsein seiner grösseren Reife und Kultiviertheit 
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entgegenhält. Dieser Jüngling führte sich in seinen Augen oben-

drein recht anmassend auf, insofern er sich als Verwandter ausgab 

und sich daher das Recht zu gewissen Intimitäten nahm. Konkret: 

In der deutschen Nationalbewegung in der ersten Hälfte des 19. 

Jahrhunderts erinnerte man sich daran, dass die Niederlande einst 

grösstenteils zum Heiligen Römischen Reich gehört hatten, und 

jedenfalls galt Holland allgemein als artverwandtes germanisches 

Brudervolk, woraus sich unter Umständen der Wunsch nach en-

gerer Umarmung ergeben konnte und auch wiederholt ergab.1 Der 

Einfluss der deutschen Kultur und Wissenschaft wuchs zuse-

hends. Wirtschaftlich waren die Niederlande in hohem Grade auf 

den östlichen Nachbarn angewiesen (vgl. de Vries 1965, Bläsing 

1973). Die persönlichen Beziehungen auf allen Ebenen blühten. 

Und eben diese Nähe und Verwandtschaft zwangen zur gleich-

zeitigen Betonung der Unterschiede und des Eigenen, wollten die 

Niederlande nicht allmählich ihre nationale Identität verlieren. 

Das hing eng mit dem Gefühl zusammen, im Gegensatz zu 

Deutschland zur ausgesprochen westeuropäischen politischen 

Kultur mit einer langen parlamentarischen Tradition und freiheit-

lichen Institutionen zu gehören. Noch Huizinga brachte das im 

Jahre 1934 in seinem vielzitierten Satz von der unsichtbaren 

Grenze von Delfzijl nach Vaals zum Ausdruck, die – kongruent 

mit der niederländisch-deutschen Grenze – Westeuropa von Mit-

teleuropa trenne (Huizinga, VW VII: 311). Der preussische Mili-

tarismus war verhasst, die Kadaverdisziplin wurde verspottet, und 

der Obrigkeitsstaat galt als Mutterboden einer Herdenmentalität 

im Gegensatz zum eigenen liberalen Individualismus. 

Trotz dieser strukturellen Sensibilität und Ambivalenz auf-

grund der eigenartigen Kombination von Ähnlichkeiten und Ge-

gensätzen wäre es sehr verfehlt, für die Zeit vor 1940 von einer 

natürlichen antideutschen Einstellung in der niederländischen Be-

völkerung zu sprechen. In der Politik galt strikte Neutralität allen 

Mächten gegenüber als absolutes Gebot (vgl. Boogman 1962, von 

der Dunk 1980). Das schloss jede engere einseitige Annäherung, 

jedoch auch jede unfreundliche Haltung aus, und die Presse  
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schloss sich diesem nationalen Kurs mit wenigen Ausnahmen 

meistens an. Hinzu kamen die beherrschenden Handelsinteressen, 

die sich ebenfalls schlecht mit Empfindlichkeiten vertrugen. Na-

türlich unterlag das Bild auch Schwankungen. Solange die Neu-

tralität respektiert wurde, konnten die Niederlande das Bewusst-

sein, ein militärisch schwacher Kleinstaat zu sein, vor sich selbst 

kaschieren, indem sie sich erstens noch immer, dank ihres riesen-

haften Kolonialreiches, international als Junior-Grossmacht, oder, 

wie sie es dann später formulierten, als ,Mittlere Grossmacht’ 

fühlten und zweitens sich gleichzeitig, innerhalb Europas, auch 

im Blick auf ihre ferne ruhmvolle Vergangenheit, als Muster be-

trachteten, dessen Friedenspolitik im Zeitalter aggressiver Macht-

ambitionen allen zum schönen Vorbild gereichen sollte. 

Das führt uns zu der typisch niederländischen politischen Tra-

dition und Kultur und zur Erklärung der Tatsache, dass die Kon-

frontation mit dem Nationalsozialismus in den Niederlanden stär-

kere Auswirkung hatte als in anderen westlichen Ländern. Ge-

wöhnlich wird – im Anschluss an Huizinga – der bürgerliche Cha-

rakter hervorgehoben, der die niederländische Kultur seit dem 16. 

und 17. Jahrhundert geprägt hat, sehr im Unterschied zu fast allen 

anderen europäischen Mächten.2 Hinzu kam nach allgemeiner 

Auffassung der Calvinismus. Auf eine bei den Niederländern 

selbst sehr beliebte Kurzformel gebracht: Kaufmann und Pfarrer 

bestimmten die Mentalität (vgl. Boogman 1962). Diese allgemein 

auch im Ausland gängige Charakterisierung bedarf allerdings 

noch entscheidender Zusätze. Sie erklärt nur unzulänglich einige 

spezifische Züge und Verhaltensformen der Gesellschaft. 

Fünf Faktoren haben die niederländische Gesellschaft, ihre 

Normen und politischen Leitbilder geprägt: Der religiöse Plura-

lismus, das föderative Staatsgebilde, die oligarchische Herr-

schaftsform, die lange Neutralität und der Handel. Was den viel 

zitierten Calvinismus anbelangt, so wird dessen Dominanz durch 

den religiösen Pluralismus und die libertinisch-erasmische Ge-

gentradition relativiert. Die lange Neutralität ist ein Faktor für 

sich, doch darum für die politische Mentalität nicht weniger ge- 
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wichtig. Was schliesslich den Handelsgeist betrifft, der so eng mit 

der städtisch-bürgerlichen Gesellschaft verquickt ist, so muss da-

bei vornehmlich an Holland und die Seeprovinzen gedacht wer-

den. Freilich hat Holland der alten Republik durch sein enormes 

Übergewicht einen entscheidenden Stempel aufgedrückt (vgl. 

Boogman 1962). Die im Ausland immer noch normale Gleichset-

zung des Namens «Holland» mit den «Niederlanden» ist ein Aus-

fluss dieser Vormachtstellung. Aber genau besehen waren in den 

östlichen und südlichen Provinzen Landadel und Bauerntum noch 

lange von Bedeutung. 

Der religiöse Pluralismus – eine Folge des Aufstandes gegen 

Spanien sowie der protestantischen Spaltungsmanie – konnte sich 

auch dank der geographischen Konstellation gegenüber einer ab-

soluten Herrschaft der calvinistisch-reformierten Kirche behaup-

ten. Im Osten und Süden zumal blieb ausserdem ein guter Teil der 

Bevölkerung katholisch, trotz aller formalen Schikanen. Dies be-

günstigte die bezeichnende pragmatische Toleranz. Man musste 

einfach auf kleinem, dicht besiedeltem Raum miteinander aus-

kommen können. Die Aufnahme von Verfolgten, früher aus reli-

giösen, später aus politisch-ideologischen Gründen, galt deshalb 

immer als nationale Pflicht und Erkennungsmarke. Dass in der 

Praxis diese Gastlichkeit häufig von materiellen und auch wohl 

politischen Rücksichten begrenzt wurde, wie beispielsweise in 

den dreissiger Jahren und auch heute wieder bei dem ungekannten 

Flüchtlingsstrom aus den Ländern der Dritten Welt, steht auf ei-

nem anderen Blatt.3 Immerhin war der Staat weniger an politi-

schen und religiösen Glaubenssätzen der Einwanderer interessiert 

als an ihrer Börse. Die typische Verbindung von politischen mit 

moralischen Werten, das Bedürfnis, politisches Handeln irgend-

wie an weltanschauliche Grundsätze zu knüpfen, rührt aus einer 

alten Tradition ausgesprochen diesseitiger Religiosität. Letztere 

wurde fraglos vom Calvinismus gefördert, aber auch das enge Zu-

sammenleben verschiedener Glaubensgemeinschaften leistete 

dazu einen Beitrag. Es führte dazu, dass sich jede Gruppe in Be-

kenntnisfragen klar abgrenzen und unterscheiden musste, um die 
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eigene Identität zu bewahren. Daher rührt jener öffentliche Be-

kenntnisdrang und die stark theologisch geprägte Ausrichtung öf-

fentlicher Diskussionen. In Deutschland dagegen hat das Luther-

tum mit seiner Trennung zwischen Innerlichkeit und Welt tiefe 

Spuren hinterlassen. Der alte niederländische Pluralismus bildete 

ein sehr natürliches Gehäuse für das Aufkommen des modernen 

Parteiwesens. In der allbekannten niederländischen Versäulung 

blieb beides erhalten: die klare prinzipielle Abgrenzung der eige-

nen zur andern Gemeinschaft, die gegenseitige Respektierung im 

Bereich des Meinens bei gleichzeitiger Zusammenarbeit und 

Konzessionsbereitschaft in der Alltagspraxis.4 Andererseits setzt 

diese Kombination von Toleranz und Versäulung dem offenen 

Dialog unsichtbare, aber deutliche Grenzen. Um jede Gruppe 

liegt eine Schutzzone, die es zu respektieren gilt, wenn man zu-

sammen auskommen will. Darin unterscheidet sich diese Tradi-

tion von der deutschen, die in jedem Land nur ein dominantes 

Glaubensbekenntnis zuliess und derzufolge jede parteipolitische 

oder religiöse Gruppierung einen natürlichen Absolutheitsan-

spruch auch und gerade in der Praxis anmeldete. 

Eine eigenartige Parallele zum gesellschaftlichen Pluralismus 

bildete ursprünglich das föderative Staatsgebilde. Es war der ge-

meinsame Kampf für ihre partikularistischen Rechte, der die ver-

schiedenen Provinzen seinerzeit gegen den spanischen Absolutis-

mus vereint hatte (vgl. Boogman 1982, Lademacher 1990). Bis 

zur Französischen Revolution blieben sie eine Konföderation, 

wenn auch allmählich neben dem gemeinsamen Interesse ein ge-

meinsames Bewusstsein nationaler Zusammengehörigkeit ent-

standen war, das zur Grundlage für den nationalen Einheitsstaat 

im 19. Jahrhundert wurde. Eine anti-zentralistische und anti-eta-

tistische Tendenz, ein Denken, in dem der Staat Instrument und 

Sprachrohr der Gesellschaft zu sein hat (und nicht umgekehrt), 

hat sich, wiederum sehr im Gegensatz zu Deutschland, bis in un-

ser Jahrhundert hinein erhalten. 

Von grösstem Belang für das niederländische Verständnis des 

politischen Handelns ist die oligarchische Tradition, die vor allem 

beim Patriziat der holländischen Städte aufkam. Eifersüchtig  
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wandte es sich gegen jede absolutistische oder diktatorische Ge-

walt, an die sich die traumatischen Reminiszenzen des Aufstan-

des gegen Spanien knüpften. 

Der starke Mann, der Alleinherrscher, die Philipp II, Ludwig 

XIV, Friedrich II, waren immer suspekt, ja sie galten als Unglück. 

Der Gedanke, dass die Souveränität gemeinsam bei einer Elite zur 

Führung des unmündigen Volkes liegen müsse, war selbstver-

ständlich.5 Gemeinsam mit der föderativen Struktur erklärt das 

den politischen Entscheidungsprozess, der sich dadurch auszeich-

net, dass die Verantwortlichen erst Beschlüsse fassen, nachdem 

sie sich eines Konsenses versichert haben. Der Prozess läuft we-

der von oben nach unten, noch einfach von unten nach oben, son-

dern er macht eine Schlaufe von oben nach unten und wieder zu-

rück. 

Damit komme ich zum vierten Punkt, zur Neutralität. Dieser 

komplizierte und langwierige Entscheidungs- und Konsenspro-

zess konnte nämlich nur funktionieren, weil und solange Frieden 

herrschte und das Land nicht in internationale Machtkonflikte 

verwickelt wurde. In letzterem Fall zeigte sich immer sogleich 

ein Bedürfnis nach kräftiger Führung, nach einer deutlichen per-

sonalen Spitze.6 Die Niederlande hatten das Glück, seit Napoleon 

ihre Neutralität, mit einer kurzen Ausnahme, bewahren zu kön-

nen. Das förderte zwangsläufig eine introvertierte Haltung, bei 

der die inneren Probleme, die parteipolitischen und weltanschau-

lichen Gegensätze den Horizont völlig beherrschten. Das Ausland 

lag weit, hinter dicken Schutzscheiben. Das Aussenamt war ein 

zweitrangiges Ministerium, eher ein Observatorium, denn Aus-

senpolitik hiess vornehme Passivität. Dadurch entstand aber auf 

die Dauer auch ein unterschwelliges Gefühl der Unverwundbar-

keit, das der Erste Weltkrieg, der das Land verschont hatte, noch 

bestätigte. In dieser Hinsicht blickten z.B. die Belgier auf eine 

völlig andere Geschichte und politische Kultur zurück.7 

In dieser langen ungestörten Friedensperiode hatte sich die 

Symbiose von politischem mit ethisch-prinzipiellem Denken ent-

wickeln können. Es war ein Ethos, das im gemeinsamen christ-

lich-calvinistischen Erbe wurzelte. Der protestantische Pluralis- 
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mus beruhte, trotz aller theologischen Divergenzen, auf einem tie-

feren Konsens, d.h. auf einer Moral der klaren einfachen Unter-

scheidungen zwischen gut und böse, erlaubt und unerlaubt. 

II.  

Für eine Gesellschaft, die mit diesem politischen Credo immer 

verhältnismässig gut hatte auskommen können, bedeuteten Über-

wältigung und Naziherrschaft mehr als nur die Besatzung durch 

ein auswärtiges feindliches Regime. Das galt natürlich auch für 

die andern überrollten Länder, aber dort war man – namentlich in 

Ost-Europa – durch die Geschichte nicht so verwöhnt gewesen 

und deswegen geübter, zwischen spezifisch politischer, allgemei-

ner und privater Moral zu unterscheiden. Daher hiess die Nazidik-

tatur in den Niederlanden mehr: Sie war ein Einbruch nicht nur in 

das Land, sondern in die moralische Weltordnung. Sie stellte das 

Selbstbild der Niederlande in Frage. Wer sich nicht sofort sozu-

sagen vor die Gewehrläufe der deutschen Besatzer werfen oder 

ins KZ wandern wollte, musste in einige, nicht nur politische, son-

dern auch moralische Verwirrung geraten. Aber die Bedeutung 

dieses Einbruchs und Schocks wurde erst allmählich klar. Das 

Verhalten der Institutionen und eines Grossteils der Bevölkerung 

wurde deshalb lange Zeit von einem ebenfalls tief in der Tradition 

verankerten Legalismus bestimmt. Für die Gläubigen galt Römer 

XIII: «Jedermann sei untertan der Obrigkeit». Und das war nun 

formal der Besatzer. Dieser Legalismus liess sich immer gut mit 

christlichen Werten verbinden. Er bot in der Verwirrung, in die 

der deutsche Überfall die Niederländer stürzte, jedoch nur einen 

scheinbaren Ausweg, da sich die Verordnungen der neuen Herr-

scher nicht so recht mit christlichen oder humanen Werten vertru-

gen.8 

Es siegte selbstredend, wie immer, der elementare Überlebens-

drang, der zur Anpassung zwang. Zwar gab es schon sehr bald die 

entschiedenen Neinsager zur Nazidiktatur, die kleine Wider- 
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standszellen gründeten. Die grosse Mehrheit, die einheimische 

Verwaltung, die Polizei, die Wirtschaft kooperierten, wenn auch 

oft widerwillig und ohne Sympathie, aus Furcht und eigenem In-

teresse (vgl. Hirschfeld 1984).9 Der aktive Widerstand wuchs 

rasch, vor allem im letzten Kriegsjahr, als Hitlers Niederlage eine 

Frage von Monaten wurde. Es ist schwer, seinen genauen Um-

fang zu bestimmen, weil die Kriterien äusserst unklar sind. Die 

Schätzungen variieren zwischen 5% und 8%, aber gerade, weil 

die grosse Mehrheit fraglos mit ihm sympathisierte, kam es hier 

nachträglich zu einer ansehnlichen Überschätzung und Verzer-

rung. 

Eben weil die einfachen und klaren Werte und das damit so eng 

verbundene Selbstbewusstsein plötzlich in Frage gestellt waren, 

identifizierte sich die Bevölkerung nach der Befreiung zuerst 

weitgehend mit dem aktiven Widerstand. Diese Identifizierung 

bot einen psychischen Ausweg, weil so das alte Selbstbildnis wie-

derhergestellt werden konnte. Dabei verdrängte man die unschö-

nen und peinlichen Aspekte der Besatzung, wie z.B. dass die Ju-

den mit Hilfe niederländischer Instanzen separiert, verhaftet und 

deportiert worden waren und dass etwa 76% von 140‘000 nicht 

mehr zurückkehrten. Man verdrängte auch, dass die nationalsozi-

alistische Propaganda nicht ganz erfolglos geblieben war. Wenn 

auch die NSB, die tief verhasste faschistische Partei, niemals 

grossen Anhang gewann, so stellten die Niederländer mit ca. 

20000 SS-Freiwilligen für die Ostfront doch das grösste westeu-

ropäische Kontingent. 

Diese Fakten waren seit langem bekannt, und ihre Erwähnung 

gehört heute zum festen Protokoll aller seriösen Rückblicke und 

Versuche einer Bilanz in Literatur oder Presse. Aber das war 

lange Zeit nicht so, und es ist psychologisch leicht verständlich, 

dass es nicht so war. 

Bei der so sehr benötigten Restauration des nationalen Selbst-

bewusstseins nach der Katastrophe blickte man lieber auf die hel-

len als auf die dunklen Seiten des eigenen Verhaltens. Der Calvi-

nismus hatte immer ganz besonders die Unterscheidung zwischen 

den Auserwählten und den Verworfenen betont. In säkularisierter 

Façon hatte sich dieser rigorose Gegensatz irgendwie erhalten  
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und führte nun wiederum zur klaren Trennung zwischen gut und 

böse. Die Faschisten und die Kollaborateure wurden dabei als die 

Schlechten oder «Verkehrten» (fouten) rabiat aus der nationalen 

Gemeinschaft ausgeschlossen und mitsamt ihren Kindern fortan 

diffamiert. Die Schärfe und Unerbittlichkeit der Stigmatisierung 

bis in die jüngste Zeit beweist die tiefe moralische Zäsur der Be-

satzung. Die Mehrheit konnte sich bei diesem altbekannten 

Schwarz-weiss-Kontrast mit «den Guten» identifizieren. Ein 

grosser Teil der Kriegsliteratur und der Sendungen in den Medien 

haben seit 1945 diese Sicht immer wieder neu verbreitet. Dabei 

verschob sich die heroisierende Identifikation mit dem Wider-

stand zu einer ebenso selbstverständlichen Identifikation mit den 

Opfern. 

Von ihnen handeln fast alle Zeugnisse und Berichte, vor allem 

auch in den Medien; weniger vom Leben des Durchschnitts im 

Krieg und schon gar nicht von Kollaborateuren oder Faschisten, 

– es sei denn als den Schurken im Hintergrund. Namentlich seit 

den sechziger Jahren ist das so. 

Von diesem Zeitpunkt an kam der Bevölkerung auch erst die 

Vernichtung der Juden in ihrem vollen grauenhaften Umfang, 

dank der nun beginnenden reflektierten Beschäftigung mit der 

Besatzungszeit, wirklich zu Bewusstsein. Eine Sache, die man 

ebenfalls zwar gewusst, doch hinter aktuelleren Sorgen versteckt 

hatte. Gleichzeitig war eine Nachkriegsgeneration auf dem Plan 

erschienen. Diese hantierte bei ihrem Rückblick unbekümmert 

mit einem moralischen Schwarz-weiss-Massstab, und dabei kam 

die Kriegsgeneration erheblich schlechter weg als zuvor. «Weni-

ger heroisches Verhalten, erheblich mehr feige Kollaboration!» 

so warfen junge Eiferer linker Observanz ihren Eltern nun vor. 

Das mag die genannte Verschiebung zur Identifikation mit den 

Opfern verstärkt haben. Es war in den Niederlanden, wie überall 

im Westen, die Periode der Kulturrevolution und einer radikalen, 

vielfach neomarxistischen Gesellschaftskritik. Der Faschismus-

begriff erfuhr dabei seine bekannte Erweiterung.10 

Die ungewöhnliche Intensität der Auseinandersetzung mit dem 

Krieg auch bei der Nachkriegsgeneration hängt fraglos damit zu- 
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sammen, dass eben die traditionelle klare politische Moral, dass 

eine Gesellschaft, die sich selbst als human, gerecht und gut ver-

standen hatte, vor der braunen Gewalt hatte kapitulieren müssen. 

Die Nazis hatten ungewohnte Gegensätze geschaffen, gerade mit 

ihrer Judenverfolgung. Sie hatten diese weitgehend integrierte 

Minderheit erfolgreich separiert und vernichtet, und die wenigen, 

die aus dem Inferno zurückkamen, stiessen vielfach auf wenig 

Wiedersehensfreude bei denen, die sich inzwischen hilfsbereit ih-

rer Besitztümer angenommen hatten, den «Bewariern», wie der 

Historiker Presser, der Chronist der Judenvernichtung, sie sarkas-

tisch zu nennen pflegte. 

Man muss bei der Reaktion auf das Besatzungsdesaster im 

Denken und Bewusstsein verschiedene Ebenen unterscheiden. 

Wie gesagt, blieb auf der Ebene des kollektiven öffentlichen Um-

gangs mit der Besatzung, wie er sich im Gedenkritual manifes-

tiert, der Scheinwerfer vor allem auf die Opfer und den Wider-

stand gerichtet, womit immer wieder eine innere Identifikation 

nicht nur bewirkt, sondern ja auch angestrebt wird (vgl. Barnow 

et al. 1985; de Moor 1990). Dabei spielen fraglos Institutionen 

und Stiftungen, wie die Anne-Frank-Stiftung, das Auschwitz-Ko-

mitee oder Verbände von Widerstandskämpfern eine nicht zu un-

terschätzende Rolle. Ihr Ziel und ihre institutioneile «raison 

d’être» sind es, die Erinnerung an die Nazi-Verbrechen wach zu 

halten. Sie richten sich vielfach gezielt an die Medien und an die 

Jugend. Die Broschüren und Ausstellungen mit didaktischer Ab-

sicht, die im Lauf der Jahre speziell den Nachkriegsgenerationen 

die Kenntnis des Geschehenen beibrachten, sind ein nicht zu 

übersehender Faktor, wenn man erklären will, weshalb die Besat-

zungszeit keine Vergangenheit werden konnte. Sie sollte es ge-

rade nicht für alle jene, die glauben, eine Wiederholung sei nur 

zu verhindern, wenn die Alarmglocke des steten Memento nicht 

zum Schweigen kommt. Das brachte jedoch mit sich, dass man 

ungern den Blick auf die anderen, fragwürdigeren Aspekte warf. 

Der Kultus des Leidens stiftete Zusammengehörigkeit zwischen 

den Generationen, und er stiftete nationale Identität. Die Erinne- 
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rung wurde dafür instrumentalisiert. Das Bild Nazideutschlands 

blieb dabei als Kontrastfaktor unentbehrlich, und das scheint frag-

los einer der Gründe für die Zähigkeit des negativen deutschen 

Stereotyps zu sein. Irgendwie braucht man dieses Bild, auch wenn 

es nicht mehr stimmt, für das Selbstporträt. 

Dabei zeigte sich auch eine ebenfalls letztlich mit dem calvi-

nistischen Erbe zusammenhängende inquisitorische Moral: 

Deutschland war zwar nicht mehr das Land der Nazis, doch es 

war nun das Land der gewesenen Nazis! Hinter der demokrati-

schen Maske musste demnach doch irgendwie der alte SA-Mann 

oder Parteigenosse stecken. Die Tatsache, dass Millionen Hitler 

zugejubelt und bedingungslos bis zum bitteren Ende gefolgt wa-

ren, während nach 1945 fast keiner sich mehr zu ihm und seiner 

Lehre bekannte, dass der Nationalsozialismus mit ihm wie vom 

deutschen Erdboden verschwunden schien, dieses an sich schon 

bemerkenswerte Phänomen musste vor allem einem Volk, dessen 

politische Kultur so stark von religiösweltanschaulichen Prinzi-

pien geprägt war, äusserst unglaubwürdig vorkommen: Man legt 

seinen Glauben nicht ab wie ein verschlissenes Hemd! Die zahl-

reichen Prozesse und Entlarvungen von Kriegsverbrechern, die 

sich jahrelang erfolgreich hatten tarnen können, mussten diese 

Überzeugung immer wieder bestätigen. Erst wenn alle Untaten 

öffentlich gesühnt, wenn die Bösewichter demaskiert waren und 

Schuld bekannt hatten, war die moralische Ordnung wieder her-

gestellt! Die Problematik von individueller Schuld, Abhängigkeit 

und sozialer Kontrolle in einem totalitären Staat, und vor allem 

die noch gravierendere Problematik des allgemein-menschlichen 

Bedürfnisses, sich der jeweiligen Macht und ihren Normen anzu-

passen, ist ja erst nachträglich durch die Erfahrung mit dem «Drit-

ten Reich» in ihrem ganzen Umfang sichtbar geworden, ebenso 

wie die aus diesem Bedürfnis rührende unermüdliche Verfäl-

schungsarbeit des Gedächtnisses. Wie ein Bonmot lautet: Nach 

1945 war in Deutschland keiner in der Partei und in den Nieder-

landen jeder im Widerstand gewesen. 

Die christlich-calvinistische Forderung nach Busse, Reue und 

Entschuldigung für Vergehen konnte nun zur moralischen Chan- 
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tage in der Politik werden. Es ist die einzige Waffe, die ein kleiner 

Staat gegenüber einem grossen hat. Manche übertrugen die inqui-

sitorische Haltung auf die deutschen Jugendlichen, die sich für 

das, was die Väter getan hatten, verantworten sollten. So konnte 

man sich im moralischen Superioritätsgefühl den Deutschen ge-

genüber für die Tatsache schadlos halten, dass die Bundesrepub-

lik wieder zum unentbehrlichen wichtigen Partner geworden war. 

Doch hinter dem Besatzungskult und dem inquisitorischen Süh-

nebedarf bleibt eine Beschädigung des Selbstbildnisses der ver-

borgene Faktor, der letztlich erklärt, weshalb die Gedanken im-

mer wieder um jene ominöse Zeit kreisen, – wie bei einem Wan-

derer, der seine Geldbörse verloren hat und den es stets an die-

selbe Stelle zurückzieht, um sie dort zu suchen. Was da verloren 

wurde, war so etwas wie das Bewusstsein einer nationalen mora-

lischen Immunität. Die Obsession lenkt obendrein ab von anderen 

historischen Fakten, mit denen die Niederländer noch nicht recht 

ins Reine gekommen sind, wie den Gewalttätigkeiten (mit Vor-

liebe als «Exzesse» bezeichnet), die während des Unabhängig-

keitskampfes in Indonesien und in den Lagern stattgefunden ha-

ben, in denen man nach 1945 Faschisten und Mitläufer einsperrte. 

Noch immer schweigt man lieber über diese Kapitel in der Öf-

fentlichkeit. 

Aber diese Ebene des offiziellen kollektiven Blickwinkels und 

Kultes der Besatzung und ihrer Schrecken, so sehr sie auch vor-

herrscht, ist nur die eine Seite. Die Historiographie hat schon seit 

den fünfziger Jahren auf gezeigt, dass die Königin Wilhelmina, 

wenn sie von ihrem «Heldenvolk» sprach, Mythos und Wirklich-

keit da etwas verwechselte.11 Im Grunde hatten die meisten es 

immer gewusst, aber das Gedenkritual bekam eben seine eigene 

Dynamik. Unter den namhaften Historikern fehlte es nicht an ei-

ner kritischen Analyse, und namentlich von jüdischer Seite – de 

Jong, Presser, Sijes – wies man schon sehr bald auf die fragwür-

dige Haltung vieler Instanzen und Personen hin. Die Geschichts-

schreibung mass – auch wo sie nuanciert war und nicht blind für 

die Probleme, vor die sich viele in der Besatzungszeit gestellt sa- 
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hen – dennoch mit einem klaren Mass, um Böcke von Schafen zu 

trennen. Das blieb ihr unvermindertes Anliegen, und sie blieb 

einstweilen eingespannt zwischen die Pole gut und schlecht, anti-

faschistisch und faschistisch, die den festen selbstverständlichen 

Bezugsrahmen abgaben. 

Eine jüngere Generation Historiker, die sich in den achtziger 

Jahren zu Wort meldete, verlangte, ohne die fundamentalen Wer-

te in Frage zu stellen, eine distanziertere, weniger inquisitorische 

Behandlung (Blom 1983). Sie ging nicht so selbstverständlich 

von den Fragen der Kriegsgeneration aus: «Wo liegen die grossen 

Fehler und wer sind die Verantwortlichen dafür, dass es schief 

ging?» «Wie kann eine Wiederholung verhindert werden?» «Was 

hat die Nachwelt hier zu lernen?» Sie akzeptierte das Faktum der 

zahlreichen Übergänge zwischen pro und contra und einer Hal-

tung, die meistens weder weiss noch schwarz war. 

Bei der dritten Ebene handelt es sich um die mehr literarische 

Verarbeitung (vgl. Müller 1993; 1995). Anfänglich stand auch die 

Literatur noch sehr im Zeichen einer Feier des Kampfes, des Wi-

derstands und mehr noch des Leidens der Opfer. Sie setzte den 

absoluten Kontrast zwischen Guten und Bösen voraus und kannte 

kein Drittes. Bald auch setzte die Kritik ein, dass man das faschis-

tische Ungeheuer nicht wirklich ausgerottet und die hohen Ideale 

der Widerstandsbewegung verraten habe. Überhaupt kann man 

von einem etwas moralinsauren Befreiungskater unter der vor al-

lem linken Intelligenz in den fünfziger Jahren sprechen12. Es war 

die alte calvinistische Moral in säkularisierter Form, die sich hier 

gegen die Erfahrung aufbäumte, dass die heile Weltordnung, in 

der man vor 1940 gelebt hatte, nach der Nacht des Nationalsozi-

alismus nicht, wie erwartet, wieder zurückgekehrt war. Dadurch 

erst spürte man die ganze Wucht des Schocks. Die Welt war böse 

geblieben. Da die grosse Katharsis und Sühne in der Bundesre-

publik, so wie man sie sich gedacht hatte, ausgeblieben war, gal-

ten die Deutschen nunmehr erst recht als ein gefährliches unheil-

bares Volk, wie etwa bei dem populären Schriftsteller Godfried 

Bomans (1984). Wachsamkeit und Kritik der Intellektuellen als 
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Gewissen der Gesellschaft richteten sich fortan speziell auf das 

Nachbarland, den unvergessenen Unterdrücker von gestern. Viel-

leicht gerade, weil Politik und Wirtschaft eng mit der Bundesre-

publik zusammenarbeiteten, sahen viele Intellektuelle es als ihre 

besondere Aufgabe an, hier unentwegt auf der Hut zu sein. Sie 

machten sich dabei jedoch zum Interpreten unverdauter Emotio-

nen und Traumata in weiten Kreisen der Bevölkerung. 

Die echte innere Konfrontation mit dem Nationalsozialismus 

fand somit erst im Nachhinein statt, seit den sechziger Jahren. Der 

nüchterne Selbsterhaltungstrieb und das Gewissen wehren sich 

immer gegen aktuelle Greuelberichte, und so war es auch vor und 

unmittelbar nach 1945. Andere Nöte und akute Forderungen stan-

den im Vordergrund. Erst wenn die Verbrechen Geschichte und 

Literatur geworden sind, können wir uns unbeschwert über sie 

aufregen. Für die Nachkriegsgeneration galt das sowieso. Die in-

tensive Nachwirkung stand für sie, die es nicht erlebt hatte, weni-

ger im Zeichen der Besatzung und des Krieges als im Zeichen von 

KZ und Auschwitz. Vor allem letzteres begann nun als die grösste 

Ungeheuerlichkeit die andern Aspekte zu überschatten. Wie er-

wähnt drang dies erst in Folge der beginnenden ausführlichen Do-

kumentation und auch des Eichmannprozesses allgemein ins Be-

wusstsein. Es war, als ob ein Vorhang, den die christlich-humane 

Tradition immer vor diese Seiten der menschlichen Natur gezo-

gen hatte, durch die Erfahrung mit dem Nationalsozialismus zer-

riss und neues bis dato unbekanntes menschliches Urwaldgelände 

freigab. In letzter Zeit kündigt sich auch auf der literarischen 

Ebene ein Ausbruch aus den festgetretenen Spurrillen an, in de-

nen die Deutschen immer noch automatisch mit den Besatzungs-

erinnerungen und dem Terror in Verbindung gebracht worden 

waren. Bei Schriftstellern wie Cees Noteboom und auch Tessa de 

Loo wird der Horizont in dieser Hinsicht wieder weit.13 

Das hundertfach abgeleierte Nietzschewort vom Tode Gottes 

schien immerhin für viele Niederländer plötzlich aus einem inte-

ressanten theoretischen Aperçu zu einer greifbaren Wahrheit ge- 
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worden zu sein. Und zwar noch nicht einmal so sehr während der 

Besatzungszeit selbst als vielmehr im Lauf ihrer mühseligen 

nachträglichen Verarbeitung. Dort, in der Zerstörung einer gewis-

sen Unschuld der christlich-humanen Kinderstube, liegt vielleicht 

die bedeutendste Nachwirkung der Konfrontation der Nieder-

lande mit dem Nationalsozialismus. 



 

Susanne Heim 

Sozialwissenschaftler als Vordenker der Vernichtung? 

Folgt man ihrem eigenen Selbstverständnis und der fachinternen 

Geschichtsschreibung, so haben die meisten sozialwissenschaft-

lichen Disziplinen gegenüber dem Nationalsozialismus eine kri-

tische Distanz gewahrt. In der Politikwissenschaft wurde bis in 

die jüngste Zeit der Mythos aufrechterhalten, die Disziplin sei 

überhaupt erst nach 1945 entstanden – quasi als «Demokratiewis-

senschaft». In der Soziologie wird auch heute noch darauf ver-

wiesen, dass die herausragenden Vertreter des Fachs nach 1933 

emigrieren mussten (Rammstedt 1985: 253). Lediglich einige 

Pseudowissenschaftler hätten sich zu eilfertigen Handlangern der 

Nazis machen lassen. Die Bevölkerungswissenschaftler verbrei-

ten nach wie vor, wenige Akademiker ihres Fachs hätten sich be-

dauerlicherweise von den Nazis «missbrauchen» lassen, die meis-

ten und die wirklich ernst zu nehmenden hätten dagegen in der 

inneren Emigration überwintert, seien in politisch unverfängliche 

Randbereiche ausgewichen (Heim, Schaz 1996). Fragen nach der 

nationalsozialistischen Vergangenheit einzelner Wissenschafts-

bereiche bezogen sich, auch nachdem die Studentenbewegung 

den «Muff von tausend Jahren» gelüftet zu haben glaubte, im We-

sentlichen auf die institutionellen Funktionen der Professoren, 

auf die Frage nach ihrer Parteizugehörigkeit sowie auf eine di-

rekte Kontinuität in Gedankengut und Vokabular. 

In den letzten Jahren zeichnet sich eine Änderung im Selbst-

verständnis dieser Wissenschaftszweige und dem Verhältnis zur 

eigenen Fachgeschichte ab. Dennoch werden die Sozialwissen-

schaften – nicht nur die bereits erwähnten Disziplinen, sondern 

auch Geographie, Wirtschafts- und Geschichtswissenschaften 

und andere – im Nationalsozialismus in der Regel als Legitima- 
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tionswissenschaften mit überwiegend propagandistischer Funk-

tion angesehen, die zwar einen Beitrag zur Rechtfertigung und 

Stabilisierung der nationalsozialistischen Herrschaft geleistet ha-

ben mögen, mit der Vernichtungspolitik aber nichts zu tun hatten 

und denen somit in bezug auf die grössten Verbrechen, verglichen 

etwa mit Medizin und Eugenik, eher eine sekundäre Bedeutung 

zukam. 

Doch auch dieses Bild ist noch immer zu positiv. Das Verhält-

nis zwischen sogenannter Legitimationswissenschaft und politi-

scher Praxis bleibt dabei weitgehend ausgespart, ebenso wie auch 

die Funktion, die Sozialwissenschaftler in zahlreichen mit der 

Vernichtungspolitik direkt befassten Institutionen eingenommen 

haben. Möglicherweise spielt bei der positiven Fehleinschätzung 

auch die Tatsache eine Rolle, dass die «Aufarbeitung» der jewei-

ligen Fachgeschichte in der Regel universitätsintern verläuft, etwa 

unter dem Thema: «Die Universität xy in der Zeit von 1933 bis 

1945». Universitäten, die nicht auf dem Gebiet der heutigen Bun-

desrepublik liegen, bleiben dabei in der Regel ausserhalb des 

Blickfeldes, obwohl sie häufig sogar eine Art Vorposten-Funktion 

hatten (das Institut für Osteuropäische Wirtschaft in Königsberg, 

das Osteuropa-Institut in Breslau, die Reichsuniversitäten in 

Strassburg oder Posen). Das gleiche gilt für Forschungseinrich-

tungen, die nicht einer Universität, sondern einer Behörde wie 

dem Rasse- und Siedlungshauptamt, dem Reichskommissar für 

die Festigung deutschen Volkstums (RKF), der SS oder dem Si-

cherheitsdienst zugeordnet waren und schon deswegen 1945 auf-

gelöst wurden – etwa die Stiftung Ahnenerbe, das Wannsee-Insti-

tut, die Publikationsstelle Dahlem oder das Planungshauptamt des 

Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums. 

Ein Bereich, in dem sich die Aktivitäten etlicher dieser Institu-

tionen sowie die Karrieren vieler Wissenschaftler kreuzten, war 

die sogenannte Ostforschung. Einige der erwähnten Institute hat-

ten sich bereits in den 30er Jahren ausgiebig mit Osteuropa, ins-

besondere mit Polen beschäftigt. Einen wahren Boom erlebte die 

Ostforschung jedoch nach Beginn des Zweiten Weltkriegs sowie 

erneut nach dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion, Land- 
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schafts- und Raumplaner, Rassen- und Volkstumsforscher, His-

toriker, Bevölkerungs- und Siedlungsexperten dienten als Politik-

berater für ein deutsch beherrschtes Europa, das bis zum Ural rei-

chen sollte. 

Der Kriegsbeginn bedeutete für viele Wissenschaftler einen 

Karriereschub – den zweiten innerhalb weniger Jahre. Die junge 

intellektuelle Elite, die von 1939 an Gelegenheit erhielt, im be-

setzten Polen ihre Sporen zu verdienen, hatte überwiegend in ei-

ner Zeit studiert, die noch deutlich von der Weltwirtschaftskrise 

und deren Folgen geprägt war und in der die meisten angehenden 

Akademiker davon ausgehen mussten, nach dem Studium arbeits-

los zu sein. Ab 1933 hatte ihnen die Vertreibung jüdischer und 

politisch unliebsamer Wissenschaftler jedoch im grossen Stil Be-

rufsperspektiven eröffnet – und damit nicht zuletzt auch ihre Lo-

yalität gegenüber den neuen Machthabern befördert. Oftmals war 

es nicht so sehr die Identifikation mit den Inhalten nationalsozia-

listischer Politik als vielmehr die verlockenden Aufstiegschancen 

– oder anders ausgedrückt: der Opportunismus, der die jungen In-

tellektuellen dazu bewog, sich in den Dienst der neuen Regie-

rungs- und Parteiinstitutionen zu stellen. In den Anfangsjahren 

war für viele sogar eine gewisse Distanz zu den als «pöbelhaft» 

geltenden Nazis selbstverständlich. Die beiden Phasen der Ostex-

pansion brachten dann den zweiten und dritten kollektiven Karri-

ereschub. Ausschlaggebend dafür waren zum einen die Repres-

sion und Ermordung der polnischen Intelligenz nach dem Über-

fall der deutschen Wehrmacht, die zur Folge hatten, dass intellek-

tuelle Führungspositionen im Polen des Zweiten Weltkriegs 

nicht, wie etwa im besetzten Frankreich, von einer kollaborieren-

den einheimischen Elite eingenommen wurden, sondern deut-

schen Akademikern vorbehalten blieben. Zum anderen stärkte der 

rassistische Herrenmenschendünkel gegenüber Polen und den 

slawischen Völkern allgemein die Überzeugung, dass die Deut-

schen im Osten nicht nur verwalten, sondern alles «neugestalten» 

müssten, wodurch das Betätigungsfeld für die Wissenschaftler 

«im Osteinsatz» zusätzlich erweitert wurde. In unzähligen Bio- 
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graphien und persönlichen Dokumenten, die deutsche Intellektu-

elle, aber auch Parteifunktionäre und Verwaltungsfachleute ver-

fassten, kommt zum Ausdruck, wie sehr sie sich durch die «grosse 

Aufgabe», der sie sich im besetzten Osteuropa gegenübersahen, 

herausgefordert fühlten. 

Der Drang zum «Neugestalten» fand seinen Niederschlag in 

den Konzepten von Architekten und Landschaftsplanern, beson-

ders aber in der Bevölkerungs- und Siedlungspolitik. Wenige 

Wochen nach Kriegsbeginn übertrug Hitler die Zuständigkeit für 

die «Neuordnung der ethnographischen Verhältnisse in Europa» 

und damit praktisch für die Umsiedlungs- und Nationalitätenpo-

litik im besetzten Polen an Himmler. Dieser gründete daraufhin 

noch im Oktober 1939 eine Behörde mit dem Titel «Reichskom-

missar für die Festigung deutschen Volkstums». Innerhalb kurzer 

Zeit wurde aus dem zunächst kleinen Büro, das sich so nannte, 

ein ganzes Institutionengeflecht mit mehreren tausend Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern, etlichen Unterabteilungen, Gesell-

schaften, Banken und Planungsstäben. Dem RKF oblag die soge-

nannte Volkstumspolitik im annektierten Westpolen; das hiess 

die Vertreibung der jüdischen und nichtjüdischen einheimischen 

Bevölkerung und die Ansiedlung der Volksdeutschen, die bislang 

als Minderheiten im Ausland gelebt hatten und nun «heim ins 

Reich» geholt wurden. 

Der RKF beschäftigte neben Verwaltungsfachleuten und SS- 

Trupps mit Polizeifunktion vor allem Sozialwissenschaftler: 

Ökonomen, Agrarwissenschaftler, Raumplaner und Volkstums-

experten, sowohl Biologen als auch Soziologen. Für sie bedeutete 

der institutioneile Rückhalt des RKF vor allem Macht und prakti-

sche Einflussmöglichkeiten in einem bis dahin unbekannten Aus-

mass: Abgesehen von den eigenen enormen Kapazitäten setzte 

sich der RKF als eine Himmler direkt unterstellte Behörde gegen-

über anderen Dienststellen im Konfliktfall fast immer durch, 

wenn er nicht ohnehin auch formell weisungsbefugt war. Unter-

stützt wurde er bei der Selektion von Menschen in «Erwünschte», 

die bleiben durften, und «unerwünschtes Volkstum», das abge- 
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schoben wurde, unter anderem vom Rasse- und Siedlungshaupt-

amt der SS; zwischen beiden Institutionen gab es zahlreiche per-

sonelle Verflechtungen und enge Kontakte. 

In einem Brief, den der SS-Hauptsturmführer Hellmut Müller 

aus dem Distrikt Lublin im Generalgouvernement am 15. Okto-

ber 1941 an seinen Vorgesetzten beim Rasse- und Siedlungs-

hauptamt sandte, werden die Arbeitsweise und das Selbstver-

ständnis der «Volkstumsexperten» deutlich: Der SS- und Poli-

zeiführer in Lublin, Odilo Globocnik, so schrieb Müller voller 

Bewunderung nach Berlin, halte «die allmähliche Säuberung des 

gesamten GG [Generalgouvernement; S.H.] von Juden und auch 

Polen zwecks Sicherung der Ostgebiete usw. für notwendig. Er 

steckt (...) voller weitgehender guter Pläne.» Für deren bessere 

Durchsetzung auch gegenüber konkurrierenden (Zivil-) Instanzen 

baue Globocnik eine «Planungs- und Forschungsstelle GG» auf. 

«Ihr Zweck soll sein», so fuhr Müller fort, «dem Brif. [Brigade-

führer, S.H.] die wissenschaftlichtechnische Grundierung und 

Vorbereitung seiner Pläne und Gedanken zu liefern.» Zu deren 

Realisierung würden SS-Leute aus dem Reich in den Distrikt 

Lublin geholt: «Es sind dies werdende und fertige Akademiker 

aller gebrauchten Fachrichtungen. (...) Es soll hier allen Gelegen-

heit gegeben werden, die erarbeiteten Unterlagen gleichzeitig für 

Doktorarbeiten usw. zu verwerten.» Der Tätigkeitsbereich, in 

dem den Jungakademikern quasi Gelegenheit zur Feldforschung 

geboten wurde, war die «Eindeutschung» des Distrikts Lublin, 

über den die Verbindung zwischen den deutschen Siedlungsge-

bieten im Baltikum und in Siebenbürgen hergestellt werden sollte 

– ein Teilstück des berüchtigten Generalplans Ost, der die Unter-

werfung grosser Teile Osteuropas mittels gigantischer Umsied-

lungs- und Vernichtungsvorhaben vorsah. Auf diese Weise wollte 

man, so heisst es in dem Brief wörtlich über die Siedlungsvorha-

ben, «im westlichen Zwischengebiet das verbleibende Polentum 

siedlungsmässig ,einkesseln’ und allmählich wirtschaftlich und 

biologisch erdrücken. (...) Ein sehr weites Ziel, aber in seiner Ten-

denz gut. Der Passivität im Bürokratismus erstarrter Regierungs- 

122 



 
stellen wird eine aktivistische Volkstums- und Siedlungspolitik 

mit weiter Zielsetzung entgegengestellt.» (Madajczyk 1977: 29) 

Seine eigene Tätigkeit beschreibt Müller wie folgt: «Ich habe (...) 

neben den technischen Dingen die ansässigen Alt- und auch die 

Neusiedler (...) in Grobmusterung nach rassischen und erbbiolo-

gischen Gesichtspunkten überprüft. Hierbei habe ich das volle 

Verständnis des Brif. gefunden. Bei derselben Gelegenheit habe 

ich auch schon die Notwendigkeit angemeldet, dass man bei spä-

teren Anläufen der Arbeit in grösserem Umfang eine Auslese un-

ter den abzusiedelnden Polen wird durchführen müssen, damit 

erstens eine Abziehung der rassisch- und biologisch wertvollen 

Kräfte erreicht wird (Kräftezersplitterung!) und zweitens den 

Notwendigkeiten des Reiches (Mangel an Arbeitern, Landarbei-

tern usw.) Genüge getan wird. Auch hierbei habe ich das volle 

Einverständnis des Brif. feststellen können.» 

In diesen Passagen wird ein Selbstverständnis deutlich, das für 

die Intellektuellen jener Zeit bezeichnend ist. Aus Müllers Brief 

spricht unverkennbar der Stolz, eine praxisrelevante Tätigkeit 

auszuüben und diese mit einer Qualifizierung von akademischem 

Nachwuchs im grossen Stil (Doktorarbeiten) verbinden zu kön-

nen. Er empfindet seine Tätigkeit als zukunftsweisend, gestaltend 

und als eine Herausforderung. Es ist die Zeit der «weitgehenden 

Pläne» und der «weiten Ziele». Das Utopische erscheint machbar, 

und eben dieses Bewusstsein wirkt sich förderlich auf beruflichen 

Ehrgeiz und intellektuelle Anstrengungen aus. Zumindest dem ei-

genen Selbstverständnis nach ist Müller derjenige, der die Vor-

schläge macht. Er führt nicht Befehle aus, sondern entwickelt 

Ideen, für die er «volles Verständnis» findet und Anerkennung 

erntet. Er versteht sich als Aktivist, der diejenigen in Bewegung 

bringt, die im «Bürokratismus erstarrt» waren. Und nicht zuletzt 

ist ihm die massenmörderische Dimension seines Tuns offenbar 

bewusst. Zunächst spricht er noch von «Säuberung», dann von 

«einkesseln», «wirtschaftlich und biologisch erdrücken». 

Hellmut Müller hatte keine leitende Funktion in der deutschen 

Besatzungsverwaltung in Polen. Dennoch wird an seiner Person 

das Fundament deutlich, auf dem diese Verwaltung aufbaute.  
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Leute seines Schlages haben quasi arbeitsteilig an der Ausgestal-

tung der grossen Pläne gearbeitet, die ihnen nur in Umrissen vor-

gegeben waren. Sie sorgten dafür, die ehrgeizigen Ziele an die 

örtlichen und regionalen Verhältnisse anzupassen und weiterzu-

entwickeln. 

Im deutsch besetzten Baltikum hielt, kaum dass die Wehr-

macht dort einmarschiert war, ein ganzer Tross von Wissen-

schaftlern Einzug. Die Einsatzgruppen hatten zu diesem Zeit-

punkt in Kooperation mit der örtlichen Sicherheitspolizei die jü-

dische Bevölkerung in Ghettos gesperrt oder bereits ermordet. 

Nun machten sich Raumordner, Agrarplaner, Bevölkerungsex-

perten und Rassenkundler an die Begutachtung und Selektion der 

verbliebenen Bevölkerung. In Lettland zum Beispiel wurde zwi-

schen Letten und «Lettgallen» unterschieden. Während die An-

wesenheit der Letten im Baltikum erwünscht war, da man sie für 

leistungsfähig, «rassisch wertvoll» und aufstiegsorientiert hielt, 

galten die «Lettgallen» als «rassisch unerwünscht» und «durch 

Polentum und Russentum weitgehend verdorben». Die Letten 

sollten zwar im Land bleiben dürfen, aber ihre Höfe für deutsche 

Siedler räumen, und sie sollten auf die im Durchschnitt viel klei-

neren Betriebe «lettgallischer» Bauern umgesetzt werden. Die 

rassisch «Unerwünschten» wollte man dagegen in andere Teile 

der besetzten Sowjetunion umsiedeln oder mit Hilfe von Auf-

stiegsangeboten zur Übersiedlung motivieren, weil sie aus Sicht 

der Besatzer die Eindeutschung des Baltikums behinderten. Den-

noch rangierten sie in der deutschen Wertskala deutlich über der 

slawischen Bevölkerung und sollten daher als Statthalter deut-

scher Interessen zur «Kräftezersplitterung» unter den Russen an-

gesiedelt werden. Die Praxis habe nämlich gezeigt, so heisst es 

im Protokoll einer Konferenz über diese Fragen am 4. Februar 

1942 im Ostministerium, «dass man mit russischen Kräften eine 

Verwaltung der Gebiete nicht aufbauen könne». 

An dieser Sitzung nahmen neben Mitarbeitern des Ostministe-

riums auch Vertreter des RKF und des Reichssicherheitshaupt-

amts teil. Das Rasse- und Siedlungshauptamt hatte den Rassen- 

und Volkstumsexperten Prof. Bruno K. Schultz geschickt. Als 
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weiterer Fachmann für Fragen der «Bevölkerungsqualität» war 

der Direktor des Kaiser-Wilhelm-Instituts für Anthropologie, 

menschliche Erblehre und Eugenik, Professor Eugen Fischer, aus 

Berlin-Dahlem angereist. Das Institut für Grenz- und Auslands-

deutschtum in Berlin-Steglitz vertrat Dr. Gerhard Teich, zugleich 

Gruppenleiter im Ostministerium und dort für die politische Len-

kung «fremden Volkstums» im Ostland zuständig, für «Russen, 

Polen, Ukrainer, Schweden, Krimtataren und sonstige Volks-

tumssplitter».1 

Da die Deutschen davon ausgingen, ihre Herrschaft nicht auf 

russische Kollaborateure stützen zu können, einigte man sich in 

der Sitzung, dass es «sehr angebracht» sei, «die rassisch uner-

wünschten Angehörigen der Baltikumvölker hier als eine Mittel-

schicht einzubauen». Vorausgehen sollte dem eine «genaue Über-

prüfung der Bevölkerung, die nicht als rassische Bestandsauf-

nahme firmiert werden dürfte, vielmehr als hygienische Untersu-

chung u. dgl. getarnt werden müsse, damit keine Unruhe in der 

Bevölkerung entstehe» (Heiber 1958: 296). 

Auf den ersten Blick erscheint diese Art der Umsiedlungs- und 

Volkstumspolitik lediglich an einer rassistischen Hierarchie ori-

entiert. Tatsächlich jedoch waren damit weitreichende soziale und 

bevölkerungsökonomische Umschichtungen verbunden. Es ging 

um eine Umwälzung und «Neuordnung» der sozialen Verhält-

nisse nach Herrschafts- ebenso wie nach ökonomischen Effekti-

vitätskriterien. Zu diesem Zweck sollten nicht nur, wie von Hitler 

angekündigt, die «ethnographischen Verhältnisse bereinigt» und 

klare Volkstumsgrenzen gezogen werden – heute würde man das 

«ethnische Säuberung» nennen –, Ziel war immer auch eine Re-

duzierung der Bevölkerungszahl. 

Deutsche Wirtschafts- und Bevölkerungsexperten – unter 

ihnen an vorderster Stelle das bereits erwähnte Institut für osteu-

ropäische Wirtschaft in Königsberg – hatten in ganz Osteuropa 

die «Überbevölkerung» als das zentrale Entwicklungshindernis 

ausgemacht. Die andauernde Wirtschaftskrise, eine ineffiziente 

Landwirtschaft, Kapitalmangel und politische Instabilität galten 

lediglich als Symptome dieses einen Grundübels. In der polni- 
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schen Landwirtschaft war nach den Berechnungen des deutschen 

Ökonomen Helmut Meinhold jeder zweite Mensch «nichts als to-

ter Ballast». Derartige Verhältnisse, beschrieben als circulus viti-

osus oder auch als eine Abwärtsspirale von Armut, sinkender Ar-

beitsproduktivität und «Überbevölkerung», standen den ehrgeizi-

gen deutschen Plänen für ein «neues Europa» ebenso im Wege 

wie kurzfristige kriegswirtschaftliche Überlegungen. Für die 

deutschen Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler stellte die 

«Überbevölkerung» eine «sozialökonomische Krankheitserschei-

nung» (Oberländer) dar, für die sie eine spezifische, dem antise-

mitischen Zeitgeist entsprechende «Therapie» entwickelten. 

Der bis heute hoch angesehene Sozialhistoriker Werner Conze 

schrieb im August 1939: «Die ländliche Überbevölkerung ist in 

weiten Teilen Ostmitteleuropas eine der ernstesten gesellschaftli-

chen und politischen Fragen überhaupt (...) In Russland hat sie 

entscheidend den bolschewistischen Umsturz ermöglicht.»2 Zu 

den Massnahmen, die diesem Missstand Abhilfe schaffen sollten, 

rechnete Conze «die Entjudung der Städte und Marktflecken zur 

Aufnahme bäuerlichen Nachwuchses in Handel und Handwerk». 

(Conze 1940: 48) 

Was Conze so formulierte, entwickelte sich Ende der 30er 

Jahre zum Konsens unter den deutschen Osteuropa-Experten. 

Noch im Jahr 1938 standen auch bei Conze antisemitisches 

Ressentiment und wirtschaftliche Neuordnungsvorstellung un-

verbunden nebeneinander. In einem Aufsatz über die Region 

Wilna3 sagte er über die Juden in den Städten: «Wenn auch die 

beherrschende Stellung in Handel und Handwerk langsam zu-

rückgeht, so ist die Macht dieses Fremdkörpers immer noch un-

erträglich genug.» Drei Seiten weiter forderte er eine «durchgrei-

fende Agrarpolitik» als Schlüssel für eine «wirkliche Ordnung im 

Wilnagebiet», allerdings noch ohne diese Forderung mit der Idee 

der wirtschaftlichen «Entjudung» zu verknüpfen. Im darauffol-

genden Jahr hatte er beide Argumentationslinien in ein Konzept 

integriert. 

Ebenso wie Conze lebte auch der Ökonom Peter-Heinz Sera-

phim Ende der 30er Jahre in Königsberg. Er war Abteilungsleiter 
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an dem von Theodor Oberländer geleiteten Institut für osteuropä-

ische Wirtschaft und hatte 1938 ein Buch über «Das Judentum im 

osteuropäischen Raum» publiziert. Die Juden, so Seraphim, leb-

ten in Osteuropa überwiegend in den Städten und seien in ihrer 

grossen Mehrheit verarmt. (Seraphim 1938: 568) Für Polen 

schätzte Seraphim den Anteil der Armen auf 60 bis 70 Prozent 

aller Jüdinnen und Juden. Für besonders bedenklich hielt er es, 

dass die Juden vor allem in Handel und Handwerk ihr Auskom-

men suchten und damit gerade in jenen Wirtschaftssektoren, die 

in Polen allgemein als «überbesetzt» angesehen wurden. Zudem 

würden die Juden dem bäuerlichen Nachwuchs die Möglichkeit 

versperren, vom Land abzu wandern. Später – nach dem deut-

schen Überfall auf Polen – formulierte Seraphim noch deutlicher: 

In ganz Osteuropa sah er die «Judenfrage» als eine «bevölke-

rungspolitische Massenfrage» (Seraphim 1942: 52). Indem die 

Deutschen in den von ihnen besetzten Gebieten die Juden aus der 

Wirtschaft «ausschalteten» und auch verbündete Staaten dazu 

drängten, dies zu tun, sei im «überbevölkerten» Osteuropa die 

Möglichkeit gegeben, den besagten circulus vitiosus aufzubre-

chen: Jahrelang seien, so Seraphim euphorisch in einem 1941 

publizierten Artikel, die «nachgeborenen Bauernsöhne der boden-

ständigen Völker durch das jüdische Element (...) daran gehindert 

worden, in den Städten ihr Fortkommen zu finden. Die Städte wa-

ren gleichsam duch die Juden ,blockiert’! Jetzt scheint der Augen-

blick gekommen, dieses Monopol zu brechen.» (Seraphim 1941: 

45) 

Neben Conze und Seraphim gab es zahlreiche ihrer Kollegen, 

die selbstverständlich davon ausgingen, dass die Eliminierung der 

jüdischen Kleinhändler und Handwerker aus der Sozialstruktur 

der osteuropäischen Städte den Durchbruch in der Lösung des 

«Bevölkerungsproblems» sowie der wirtschaftlichen Struktur-

krise ermöglichen würde. 

In den Konzepten zur Wirtschaftsrationalisierung im besetzten 

Osteuropa wurden Rassismus und Sozialplanung miteinander 

kombiniert. Selektion nach rassistischen Kriterien widersprach 

nicht dem ökonomischen Kalkül, sondern wurde mit diesem kom-

biniert. Exemplarisch lässt sich das an Seraphim zeigen. Einer- 
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seits liess er in seinem Buch kein antisemitisches Klischee aus, 

um den «Rassencharakter» der Ostjuden zu beschreiben. Doch 

liegt der Schwerpunkt seiner Arbeiten nicht auf den «völkerpsy-

chologischen Betrachtungen», die er über die jüdische Minderheit 

anstellte, sondern er argumentierte durchgängig mit deren angeb-

licher oder auch tatsächlicher demographischer Entwicklung und 

ökonomischer Funktion: der Verarmung, der «Konzentration» 

der Juden in bestimmten Berufszweigen, dem jüdischen Bevölke-

rungswachs tum oder der Migration. Sowohl er als auch Conze 

und viele andere, die «Bevölkerungsfrage» und «Judenfrage» 

miteinander kombinierten, argumentierten in erster Linie sozio-

logisch und sozialhistorisch. Wenn sie für eine «Entjudung» der 

Städte plädierten, so taten sie dies unter Verweis auf die wirt-

schaftlichen Positionen jüdischer Kleinhändler und Handwerker. 

Die deutschen Besatzungswissenschaftler und -planer zeichne-

ten sich durch einen besonderen reformerischen Impetus aus; sie 

waren der Überzeugung, in Osteuropa quasi eine tabula rasa vor 

sich zu haben, die es neu zu «ordnen» gelte, eine Vorstellung, die 

sich nicht zuletzt auch in der Radikalität ihrer Konzepte und «Lö-

sungsmodelle» niederschlug. Zygmunt Bauman hat dieses Be-

wusstsein, im Dienst einer glorreichen Zukunft zu stehen und 

wissenschaftlichen Erkenntnissen zum Durchbruch zu verhelfen 

als «gärtnerische Ambition» bezeichnet und sieht darin eine we-

sentliche Ursache für das Fehlen jeglicher moralischer Skrupel 

auf Seiten der Täter. (Bauman 1992: 46ff.) 

Die handlungsorientierte Verschränkung von Bevölkerungs- 

und Judenfrage diente nicht nur der Durchsetzung ehrgeiziger 

Pläne zur «Neuordnung Europas», sondern wurde im Verlauf des 

Krieges immer mehr zu einem Lösungsmodell für Krisen und 

Engpässe in den unterschiedlichen Ressorts, egal ob es darum 

ging, Wohnungen «frei» zu machen, einzelne Branchen zu ratio-

nalisieren oder eine ganze Volkswirtschaft auf das Niveau der 

«optimalen Arbeitsorganisation im europäischen Grossraum» an-

zuheben. 

Selbst noch bei der Vertreibungs- und Eindeutschungspolitik 

im annektierten Westpolen, die gemeinhin als ausschliesslich an 
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rassistischen Kriterien orientiert gilt, wussten die deutschen Um-

siedlungs- und Raumplanungsexperten Rassismus und fachwis-

senschaftliche Argumente zu verknüpfen, um den sozialpoliti-

schen und wirtschaftlichen Nutzen ihrer Konzepte plausibel zu 

machen. Die Besitztümer der vertriebenen Juden und Polen, Woh-

nungen, Höfe, Werkstätten und Betriebe, wurden zur Ausstattung 

der volksdeutschen Siedler verwendet, die ihr Eigentum bei der 

Umsiedlung nur zu einem geringen Teil hatten mitnehmen kön-

nen. Für den grösseren Teil des Eigentums, den sie zurücklassen 

mussten, liess sich der deutsche Fiskus vom jeweiligen Herkunfts-

staat eine Entschädigung zahlen. Er verdiente somit unmittelbar 

an der Enteignung. 

Darüber hinaus war der Raum polnischen und jüdischen Ver-

mögens mit einer wirtschaftlichen Rationalisierung verbunden. 

Betriebe wurden stillgelegt oder fusioniert, bevor man sie den 

neuen Besitzern übergab. Die Folge davon war, dass die Umsied-

lungsbehörden weit mehr Menschen ins Generalgouvernement 

abschoben, als sie Volksdeutsche neu ansiedelten: In Danzig-

Westpreussen sollten für jeden deutschen Siedler zwei Einwohner 

evakuiert werden, im Warthegau sogar zwei bis drei Menschen 

und in Oberschlesien vier bis fünf. Auch die Definition, welche 

Polen als «eindeutschungsfähig» angesehen und in die Deutsche 

Volksliste eingetragen wurden, richtete sich nicht primär nach so-

genannten Rassemerkmalen, sondern nach den Plänen für eine 

neue Bevölkerungsstruktur, nach Gewerbe- und Arbeitskräftebe-

darf. So wurden in Oberschlesien die Eindeutschungskriterien 

recht grosszügig ausgelegt, weil dort Arbeitskräfte für den Berg-

bau benötigt wurden. Die deutschen Umsiedlungsexperten erklär-

ten die polnischen Nebenerwerbsbauern kurzerhand zu Angehöri-

gen einer deutschpolnischen «Zwischenschicht», die in der Re-

gion bleiben sollte, um in Industrie oder Bergbau zu arbeiten. Au-

tor dieses Konzepts war der Bevölkerungsexperte Fritz Arlt, ein 

Schüler Arnold Gehlens. 

Während es für Polen durchaus möglich war, dass sie in der von 

den Besatzern festgelegten Hierarchie auch zu «Deutschen zwei-

ter Klasse» avancieren konnten, wirkte sich die Kategorisierung 
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für Juden ausschliesslich in umgekehrter Richtung aus: Sie wur-

den enteignet, von ihren Arbeitsplätzen, aus Handwerksbetrieben 

und Wohnungen vertrieben und beraubt und auf diese Weise erst 

quasi in den Status der «Ballastexistenzen» gedrängt, mit dem die 

Deutschen schliesslich ihre Vernichtung rechtfertigten. 

Himmler lobte dieses volkstumspolitische Konzept, das in sei-

ner Behörde, dem RKF, laufend perfektioniert wurde, mit den 

Worten: «Die Umsiedlung erfolgt auf Grund neuester For-

schungsergebnisse und wird revolutionäre Ergebnisse bringen, 

weil sie nicht nur Volkskontingente verpflanzt, sondern auch die 

Landschaft völlig umgestaltet.» (Aly, Heim 1995: 126) In diesem 

Sinne konnte der bereits erwähnte Helmut Meinhold im besetzten 

Polen zur Frage der Erweiterung des Generalgouvernements 1941 

schreiben: Selbstverständlich sei «jede Eingliederung (neuer Ter-

ritorien) ins Generalgouvernement, wenn sie wirtschaftlich von 

Nutzen sein soll, auch von Siedlungsbewegungen begleitet». Und 

er fügte hinzu: «wobei die Juden als mit auszusiedeln gelten sol-

len». (Aly, Heim 1995: 251) 

Die Formulierung ist aufschlussreich: Die Juden sollen als aus-

zusiedeln gelten. Zwischen den Zeilen wird deutlich, dass Mein-

hold wusste, dass die Juden nicht wirklich ausgesiedelt wurden. 

Dennoch brauchte er sie in seiner Statistik nicht mehr mitzurech-

nen. Seine Vorschläge lieferten die ökonomische Begründung für 

die Vernichtung der polnischen Juden. Vier Jahre später, im 

Herbst 1945, erarbeitet Meinhold – der im Übrigen nie NSDAP- 

oder SS-Mitglied war; gerade das erleichterte seine Wiederver-

wendung – für die britische Besatzungsmacht eine Studie über 

den Wiederaufbau Grosshamburgs. Die Situation im kriegszer-

störten Deutschland sah er ähnlich wie kurz zuvor in Polen ge-

kennzeichnet durch «Überbevölkerung», Kapitalarmut (aufgrund 

der Kriegszerstörungen) und durch ein ungünstiges Verhältnis 

zwischen Produktionsanlagen und Arbeitskräften. Meinhold plä-

dierte für die Kapitalinvestition von aussen in Form von Mar-

shallplangeldern. Eben solche Investitionen hatten die Deutschen 

in Polen verweigert, als es um die Beseitigung der dortigen Krise 
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ging. Ohne Kapitalzufuhr, so argumentierte Meinhold in seiner 

Studie über «Grosshamburg», komme es zu einer ungünstigen, 

wenn nicht gar verhängnisvollen Verzettelung der volkswirt-

schaftlichen Kräfte: «Deutschland kann sich selbst um der Ar-

beitsbeschaffung willen nicht erlauben, materialverbrauchende 

Arbeiten, die das Aufkommen an unbedingt existenzwichtigen 

Stoffen verringern, durchzuführen.» In dieser Studie brachte der 

Ökonom noch einmal zu Papier, was er in Polen gelernt hat – nur 

diesmal unter umgekehrten Vorzeichen. Er war nicht mehr der 

Herrenmensch, sondern stand, wenn auch relativ privilegiert, auf 

der Seite der Verlierer. Es sei besser, so Meinhold, von 100 Ar-

beitern nur 50 zu beschäftigen, die die anderen mit «durchschlep-

pen, als wenn 75 arbeiten und 25 verhungern. (...) Man könnte 

natürlich auch einen anderen Ausgangspunkt wählen. (...) Man 

kann nämlich sagen: Es sei besser, im Kampf ums Dasein bleiben 

die 75 sich bewährenden am Leben, der Rest kommt sogleich um, 

als wenn im Endeffekt alle 100 zu Grunde gehen. Ein solcher 

Standpunkt wäre zu vertreten, wenn es sich wirklich um eine Aus-

lese handelte.» (Aly, Heim 1995: 296) Eben die sah Meinhold im 

zerstörten Hamburg 1945 – anders als wenige Jahre zuvor in Po-

len – nicht als gegeben an. 

Die Grosshamburg-Studie war der Grundstein zu Meinholds 

zweiter Karriere, die ihn vom Amt für bizonale Wirtschaft zu-

nächst in die Abteilung Grundsatzfragen im Bundeswirtschafts-

ministerium führte, dann als Professor für Wirtschaftswissen-

schaften an die Universität Frankfurt a.M. Mit dem Fortschritt der 

Karriere ging eine Reformierung des Vokabulars einher: In den 

50er Jahren, zur Zeit des Wirtschaftswunders, argumentierte 

Meinhold mit dem «demokratischen Freiheitsbegriff», der mit 

dem «Begriff der freien Konsumwahl» unmittelbar verbunden sei. 

«Zur Freiheit des Individuums gehört auch die ökonomische Frei-

heit der Einkommensgestaltung und -Verwendung als unlösbarer 

Wesensbestandteil.»4 Seinen Ruf im Nachkriegsdeutschland be-

gründete Meinhold vor allem durch seine Rolle als Schlichter in 

Tarifverhandlungen, bei denen er an die «volkswirtschaftliche  
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Verantwortung» aller Beteiligten appellierte. Die «Meinhold-

Formel», nach der die Marge berechnet wurde, innerhalb derer 

sich Tarifabschlüsse zu bewegen hatten, wenn sie das gesamtwirt-

schaftliche Gleichgewicht nicht gefährden sollten, war als wis-

senschaftlich begründeter Kompromiss gedacht, mit dem die 

Vorstellung der Volksgemeinschaft auf das ökonomische System 

der Bundesrepublik übertragen wurde. Fast 30 Jahre lang war 

Meinhold Vorsitzender des Sozialbeirats und damit federführend 

an der Sozialpolitik aller Bundesregierungen, egal ob christdemo-

kratisch oder sozialliberal geführt, beteiligt. 1986 schied er aus 

dem Amt und wurde wenig später mit dem Bundesverdienstkreuz 

ausgezeichnet. Im September 1994 verstarb Meinhold 80jährig. 

Bundesarbeitsminister Norbert Blüm nannte ihn in einer Art 

Nachruf einen «brillanten Wissenschaftler und beherzten Kämp-

fer für soziale Gerechtigkeit», der «immer auch auf die Praxis und 

die Machbarkeit seiner Vorschläge bedacht war».5 

Damit hat Blüm unfreiwillig ein wesentliches Merkmal der 

«zweiten Karrieren» auf den Begriff gebracht: Die Anpassungs-

fähigkeit der im Nationalsozialismus ausgebildeten sozialwissen-

schaftlichen Intelligenz an die neuen politischen Verhältnisse 

nach 1945 basierte nicht darauf, dass sie sich «tarnten», ihre wah-

ren Positionen verschleierten, sondern auf einem sicheren Gespür 

dafür, was unter welchen Umständen machbar sei. Antisemitis-

mus sowie Polen- und Russenhass waren nicht unverzichtbarer 

Bestandteil ihrer politischen Identität, sondern konnten auch zu-

gunsten eines Bekenntnisses zu Freiheit und Marktwirtschaft zu-

rücktreten, wenn die Umstände dies ratsam erscheinen liessen. 

Erhalten blieb bei allen ideologischen Wandlungen das Prinzip 

der «Auslese» als Grundlage einer selektiven Sozialpolitik, die 

der Bevölkerungsmehrheit soziale Sicherheit auf Kosten derjeni-

gen verspricht, die man ungestraft diskriminieren kann. 



 

Kurt Nowak 

Rassenanthropologie – Rassenhygiene – 

Humangenetik 

«Die NS-Psychiatrie hat in Deutschland lange Zeit im toten Win-

kel der wissenschaftlichen Forschung und des öffentlichen Be-

wusstseins gestanden.» (Kersting et al. 1993: 9) Diese Feststel-

lung eines westfälischen Forscherteams aus dem Jahr 1993 trifft 

auch auf die Rassenanthropologie, die Rassenhygiene und die 

Humangenetik, vormals «Vererbungslehre» genannt, zu. Das 

Thema war von einer Mauer der Tabuisierung umgeben. Mittler-

weile hat sich die Situation verändert. Seit den 1970er Jahren be-

gann ein Strom von kritischen Veröffentlichungen zu fliessen. Ihr 

interdisziplinärer Charakter entspricht der Interdisziplinarität des 

Gegenstandes, um den es geht. Wir haben es mit einem Thema zu 

tun, in dem sich die Disziplinen überkreuzen: die Naturwissen-

schaften, die Medizin, die Geistesund Sozialwissenschaften. 

I. Der Traum der Menschenzüchtung 

Die Beunruhigung, um nicht zu sagen die negative Faszination, 

die nach wie vor mit dem Thema einhergeht, hängt mit den tech-

nischen Möglichkeiten der Humangenetik zusammen. «Die Ver-

besserung der menschlichen Art rückt in den Bereich des Mach-

baren und in die Nähe des Vertretbaren. Diese Perspektiven er-

halten angesichts der rasanten Fortschritte der neuen Fortpflan-

zungstechniken und der Genetik eine bislang unbekannte gesell-

schaftliche Brisanz.» (Weingart/Kroll/Bayertz 1988: 15) 

Tritt man genügend weit zurück und versucht, die Geschichte 

der europäischen Zivilisation aus der Tiefe ihres Herkommens zu 

133 



 

sehen, werden weitreichende Träume sichtbar. Zu ihnen gehört 

die utopische Vision von der Verbesserung des Menschen nicht 

allein durch Religion und Ethik oder durch bestimmte Formen des 

Zusammenlebens, sondern durch planmässige Züchtung. In der 

historischen Makroperspektive von der griechisch-mittelmeeri-

schen Kultur der Antike über das Europa der Frühen Neuzeit bis 

hin zu unserer eigenen, scheinbar allseitig aufgeklärten Gegen-

wart muten die Jahre des Dritten Reiches wie die Nachtseite eines 

hellen Menschheitstraums an. Wir werden bei der Betrachtung 

der Entwicklungen etwas Entscheidendes zu begreifen haben. 

Der Satz «abusus non tollit usum» reicht nicht aus. Die histori-

sche Erfahrung, die sich mit dem Dritten Reich verbindet, ist il-

lusionsloser: «usus non tollit abusum». Das Dritte Reich ist ein 

Lehrstück dafür, dass die Idee selber, die Utopie der Menschen-

züchtung, und nicht erst eine bestimmte Art ihrer Realisierung 

den Keim des Scheiterns in sich trägt. 

II. Von der Rassenanthropologie zur Rassenhygiene 

Die Rassenanthropologie des 18./19.Jahrhunderts war ein Wis-

senschaftszweig, der sich im Vergleich mit allen späteren Ent-

wicklungen noch weithin im Status der methodischen Unschuld 

befand. Die Entdeckungsreisen zu fremden Völkern hatten im 

Jahrhundert der Aufklärung Fragen nach den Eigenarten der 

Menschenrassen verstärkt. Pioniere der Rassenanthropologie wie 

Johann Friedrich Blumenbach fragten nach morphologischen 

Kriterien der Rassen. Man mass Schädel, Gliedmassen, Wachs-

tumsphasen, man regionalisierte die Rassentypen in mitunter 

schon recht feinkörnigen Untersuchungen. Das wissenschaftliche 

Binnenklima der Rassenanthropologen und -morphologen war 

freilich nicht unbeeinflusst von kulturellen Vorurteilen. Einen 

wissenschaftsgeschichtlichen Sprung machte die Rassenanthro-

pologie im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts durch die Theorie 

der «natural selection» Charles Darwins und durch die Wieder-

entdeckung der Vererbungsregeln Gregor Mendels im Jahr 1900. 
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Der morphologisch-physiologische Begriff der Rasse wich dem 

seither vorherrschenden genetisch-biologischen bzw. populati-

onsgenetischen Rassenbegriff. 

Der Traum der Menschenzüchtung veränderte seit Darwin und 

Mendel seine Grundlagen und seine Ziele. Betrachtete man die 

Rassen, so schien die «erste grundlegende Bedingung ... das Vor-

handensein vortrefflichen Materials» zu sein. So formulierte es 

der Wahldeutsche Houston Stewart Chamberlain in seinen fünf 

«Grundgesetzen» der Rassenzüchtung von 1899. (Dokumentation 

1992: Nr. 4) Da es auch schon angeblich stichhaltige Statistiken 

über die Höher- oder Minderwertigkeit von Rassen gab, richtete 

sich der Rassenzüchtungsutopismus in manchen Kreisen auf die 

Hege und Pflege der «arischen Rasse» (Gobineau) bzw. der «ger-

manischen Rasse» (Chamberlain). 

1904 erschien unter der Herausgeberschaft des Mediziners und 

Biologen Alfred Ploetz, des Juristen Anastasius Nordenholz und 

des Zoologen Ludwig Plate die erste Nummer des «Archivs für 

Rassen- und Gesellschafts-Biologie einschliesslich Rassen- und 

Gesellschaftshygiene». Der umständliche Titel wollte bekunden, 

dass man sowohl im Bereich der Grundlagenforschung wie der 

praktischen Anwendungsforschung wirksam werden wollte. Abs-

trakt betrachtet mochte die Etablierung einer neuen Wissenschaft, 

die nicht im Ghetto einer Einzeldisziplin verharrte, sondern ein 

ganzes Bündel von Wissenschaften umfasste, eindrucksvoll sein. 

Tatsächlich zeigte die Karriere der «Rassen- und Gesellschaftsbi-

ologie»: Interdisziplinarität kann auch die wenig kontrollierbare 

Waffe zur Durchsetzung pseudo- bzw. unwissenschaftlicher Ziele 

sein. Indem sich wahre, halbwahre oder falsche Hypothesen ver-

schiedener Wissenschaftszweige miteinander verbanden, entstand 

ein wechselweise gestützter Schein von Wahrheit, welcher in der 

wissenschaftlich ungeschulten Öffentlichkeit schnell zur «Ge-

wissheit» zu mutieren vermochte. 

Am 22. Juni 1905 entstand die Berliner «Gesellschaft für Ras-

senhygiene». Initiator war wiederum Alfred Ploetz, diesmal in 
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Gemeinschaft mit dem Ethnologen Richard Thurnwald. Die Ge-

sellschaft wollte Teil einer internationalen Vereinigung sein. 

Ernst Rüdin warb in Skandinavien und Frankreich um Anhänger. 

In England, Holland, Norwegen und den USA standen Vereini-

gungen kurz vor ihrer Entstehung. Als Ploetz 1907 nach München 

übersiedelte, gründete er dort eine weitere Vereinigung der «Ge-

sellschaft für Rassenhygiene» (Vorsitz: Max von Gruber, Profes-

sor für Hygiene). 1910 kamen die Ortsgruppen in Freiburg i. B. 

und Stuttgart hinzu. 

Die Einordnung der Frühgeschichte der «Gesellschaft für Ras-

senhygiene» in die nachmaligen Entwicklungen ist nicht ganz 

leicht. Impulse zur Sozialreform verbanden sich mit vererbungs-

theoretischen Perspektiven. Der Rassengedanke im Sinne einer 

expliziten Rassenideologie spielte keine prominente Rolle. Im 

Mittelpunkt stand die Erweckung der «Aufmerksamkeit auf die 

ungeheure Bedeutung der Vererbung für Gedeihen und Verfall 

der Völker», verbunden mit der Sorge um das biologische Wohl 

und Wehe der eigenen Fortpflanzungsgemeinschaft. Erstmals ei-

ner grösseren Öffentlichkeit präsentierte sich die «Gesellschaft 

für Rassenhygiene» auf der Internationalen Hygieneausstellung 

in Dresden 1911. Die Aussteller bekundeten: «Mit Hilfe von 

mehr als 200 Tafeln und Tabellen und einer Anzahl von Natur-

objekten werden zuerst die Grundtatsachen der ... Fortpflanzung 

dargelegt ... Hieran schliesst sich die Darstellung der Gesetzmäs-

sigkeit der Vererbung, wie sie namentlich durch die Experimente 

der jüngsten Zeit an Pflanzen und Tieren enthüllt worden sind ... 

Es wird der Weg angedeutet, auf dem zugleich eine ausreichende 

Proliferation und eine Verbesserung der Durchschnittsqualität der 

Erzeugten erreicht werden kann.» (Dokumentation 1992: Nr. 8) 

III. Rassenhygiene 

Der aus heutiger Sicht äusserst belastete Begriff «Rassenhygi-

ene» meinte im Deutschen Kaiserreich und in der Weimarer Re-

publik vor allem das, was im Ausland «Eugenies» hiess: die Lö- 
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sung von bevölkerungspolitischen Fragen in Verbindung mit ih-

ren sozialen Hintergründen auf der Basis der Erblehre. Debattiert 

wurde über die Steuerung der Geburtenziffer, die Ausschaltung 

von «Erbuntüchtigen» aus dem Fortpflanzungsprozess sowie über 

den Schutz von Mutter und Kind. 1911/12 legte Dr. Hans Römer 

in der «Psychiatrisch-Neurologischen Wochenschrift» den Vor-

schlag zur Erarbeitung einer «Stammliste» vor. In ihr sollten alle 

Personen erfasst werden, bei denen psychische Störungen zu so-

zialer Untüchtigkeit und infolgedessen zu Entmündigung, Ehe-

scheidung, Selbstmord, Internierung geführt hätten. Bereits jetzt 

liessen sich, meinte Römer, von den Landesversicherungsanstal-

ten die Namen der «wegen Geisteskrankheit Invalidierten» erfas-

sen und in eine Zentralkartei einspeisen, desgleichen die Namen 

jener Personen, die der öffentlichen Armenpflege zur Last fallen. 

(Dokumentation 1992: Nr. 23) Im Kriegsjahr 1914 trat die «Deut-

sche Gesellschaft für Rassenhygiene» mit «Leitsätzen» hervor, 

welche der «Sicherstellung eines nach Zahl und Tüchtigkeit aus-

reichenden Nachwuchses» dienen sollten. (Dokumentation 1992: 

Nr. 12) 

Wie bedrohlich das Programm der Rassenhygiene schon zu 

diesem Zeitpunkt auf wache Zeitgenossen wirkte, geht aus einer 

1918 in Jena erschienenen Kampfschrift von Oscar Hertwig, Di-

rektor des Anatomisch-Biologischen Instituts der Universität Ber-

lin, hervor. Nach den bisher gemachten Vorschlägen – so Hertwig 

– «würde das Leben jedes einzelnen von der Wiege bis zum Grabe 

unter Zuchtwahlkontrolle gestellt werden. Ein System von Behör-

den würde geschaffen werden, in denen die Ärzte selbstverständ-

lich die Hauptrolle spielen ... Und gibt es überhaupt für die sozi-

alen Reformatoren des Darwinismus noch eine Grenze ihrer Neu-

erungsbestrebungen, solange sie glauben, nach den Gesetzen der 

Wissenschaft zu denken und zu handeln? Gleichen sie nicht in 

ihrem wissenschaftlichen Aberglauben in jeder Beziehung religi-

ösen Fanatikern?» (Dokumentation 1992: Nr. 10) 

Hertwigs Mahnrede verhallte ungehört. Was in seinen Augen 

blosser Aberglaube mit gefährlichen Folgen für die Gesellschaft 

war, galt anderwärts längst als Zukunftswissenschaft, geeignet, 
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zum Segen für die Menschheit zu werden. Politische Standortbin-

dungen spielten hierbei nur insofern eine Rolle, als die Zukunfts-

visionen deutsch-nationaler Rassenhygieniker in ein anderes kul-

turelles Licht getaucht waren als diejenigen ihrer sozialdemokra-

tischen oder liberalen Kollegen. Ansonsten zog das rassenhygie-

nische Paradigma sie alle in seinen Bann. Die politisch-weltan-

schaulichen Richtungsbegriffe Rechts, Links, Mitte versagen vor 

der Allgewalt, mit der sich der «rassenhygienische Gedanke» 

Bahn brach. «Selten hat eine Wissenschaft in so kurzer Zeit so 

rasch sich entfaltet, wie die Vererbungswissenschaft in den zwei 

Jahrzehnten ihres Bestehens.» So hiess es in einem Bericht über 

die Gründung der «Deutschen Gesellschaft für Vererbungswis-

senschaft» im Jahr 1921. (Dokumentation 1992: Nr. 44) 

Die konservative Wissenschaftselite Preussens und Deutsch-

lands fand sich zu Entscheidungen herausgefordert. Einerseits sah 

sie die rassenhygienischen Gesellschaften, Gruppen und Bünde 

auf unsicheren wissenschaftlichen Grundlagen operieren, überla-

den von ideologischen Parolen. Andererseits erkannte sie an, dass 

ein Thema im Raum stehe und nach solider Grundlagenforschung 

rufe. Das war der Grund, weshalb sich die angesehene «Kaiser-

Wilhelm-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften» unter 

ihrem Präsidenten Adolf von Harnack 1927 zur Gründung des 

«Kaiser-Wilhelm-Instituts für Anthropologie, menschliche Erb-

lehre und Eugenik» entschloss. Gemäss dem «Harnack-Prinzip», 

Institute um exzellente Fachexperten herum aufzubauen, ernannte 

die «Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft» drei Abteilungsleiter. Zum 

Leiter der Abteilung «Anthropologie» berief man Eugen Fischer, 

1913 weithin bekannt geworden durch seine Studie über «Die Re-

hobother Bastards und das Bastardisierungsproblem beim Men-

schen». Leiter der «Abteilung für menschliche Erblehre» wurde 

Otmar von Verschuer, Leiter der Abteilung «Eugenik» der Jesui-

tenpater und Vererbungsforscher Hermann Muckermann. Bereits 

drei Jahre zuvor hatte die «Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft» die 

«Deutsche Forschungsanstalt für Psychiatrie» übernommen. Auf 

Aussenstehende mochten die wissenschaftspolitischen Weichen- 
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stellungen wenig spektakulär wirken. Tatsächlich waren sie es. 

Die «Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft» war kein Vorreiter der ras-

senhygienischen Bewegung. Indem sie aber deren Impulse auf-

nahm und in wissenschaftlich qualifizierte Bahnen zu lenken ver-

suchte, gab sie ihr den Segen der Mandarine. 

Fixiert man in einer historischen Momentaufnahme die Zeit um 

1925, wird deutlich, wie breit die rassenhygienische Bewegung 

inzwischen in Wissenschaft, Politik und Gesellschaft eingedrun-

gen war. Der «Deutsche Bund für Volksaufartung und Erbkunde» 

in Berlin, eine Gründung des «Reichsbundes der Standesbeam-

ten», forderte in seinen Werbekampagnen: «Erkenne deine Erb-

anlagen, dein Erbgut in deinen Vorfahren und damit erkenne dich 

selbst und handle danach». Das «Preussische Ministerium für 

Volkswohlfahrt» forderte durch Runderlass vom 20. Dezember 

1926 die beamteten Arzte, die Gesundheits-, Sozial-, Wohlfahrts-

pfleger und die Lehrer auf, die Bestrebungen des Bundes zu po-

pularisieren. Die Reichsmedizinalverwaltung unterstrich, sie ver-

folge «die Entwicklung der jungen Wissenschaft der Rassenhygi-

ene seit Jahren mit Aufmerksamkeit». Sie nahm für sich in An-

spruch, mit der Erarbeitung eines «Merkblatts für Eheschlies-

sende» bereits einen «wichtigen praktischen Schritt vorwärts» un-

ternommen zu haben. (Dokumentation 1992: Nr. 48) Schliesslich: 

Auf der sog. «Ge-So-Lei», der Düsseldorfer Ausstellung von 

1926 für «Gesundheitspflege, soziale Fürsorge und Leibesübun-

gen», nahm die Erziehung zur «praktischen Rassenhygiene und 

der Bevölkerungspolitik» einen wichtigen Platz ein.  

(Dokumentation 1992: Nr. 50) 

IV. Rassenbiologie und NSDAP 

So rasch die rassenhygienische Bewegung in den 1920er Jahren 

expandierte: Ihre Vorreiter waren der Meinung, es geschehe zu 

wenig und das Wenige zu langsam. Man hielt nach einflussrei-

chen Bundesgenossen auf der politischen Ebene Ausschau und 

fand den Partner in der NSDAP. Forderte Adolf Hitler nicht in 
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«Mein Kampf» eine volksbiologische Politik, die sich über die 

«sogenannten humanen Gründe» energisch hinwegsetzte? Hiess 

es in den «Nationalsozialistischen Monatsheften», der «wissen-

schaftlichen Zeitschrift der N.S.D.A.P.», nicht, die «wissen-

schaftliche Erkenntnis von der Bedeutung der erbmässigen Struk-

tur eines Volkes ... findet im Nationalsozialismus ihren folgerich-

tigen Ausdruck»? (Dokumentation 1992: Nr. 102) Kenner der 

wissenschaftlichen und politischen Szene sahen die junge Diszip-

lin «Rassenhygiene» am Ende der 1920er Jahre an einem Schei-

deweg. Sollte die Disziplin sich unter Streichung des so ideolo-

giegesättigten und unklaren Begriffs «Rasse» auf die als wert-

neutral verstandene «Eugenik» zurückziehen? Oder sollte sie sich 

auf den Boden der NS-Bewegung stellen und damit auch den NS-

Rassenbegriff mittragen? Hermann Muckermann und andere 

Wissenschaftler zogen sich auf die «Eugenik» zurück. Fritz Lenz, 

prominenter Mitautor des Standardwerks «Menschliche Erblich-

keitslehre und Rassenhygiene», schwenkte mit seinen Gesin-

nungsgenossen auf «Rassenhygiene» ein. «So wie die Dinge lie-

gen», urteilte Lenz 1931, «wirkt zurzeit das Wort Rassenhygiene 

in völkischen Kreisen stärker werbend, das Wort Eugenik dage-

gen in jüdischen, sozialdemokratischen und katholischen Krei-

sen.» (Dokumentation 1992: Nr. 56) 

Um eine Paradoxie im Grundsätzlichen wusste jeder damals 

einigermassen seriöse Gelehrte. Sowohl die Rassenlehre als auch 

jene Variante der Vererbungswissenschaft, die auf die Beimen-

gung der Rassenlehre verzichtete, fussten auf z.T. fiktiven, z.T. 

schwankenden, z.T. falschen Voraussetzungen. Die Überführung 

der Theorie in die Praxis des Freiluftlaboratoriums Deutschland 

war, abgesehen von allen anderen Gründen, schon deshalb nicht 

indiziert, weil dem Projekt die wissenschaftliche Seriosität fehlte. 

Otmar von Verschuer, als Berater der evangelischen «Fachkonfe-

renz für Eugenik» vom 18. bis 20. Mai 1931 hinzugezogen, sah 

es und gab es intern zu Protokoll. (Kaiser 1989: 328) Ebenso sa-

hen es andere Vererbungsforscher. Dem in ihren Augen fatalen 

Dilemma ausgesetzt, den dringend notwendigen Fortschritt der  
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Forschung durch die Suggestion einer reifen, d.h. praxisfähigen 

Grundlagenforschung zu erkaufen, entschieden sie sich für den 

Ritt über den Bodensee. Die Folgen für die Betroffenen waren tra-

gisch. 

V. Erb- und Rassenpflege im Dritten Reich 

Die wissenschaftliche Implementierung und Institutionalisierung 

der Erb- und Rassenpflege nach 1933 vollzog sich auf den ersten 

Blick zielstrebig. Tatsächlich gab es zahlreiche Reibungsverluste 

und Widersprüche, die in der Sache selber lagen. Rassenkunde 

und Erblehre liessen sich nicht zu einer Superdisziplin vereinigen. 

Ihnen fehlte eine gemeinsame Matrix. Ausserdem bildete sich mit 

fortschreitender Spezialisierung der Teilfächer deren eigene For-

schungslogik aus. Was sollte ein empirisch forschender Rassen-

anthropologe mit H. F. K. Günthers «Rassenkunde des deutschen 

Volkes» anfangen? Was Günther darbot, waren Phantasmagorien. 

Ähnlich abwinkend mussten sich die Psychiater gegen die «Erb-

psychiatrie» als angeblich solide Wissenschaft verhalten. Die Pa-

thologen in den Medizinischen Fakultäten standen angesichts der 

«Erbpathologie» vor analogen Problemen. Die Forschungsgebiete 

differenzierten sich. Man bewegte sich fachintern auf jenen Be-

griff zu, der heute noch gültig ist: Humangenetik. Sein Auftau-

chen in einem deutschen Lehrbuch ist erstmals für das Jahr 1940 

belegt. 

Die wissenschaftliche Binnendifferenzierung und Professiona-

lisierung war die eine Seite der Entwicklung. Die andere Seite war 

bestimmt von Propaganda und Politik. Im Nachhinein ist mitunter 

schwer zu entscheiden, wo bei den einschlägig befassten Fachleu-

ten die wissenschaftliche Überzeugung aufhörte und wo die Pro-

paganda und damit auch die Politik begann. War Ernst Rüdin, 

Vorsitzender der «Deutschen Gesellschaft für Rassenhygiene» 

seit 1933, von der Validität der Indikationen, die dem «Gesetz zur 

Verhütung erbkranken Nachwuchses» vom 14. Juli 1933 zugrun-

delagen, wirklich überzeugt? In Gemeinschaft mit einem ehrgei- 
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zigen Medizinalrat aus Wandsbek, Arthur Gütt, und einem 

Hauptabteilungsleiter im «Reichsausschuss für Volksgesund-

heitsdienst», Falk Ruttke, legte er den amtlichen Kommentar zu 

diesem Gesetz vor, die legislatorische Richtschnur für die Un-

fruchtbarmachung von ca. 350‘000 Menschen männlichen und 

weiblichen Geschlechts. Es erscheint schwer vorstellbar oder zu-

mindest als schwer nachvollziehbar, dass der langjährige Leiter 

des «Instituts für Genealogie und Demographie» in der «Deut-

schen Forschungsanstalt für Psychiatrie» nicht gesehen haben 

sollte, was die Indikationsstellungen zur Unfruchtbarmachung in 

ihrer Mehrzahl waren: soziale Ausgrenzungsdiagnosen. Dennoch 

trug Rüdin einen Text mit, in dem es u.a. hiess: «Bei dem Stand 

der wissenschaftlichen Erkenntnis» könne «kein Zweifel daran 

bestehen, dass das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuch-

ses sowohl vom medizinisch-wissenschaftlichen wie vom recht-

lichen und auch vom sittlichen Standpunkt aus verantwortet wer-

den kann.» (Gütt/Rüdin/Ruttke 19362: 54) 

Müsste man den Rassenhygienikern vor und während der Zeit 

des Nationalsozialismus nur eine gigantische wissenschaftliche 

Fehlleistung nach dem Motto «Wissenschaft auf Irrwegen» un-

terstellen, wäre der historische Befund schon deprimierend ge-

nug. Die ganze Wahrheit ist sublimer und in ihrer Doppel- und 

Mehrdeutigkeit höchst alarmierend für künftige Generationen. 

Sie lässt sich auf den Nenner bringen: Handeln wider besseres 

Wissen. 

VI. Zwischen Überzeugung und Opportunismus 

Überblättern wir das blutige Kapitel der erb- und rassenbiologi-

schen Praxis des Nationalsozialismus von 1933 bis 1945. Die 

Forschung bietet dazu ganze Bibliotheken an. Stattdessen werfen 

wir einen Blick über die Schwelle des Jahres 1945 hinaus. Wie 

wurden die Verbrechen des nationalsozialistischen Herrschafts-

systems gegen Leib und Leben unschuldiger Menschen und die 

ihnen dienenden Zuarbeiten der Wissenschaftler nach dem Sturz  
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des Dritten Reiches beurteilt? In welchem Licht erschien in den 

Jahren nach 1945 der Beitrag der Vererbungsforscher, der Medi-

ziner, der Sozialhygieniker und völkischen Demographen? 

«Man würde erwarten», stellten Weingart, Kroll und Bayertz 

mit spürbarer Verbitterung fest, «dass die Wissenschaftler derje-

nigen Disziplinen, die so viel moralische Schuld auf sich geladen 

hatten, oder aber diejenigen, die als einzelne schwere Schuld tru-

gen, eine besonders intensive Reflexion über ihre eigene Verstri-

ckung und deren Ursachen begonnen hätten.» (Weingart/Kroll/ 

Bayertz 1988: 564) Tatsächlich geschah nichts von alledem. Die 

Kontinuität eugenischen Denkens siegte über Elemente der Dis-

kontinuität. Auch die Justiz neigte zu grossem Verständnis. Sie 

war zwar bestrebt, die Ungesetzlichkeit bestimmter Taten streng 

zu definieren, den Motiven der Täter gegenüber jedoch Nachsicht 

zu üben. Erst eine Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 28. 

November 1952 grenzte die Nachsicht auf den sog. «Verbotsirr-

tum» ein. 

Bei den Krankenmorden vermochte die Justiz einigermassen 

deutliche Grenzen zu ziehen, obschon es auch hier nicht wenige 

Täter gab, denen die Flucht durch die Hintertür des «Verbotsirr-

tums» gelang. Ganz anders war die Sachlage beim «Gesetz zur 

Verhütung erbkranken Nachwuchses». Es stand im Rang einer lex 

lata. Ihm kam der Charakter positiven Rechts zu. Selbst wenn man 

dieses Recht nach dem Sturz des Dritten Reiches für null und 

nichtig erklärte (was aber nicht sofort und überall geschah), galt 

für die Täter, dass sie nach seinerzeit geltendem Recht gehandelt 

hätten. Über diese formalrechtlichen Kriterien hinaus war man 

der Meinung, das «Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuch-

ses» gehöre nicht in den Katalog der NS-typischen Unrechtsge-

setze. Ein solches Gesetz, hiess es, wäre auch in anderen Kultur-

staaten möglich gewesen. Beispiele für Sterilisationsgesetze lies-

sen sich aus verschiedenen amerikanischen Bundesstaaten, aus 

Kantonen der Schweiz und weiteren europäischen und aussereu-

ropäischen Ländern heranziehen. 

Von führenden Vertretern der Vererbungswissenschaft und der 

Bevölkerungspolitik ist bezeugt, dass sie, falls überhaupt, allen- 
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falls in Ansätzen ihrer moralischen Verstrickung in die Untaten 

des NS-Regimes innewurden. Noch geringer entwickelt als die 

individuell-moralische Sensibilität war die Erkenntnisfähigkeit 

oder -Bereitschaft für den höchst problematischen Entwicklungs-

gang der von ihnen repräsentierten Wissenschaftsdisziplinen. 

Keine der neuzeitlichen Wissenschaften war so intensiv durch-

setzt von Ideologie wie die Vererbungswissenschaft (nebst ihren 

entsprechenden Filiationen), und keine Wissenschaft befand sich 

in einem so tiefgreifenden Widerspruch zwischen dem faktisch 

Behaupteten und dem tatsächlich Gewussten. Die These, es seien 

schwarze Schafe gewesen, die das Panier der Wissenschaft be-

fleckt hätten, blieb an der Oberfläche des Problems. Die präzisere 

Diagnose lautet: Die Genetik als moderne Wissenschaft war in-

ternational und z.T. auch in Deutschland bereits am Ende der 

1920er Jahre weiterentwickelt als die öffentliche eugenische Dis-

kussion mit ihren dann so schrecklichen Folgen. Das in Deutsch-

land vor und nach 1933 gängige Konglomerat aus men-delisti-

scher Eugenik und Rassentheorie war schon damals unhaltbar 

und veraltet. 

Männer wie Verschuer trieben nach 1945 im Dilemma zwi-

schen Überzeugung oder Opportunismus das Moment der Über-

zeugung voran. Nach Lage der Dinge mussten sie dies auf einer 

wissenschaftlichen Erkenntnisbasis tun, die sie eigentlich schon 

verlassen hatten. Allein diese Strategie machte den «Verbotsirr-

tum» – jetzt in einem höheren als bloss formaljuristischen Sinn – 

glaubhaft, und allein sie diente der Pflege des guten Gewissens, 

wenn auch um den Preis des sacrificium intellectus. Wie wäre es 

sonst zu erklären, dass Verschuer als Professor an der Universität 

Münster ganze Reihen von Dissertationenprojekten ausgab, die 

sich mit katamnestischen Erhebungen an Opfern des «Gesetzes 

zur Verhütung erbkranken Nachwuchses» befassten? Wollte er 

nicht post festum belegen, was schon ante festum unbeweisbar 

war: nämlich den Zusammenhang von angeblich sicherer eugeni-

scher Indikation und im Dritten Reich vollzogener Sterilisation? 

Weitere Beispiele der rückwirkenden Überzeugungsfestigung un-

ter erledigten Vorzeichen sind bekannt. 
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VII. Schlussbemerkung 

Die Geschichte der Rassenanthropologie, Rassenhygiene und Hu-

mangenetik ist nicht bloss die Geschichte einzelner akademischer 

Fächer. Bei ihrer Rekonstruktion blicken wir in den Spiegel unse-

rer Kultur. Wir haben es zu tun mit der Geschichte von Sozial-

technologien, die weit über das Labor hinausgreifen. Michel 

Tournier sprach in diesem Zusammenhang von einer «utopischen 

Wette», in der Rationalität und Irrationalität miteinander im 

Kampf liegen. Der schreckliche Sieger der «utopischen Wette» ist 

die Irrationalität unter dem Anspruch der Rationalität. 

Die heutige Medizinalisierung der Humangenetik, ihr Abrü-

cken von den Träumen der Menschenzüchtung, ist noch keine Ga-

rantie zur Vermeidung künftigen Unheils. Was früher durch mas-

sive Staatsintervention archaisch durchgesetzt wurde, bietet sich 

heute z. T. in der moralisch elegant wirkenden Variante der indi-

viduellen Selbstverfügung dar. Mancher entsorgt sich genetisch 

schon «freiwillig». 

Die Kern- und Meisterfrage ist die Balance zwischen öffentli-

cher Kontrolle und der Definitionsmacht, die der Wissenschaft 

zur Verfügung steht. Behält erstere die Oberhand, dann stirbt die 

Wissenschaft. Besetzt letztere ohne Kontrolle das Diskursfeld, 

können die Folgen für die Öffentlichkeit katastrophal sein. 



 

Ulrich Kalkmann 

Die TH Aachen unter dem Nationalsozialismus 

I. Vorbemerkung 

Der folgende Aufsatz beruht auf einem unveröffentlichten Zwi-

schenbericht über mein Dissertationsprojekt zur Technischen 

Hochschule Aachen von 1933 bis 1945.1 Bisher wurde der Ge-

genstand lediglich – beschränkt in Tiefe und Umfang – im Rah-

men zweier Übersichtsdarstellungen der Hochschulgeschichte 

seit der Gründung im Jahre 1870 berücksichtigt; nämlich in der 

Festschrift zum 100jährigen Bestehen der RWTH Aachen und in 

der kürzlich erschienenen Monographie von Klaus Ricking.2 Ins-

gesamt hat sich aber die Forschung nur sporadisch dem Thema 

TH Aachen und Nationalsozialismus gewidmet. Monographien, 

Aufsätze oder Artikel über einzelne diesen Zeitraum betreffende 

Bereiche oder Personen gehen nur wenig auf die Verstrickung der 

Hochschule in den nationalsozialistischen Herrschaftsapparat 

ein.3 

Im Vordergrund dieses Beitrags steht die Frage, wie weit die 

TH Aachen sich zwischen 1933 und 1945 dem Dritten Reich 

dienstbar gemacht hat. Meine Ausführungen konzentrieren sich 

auf vier Themenbereiche: 

• die Politisierung der Hochschule im Jahre 1933, 

• die Einbindung der Hochschulführung, d. h. der vier Rektoren 

von 1933 bis 1945, in den nationalsozialistischen Herrschafts-

apparat, 

• die zur Förderung von Aufrüstung und Kriegsmaschinerie in 

Aachen ausgeführten Forschungen sowie 

• das politische Engagement des Aachener Lehrkörpers. 

Schon vor der sogenannten Machtergreifung Adolf Hitlers war 

die TH Aachen kein ,politikfreier Raum’. Reichsgründungsfei- 
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ern, Anti-Versailles- oder Anti-Völkerbund-Kundgebungen wur-

den vom überwiegenden Teil der Hochschulangehörigen unter-

stützt. Die Professoren vor 1933 waren zumeist konservativ, 

deutschnational eingestellt. Unter den im Wintersemester 1932/33 

lehrenden 123 Lehrkräften befand sich kein Mitglied der NSDAP. 

Aktive Rechtsradikale, wie den Extraordinarius Karl Schreber, 

der sich nach eigenen Angaben an der TH Aachen bereits seit dem 

Ersten Weltkrieg gegen die «französisch-jüdische Wissenschaft» 

gewandt hatte und der mit seinen teilweise äusserst abstrusen wis-

senschaftlichen Thesen Heiterkeit bei allen politischen Richtun-

gen hervorgerufen hatte, gab es nur wenige. 1934 wurde er gegen 

seinen Willen in den Ruhestand versetzt, weil er mehrmals den 

«Hitler-Gruss» mit einem «Grüss-Gott» beantwortet hatte und 

nicht der NS-Volkswohlfahrt beitreten wollte. Andererseits blie-

ben genauso diejenigen Professoren eine Ausnahme, die die Wei-

marer Republik ausdrücklich bejahten. Zu nennen ist hier bei-

spielsweise Carl Max Maedge, der 1930 einer der Mitbegründer 

der «Staatspolitischen Arbeitsgemeinschaft» an der TH Aachen 

war. 

II. Die Politisierung 1933 

Die treibende politische Kraft im nationalsozialistischen Sinne 

war an der Hochschule zunächst die Studentenschaft. Und dies, 

obwohl im Gegensatz zu den meisten anderen deutschen Hoch-

schulen der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund im 

AStA der TH Aachen noch nicht einmal zu Beginn des Jahres 

1933 die absolute Mehrheit hatte. 

Die ersten Wochen nach der sogenannten Machtergreifung 

blieben an der TH Aachen relativ ruhig. Erst die Denunziations-

schreiben des von den katholischen Studenten geführten AStA an 

den Reichskommissar im Erziehungsministerium, Bernhard Rust, 

vom 18. März und vom 10. April radikalisierten die Atmosphäre. 

Einige der in die SA eingetretenen Studenten glaubten, die Hoch-

schule eigenmächtig säubern zu müssen und verhafteten Professo- 
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ren, die als ,Kommunisten’ denunziert worden waren. Nachdem 

auch Vorlesungen jüdischer und politisch unliebsamer Professo-

ren boykottiert wurden und SA-Studenten vor verschiedenen In-

stituten patrouillierten, nahm Rektor Paul Röntgen Verbindung 

mit dem neuen Studentenführer auf. Dies war seit der gewaltsa-

men ,Gleichschaltung’ des AStA Ende April 1933 durch die Na-

tionalsozialisten das NSDAP-Mitglied Willi Roeser. Gemeinsam 

veröffentlichten sie am 28. April 1933 einen Appell an die Stu-

dierenden, nicht durch ,wilde Aktionen’ den Entscheidungen aus 

Berlin vorzugreifen. Dass die Studentenführung die Situation an 

der TH Aachen nicht unter Kontrolle hatte, zeigt ein zweiter Auf-

ruf vier Wochen später, in dem Roeser scharf gegen jede Diszip-

linlosigkeit Stellung bezog. Auch dieser Appell hatte nur wenig 

Erfolg; die Boykotte wurden fortgeführt. 

Bereits Ende 1933 institutionalisierte der Staat mit der Einfüh-

rung des ,Führerprinzips’ und dem Aufbau der ,Dozentenschaft’ 

sowie später des ,Dozentenbundes’ die massive Einflussnahme 

der NSDAP auf den gesamten Hochschulbereich. Die Dozenten-

schaft umfasste automatisch alle Assistenten, Privatdozenten und 

nichtbeamteten Professoren. Beamteten Professoren war eine 

Mitgliedschaft freigestellt. Hingegen waren im Dozentenbund 

alle Parteimitglieder an der Hochschule organisiert, doch konnten 

in der Nachfolgezeit auch Nicht-Parteimitglieder beitreten. Eine 

der Hauptaufgaben des Dozentenbundes bestand in der politi-

schen Betreuung des Hochschullehrernachwuchses. Die Stellung 

des Rektors war ab Dezember 1933 die eines unangefochtenen 

,Führers’ der Hochschule, der auch die Dekane ernannte. Er un-

terstand nur dem Reichserziehungsminister. 

Am 10. November 1933 ging aus der ersten Vollversammlung 

der Aachener Dozentenschaft der Lehrbeauftragte für Giesserei-

wesen, Heinrich Nipper, als sogenannter Führer der Aachener 

Dozentenschaft hervor. Wenig später wurde ihm in Personal-

union die Führung des Dozentenbundes übertragen. Der Leiter 

des Dozentenbundes als Vertreter der NSDAP an der Hochschule 
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musste bei allen Berufungs- oder Ernennungsangelegenheiten ge-

fragt werden. Damit war der Partei ein entscheidendes Mitspra-

cherecht bei der Besetzung neuer Stellen gegeben. Die wichtigs-

ten Funktionäre des Dozentenbundes waren neben Heinrich Nip-

per Heinz Borchers, Dozent für Metallhüttenkunde, Hans Ehren-

berg, Privatdozent für Mineralogie, und Helmut Pfannmüller, 

Lehrbeauftragter für Stahlbau. In diesem Personenkreis ist der 

frühe Kern der aktiven Nationalsozialisten an der TH Aachen aus-

zumachen. Alle stiegen später in hohe Positionen im Hochschul-

wesen oder in der Verwaltung auf. Unter ihnen befand sich mit 

Hans Ehrenberg ein späterer Rektor der TH Aachen. 

Besonders die studentischen Aktionen und die Massnahmen 

zur Politisierung der Hochschule bewirkten 1933 eine Atmosphä-

re der Unsicherheit und Angst. Die Autonomie der Hochschule 

und ihre seit Jahrzehnten gewachsene Struktur als kooptative und 

,elitäre’ Institution waren 1933 ernsthaft bedroht. Ziel der NS-

DAP war die Kontrolle und die Umgestaltung der Hochschule. 

Von Göring zur Hilfspolizei ernannte SA-Studenten hatten Pro-

fessoren verhaften dürfen, der Erziehungsminister konnte mit 

dem Berufsbeamtengesetz vom 7. April 1933 aus politischen und 

,rassischen’ Gründen Hochschulangehörige entlassen, und es deu-

tete sich bereits 1933 an, dass nicht mehr nur die wissenschaftli-

che und pädagogische Qualifikation für eine Hochschulkarriere 

ausschlaggebend sein würden, sondern immer mehr die politische 

Haltung. Aus ,rassischen’ und politischen Gründen wurden bis 

1935 zwölf Professoren, vier Assistenten und ein Angestellter aus 

dem Hochschuldienst entlassen. Widerstand gegen das Regime 

leisteten nur einige Studierende und der als Kommunist denun-

zierte Ordinarius für Volkswirtschaftslehre und Soziologie, Alf-

red Meusel, durch die Herstellung und Verbreitung anti-national- 

sozialistischer Flugblätter. Der Übergang von einer Selbstverwal-

tung zur ,Führerhochschule’ verlief an der TH Aachen reibungs-

los, es gab keinen öffentlichen Protest. 
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III. Die Rektoren der TH Aachen 

Fünf Monate nach der sogenannten Machtergreifung wurde der 

seit Mai 1932 amtierende Rektor, der Metallhüttenkundler Paul 

Röntgen, einstimmig in seinem Amt bestätigt. Röntgen symboli-

siert das ambivalente Verhalten eines Teils der nationalkonserva-

tiven Kräfte in der Übergangszeit von der Weimarer Republik bis 

in die Anfänge des Dritten Reiches. Einerseits führte er die staat-

lichen Unrechtsmassnahmen aus, andererseits setzte er sich für 

die Vertriebenen und ihre Familien ein und scheute dabei nicht 

den Versuch, persönlich im Reichsministerium in Berlin für die 

Betroffenen Partei zu ergreifen. Es ist aber unklar, ob er am 26. 

Januar 1934, vor Ablauf seiner Amtszeit, aus Protest gegen die 

Entlassung seiner Kollegen und die Gleichschaltung der Hoch-

schule zurücktrat. Röntgen trat nicht in die NSDAP ein und wurde 

1946 als erster Nachkriegsrektor erneut in dieses Amt berufen; er 

galt aus Sicht der britischen Militärregierung als einer der weni-

gen ,unbelasteten’ Aachener Hochschullehrer. 

Bei den anschliessenden Neuwahlen wurde 1934 der Ordina-

rius für Baukonstruktionslehre, Otto Gruber, als erster Kandidat 

gewählt und von Berlin bestätigt. Obwohl er erst am 1. Mai 1937 

in die NSDAP aufgenommen wurde, kam mit ihm ein Mann ins 

Rektorat, der sich deutlich für die Umgestaltung der Hochschule 

im nationalsozialistischen Sinne einsetzte. Gruber war aus einer 

konservativen Position heraus auf die Partei-Linie einge-

schwenkt. Schon seine Antrittsrede am 12. Mai 1934 «Über die 

Möglichkeiten einer deutschen Baukunst» liess vieles erahnen. 

Programmatisch umschrieb er am 15. Februar 1935 in seinem Re-

chenschaftsbericht die Aufgabenstellung der TH Aachen. Be-

dingt durch die Grenzlage im äussersten Westen des Reiches, so 

Gruber, dürfe kein Handbreit Boden mehr verloren gehen. Weiter 

führte er aus: «Aachen heisst ,Front’ und Front heisst ,Kampf’ 

und Kampf heisst Bereitschaft und Angriffsgeist. Front heisst 

aber auch Gefolgschaftstreue dem Führer im Kampf.» Grubers  
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Unterstützung für das NS-Regime lässt sich aus seinem Gesamt-

wirken heraus deutlich erkennen. Er ernannte aktive Nationalso-

zialisten, wie den Geographen Max Eckert, den Chemiker Karl 

Kellermann, den Geologen Karl Rode, den Wasserbauer Alfred 

Buntru und den Mechaniker Wilhelm Müller zu Dekanen. 

Nach Gruber kam 1937 mit Alfred Buntru ein alter NSDAP- 

und Hochschulstratege ins Rektoramt. Protegiert wurde er durch 

höchste Parteikreise. Darunter befanden sich Karl Hermann 

Frank, rechte Hand Heydrichs und zweiter Mann im späteren Pro-

tektorat Böhmen und Mähren4, sowie Konrad Henlein, der Führer 

der Sudetendeutschen Partei und spätere Gauleiter. Obwohl Bun-

tru den Rang eines SS-Standartenführers erhielt, ist hier anzumer-

ken, dass er Ende 1939 schärfster Kritik durch den Sicherheits-

dienst der SS ausgesetzt war. Diese warf ihm unter anderem vor, 

auch nach der deutschen Besetzung Prags weiterhin freundschaft-

lichen Kontakt zu dortigen jüdischen Professoren gepflegt zu ha-

ben. Nur durch eine Ehrenerklärung konnte Buntru diese Vor-

würfe aus den eigenen Reihen abwehren. 

Die Amtszeit Alfred Buntrus ist durch einen verstärkten Umbau 

der Fächerstruktur im Sinne einer wehrwissenschaftlichen For-

schung und die weitere Stellenbesetzung durch Nationalsozialis-

ten gekennzeichnet. Wie Gruber war Buntru erst am 1. Mai 1937 

in die NSDAP eingetreten. Vorzeitig wurde er 1940 ins Rektoramt 

der TH Prag abberufen. 

Der letzte Rektor, der Parteiaktivist und SS-Hauptsturmbann-

führer Hans Ehrenberg, knüpfte an die Politik seiner beiden Vor-

gänger an. Besonders die Kriegsanstrengungen und die Bemühun-

gen der TH Aachen, als Grenzlandhochschule an den Plänen zur 

Gewinnung der westlichen Nachbargebiete in den Niederlanden 

und in Belgien für Deutschland teilzunehmen, standen program-

matisch im Vordergrund. Die «Aufgaben der Technischen Hoch-

schule Aachen im westdeutschen Grenzraum», so der Titel seiner 

Antrittsrede am 5. März 1941, konnten aber nur im begrenzten 

Masse durchgeführt werden. Immer mehr Wissenschaftler wur-

den zur Wehrmacht eingezogen oder an andere Hochschulen ver- 
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setzt. Die Ernennung von Hermann Roloff zum Dozenten für 

Raumordnung und Raumforschung im März 1943 änderte nichts 

Wesentliches mehr an dieser Tendenz. Ehrenbergs politische Hal-

tung als fanatischer ,Nazi’ ist eindeutig. Ab 1942 hatte er mit dem 

Führer der Aachener Studentenschaft, Werner Rauterkus, ernst-

hafte Auseinandersetzungen, in deren Verlauf er sich die Feind-

schaft des Reichsstudentenführers Gustav Adolf Scheel zuzog. 

Im Wesentlichen ging es um die Frage, ob die Studentenführung 

– als Vertreter einer Parteistelle – dem Rektor – als Repräsentant 

des Staates – unterstand. Zwar konnte Ehrenberg seine Auffas-

sung nicht durchsetzen, doch erreichte er im Juli 1944 die Ablö-

sung von Rauterkus. 

Anfang September 1944 sollte ein Rektoratswechsel erfolgen 

und der Maschinenbauer und ,Alte Kämpfer’ Erich Böddrich zum 

Rektor ernannt werden. Durch die Evakuierung der Hochschul-

verwaltung nach Dillenburg im September 1944 konnte dies nicht 

mehr ausgeführt werden. Kurz vor dem Einmarsch der amerika-

nischen Truppen in Dillenburg floh der bis dato ,vorbildliche’ Na-

tionalsozialist Ehrenberg im März 1945 in Richtung Wachenhau-

sen. Der Anglist und Privatdozent Gustav Plessow wurde von den 

Zurückgebliebenen zum Rektor bestimmt und von Ehrenberg, der 

am 4. Juni – also nach Kriegsende – wieder überraschend in Dil-

lenburg auftauchte, bestätigt. Diese Entscheidung wurde vom 

Oberpräsidenten der Rheinprovinz allerdings einige Wochen spä-

ter für nichtig erklärt. 

IV. Rüstungsforschungen der Aachener Hochschule 

An einer Technischen Hochschule waren naturgemäss die techni-

schen und naturwissenschaftlichen Fächer für Vorbereitung und 

Durchführung des Krieges von grösster Bedeutung. An die TH 

Aachen wurden die ersten Rüstungsaufträge bereits 1933 verge-

ben. Spätestens aber bei Ausbruch des Krieges waren fast alle In-

stitute auf ,Kriegsforschung’ umgestellt. Im Jahre 1943 meldete 
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Rektor Ehrenberg, dass 15 TH-Institute mit «kriegsentschei-

dendsten» Forschungen betraut seien. Ein Jahr zuvor hatte das 

Rüstungskommando Köln die Hochschule als Rüstungsbetrieb 

anerkannt. Insgesamt ist festzustellen, dass die Kriegsaufträge zu-

meist Auftragsarbeiten waren, doch zeigte hierbei eine Reihe von 

Professoren eine besonders starke Eigeninitiative. 

Für die in Aachen traditionell stark ausgebildete Luftfahrtfor-

schung lagen die Schwerpunkte auf wärmetechnischen Arbeiten, 

auf den Arbeiten zur Statik und Festigkeit und selbstverständlich 

auf der Aerodynamik. Insgesamt wurden Forschungs- und Ent-

wicklungsaufgaben für eine Reihe verschiedener Flugzeugtypen 

und Raketen durchgeführt. Der Privatdozent Rudolf Hermann 

nahm die grundlegenden aerodynamischen Untersuchungen für 

die Entwicklung der Raketenwaffe V 2 (A 4) vor. Der Ordinarius 

für Angewandte Mathematik und darstellende Geometrie, Robert 

Sauer, berechnete u.a. die Geschossbahnen für diese Waffe, ein 

Forschungsauftrag, der als «Geheime Reichssache» deklariert 

war, und auch der Mechanikprofessor Fritz Schultz-Grunow hatte 

an der Entwicklung der V-Waffe Anteil. Nach dem Krieg erklärte 

Schultz-Grunow, er habe nichts über den Zweck der Waffe ge-

wusst und nur «die Form mitkreiert», eine Äusserung, die nicht 

weiter zu kommentieren ist. 

Fast alle Fächer der Aachener Hochschule stellten sich auf 

Kriegsforschung um. Aufzuzählen sind die Mitarbeit an und die 

Entwicklung von: Panzern, Lastkraftwagen, Krafträdern, 

Schlachtschiffen, Untersee- und Schnellbooten, Geschützen und 

Geschossen, Sperrballons oder Minensuchgeräten. Doch nicht nur 

die direkte Arbeit an Waffensystemen stand im Vordergrund, son-

dern auch – oder vielleicht im Besonderen – die wehrtechnische 

Grundlagenforschung. 

Zumindest im Bereich der Eisenhüttenkunde und Metalle war 

Aachen unter den deutschen Hochschulen führend. Die TH 

Aachen war vor 1933 das bedeutendste deutsche Ausbildungs-

zentrum für Eisenhüttenkunde. Über zwei Drittel aller Eisenhüt-

tenleute wurden in Aachen ausgebildet. Nach 1933 wurde diese 
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Vormachtstellung weiter ausgebaut. Die Forschungen auf diesem 

Gebiet zielten auf Autarkie und Kriegsforschung. Konkret dien-

ten diese Entwicklungen u.a. der Einsparung von Erzen, Metallen 

und anderen Stoffen. Besonders Paul Röntgen und die späteren 

Wehrwirtschaftsführer Eugen Piwowarski, Walter Eilender, der 

Honorarprofessor Eduard Houdremont, der Extraordinarius Max 

Haas oder der Dozent Roland Wasmuth arbeiteten auf den Gebie-

ten Stahl und Eisen, Leicht- und Sondermetalle sowie neue Werk-

stoffe und Legierungen an den Grundlagen für die deutsche 

Kriegsindustrie. Die Institute wirkten erfolgreich mit den bedeu-

tendsten Rüstungskonzernen, wie Krupp, Hoesch oder Klöckner, 

aber auch mit mittelständischen Unternehmen zusammen. Viel-

fach resultierten diese Verbindungen aus persönlichen Kontakten. 

Stark ausgebaut wurde in Aachen das Gebiet Textilwesen. Im 

Jahre 1941 wurde der Bereich Textiltechnik eine eigene Fachab-

teilung innerhalb der Fakultät für Maschinenwesen. Als Kriegs-

aufträge seien hier nur beispielhaft Faserverarbeitung, Kautschuk 

sowie die Entwicklung synthetischer Stoffe und Seide genannt. 

Ein weiterer Schwerpunkt war der Bereich Bergbau – beson-

ders hinsichtlich der Bedeutung Aachens für das Ruhrgebiet. Die 

Forschung konzentrierte sich hier auf die Leistungssteigerung. 

Nachteilig für die Umsetzung grosszügiger Ausbaupläne wurde 

die sich immer wieder verzögernde Besetzung des neugeschaffe-

nen Lehrstuhls für Bergwerks-, Hütten- und Baumaschinenkunde. 

Erst im April 1943 konnte Heinrich Koch berufen werden. 

Im Maschinenbau ist besonders das Laboratorium für Werk-

zeugmaschinen und Betriebslehre (WZL) unter Herwart Opitz zu 

nennen, das eine der bedeutendsten Forschungsstätten für die 

Panzerfertigung war. Die Elektrotechnik dagegen wurde in 

Aachen im Vergleich zu anderen Hochschulen weniger ausge-

baut, obwohl mit Walter Rogowski, Walter Grösser oder Robert 

Brüderlink hervorragende Vertreter ihres Faches zur Verfügung 

standen. Hier hatten Grundlagenforschungen wie zum Beispiel 

Stoffuntersuchungen mit dem Elektronenmikroskop oder der  
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Elektromaschinenbau Vorrang. Ferner wurde Kriegsmaterial wie 

Minensuchgeräte oder elektrische Zwischenantriebe für Panzer 

entwickelt. 

Neben Grundlagenforschungen gab es im Bereich Chemie Ar-

beiten über Giftgase wie Carbonylselen, Clark 1 und 2, Perstoff 

sowie Lost. Obwohl hier die ‚Gasabwehr‘ im Vordergrund stand, 

konnten diese Forschungen im Bedarfsfall für einen offensiv ge-

führten Gaskrieg genutzt werden. Hauptsächlich sind hier die In-

stitute von Alfred Benrath und Karl Kellermann zu nennen. 

Aber nicht nur für den Krieg, sondern auch für die Zeit nach 

dem Krieg wurden Vorkehrungen getroffen. Bereits am 26. Au-

gust 1941 erteilte der Oberbürgermeister von Aachen dem Archi-

tekten Hans Mehrtens den Auftrag, mit der Planung für den Wie-

deraufbau der Stadt Aachen zu beginnen. Der Parteiaktivist Mehr-

tens, seit 1935 Ordinarius an der TH Aachen, war Gebiets-Ver-

trauensarchitekt der Partei. Hinsichtlich seines Kollegen Hans 

Hugo Schwippert ist bemerkenswert, dass er, obwohl kein Partei-

mitglied, im Auftrag des Reichsführers SS Heinrich Himmler an 

den Entwürfen für eine Besiedelung ,des Ostens’ mitgewirkt hat. 

Ein Hauptziel der nationalsozialistischen Hochschulpolitik 

war, den zukünftigen Ingenieur nicht allein in den technischen 

Fertigkeiten auszubilden, sondern ihn auf seine erwünschte poli-

tische Führerschaft im späteren Berufsleben ideologisch vorzube-

reiten. Die für dieses Ziel ab 1933 von der TH Aachen geforderte 

Einführung neuer Fächer, wie beispielsweise Geschichte, schei-

terte allerdings zumeist an finanziellen Schwierigkeiten. Vielfach 

mussten ausserplanmässige Fachvorträge, Schulungskurse oder 

das Aussen-Institut aushelfen. Erwähnt sei hier nur die rassenkun-

dliche Vortragsreihe des Extraordinarius Wilhelm Gemünd oder 

die Erteilung eines Lehrauftrags über die «Methoden einer deut-

schen Betriebs- und Wirtschaftsführung» an Carl Arnhold. An der 

bereits erwähnten Grenzlandforschung waren die Geographen 

und verschiedene Professoren aus anderen Bereichen beteiligt. 

Neben Hermann Overbeck wirkten hier die nach Aachen berufe- 
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nen Partei-Aktivisten Hans Breddin, Walter Geisler, Leo von zur 

Mühlen und Karl Rode. Zu dieser Gruppe zählten auch der Phi-

losoph Peter Mennicken und Hermann Roloff. Erst im Krieg kam 

diese Arbeit aufgrund der Einberufungen zur Wehrmacht und des 

Weggangs von Walter Geisler nach Posen nahezu zum Erliegen. 

Nicht nur durch die Grenzlandkunde wirkte sich der Einfluss 

Aachener Forscher auf das Ausland aus. In vielen von den deut-

schen Truppen besetzten Gebieten halfen sie mit, zerstörte Pro-

duktionsanlagen, Kohlen- oder Erzgruben wieder aufzubauen so-

wie neue zu errichten. Dies galt ebenso für Strassen und Befesti-

gungsanlagen und vieles mehr. Die Aktivitäten erstreckten sich 

geographisch von Frankreich über Norwegen bis in die Ukraine. 

Einige Fächer mussten aber trotz ihrer Bedeutung für die Rüs-

tung um ihre Existenz kämpfen, da die Lehrstuhlinhaber, Dozen-

ten, Oberingenieure und Assistenten oftmals einberufen wurden. 

Betroffen waren insbesondere die Geographie oder auch das 

wichtige Gebiet der Fernmeldetechnik, das 1942 in Aachen auf-

gelöst wurde. Der gravierende Nachwuchsmangel auf wissen-

schaftlichem Gebiet verschärfte die Tendenz noch. Eine der Ur-

sachen war der ständig gestiegene Bedarf in Industrie, Wehr-

macht, Verwaltung und Hochschulen an gut ausgebildeten Fach-

kräften. Für die Technischen Hochschulen wurde es immer 

schwieriger, qualifizierte Wissenschaftler zu einem Übertritt von 

der Industrie in die akademische Laufbahn zu bewegen. 

Dass auch noch während des Krieges politische Motive die 

Forschungstätigkeiten beeinträchtigten, belegt das Beispiel der 

Berufung auf den 1942 neugeschaffenen Lehrstuhl für Luftfahr-

zeugbau. Als im April 1943 der Wunschkandidat der TH Aachen, 

Wilhelm Flügge aus Berlin, den Ruf nach Aachen ablehnte und 

eine Forschungsprofessur der Luftwaffe annahm, kam nach wis-

senschaftlichen Gesichtspunkten nur Albert Teichmann, Abtei-

lungsleiter der DVL in Berlin, in Frage. Einer sofortigen Beru-

fung, die unter wehrwissenschaftlichen Überlegungen ratsam ge-

wesen wäre, standen aber politische Bedenken entgegen. Die 
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Reichsführung des Dozentenbundes urteilte über Teichmann: «In 

politischer Beziehung hat er auf diejenigen, die sich ein Urteil 

über ihn erlauben können, keinen überzeugenden positiven Ein-

druck gemacht.» Aus diesen Gründen sei zu empfehlen, «den 

Plan seiner Berufung einer gewissenhaften Nachprüfung zu un-

terziehen». Die Parteikanzlei in München, für politische Beurtei-

lungen die entscheidende Stelle, konnte sich zu keiner Stellung-

nahme durchringen, obwohl die TH Aachen und das Erziehungs-

ministerium die Angelegenheit äusserst dringlich machten. Hier 

standen sich politische Bedenken und wehrpolitische Notwendig-

keiten gegenüber. Erst im März 1944 stimmte die Parteikanzlei 

einer Berufung zu, und Teichmann konnte am 8. Juni seine Stelle 

antreten. Inzwischen war das Aerodynamische Institut längst auf-

grund der Luftangriffe nach Sonthofen ausgelagert worden, so 

dass Teichmann zwar noch seine Stelle antreten konnte, wohl 

aber nichts mehr für die Aachener Luftfahrtforschung bewirkt ha-

ben dürfte. 

V. Politische Aktivitäten des Aachener Lehrkörpers 

Insgesamt gehörten zwischen 1933 und 1945 ca. 75% des Lehr-

körpers der NSDAP, der SA oder der SS an. Hierbei sind nicht 

die Mitgliedschaften in anderen Organisationen wie beispiels-

weise in der NS-Volkswohlfahrt oder dem NS-Bund Deutscher 

Techniker, in den automatisch alle Mitglieder des Vereins Deut-

scher Ingenieure (VDI) überführt wurden, mitgezählt. Auffallend 

ist, dass auch bei einer Unterscheidung zwischen den verschiede-

nen Gruppen, d.h. den Ordinarien, den Extraordinarien, den Ho-

norarprofessoren, den Privatdozenten und Lehrbeauftragten der 

jeweilige prozentuale Anteil nahezu identisch ist. 

Es bestand kein direkter Zwang, in die Partei einzutreten, doch 

wurde eine wissenschaftliche Karriere ohne Parteibuch selten ge-

fördert. Parteimitglieder erhielten eine bevorzugte Behandlung, 

besonders bei Neuberufungen auf Lehrstühle. 
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Vor diesem Hintergrund ist der hohe Anteil der aufstrebenden 

Kräfte, wie der Assistenten, Privatdozenten und Extraordinarien, 

erklärbar. Bei den bereits in der Weimarer Zeit berufenen Ordi-

narien kann ein beruflicher Aufstieg dagegen schwerlich als 

Grund angenommen werden, da sie mit der Besetzung eines Lehr-

stuhls bereits die oberste Stufe der akademischen Karriereleiter 

erreicht hatten. 

Die Parteimitglieder waren in unterschiedlichem Ausmass für 

die NSDAP engagiert. Als Beispiel, bei dem die Parteimitglied-

schaft eine reine Alibifunktion übernahm, kann der Fall des Lehr-

stuhlinhabers für Physik, Hermann Starke, gelten. Im Frühjahr 

1933 in übelster Weise von Studenten denunziert, trat er im Mai 

1933 der NSDAP bei, um sich vor weiteren Angriffen zu schüt-

zen. 

Die grösste Gruppe unter den Parteimitgliedern, die der Mit-

läufer und Opportunisten, blieb während der gesamten NS-Zeit 

politisch farblos. Die einzelnen politischen Biographien sind 

praktisch austauschbar, denn sie weisen lediglich eine Parteimit-

gliedschaft auf. 

Der Anteil der aktiven Nationalsozialisten unter allen Lehr-

kräften betrug etwa 15 bis 20%. Hierbei können die Assistenten 

nicht berücksichtigt werden, da bei dieser Gruppe die Aktenlage 

ungenügend ist. Die Gründe für politischen Aktivismus reichten 

von Überzeugung und Machtstreben bis hin zu Opportunismus 

und Karrieredenken. Hier ist besonders auf die Führer des Dozen-

tenbundes und einige ihrer Stellvertreter hinzuweisen, die dafür 

sorgten, dass den «unzuverlässigen Nachwuchskräften» ein Auf-

stieg verwehrt blieb. Die ,Alten Kämpfer‘, d.h. alle, die vor 1933 

in die Partei eingetreten waren, mussten nach Aachen importiert 

werden. Dabei wurden oft Abstriche an der wissenschaftlichen 

Qualifikation gemacht, gegen die sich die TH – allerdings erfolg-

los – vehement zur Wehr setzte. 

Ein Beispiel für diese Politik des Ministeriums ist die Beset-

zung des Lehrstuhls für Chemische Technologie. Der erst 1932 

auf diesen Lehrstuhl berufene jüdische Professor Walter Fuchs 

war 1933 aus politischen Gründen entlassen worden. Am 20. De- 
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zember 1933 schlug die Fakultät für Stoffwirtschaft in einem 

Schreiben an den Minister den Aachener Extraordinarius Gustav 

Lambris für eine Neubesetzung vor. Wissenschaftlich war Lam-

bris dadurch, dass er schon längere Zeit erfolgreich den Lehrstuhl 

vertreten hatte, und durch seine Mitgliedschaft im wissenschaftli-

chen Beirat der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft qualifiziert; sein 

,Nachteil’ war, dass er erst am 1. Mai 1933 in die Partei eingetre-

ten war und er sich politisch nicht weiter engagierte. Das Minis-

terium forderte im Februar 1934 die Benennung von sechs neuen 

Kandidaten durch die Hochschule, was Aachen als einen deutli-

chen Verweis verstehen sollte. Aus einem Aktenvermerk des Er-

ziehungsministeriums geht hervor, dass durch Anweisung aus 

Berlin Karl Kellermann, ein seit 1932 aktiver Nationalsozialist, 

auf die Liste gesetzt wurde. Trotzdem stand er in der von der 

Hochschule im Juni 1934 aufgestellten Berufungsliste lediglich 

an vierter Stelle. Im Gutachten der Fakultät fand zwar sein Enga-

gement für die NSDAP lobende Erwähnung, doch zu seiner fach-

lichen Qualifikation hiess es: «Bei aller Anerkennung der wissen-

schaftlichen Leistungen Kellermanns glaubt die Fakultät nicht, 

ihn für Aachen empfehlen zu können. [...] Experimentelle Arbei-

ten sind selten, [und] die Arbeitsgebiete [...], auf denen sich Kel-

lermann betätigt hat, sind in Aachen schon vertreten. [...] Die Ar-

beitsrichtungen überschneiden sich [,] und die Basis der techni-

schen Erfahrung ist für diesen Lehrstuhl zu schmal.» Diesem Vo-

tum fügte die Hochschule noch drei Berichte über die wissen-

schaftliche Eignung Kellermanns zu, die diesen Eindruck unter-

stützten. Obwohl auch das Erziehungsministerium zugab, dass die 

fachliche Eignung Kellermanns «nicht ganz eindeutig» sei, fiel 

die Entscheidung für ihn aus, da sich unter den fünf übrigen Kan-

didaten keine ,Alten Kämpfer’ befanden. 

Dass dies kein Einzelfall blieb, belegen u.a. die Berufungen 

von Walter Geisler, Leo von zur Mühlen, Wilhelm Müller, Johan-

nes Christ oder Robert Brüderlink. Es gab allerdings auch Beru-

fungen von ,Alten Kämpfern’ und Aktivisten mit guter wissen-

schaftlicher Qualifikation und in Übereinstimmung mit der Hoch-

schule. Hier sind u. a. die Fälle Erich Böddrich, Hans Mehrtens 
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und Erich Marquard zu nennen. In Aachen legte auch Heinrich 

Nipper durch seine Tätigkeit als Führer des Dozentenbundes den 

Grundstein für eine Berufung als Ordinarius an der TH Berlin und 

als Referent im Erziehungsministerium. Er war zweifellos ein 

hervorragender Wissenschaftler, seinen überaus schnellen Auf-

stieg hatte er jedoch seinem Engagement in der Partei zu verdan-

ken. 

Die Auswirkungen der Förderung und Berufung von aktiven 

Nationalsozialisten zeigten sich neben der absinkenden Qualität 

in Forschung und Lehre in vielfältiger Weise. So wurde beispiels-

weise am 1. April 1943 der SA-Obertruppführer Wilhelm Schul-

tes zum Lehrstuhlinhaber für Dampfkesselbau ernannt. Während 

viele überzeugte Parteimitglieder gegen Ende des Krieges auch 

politisch mehr oder weniger abtauchten oder sich durch schein-

baren Widerstand eine Fortsetzung ihrer Karrieren auch für die 

Zeit nach einem Sieg der Alliierten zu sichern suchten4, ist Schul-

tes ein Beispiel dafür, dass sich Teile der Professorenschaft bis 

zur letzten Stunde für das Regime einsetzten. Schultes trat in den 

Tagen vor der Evakuierung der TH als Vertreter des Rektors in 

SA-Uniform auf und erteilte den Auftrag, den Dampfkessel des 

Heizkraftwerkes zu sprengen. Mehrmals drohte er, bei Nichtbe-

folgung seiner Anweisungen Leute ins Zuchthaus zu bringen. 

Nach der Verlagerung seines Instituts nach Dessau befehligte er 

die Angehörigen des Maschinenlaboratoriums im Volkssturm. Er 

selber meldete sich im Januar 1945 freiwillig zu einem Volks-

sturmführerlehrgang. Dass er nicht auf Befehl gehandelt hatte, 

zeigt die Tatsache, dass er Rektor Ehrenberg erst nachträglich 

darüber informierte. 

Andere Aktivisten, die sich in Wort und Tat für die Nazi-Ziele 

einsetzten, waren beispielsweise: Johannes Christ, der das Aus-

sen-Institut der NS-Doktrin anpasste, Wilhelm Müller, der als ei-

ner der führenden Exponenten der Deutschen Physik und als ex-

tremer Antisemit auftrat, Walter Geisler, der an der Planung zum 

sogenannten Generalplan Ost beteiligt war, Max Semper, Karl 

Rode oder Albert Sulfrian, die pseudowissenschaftliche Schriften 

übelster Machart aus den Bereichen Paläontologie, Geologie und 

Chemie verbreiteten. 
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Trotz dieser Beispiele wäre es falsch, den Lehrkörper der 

Hochschule als geschlossen nationalsozialistisch anzusehen. Tei-

le der Professorenschaft waren den neuen Machthabern skeptisch 

gegenüber eingestellt, traten der Partei nicht bei und hielten sich 

aus der Politik heraus. Hierbei handelt es sich um eine Grössen-

ordnung von ca. 15%. Ein Beispiel hierfür ist Franz Krauss, seit 

dem Jahre 1934 Ordinarius für Mathematik. Bei ihm ist besonders 

bemerkenswert, dass er keine Kriegsaufträge bearbeitete. Er 

wandte sich den Grundlagenforschungen, wie der Beweistheorie 

oder der Methodologie, zu. Mag auch Krauss’ Verhalten als Ab-

lehnung der nationalsozialistischen Machthaber interpretiert wer-

den, so kann eine nennenswerte Opposition an der TH Aachen 

gegen die Nationalsozialisten aus den vorliegenden Quellen nicht 

belegt werden. 

Es ist aus heutiger Sicht nahezu unmöglich zu beurteilen, wie 

weit die Professoren von den Verbrechen in den Konzentrations-

lagern tatsächlich wussten. Sie hätten allerdings durchaus die 

Möglichkeit gehabt, es zu erfahren. Der Privatdozent für Wärme-

technik und Feuerschutz, Robert Mulsow, der als SS-Mitglied 

zeitweise zum KZ Mauthausen als Bewacher abkommandiert 

worden war, hätte Auskunft geben können. 

Zusammenfassend ist festzustellen: Die Gleichschaltung der 

Aachener Hochschule nach der ,Machtergreifung’ geschah fast 

ohne Widerstände, im Gegenteil, die Eintrittswelle vieler Hoch-

schullehrer in die NSDAP oder deren Gliederungen im Mai 1933 

lässt auf eine weitgehende Anpassung oder in Einzelfällen sogar 

auf Übereinstimmung mit den nationalsozialistischen Machtha-

bern schliessen. Hinsichtlich der Kriegsforschung hat sich, von 

wenigen Ausnahmen abgesehen, die gesamte Hochschule dem 

NS-Staat dienstbar gemacht. Die Beurteilung der Prozentzahlen 

der Parteimitglieder des Aachener Lehrkörpers ist schwierig, da 

keine aussagekräftigen Vergleichszahlen aus anderen Techni-

schen Hochschulen vorliegen. Nach einer ersten vorsichtigen Ein-

schätzung unterscheidet sich die TH Aachen in ihrem ,Verhalten’ 

während des ,Dritten Reiches’ nicht wesentlich von dem der an-

deren neun Technischen Hochschulen, die 1933 zum Deutschen 

Reich gehörten. 
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Jan Philipp Reemtsma 

Nationalsozialismus und Moderne 

I.  

Wenn wir vom Nationalsozialismus als einem Problem für unser 

Bild von der Moderne sprechen, dann sprechen wir von Ausch-

witz, von einem Ereignis, das in krassem Widerspruch zu unse-

rem Kulturzusammenhang steht – wie wir hoffen –, das vor allem 

aber aus ihm nicht erklärbar scheint, das heisst mit den intellek-

tuellen Mitteln, die er uns zur Verfügung stellt, nicht begriffen 

werden kann. So empfinden wir es jedenfalls ab einem bestimm-

ten Punkt intellektueller und emotionaler Anstrengung immer 

wieder. 

Wir sprechen von einer Gesellschaft, die einen bürokratisch or-

ganisierten Massenmord verübt hat, und deren Zustand wir nicht 

als regressiven Schub in eine Vormoderne abtun können, weil sie 

in zu vielen Zügen und Kontinuitäten mit unserer Gesellschaft 

verbunden ist, so stark die Versuchung ist, den Antisemitismus, 

die nackte Brutalität seiner Exekution und die öffentlichen Insze-

nierungen der Volksgemeinschaft als archaische Fremdkörper, 

die im Grunde nicht in dieses Jahrhundert gehören, zu empfinden. 

Darum geht es, wenn wir über «Nationalsozialismus und Mo-

derne» sprechen – wir sprechen dabei immer wieder über die 

Frage, die Tom Segev (1992: 18) in seinem Buch über die Ge-

schichte der KZ-Kommandanten «die Kardinalfrage der Ge-

schichtsschreibung» genannt hat: «Wie konnte das alles gesche-

hen?» Ich denke, dass man diese Frage inzwischen recht gut be-

antworten kann, aber man kann gleichzeitig zeigen, wie wenig, in 

Abwandlung eines bekannten Zitats, damit gewonnen ist, dass 

man es kann. Abgewehrt werden kann mit den möglichen Ant- 
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worten auf die Frage, wie es geschehen konnte, nicht das Entset-

zen darüber, dass es geschehen konnte – mit den Worten Adornos 

(1966: 359): «dass es geschehen konnte inmitten aller Tradition 

der Philosophie, der Kunst und der aufklärenden Wissenschaf-

ten». 

Ein historiographisches oder sozialwissenschaftliches Erkennt-

nisbemühen, das nicht von diesem Entsetzen ausginge und zu ihm 

zurückkehrte, machte sich selber zu einem Teil der Barbarei, die 

es zu beschreiben trachtete. Gleichwohl bleibt ihm gar nichts an-

deres übrig, als dieses zwar nicht zu suspendieren, aber gleichsam 

abzuspalten für einen Teil des intellektuellen Weges, den es zu-

rückzulegen hat. Ohne diese Abspaltung wäre es zum Scheitern 

verurteilt, aber der Preis dieser Abspaltung auf Zeit ist nicht ge-

ring. Wir zahlen ihn um der Erhaltung unserer geistigen Gesund-

heit, oder sagen wir weniger pathetisch: unserer emotionellen Ba-

lance willen. 

Dafür, dass es möglich wurde, kann man, denke ich, das Zu-

sammenwirken von drei Faktoren verantwortlich machen, wobei 

«verantwortlich» eine Metapher ist – verantwortlich sind immer 

nur Menschen. Diese drei Faktoren sind der nachreligiöse Antise-

mitismus als selbstreferentielles Gedanken- bzw. Wahnsystem, 

die Volksgemeinschaft als Phantasma und Realität, die (um den 

Weberschen Terminus zu gebrauchen) charismatische Herrschaft 

als Charakteristikum der nationalsozialistischen Herrschafts-

weise. 

II.  

(1) Dass der Antisemitismus ein politischer Faktor in der Mo-

derne war, wurde oder geblieben war, haben nicht erst die Wahl-

siege der Nazis gezeigt. Die russischen Pogrome der Jahre 

1881/82 hatten es gezeigt – aber waren das nicht die letzten Kon-

vulsionen eines vormodernen Aberglaubens? Die Dreyfus-Affäre 

hatte es gezeigt. Aber andererseits war ein Disraeli englischer Pre-

mierminister geworden. Die Zionisten hatten den Glauben aufge- 
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geben, dass Nichtjuden mit Juden in Europa zusammenzuleben 

gewillt seien – aber bewiesen sie etwas? 

Nicht einmal die Wahlsiege der Nazis schienen etwas zu be-

weisen, denn dass die Wähler der NSDAP mehrheitlich keine fa-

natischen Antisemiten waren, war klar. Sie waren, was man «nor-

male Antisemiten» nennen könnte, also solche, für die der Anti-

semitismus kein Lebensthema ist; solche, denen die fanatischen 

Antisemiten eher peinlich sind; solche, die im Gegensatz zu jenen 

selbstverständlich bestreiten, Antisemiten zu sein, die nur sagen, 

dass es eben eine Tatsache sei, dass die Juden im öffentlichen Le-

ben eine proportional zu grosse Rolle spielten; kurz: solche, die 

die NSDAP nicht wegen ihres programmatischen Antisemitismus 

wählten, in diesem aber auch keinen Grund sahen, sie nicht zu 

wählen; und dazu gehören alle die, die die NSDAP aus sehr vielen 

Gründen nicht wählten, ja bekämpften, aber nicht auf die Idee ka-

men, ausgerechnet ihr Antisemitismus könnte ein besonders guter 

Grund sein, sie nicht zu wählen oder sie zu bekämpfen. 

Diese normalen Antisemiten, von denen es auch in der NS- 

Führungselite genug gab, würden von sich aus nie ein weitgehen-

des Diskriminierungsprogramm und sicherlich kein Mordpro-

gramm initiiert haben oder initiieren. Aber, wie sich gezeigt hat, 

waren sie bereit, solche Programme mehr oder weniger aktiv zu 

unterstützen – aus was für Gründen auch immer. Das gilt für die 

Führungselite wie für die Gesamtbevölkerung. 

Was in den Vernichtungslagern geschah, wusste nur eine Min-

derheit, wenn diese auch nicht ganz so klein war, wie man es nach 

1945 gerne gehabt hätte. Was diejenigen Massenmorde an den 

Juden auf dem Balkan und in der Sowjetunion anging, die von der 

Wehrmacht durchgeführt wurden, waren es schon mehr. Aber alle 

wussten von den Rassegesetzen, alle wussten von Deportationen, 

alle wussten, dass es wenigstens in Deutschland keine Juden mehr 

gab. Die NS-Führung verkündete es immer wieder in Rundfunk 

und Presse. Und als Goebbels im «Völkischen Beobachter» 

schrieb, Hitler habe sein Versprechen aus dem Jahre 1939, ein 

neuer Krieg werde das Ende der jüdischen Rasse in Europa zur  
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Folge haben, eingelöst – wann hätte sich je eine Regierung öffent-

lich in der Presse eines Massenmordes gerühmt? –, hielten wirk-

lich alle Leser dieser Zeilen das für eine Metapher oder eine façon 

de parier, die nichts weiter besagen sollte, als dass nun die Arisie-

rung des Einzelhandels auch im Osten abgeschlossen worden sei? 

Um die mörderische Energie und mörderische Toleranz auch 

bei jenen zu verstehen, die keine fanatischen Antisemiten waren, 

hat man versucht, das Problem wegzudefinieren: Es sei im 

Grunde um die Juden selbst nicht gegangen, sie seien Sündenbö-

cke, Stellvertreter für andere gewesen; oder es sei nur um ihr Ei-

gentum gegangen, oder um Wirtschafts- oder Bevölkerungspoli-

tik, die man auf ihre Kosten verwirklicht habe, und so weiter. For-

schungen, die auf solchen Hypothesen aufgebaut wurden, haben 

zu wichtigen Erkenntnissen geführt. Sie haben vor allem deutlich 

gemacht, wie breit die praktische und intellektuelle Zusammenar-

beit bei diesem beispiellosen Ausrottungsprogramm gewesen ist. 

Eine Frage aber können diese Forschungen nicht beantworten 

(dazu sind sie ja auch nicht da, sondern dazu, dieser Frage auszu-

weichen): Warum die Juden? Warum konnten sich diese verschie-

denen Interessen, Bereicherungswünsche, wirtschaftspolitischen 

Kalküle, bevölkerungspolitischen Visionen etc. auf einen antise-

mitischen Nenner einigen? War es Zufall? Hätte es auch ein an-

derer sein können, aber die Gruppe der Juden hat sich eben durch 

ihr Vorhandensein einfach angeboten? Keiner wird diese Frage 

mit Ja beantworten wollen noch können, denn die Juden waren ja 

nicht einfach «da», man musste einen ziemlichen Definitions- und 

Gesetzesaufwand treiben, um klarzustellen, wer Jude war und wer 

nicht. Und die Vorstellung, alle Interessen, die später von der Ju-

denvernichtung profitierten, seien schon zuvor dagewesen und 

hätten sich dann auf ein gemeinsames Objekt geeinigt, auf dessen 

Kosten alle auf die ihren kommen konnten, ist absurd. 

Man muss die Prioritäten umkehren: Ein deutschland-, dann 

europaweites antisemitisches Programm erlaubte es allen mögli-

chen Individuen oder Gruppen, praktische und intellektuelle Zu-

satzgewinne zu machen. Es wurde ihnen ein Feld eröffnet, auf  
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dem sie rücksichtsloser Gewinne machen, Bevölkerungspolitik 

betreiben, ökonomische Formeln Politik werden lassen, Theorien 

den letzten Schliff geben und mit praktischen Tips versehen konn-

ten. Dazu brauchte es nur den Minimalkonsens, dass es in Ord-

nung war, wenn es auf Kosten der Juden ging. Dieser Minimal-

konsens setzt aber zweitausend Jahre Antisemitismus voraus – 

ohne diese Geschichte wäre es zu solcher mörderischen Selbst-

verständlichkeit nicht gekommen. 

Wer das sagt, wird oft zu Recht darauf hingewiesen, wie sehr 

der moderne Antisemitismus sich vom traditionellen unter-

scheide. Der alte religiöse Antisemitismus habe seine historische 

Rolle ausgespielt, an seine Stelle sei der moderne Rassismus ge-

treten – und mit ihm das bürokratische Vernichtungsprogramm an 

die Stelle des Pogroms. Das ist einerseits richtig. Einen Beleg für 

diese These kann man nicht zuletzt in den Schriften der modernen 

Antisemiten finden, etwa in Hitlers «Mein Kampf». 

Nur ergibt sich für den antisemitischen Theoretiker wie für den 

Theoretiker des Antisemitismus dasselbe Problem; er muss die 

Frage  «Warum  die  Juden?»  beantworten.  Der  antisemitische 

Theoretiker hat es leicht, er sagt, er habe die Antwort auf diese 

Frage, an der seine religiösen Vorläufer nur herumgerätselt hät-

ten, bei der Hand. Der Theoretiker des Antisemitismus wird nicht 

umhinkommen, je mehr Unterschiede er zwischen vormodernem 

und modernem Antisemitismus feststellt, desto mehr die Frage 

nach der Gemeinsamkeit aufzuwerfen, denn die Konstanz des 

Objektes wird um so rätselhafter, je variabler die Affekte sind, die 

auf es gerichtet sind. Der Theoretiker des Antisemitismus hat also 

die Wahl, entweder selber antisemitisch zu optieren, also den 

Grund der Sache im Objekt zu suchen, sprich: den Antisemitis-

mus auf eine Eigenschaft der Juden zurückzuführen –, oder den 

scheinbaren Wechsel der Affektlage (von der Religion zum Ras-

sismus) als eine Transformation zu verstehen, die aus der langen 

Geschichte des Antisemitismus selbst resultiert. 

Unser Abendland ist ein christliches. Das Christentum und der 

Antijudaismus sind siamesische Zwillinge, und ob es je gelingen 
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wird, sie vollständig zu trennen, ist, wenigstens solange das Jo-

hannes-Evangelium unter die kanonischen Schriften zählt, eine 

offene Frage. Unter religiösen Voraussetzungen ist die Frage, ob 

einer Jude sei oder nicht, eine religiöse, also eine, die sich mit der 

Konversion erledigt. Mithin eine, die christlicherseits oft die 

Form «Taufe oder Tod» annahm. Für den rassistisch denkenden 

Antisemiten ist das Judentum nichts, was einer mit der Konver-

sion hinter sich lassen könnte, für ihn lebt es im Blute. Hier liegt 

für das potentielle Opfer des Antisemiten der grosse Unterschied 

zwischen religiösem und nachreligiösem Antisemitismus. 

Fahrlässig wäre es, den Unterschied zwischen der Möglichkeit, 

sein Leben zu retten, indem man eine andere Konfession annimmt 

(oder, indem man es opfert, Märtyrer der eigenen zu werden), und 

der Tatsache, von Standesamts wegen zum Tode verurteilt zu 

sein, gering zu schätzen. Doch ist es, um die Dynamik des nach-

religiösen Antisemitismus zu verstehen, von entscheidender Be-

deutung zu sehen, dass es diesen Unterschied so rein nie gegeben 

hat, dagegen aber Praktiken, für die wir heute kein anderes Wort 

wüssten als «rassistisch», als es noch keinerlei Begriff von Rasse 

oder Biologie im modernen Sinne gab. 

Es gibt ein Bewusstsein der Untat; dieses Bewusstsein führt zur 

Erwartung einer Vergeltung, und diese zu projektivem Hass – so 

kann man in der Moderne die Ursachen des Antisemitismus ver-

gessen oder verurteilen und doch fanatisch antisemitisch sein und 

zusätzlich ein Argument daraus gewinnen: Die Juden müssen 

schon sonderbare Leute sein, wenn wir sie dauernd verfolgen. 

Dieser Satz ist das nun in der Tat banale Geheimnis des nachreli-

giösen, modernen Antisemitismus, der kein Rätsel ist, wenn man 

die Tatsache einer irgendwann selbstreferentiell werdenden Ver-

folgungsgeschichte, die nicht von sich lassen kann, akzeptiert. 

(2) Aber wenn man diese Tatsache, die sich auch darin zeigt, 

dass die antijüdischen Gesetze der Nationalsozialisten auf nichts 

weiter als auf die jüdische Religionszugehörigkeit der Vorfahren 

rekurrierten, einzusehen bereit ist, so bereitet es doch grosse 

Schwierigkeiten einzusehen, wie eine solche Obsession die Macht 
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über die Politik eines modernen mitteleuropäischen Landes erhal-

ten konnte. Dass eine Majorität Chancen wittert, wenn ein zuvor 

diffuser Wahn so klare Konturen erhält, dass man die eigenen In-

teressen darauf setzen kann, leuchtet vielleicht ein, aber wie kann 

es dazu kommen, dass sogar Interessen hintenangesetzt werden? 

– Das klassische Beispiel sind die an der Front gebrauchten Züge, 

die für die Deportationen nach Auschwitz eingesetzt wurden. 

Um das zu verstehen, muss man die andere Seite der Vernich-

tungspolitik des Nationalsozialismus betrachten, die Idee von der 

Volksgemeinschaft. Ziel des Nationalsozialismus war die Schaf-

fung einer rassisch (heute würden wir sagen: ethnisch) homoge-

nen Gemeinschaft, einer Gemeinschaft, in der es aufgrund ihrer 

Homogenität keinen Dissens mehr geben kann, weil alle mögli-

chen Träger des Dissens von vornherein ausgeschaltet worden 

sind. Diese Gemeinschaft war als europäische Herrenrasse phan-

tasiert, herrschend über die übrige, von ihr abgesonderte und zu 

Teilen dezimierte und versklavte übrige Bevölkerung Europas. 

Ich möchte den Blick aber weniger auf den phantasierten Herr-

schaftsstatus dieser Gemeinschaft lenken als vielmehr auf die die-

ser Phantasie zugrundeliegende Idee der homogenen Gemein-

schaft. Diese Idee oder dieses Phantasma ist, wiewohl wir von 

einem politischen Ziel sprechen würden, identisch mit dem Ver-

such, Politik abzuschaffen. 

Am 12. März 1944 sagte Karl Dönitz in einer Rundfunkrede 

zum «Heldengedenktag» folgendes (nach Taylor 1994: 472): 

«Was wäre unsere Heimat heute, wenn der Führer uns nicht im 

Nationalsozialismus geeint hätte? Zerrissen in Parteien, durch-

setzt von dem auflösenden Gift des Judentums und diesem zu-

gänglich, da die Abwehr unserer jetzigen kompromisslosen Welt-

anschauung fehlte, wären wir längst der Belastung dieses Krieges 

erlegen und der erbarmungslosen Vernichtung unserer Gegner 

ausgeliefert worden.» Dies ist die knappste Formel, auf die die 

Idee der Volksgemeinschaft gebracht werden kann: Einigung 

durch Abschaffung der Politik und ethnische Homogenisierung. 
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Politik und Dissens gehören zusammen. Man könnte pointiert 

sagen, dass Politik die Methode ist, Handlungsfähigkeit ohne 

Konsens herzustellen, denn das Ziel politischer Koalition ist die 

Herstellung von Mehrheiten – mehr nicht. Ferner ist keine Koali-

tion Garant irgendeines Konsenses, denn sie besteht nur auf Zeit. 

Ein starkes Bedürfnis nach Stabilität und Konsens steht also im-

mer in Spannung zur Politik. 

Die Angst vor der Politik aus Angst vor dem Dissens ist alt, sie 

begleitet wahrscheinlich die Politik und taucht immer wieder auf, 

wenn sich die Vorstellung breitmacht, es stehe irgendein «Gan-

zes» auf dem Spiel, das durch den Parteienhader gefährdet werde. 

Den berühmtesten Ausdruck hat diese Angst im Werk von 

Thomas Hobbes gefunden, für den jede Idee von Gewaltentei-

lung, Bürgerrechten, Checks and Balances die zentrale Macht 

schwächt und also eine potentielle Quelle des Bürgerkriegs dar-

stellt. Hobbes reagierte auf den englischen Bürgerkrieg, die letzte 

der grossen Krisen des 16. und 17. Jahrhunderts, die «unsere Mo-

derne» hervorgebracht hat. 

Aber diese Angst durchzieht auch weniger offensichtlich das 

moderne Denken, etwa in der Idee, dass einzig das Streben nach 

Konsens einen Streit rechtfertigen könne, wie bei Kant in der 

«Kritik der Urteilskraft» nachzulesen. Diese Angst liegt auch der 

sozialistischen Idee zugrunde, dass politischer Dissens nur als 

Ausdruck von Herrschaftsverhältnissen verstanden werden könne 

und mit der Verwirklichung ökonomischer Gleichheit von selbst 

verschwinde, und vorher schon im Proletariat ein Mangelzustand 

sei, der von unzureichend entwickeltem Klassenbewusstsein 

zeuge. Die Angst vor der Politik prägt auch zu Teilen unsere Ge-

genwartspolitik. Es gibt einen parteienübergreifenden Konsens, 

dass man sich in den wirklich wichtigen Fragen einig sein sollte. 

Das ist alles andere als evident. Nichts macht Streit so wahr-

scheinlich – und oft nötig – wie die wirklich wichtigen Fragen 

(und die Frage, welche diese eigentlich seien). 

Damit diese Furcht vor der Politik in der Politik virulent wer-

den kann, ja so virulent, dass sie zur Abschaffung der Politik führt, 

braucht es Voraussetzungen, und die kann man – die Geschichte 
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ist kein Mechanismus – nicht systematisieren. Rückblickend wis-

sen wir, dass der Erste Weltkrieg zwei antipolitische Bewegun-

gen begünstigt hat, den Bolschewismus und den Nationalsozia-

lismus. Wo Totalitarismustheorie sich auf diesen gemeinsamen 

Zug der Abschaffung von Politik bezieht, hat sie recht im Beto-

nen der Gemeinsamkeiten. Unrecht hat sie, wo sie die jeweils 

ganz unterschiedlichen Gewaltdynamiken verkennt, die beide 

Bewegungen hervorgebracht haben. 

(3) Der sogenannte Führungsstaat Hitlers – jedenfalls seine in-

tendierte Realität – lässt sich am besten erfassen mit dem, was 

Max Weber charismatische Herrschaft nennt. Dieser Vorschlag 

ist schon öfter gemacht worden, etwa von Martin Broszat oder 

Ian Kershaw, aber keiner von ihnen hat meines Erachtens deutlich 

genug gemacht, wie wichtig diese Art antipolitischer Selbstorga-

nisation für die nach aussen mörderische, nach innen zunächst 

zusammenhaltende, dann im Endeffekt selbstdestruktive Dyna-

mik der nationalsozialistischen Volksgemeinschaft gewesen ist. 

Wenn man die politische Dynamik dieser Herrschaftsform ver-

steht, gewinnt man auch einen Blick für den erwähnten selbstde-

struktiven Zug, oder, wenn man es anders ausdrücken will, für 

jene sich so signifikant von dem, was uns als politische Rationa-

lität geläufig ist, unterscheidende Prioritätensetzung des Natio-

nalsozialismus. 

Weber unterscheidet charismatische Herrschaft von legaler ei-

nerseits und traditionaler andererseits. Bedeutsam an dieser Un-

terscheidung ist, dass charismatische Herrschaft im Wesentlichen 

in der permanenten Demonstration dieser Unterscheidung besteht 

– sie ist nicht nur nicht-traditional und nichtinstitutionell, sondern 

anti-traditional und anti-institutionell. Legale Herrschaft begrün-

det ihre Legitimität durch Institutionen und gesetzlich vorge-

schriebene Verfahren, traditionale durch Traditionen des Herge-

brachten. Hitlers Abneigung gegen festgeschriebene Ideologien 

oder die Partei als den Führerwillen legitimierende Instanz zeigt 

den anti-institutionellen Zug bereits in nuce. Charismatische 

Herrschaft ist eine direkte Führer-Gefolgschaftsbeziehung, die, 

im idealtypischen Falle, nichts ausser dieser kennt. Der Führer ist  
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der Führer, weil er der Führer ist, nicht weil er irgend etwas re-

präsentierte (ausser, natürlich, das gesamte Volk oder eine belie-

big abstrakte Grösse, etwa die Vorsehung). 

Max Weber (1968: 227f.) weist nun auf einen interessanten 

Umstand hin – die Verwobenheit von charismatischer Diktatur 

mit basisdemokratischen Elementen: «Das seinem primären Sinn 

nach autoritär gedeutete charismatische Legitimitätsprinzip kann 

anti-autoritär umgedeutet werden. Die tatsächliche Geltung der 

charismatischen Herrschaft ruht auf (der) Anerkennung der kon-

kreten Person als der charismatisch qualifizierten und bewährten 

durch die Beherrschten. Nach der genuinen Auffassung des Cha-

risma wird diese Anschauung dem legitimen, weil qualifizierten 

Prätendenten geschuldet. Dieses Verhältnis kann indessen leicht 

dahin umgedeutet werden: dass die freie Anerkennung durch die 

Beherrschten ihrerseits die Voraussetzung der Legitimität und 

ihre Grundlage sei (...). Dann wird die Anerkennung zur ,Wahl‘ 

und der kraft eigenem Charisma legitimierte Herr zu einem Ge-

walthaber von Gnaden der Beherrschten und kraft Mandats. (...) 

Der Unterschied zwischen einem gewählten Führer und einem ge-

wählten Beamten bleibt dann lediglich ein solcher des Sinnes, den 

der Gewählte selbst seinem Verhalten gibt und (...) gegenüber 

dem Stab und den Beherrschten zu geben vermag.» 

Nun gibt es eine reine charismatische Herrschaft wahrschein-

lich nur an Bord eines Piratenschiffes, aber das ändert nichts an 

der Tatsache, dass die anti-institutionellen und antitraditionalen 

Elemente des Ideals charismatischer Herrschaft auch in einem 

komplexen Staatswesen virulent werden können. Sie konnten im 

Nationalsozialismus zum Beispiel selber institutionalisiert sein 

durch das Element der «Führererlasse», also den Zugriff auf dem 

Verordnungswege an den fortbestehenden Instanzen vorbei oder 

durch sie hindurch. Diese Führererlasse konnten einerseits rechts-

ändernde Kraft haben, durften aber andererseits nicht veröffent-

licht werden, weshalb Richter gezwungen waren, dem geschrie-

benen Recht zuwiderlaufende Urteile zu fällen, ohne dies legiti-

mieren zu können. Das bedeutet natürlich nicht, dass das ganze  
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Rechtssystem instrumentalisiert wurde, in vielen Bereichen exis-

tierte die bürgerlich-institutionelle Ordnung unverändert weiter; 

das hiess auch nicht, dass die Bedeutung detaillierter Gesetzge-

bung und eines gewissenhaften Verordnungswesens unterschätzt 

wurde – im Gegenteil: Die Nürnberger Rassegesetze schafften ja 

jene Willkürsicherheit, die dem Regime die Loyalität eintrug, die 

es brauchte. Aber alle diese Institutionen standen zur Disposition, 

und dadurch transformierte sich auch Rechtssicherheit von einer 

Garantie zu einem gewährten Privileg. 

Besonders grotesk zeigte sich das Neben- und Durcheinander 

von Gesetzen, Verordnungen und Willkür in den Konzentrations-

lagern. Es gab immer peinlich genaue Vorschriften über zulässige 

und unzulässige Strafen und Strafanlässe, die nie ausser Kraft ge-

setzt wurden, sie koexistierten aber stets mit einer vollständigen 

Willkür der Gewaltpraxis in den Lagern. Die Realität eines 

Schlachthauses vertrug sich mit einer Vorschriftenlage, die be-

sagte, dass Prügelstrafen an weiblichen Häftlingen von Himmler 

persönlich und schriftlich zu genehmigen seien. Diese Verfas-

sung der Lager erlaubte es der SS-Führung, hier ihren Leuten 

freie Hand zu lassen und dort Disziplinarverfahren durchzufüh-

ren, je nachdem, wie sie es für richtig hielt. Hier konnte ein La-

gerkommandant foltern, morden und sich bereichern, dort konnte 

ein anderer wegen derselben Taten getadelt, versetzt, bestraft, so-

gar hingerichtet werden. 

Auch die SS hielt nicht eine definierte Rolle im nationalsozia-

listischen Staat und noch weniger eine gemeinsame Ideologie zu-

sammen als vielmehr eine gemeinsame Praxis und das Gemein-

schaftsgefühl, eine Elite zu sein. Das aber ist charakteristisch 

nicht für eine Institution, sondern für eine Bande. Die von Max 

Weber angesprochene Rolle des charismatischen Führers ist die 

des Bandenchefs. Viele der Entscheidungen Himmlers sind 

dadurch motiviert, seine Leute bei Laune zu halten. Es werden 

manchmal SS-Männer zu KZ-Kommandanten gemacht, bloss 

weil man keinen anderen Job für sie findet, weil sie für eine Früh-

pensionierung zu wenig Rente zu bekommen haben, weil sie für 

jede andere Arbeit unqualifiziert, aber schon seit den zwanziger 

Jahren dabei sind (vgl. Segev 1992: 153 ff.). 
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Aber es gibt auch einige direkt plebiszitäre Elemente im Nati-

onalsozialismus. So ist die Bücherverbrennung des Jahres 1933 

keine von oben verordnete Angelegenheit, sondern eine studenti-

sche Initiative revolutionär-demokratischer Tradition, mit An-

spielung auf die Bücherverbrennung auf der Wartburg 1817 (vgl. 

Reemtsma 1993: 518 ff.). Hans Mommsen spricht von einem im-

mer wieder zu beobachtenden «Vorpreschen der Basis», dem die 

politische Führung folgt und Form gibt. Charismatische Herr-

schaft entwirft von sich das Bild eines Handelns aus gemeinsa-

mem Geiste. «Wir suchen eine Bindung», schrieb Carl Schmitt 

(1933: 45), «die zuverlässiger, lebendiger und tiefer ist als die trü-

gerische Bindung an die verdrehbaren Buchstaben von tausend 

Gesetzesparagraphen. Wo anders könnte sie liegen als in uns 

selbst und unserer eigenen Art? (...) Auch hier münden alle Fragen 

und Antworten in dem Erfordernis einer Artgleichheit, ohne die 

ein totaler Führerstaat nicht einen Tag bestehen kann.» 

Wir hören hier das Leitmotiv der ethnisch homogenisierten und 

politikfreien Volksgemeinschaft, mit der die Idee des Führerstaa-

tes in eins gesetzt wird. In der Rede von den beliebig verdrehbaren 

Buchstaben wird aber noch eine Eigenschaft der charismatischen 

Herrschaft deutlich: Sie kann sich nur beweisen, indem sie gegen 

die Merkmale anderer Herrschaftsweisen verstösst. Dass einer 

wirklich im Geiste des Führers handelt, zeigt er am sichersten, in-

dem er gegen Tradition und Satzung verstösst. Hier zeigt sich der 

Hang der nationalsozialistischen Rhetorik und Praxis zur «radika-

len Lösung», zum «Fanatismus», zum «Eiskaltsein», zur «Rück-

sichtslosigkeit», zur Abrechnung mit dem «was bloss auf dem Pa-

pier steht». 

Der Nationalsozialismus war so autoritär wie antiautoritär, er 

liebte seine Archaismen, wenn sie gegen Traditionen ins Feld ge-

führt werden konnten. Und vor allem liebte er die Gewalt, denn 

die gewaltsame Lösung eines Problems, der rücksichtslose Zu-

griff ohne langes Fackeln, verbürgte die Unkonventionalität, die 

sich um Gesetz und Herkommen nicht schert und den getreuen 

Vollzug des Führerwillens und den gemeinsamen Geist beweist, 

indem er keine anderen, also eigentlich keine Rücksichten nimmt. 
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«Der Nazi» war kein folgsamer Untertan, sondern ein kreativer 

Barbar, der seine Barbarei als Ausweis seiner Kreativität und um-

gekehrt ansah – ob er nun ein Wehrwirtschaftsführer war, der 

Skizzen von territorialen Neuordnungen entwarf, oder ein SS-

Mann, der sich in der Kantine rühmte, herausgefunden zu haben, 

dass es effektiver sei, Häftlinge mit dem Kopf in einen Wasserei-

mer zu stecken, als nur auf sie einzuschlagen  

(vgl. Segev 1992: 41). 

Die Frage, ob der Massenmord an den europäischen Juden an-

geordnet war oder ein Ergebnis einer sich selbst radikalisierenden 

Massnahmenpolitik, ist wie viele andere dichotomischen Prob-

leme, in denen die Geschichtsschreibung des Nationalsozialismus 

sich immer wieder verstrickt, ein Scheinproblem. Er war beides. 

Im Modell charismatischer Herrschaft tendieren Befehl und 

Freie-Bahn-Geben dazu, eins zu werden; jedes Problem, das eine 

«radikale Massnahme» zur Folge hatte, wurde durch die nächste 

beantwortet. Befehl und Ausführung, Intention und stufenweise 

Realisierung wuchsen zusammen. 

III. 

Raul Hilberg berichtet in seinem Buch «Täter, Opfer, Zuschauer» 

dieses: Im Herbst des Jahres 1942 standen eine Mutter und ihre 

Tochter vor einer mit Leichen gefüllten Grube. Ein deutscher Sol-

dat kam auf sie zu und fragte die Mutter: Wen soll ich zuerst er-

schiessen? Sie schwieg, er riss ihr das Kind aus den Armen. Es 

schrie und wurde erschossen. Dann schoss er auf die Mutter. – 

Dass sie überlebte und die Geschichte erzählen konnte, war Zu-

fall. 

Der deutsche Soldat hatte gefragt. Die Mutter hatte geschwie-

gen. Sie hätte sagen können: Das Kind. Das Kind hätte es gehört 

und wäre erschossen worden. Dann die Mutter. Sie hätte sagen 

können: Mich. Sie wäre erschossen worden. Das Kind hätte es 

gesehen und wäre dann erschossen worden. Die Mutter schwieg, 

der deutsche Soldat riss ihr das Kind aus den Armen. Es schrie 

und wurde erschossen. Dann die Mutter. 
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Es sind solche, wie Hannah Arendt sagte (1989: 135), «Anek-

doten», in denen wir «Momente der Wahrheit finden» können und 

in äusserster Kürze erkennen, «worum es eigentlich ging». Es 

sind diese Szenen, in denen wir fühlen, dass die Welt, zu Teilen 

wenigstens, eingestürzt ist, und die uns in Erinnerung halten soll-

ten, dass die unbeschreibliche Gleichförmigkeit des Grauens von 

Auschwitz, Treblinka, Sobibo, Babi Jar, Belaja Zerkov durch den 

perspektivischen Abstand so gleichförmig ist, der uns zwingt, das 

Morden durch die Augen der Täter zu betrachten, vor denen die 

Opfer, wie Franz Stangl, der Kommandant von Treblinka es aus-

drückte, nur eine «Masse» waren: «Ich sah sie kaum als einzelne. 

Sie waren immer eine riesige Masse. Manchmal stand ich auf dem 

Erdwall und beobachtete sie auf ihrem Weg durch den 

«Schlauch». Aber – wie soll ich es Ihnen erklären – sie waren 

nackt, zusammengepfercht; sie rannten, von Peitschen angetrie-

ben, wie ...» (nach Sereny 1995: 257). 

Aber es ist eben nicht nur die Distanz, sondern auch die Not-

wendigkeit, dass wir, wenn wir begreifen wollen, wie das Extrem 

des Grauens Normalität werden konnte, durch die Augen jener 

sehen, für die es Normalität wurde, zudem erschliesst sich die Be-

sonderheit des Verbrechens gerade dem Blick, der von den Be-

sonderheiten absieht. 

So wird die historische Wahrheit der menschlichen, die allein 

in der Besonderheit bewahrt bleibt, entgegengesetzt. Das ist die 

geschichtsphilosophische Lektion des Nationalsozialismus. Man 

liest mit Entsetzen, wie der 1947 in Polen freigesprochene, von 

Januar 1944 an in Auschwitz im Hygiene-Institut arbeitende SS-

Arzt Dr. Münch, heute Landarzt im Allgäu, in einem von Bern-

hard Frankfurter (1995) arrangierten und dokumentierten Ge-

spräch mit Dagmar Ostermann, einem ehemaligen Häftling von 

Auschwitz, in furchtbar belehrender Weise Recht behält: «Sie wa-

ren doch kein Mensch, nicht wahr, das waren Sie doch nicht in 

dem Sinn. Sie waren eine Nummer» (Frankfurter 1995: 58), und 

auf der Höhe der intellektuellen Einsicht Ostermanns Bestehen 

auf dem Worte «unmenschlich» oder «Greuel» mit dem Hinweis  
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bescheidet, mit solchen konventionellen Worten sei das Entsetz-

liche nicht zu erfassen. 

Die Perspektive mit den Tätern zu teilen – aus dieser Situation 

kann sich die historische, die sozialwissenschaftliche Analyse nie 

ganz befreien. Ebensowenig wie das Deutschland nach 1945 das 

kann. Ich meine damit nicht in erster Linie die krassen Fälle, die 

schleswig-holsteinischen Beamten, die den Arzt Dr. Fritz Sawade 

deckten, obwohl sie wussten, dass er der Massenmörder Werner 

Heyde war; diejenigen, die wussten oder ahnten, dass der Förster 

Karl Neumann früher Richard Baer geheissen hatte und der letzte 

Kommandant von Auschwitz gewesen war; diejenigen an der 

Universität Aachen, die wussten, dass Schwerte Schneider war; 

nicht den Vorsitzenden der «Gesellschaft für bedrohte Völker», 

meinen Vetter Tilman Zülch, der die Identität seines Beiratsmit-

gliedes Peter Grubbe alias Klaus Volkmann für nicht erwähnens-

wert hielt, allenfalls vielleicht etwas peinlich; nicht alle jene 

Staatsanwälte, denen Jean Amérys (1990: 62) Mitteilung des Na-

mens seines Folterers im Polizeihaftlager Breendonk in Belgien 

(«Warum soll ich eigentlich seinen Namen verschweigen, der mir 

später so geläufig wurde? Es geht ihm vielleicht gut zur Stunde, 

und er fühlt sich wohl in seiner gesund geröteten Haut, wenn er 

vom Sonntagsausflug im Auto heimkehrt. (...) Der Herr Leutnant, 

der hier die Rolle eines Spezialisten für Folterungen spielte, hiess 

Praust – P-R-A-U-S-T») keine Ermittlung wert war – alle die 

meine ich nicht in erster Linie, weil sie im Grunde nur den Grund-

konsens unserer Gesellschaft in für seine Bewahrung etwas zu 

krasser Weise demonstrieren. 

Ich meine den Umstand, dass unsere Gesellschaft einen Aspekt 

der NS-Gesellschaft reproduzieren muss, um sich zu demonstrie-

ren, dass sie von ihr getrennt ist. So sehr die nationalsozialistische 

Volksgemeinschaft zur Bande sich transformierte, so sehr musste 

sie doch neben ihrer Realität das Bild ihrer historischen Norma-

lität bewahren. Sei es in der Kriegs- wie Nachkriegsphrase, dass 

die andern auch nicht besser seien, sei es in der Prätention der in 

Nürnberg Angeklagten, Staatsmänner zu sein, die Robert Ley vor  

176 



 

seinem Selbstmord in diese Worte fasste: «Stellt uns an die Wand 

und erschiesst uns! – Alles schön und gut – Ihr seid die Sieger. 

Aber warum soll ich vor einen Gerichtshof geschleppt werden wie 

ein V..., V..., wie ein V..., V..., (...) Ja, ich kann das Wort nicht 

einmal aussprechen.» (nach Gilbert 1982: 13) 

Oder wie diejenigen, die auf Walter Kempowskis Umfrage, ob 

sie von den Lagern gewusst hätten, mit einem klaren «Nein» ant-

worteten, und dann erzählten, sie hätten sich darüber unterhalten, 

dass die Juden nun alle in Dachau seien. «Der Gedanke», schrieb 

Adorno (1951: 61) «dass nach diesem Krieg das Leben «normal» 

weitergehen (...) könnte (...) ist idiotisch. Millionen Juden sind er-

mordet worden, und das soll ein Zwischenspiel sein und nicht die 

Katastrophe selbst. Worauf wartet diese Kultur eigentlich noch?» 

Es ist normal weitergegangen, durch blosses Insistieren darauf, 

die Katastrophe sei eben bloss eine Ausnahme gewesen, und 

durch die gleichzeitige Integration der Katastrophe in den Alltag. 

Das Extrem kann in die Normalität integriert werden, indem 

man darauf besteht, die Normalität sei nicht ausser Kraft gesetzt. 

Die Volksgemeinschaft betrachtet sich mit den Augen des Sozial-

wissenschaftlers und sagt, wie es dazu kommt. Sie muss Probleme 

lösen. A führt zu B; und weil X, so Y. 

Die Geschichtsschreibung und die Sozialwissenschaften sind 

einem widersprüchlichen Auftrag ausgesetzt: Sie sollen erklären 

und für unerklärlich erklären, sie sollen das Entsetzen mildern und 

doch nicht verharmlosen, sie sollen wissenschaftlich sein und ei-

nem Gefühl den adäquaten Resonanzraum geben, was eine ästhe-

tische Anforderung ist. Es lässt sich nicht umgehen: Etwas verste-

hen heisst durchaus nicht, es zu verzeihen, aber doch eine gedank-

liche Brücke zu konstruieren, die von hier nach dort und zurück 

begangen werden kann. Die Frage «Wie konnte es dazu kom-

men?» beharrt in dem in ihr zur Floskel gewordenen Schrecken 

aber darauf, dass diese Brücke nicht einfach rekonstruierbar sei – 

gerade darum fragt sie so insistent. Wenn man auf diese Frage 

antwortet, verfehlt man den in ihr aufbewahrten Wunsch, unbe-

antwortbar zu sein. 
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«Wie konnte es dazu kommen?» heisst: Wie kann etwas in der 

Welt sein, das nicht von dieser Welt sein darf?, und die Antwort, 

die die Geschichtsschreibung und die Sozialwissenschaften ge-

ben können, ist, nur zu zeigen, dass es in der Welt ist. Weil es der 

Fall gewesen ist, ist es möglich gewesen, und auf die Frage, wie 

es dazu gekommen ist, kann man nichts weiter antworten als zu 

zeigen, wie es dazu gekommen ist. Ich glaube nicht, dass die uns 

so quälende Frage, wie es zu einer historischen Katastrophe kom-

men konnte, so neu ist. Ich glaube, dass es neu ist, dass sie uns so 

quält. Ich glaube, dass das daran liegt, dass wir uns von dieser 

Katastrophe nicht distanzieren können, so sehr wir – soll heissen: 

der alltägliche Gang der Dinge und die Gesten der Politik – stets 

Distanz zu halten suchen. Und darum glaube ich, dass die Frage 

im Grunde anders lautet. Wir fragen nicht danach, wie die Welt 

einstürzen konnte, sondern wir fragen, warum wir das einerseits 

wissen, andererseits aber nichts davon zu sehen ist, obwohl doch 

eine grosse kollektive Anstrengung dahin geführt hat. Wir fragen 

nach dem harmlosen Förster Neumann, nach dem linksliberalen 

Rektor Schwerte, nach dem Versicherungsarzt Sawade, dem für 

die Belange der Dritten Welt so engagierten Journalisten Peter 

Grubbe, nach unseren Nachbarn, Bekannten, Freunden, Onkeln, 

Vätern, Grossvätern, nach den vielen, die nur deshalb die Aus-

stellung des Hamburger Instituts für Sozialforschung «Vernich-

tungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944» besu-

chen, weil sie wissen wollen, ob eines der dort gezeigten Fotos 

vielleicht ihren Vater, Onkel, Grossvater zeigt. Eine Frau hat ih-

ren Vater gefunden. Er war dabei, Partisanen zu henken. 

Die Wiedergewinnung der Normalität nach 1945 hat uns die 

Notwendigkeit eingetragen, die Nähe des Entsetzlichen nicht nur 

zu dulden, sondern herzustellen, um sie zu wissen und sie nicht 

zu bemerken. Die politische Dynamik der Judenvernichtung setzt 

sich fort: Was die Volksgemeinschaft gemeinschaftlich beging, 

war nicht allein der Menge der Opfer, sondern der Menge der Tä-

ter und Komplizen wegen so ungeheuer, dass eine Ahndung wie-

derum nur mit Methoden wie Massenhinrichtungen und -Internie- 
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rungen möglich gewesen wäre. Wie sehr die Deutschen an eine 

solche Form der strafenden Gerechtigkeit geglaubt haben respek-

tive glauben, zeigte sich zum Beispiel an Redereien in der Frie-

densbewegung von einem Atomkrieg als der jüdischen Rache für 

Auschwitz und in den – man lese nur die Rezensionen von Chris-

toph Ransmayrs «Morbus Kitahara» nach – an den Namen Mor-

genthau geknüpften Phantasien (vgl. Neumann 1995). 

Die Frage nach «Nationalsozialismus und Moderne», die Frage 

nach diesem so unendlich nahen Fremdkörper, ist die Frage, wie 

es geschehen konnte, und wie es sein kann, dass uns die Mörder 

so nahe sind. «Die Mörder sind unter uns», das geht als Filmtitel 

durch. Dass das Nachkriegsdeutschland auf einem Schindanger 

errichtet worden ist, und dass die Mehrheit der Schinder auf ihm 

in Pension gegangen ist, ist eine Tatsache, die niemals ganz emo-

tionell begriffen werden kann. «Ich kann mir nicht vorstellen», 

schreibt eine Emmi Lange in einem Leserbrief auf den Vorab-

druck von Robert Liftons «Ärzte im Dritten Reich» im «Spiegel», 

dass «die von Ihnen erwähnten Ärzte weder in der DDR noch in 

der BRD nicht bestraft worden wären, wenn sie tatsächlich solche 

Verbrechen begangen hätten. Mehr als schleierhaft finde ich den 

Bericht des Juden Lifton, der sogar mit vielen Tätern und Helfern, 

unter ihnen 28 Ärzte, darunter SS-Angehörige, die in Auschwitz 

tätig waren, gesprochen haben will. Noch dazu auf Tonband.» 

Sie kann es sich nicht vorstellen, also lügt der Jude Lifton. Nur 

können wir es uns auch dann nicht wirklich vorstellen, wenn wir 

wissen, dass Lifton nur Tatsachen berichtet, und längst nicht alle, 

die berichtet werden könnten. Wir führen aus der Haut, verlören 

den Verstand. Das wollen wir nicht, und also schliessen wir den 

Kompromiss mit den Tatsachen und delegieren unsere Gefühle an 

das Erklären mit der Frage, wie es dazu kommen konnte. So kom-

men wir mit der Frage zurecht, wie wir damit leben können, und 

gleichzeitig mit der Antwort: ganz gut. Wir sind nicht aus der Haut 

gefahren und haben den Verstand nicht verloren. Wir haben mit 

Fragen wie der nach dem Zusammenhang von Nationalsozialis- 
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mus und Moderne, unseren Verstand zu bewahren verstanden. 

Aber so etwas gelingt nie völlig. Dass die Antworten der Histori-

ographie und Sozialwissenschaften nicht zu befriedigen vermö-

gen, ist ganz gut. Das bedeutet, dass sie noch nicht in der Lage 

sind, unsere Gefühle mit den Tatsachen so zu amalgamieren wie 

unser sonstiges Leben. 



 

Dritter Teil 
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Hermann Lübbe 

Deutschland nach dem Nationalsozialismus 1945-1990 

Zum politischen und akademischen 

Kontext des Falles Schneider alias Schwerte 

I.  

Wir haben ein Mass unseres Selbstgefühls am Ausmass der je-

weiligen eigenen Vergangenheit, zu der wir uns zustimmend ver-

halten können. Das gilt für Individuen, und das gilt auch für Kol-

lektive und ihre Institutionen. Zustimmungsfähige Vergangenhei-

ten – das sind dabei insbesondere jene, an die sich gegenwärtig 

anknüpfen lässt, in deren Prägungen und Fortwirkungen wir uns 

also als zukunftsfähig erfahren. 

Die damit angedeuteten Zusammenhänge erklären die auffäl-

lige Schwäche des nationalen Selbstgefühls der Deutschen im 

Vergleich mit ihren Nachbarnationen. Die totalitäre Diktatur der 

Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, die im Ver-

such, das Deutsche Reich zu imperialer Weltmachtstellung zu 

führen, einen Kontinent verwüstete und überdies einen Völker-

mord exekutierte, verbleibt uns als Last einer Vergangenheit, «die 

nicht vergehen will»1. Das gilt jedenfalls dann, wenn sich die 

Deutschen auch weiterhin als Nation verstehen. Die letzten indi-

viduellen Täter oder Tätershelfer, die noch unter uns leben mö-

gen, werden in absehbarer Zeit begraben sein und wenige Jahre 

später auch der letzte Pimpf, der noch im letzten Kriegsjahr sein 

Braunhemd bekommen hatte. Nur kraft der fortdauernden histo-

risch-politischen Einheit einer Nation sind dann noch die Schre-

cken des nationalsozialistischen Totalitarismus den Deutschen 

zurechenbar, während mit der Auflösung ihrer historisch-politi-

schen Nationalität zugleich das Subjekt verschwände, das sich die  
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nationalsozialistische Vergangenheit als Teil seiner eigenen Ver-

gangenheit zurechnen lassen muss. 

Für den Umgang mit schlimmer Vergangenheit gibt es Regeln. 

Die Akzeptanz dieser Regeln setzt freilich voraus, dass man bereit 

ist, die fragliche Vergangenheit als eigene Vergangenheit anzuer-

kennen und somit der eigenen Identität zuzurechnen. Wer, wie die 

Angehörigen verwirrter Randgruppen, «Nie wieder Deutsch-

land!» plakatiert, bekundet damit, einen historisch-politischen 

Identitätswechsel vollziehen zu wollen. Aber wer ist man alsdann, 

und werden auch die anderen, die Angehörigen der Nachbarnati-

onen nämlich, akzeptieren, dass die fragliche schlimme Vergan-

genheit, die man über den nationalen Identitätsverzicht gern los-

werden möchte, irgendeine Vergangenheit, aber eben nicht mehr 

die eigene sei? Immerhin: Der Deutschen Demokratischen Re-

publik wäre es kraft einer konsequent praktizierten ideologischen 

Identitätsmanipulation fast geglückt, die Last schlimmer deut-

scher Geschichte abzuwerfen und diese Last exklusiv der Bundes-

republik Deutschland aufzubürden. Das geschah mittels einer Fa-

schismustheorie, die wissen wollte, der Faschismus sei gar nicht 

speziell deutsch, vielmehr generell eine Phase in der Geschichte 

des Spätkapitalismus, der sich noch einmal mit terroristischen 

Mitteln zu behaupten sucht, bevor er zusammenbricht. Es gehörte 

zur nationalpsychologischen Vorzugsstellung ideologisch korrek-

ter DDR-Bürgerschaft, sich die nationalsozialistische Vergangen-

heit nicht zurechnen lassen zu müssen. Die Prätention, dass man 

auf diese Weise der privilegierte Erbe des besseren Teils deut-

scher Geschichte sei, hat nachweislich sogar im Ausland Eindruck 

gemacht.2 Innerhalb Westdeutschlands folgen die mannigfachen 

residualen Versuche der Selbstbefreiung von schlimmer Vergan-

genheit durch grosszügige Zuordnung missliebiger anderer zu 

dieser Vergangenheit analogen Mustern der Selbstentlastung. 

Aber zurück zu den Regeln rationalen Umgangs mit zustim-

mungsfähiger und damit auch zukunftsträchtiger eigener Vergan-

genheit –: drei dieser Regeln seien hier ausdrücklich genannt. Ers-

tens hat man der Versuchung zu widerstehen, in der eigenen  
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Schwäche eine höhere Tugend erkennen zu wollen. Eben dieser 

Versuchung wird in der angedeuteten Flucht aus der nationalen 

Identität nachgegeben. Solche Flucht wirkt stets als Medium zu-

sätzlicher Selbstbeschädigung. Das folgt aus der Unglaubwürdig-

keit deutscher postnationaler Prätentionen im Ausland. Wer ex-

klusiv universal und so niemand Bestimmtes sein möchte, wirkt, 

statt beruhigend, seiner Unberechenbarkeit wegen unheimlich. 

Wird die Postnationalität dann sogar als vermeintlich generell 

geltende Norm nach aussen gekehrt, so wirkt sie sogar aggressiv. 

Auch am postnational gewordenen deutschen Wesen wird die 

Welt nicht genesen. Das glaubwürdige Verhältnis zu einer 

schlimmen Vergangenheit ist die Selbstannahme als derjenige, 

dem diese Vergangenheit zuzurechnen ist. Das gilt, noch einmal, 

für Individuen, und es gilt für Nationen nicht anders. 

Die zweite Regel rationalen Umgangs mit der Last einer zu-

stimmungs- und zukunftsfähigen Vergangenheit ist trivial, aber 

fundamental. Sie besagt, dass man sich gegenwärtig so zu verhal-

ten habe, dass, wenn auch diese Gegenwart Vergangenheit ge-

worden sein wird, sie dem zustimmungsfähigen Teil der eigenen 

Herkunftsgeschichte wird zugerechnet werden können. 

Die dritte Regel des Umgangs mit Vergangenheitslasten be-

sagt, dass man den zustimmungsfähigen Teil der eigenen Her-

kunftsgeschichte zu schonen habe. Wer nichts hätte, was ihn im 

Rückblick nicht stärkt und mit Vertrauen in seine Zukunftsfähig-

keit erfüllt, wäre auch gar nicht imstande, Vergangenheitslasten 

zu tragen. 

Am Massstab dieser drei Regeln gemessen darf man die bishe-

rige Geschichte der jungen Bundesrepublik Deutschland im 

Rückblick als Erfolgsgeschichte beurteilen. Das gilt nicht nur in 

wirtschaftlicher und politischer Hinsicht. Auch für die moralische 

Verfassung der zweiten deutschen Demokratie gilt es. 

Das Gelingen der deutschen Staatsrekonstruktion nach dem 

Ende der nationalsozialistischen Diktatur und damit nach dem 

Reichsuntergang ist freilich von einer ganzen Reihe begünstigen-

der Voraussetzungen abhängig gewesen. Drei dieser Vorausset- 
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zungen seien ausdrücklich genannt. Die erste Voraussetzung ist, 

insbesondere im Kontrast zur Lage Deutschlands am Ende des 

Ersten Weltkriegs, die Vollständigkeit der Niederlage und die 

Evidenz, dass man sie der eigenen nationalen Politik zuzuschrei-

ben hatte. Das bedeutete: Für eine neue Dolchstosslegende gab es 

keinerlei Anknüpfungspunkte. Endsiegsphantasien im Nachhin-

ein hätten nach 1945 die Anmutungsqualität der Verrücktheit ge-

habt. Die Desillusionierung war vollständig. Die Deutschen fan-

den sich nach dem Ende nationalsozialistischer Machtphantasien 

auf dem Boden der nationalen und internationalen Tatsachen wie-

der. Zugleich war unwidersprechlich, dass die Widerständler, po-

litisch und moralisch, das bessere Urteil gehabt hatten. Weder Ra-

chegefühle noch Ressentiments, über die die nationale Selbsttäu-

schung konserviert worden wäre, konnten sich bilden. Der Zu-

sammenstoss mit der Wirklichkeit war von einer Härte, die defi-

nitiv auf den Boden der Tatsachen zurückzwang. Das sollte sich 

als Gewinn erweisen. 

Zweitens wurde die Rekonsolidierung Deutschlands, wirt-

schaftlich und politisch, durch die Herausforderung des Kalten 

Krieges begünstigt, die freilich die Teilung Deutschlands für vor-

erst unabsehbare Jahre endgültig machte. Westdeutschland, das 

als Elendsregion auf Dauer für kommunistische Verheissungen 

vielleicht hätte empfänglich werden können, erhielt die ökonomi-

schen Starthilfen des Marshallplans. Sogar verteidigungspolitisch 

gewann Deutschland, nun auf der richtigen Seite, alsbald die Po-

sition eines Bündnispartners. Nachdem die 1952 vertraglich ge-

gründete Europäische Verteidigungsgemeinschaft 1954 am Veto 

der französischen Nationalversammlung gescheitert war, fand 

sich ein Jahr darauf Westdeutschland als gleichberechtigtes Mit-

glied in die nordatlantische Allianz, in die NATO, aufgenommen. 

Der Kalte Krieg bewirkte also eine weltpolitische Lage, in der 

man sich, nämlich im Westen, auf ein rekonsolidiertes und hand-

lungsfähiges Deutschland angewiesen fand. In der Alternative 

von Neutralismus oder West-Integration hat, in der Zeit der Re-

gierung Adenauers, die junge Bundesrepublik Deutschland diese 

Lage als Chance in zukunftsfähiger Weise genutzt. 
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Drittens ist die Europäische Einigung Deutschland zugutege-

kommen. Churchill hatte bereits 1946, in einer Zürcher Rede3, 

dauerhaft gutes Einvernehmen zwischen Frankreich und 

Deutschland als wichtigste Fälligkeit für die politische Rekon-

struktion Europas herausgestellt. Befragt, was er denn von dieser 

Idee halte, antwortete damals der französische Ministerpräsident 

George Bidault ebenso diplomatisch wie unmissverständlich: 

«Churchill’s Genie ist von besonderer Art, mehr kann ich nicht 

sagen.»4 Aber Churchill sollte recht behalten: Siebzehn Jahre spä-

ter unterzeichneten De Gaulle einerseits und Adenauer anderer-

seits den Elysee-Vertrag, und das berühmte Photo, das uns die 

beiden europäischen Staatsmänner betend in der Kathedrale von 

Reims zeigt, gehört seither bis in die Schulbücher hinein zu den 

Ikonen der europäischen Einigung. Wahr ist, dass die Einbindung 

Deutschlands zu den Hauptmotiven dieser Einigung gehört – von 

der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl bis hin zur 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. Es ist in Deutschland 

nicht populär, das zu sagen. Indessen: Die Vorteile dieser Einbin-

dung sind mehr als jedem anderen europäischen Land Deutsch-

land zugutegekommen. Auf keine andere Weise hätte Deutsch-

land so rasch aus dem Zustand, in welchem es sich, international 

vollständig isoliert, 1945 befand, herausfinden können. 

II.  

Noch einmal sei zu der ersten der genannten Voraussetzungen der 

gelungenen Rekonsolidierung Deutschlands zurückgelenkt, näm-

lich zur Totalität der deutschen Niederlage, die die Konservie-

rung von Illusionen über die politische und moralische Natur die-

ser Niederlage ausschloss. Zu den Befindlichkeitsfolgen dieser 

Niederlage gehörte zunächst eine radikale Vereinfachung deut-

scher Lebenssituation – kollektiv und individuell. Not macht das 

Leben existentiell unproblematisch. Wie lebt man in Städten, de-

ren Wohnsubstanz zu mehr als zwei Drittel zerstört ist? Wie ver- 

186 



 

sorgt man sich nach dem Zusammenbruch industrieller Güterpro-

duktion? Wie lassen sich die vielen Millionen Opfer der radikalen 

ethnischen Säuberung Ostmitteleuropas, der östlichen Provinzen 

Preussens wie Böhmens von allen Deutschen, integrieren? Und 

mehr noch: Wie verarbeitet man den Verlust von Recht und Ehre, 

die in Vertreibung und sonstiger Gewalt, die nun auf einen zu-

rückschlug, sich manifestierte? Die Antwort scheint mir zu lauten: 

Man erduldet es wie etwas, das noch in seinen Gewalt- und Un-

rechtsgehalten einen nicht überrascht, nämlich in Präsenz der Her-

ren- und Gewaltbringerrolle, in der die Deutschen doch kurz zu-

vor noch sich befunden hatten. 

Sowohl materiell wie moralisch resultierte aus den skizzierten 

Umständen eine sehr einfache Lage. Die objektiven Folgen der 

selbstverschuldeten Katastrophen konsolidierten die deutsche Be-

findlichkeit subjektiv. Wer kein Dach über dem Kopf hat und zu 

Winterbeginn weder Kohle noch Kartoffeln im Keller, existiert 

notwendigkeitsstabilisiert. In moralischer Hinsicht gilt Analoges. 

Ich vergegenwärtige es mit der Schilderung von Selbsterlebtem. 

In der Zeit, als man als junger Pimpf über die Erfolge der deut-

schen Sportler bei der Berliner Olympiade, 1936, begeistert war, 

wurden die Kinder jüdischer Nachbarn aus den öffentlichen Schu-

len verwiesen. Einer von ihnen war nun, 1946, als britischer Be-

satzungsoffizier ins eigene Heimatstädtchen zurückgekehrt und 

lud uns Ex-Pimpfe, jetzt junge Studenten, zu Gesprächen ins 

Casino ein. Relevante moralische Fragen, die noch offen, gar um-

stritten gewesen wären, gab es in dieser Situation nicht und über-

dies nicht in der Präsenz deutscher Kommilitonen, deren Väter als 

politische Repräsentanten der Weimarer Republik im Konzentra-

tionslager gesessen hatten und nun durch die Militärregierung zu 

Chefs neuerrichteter deutscher Behörden ernannt worden waren. 

Wie hier Recht und Unrecht verteilt waren – das also verstand sich 

bei diesen Gesprächen von selbst, so dass sie inhaltlich sich als-

bald Fragen von der Art zuwandten, wie das denn alles Möglich-

keit und schliesslich Wirklichkeit hatte werden können, was ei-

nen, als Pimpf, hatte begeistert sein lassen, was einen zweifeln 
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liess und wie man sich nun die eigene Zukunft in der Zukunft des 

eigenen Landes denke. 

Die Gunst und näherhin die Zukunftsträchtigkeit dieser objek-

tiv sehr bedrängenden, subjektiv aber sehr einfachen Lage sei 

noch mit ein paar Strichen am Beispiel studentischen Lebens nach 

Wiederaufnahme des Studienbetriebs ab 1946 erläutert. Unver-

gesslich blieb, dass man sich, nur wenige Monate nach Kriegs-

ende, über CARE-Pakete und Sterzbrei aus Mensaküchen vom 

Kriegsgegner ernährt fand. Fürs jungakademische Studium de-

mokratischer Lebensverhältnisse wurden einem durch die militär-

regierungsamtliche Universitätsleitung Sommerschulaufenthalte 

in Schweden vermittelt. Die berufliche Zukunft, gewiss, lag gänz-

lich im dunkeln. Um so bezwingender war die Evidenz, dass es 

unter allen Umständen und für alle Fälle gut sei, die naturgemäss 

recht eingeschränkten Studiengelegenheiten zu nutzen, und die 

Zukunftsgewissheit setzte sich in eine Gegenwärtigkeit um, die 

einen für Neues einschliesslich desjenigen Alten, das im Natio-

nalsozialismus als «entartet» galt, in besonderer Weise aufge-

schlossen sein liess. 

An einem einzigen Beispiel sei das erläutert. Nach nationalso-

zialistischer Massgabe begann der gymnasiale Literaturkurs im 

Fache «Deutsch», wie ich mich erinnere, mit den Zaubersprüchen 

von Merseburg. Gegen diese Zaubersprüche ist selbstverständlich 

gar nichts zu sagen. Sie gehören zu den wenigen althochdeut-

schen Texten, die uns überliefert sind, und inhaltlich wären sie, 

zumal nach der deutschen Wiedervereinigung, sogar aktualisier-

bar; denn sie sagen ja, unter anderem, dass zusammenwachsen 

soll, was zusammengehört. Nichtsdestoweniger bliebe es natio-

nalistisch bornierter Unfug, die Quellen deutscher Weltliteratur 

in diesen althochdeutschen Texten finden zu wollen. Diese Quel-

len liegen vielmehr bei Homer, in der griechischen Tragödie und 

der römischen Komödie sowie in der Bibel und ihrer Wirkungs-

geschichte. Das, unter anderem, war es, was uns damals jungen 

Studenten durch Ernst Robert Curtius’ «Europäische Literatur 

und lateinisches Mittelalter» mit Wirkungen enthusiasmierender 

Entbornierung sichtbar gemacht wurde. 
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Wahr ist freilich, dass viele von uns, die Philosophie studierten, 

darunter auch ich, sogar den Studienort wechselten, um einen be-

rühmten Philosophen zu hören, der zeitweise der nationalsozialis-

tischen Revolution zugewandt gewesen war, Heidegger nämlich, 

der im Anfangsjahr der nationalsozialistischen Diktatur Rektor in 

Freiburg im Breisgau war und deswegen nach einer generell gel-

tenden Entnazifizierungsmassgabe der französischen Militärre-

gierung als Universitätsdozent nicht amtieren durfte. Beweist sol-

che Zuwendung zu Ex-Nationalsozialisten unter den eigenen Leh-

rern Mängel nötiger Kritik und Selbstkritik im Verhältnis zur 

braunen Vergangenheit? Das wäre ein Missverständnis aus der 

Perspektive der durch die Gnade der späten Geburt begünstigten 

Jüngeren. Es liegt doch in der Natur totalitärer Regimes, dass sie 

alle wichtigen Ämter, auch Professorenämter, tunlichst mit Li-

nientreuen, zumindest Anpassungs- oder doch Schweigebereiten 

besetzen, und entsprechend war auch der Anteil der Ex-National-

sozialisten unter den Professoren der wiedereröffneten Universi-

täten, sofern sie nicht gerade Rektoren gewesen oder sonstwie als 

prominente Parteigenossen auffällig geworden waren, beträcht-

lich. Das war also damals deutsche Normalität, und im Falle Hei-

deggers kam hinzu, was uns auch aus anderen prominenten Fällen 

vertraut war: Dem nationalsozialistischen Regime, zumal in sei-

nen Anfangsjahren, verbunden gewesen zu sein – das schloss ja 

nicht aus, dass man Leistungen aufzuweisen hatte, die auch ganz 

unabhängig vom Nationalsozialismus Geltung hatten und behiel-

ten. Und wenn sogar bekannte französische Intellektuelle und Be-

sucher aus anderen Teilen der Welt Heidegger aufsuchten – was 

hätte uns junge deutsche Studenten hindern sollen, über die Lek-

türe seiner Bücher hinaus ihn auch persönlich zu hören? Ich 

möchte den argumentativen Sinn dieser Frage sogar noch verstär-

ken mit der Vergegenwärtigung der Gründe, die uns damals gänz-

lich bedenkenlos auch solche Prominente unter den Ex-National-

sozialisten aufsuchen liess, die sich ausdrücklich sogar mit natio-

nalsozialistischen Verbrechen identifiziert hatten – Carl Schmitt 

zum Beispiel, der, immerhin, die von Hitler befohlene Ermordung  
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der höheren SA-Führerschaft und vieler sonstiger missliebiger 

Persönlichkeiten Ende Juni 1934 mit dem Satz kommentiert hatte 

«Der Führer schützt das Recht.»5 

War man also damals, in den späten vierziger und in den fünf-

ziger Jahren, im Umgang mit der nationalsozialistischen Vergan-

genheit allzu unsensibel? Das zu unterstellen wäre, noch einmal, 

ein Urteil Spätgeborener, die in empörter Nicht-Akzeptanz ihres 

nationalen Schicksals, als individuell gänzlich Unbeteiligte doch 

die Nazi-Erbschaft übernehmen zu sollen, für die Umgangsfor-

men, die nach dem Ende des Nationalsozialismus zwischen Alt-

Nazis und jungen Ex-Pimpfen, ja zwischen Alt-Nazis und ehe-

mals verfolgten Remigranten sich herausbildeten, ohne Verständ-

nis sind, und das mit Folgen eines historischen Wirklichkeitsver-

lustes. «Prüfet alles und behaltet das Gute», rät der Apostel, und 

es entspräche, genau komplementär zu diesem guten Rat, dem üb-

len totalitären Syndrom, wenn man vermeinte, dass, wer, wie der 

erwähnte Carl Schmitt, erwiesenermassen Ideologie- und regime-

konform sich geäussert hat, auch darüber hinaus zu keiner dauer-

haften Einsicht hätte fähig sein können. Man soll keine Wahrhei-

ten bloss deswegen verschenken, weil man sie rechtsliegend an-

getroffen hat, fand Ernst Bloch, und die Angehörigen meiner Ge-

neration, die ihr Studium unmittelbar nach dem Ende des Zweiten 

Weltkriegs begannen, hätten, wenn das denn partout nicht hätte 

gelten sollen, kaum studieren können – bei so vielen Alt-Nazis 

unter den akademischen Lehrern, ohne die die Wiedereröffnung 

des akademischen Unterrichts 1946 gar nicht möglich gewesen 

wäre. 

Es gibt die These, komplementär zur Weiter- und Wiederbe-

schäftigung ehemaliger Parteigenossen an deutschen Universitä-

ten nach ihrer Wiedereröffnung, späterhin zusätzlich motiviert 

durch die ideologiepolitischen Erfordernisse des Kalten Krieges, 

sei an den westdeutschen Hochschulen die Gelegenheit zum Stu-

dium marxistischer Theorien den Studenten tunlichst vorenthal-

ten worden. Schon für die frühen Jahre der jungen Republik 

Deutschland trifft das nicht zu. Ganz selbstverständlich gehörte 

die Tradition des marxistischen Denkens zu den Gehalten, auf die 
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sich das Interesse zumal der politisch interessierten Philosophie-

studenten allein schon deswegen richten musste, weil man doch 

wissen wollte, was denn das eigentlich gewesen war, worauf sich 

der ideologische Säuberungswille der Nationalsozialisten von An-

fang an, in Frankfurt und anderswo, mit besonderer Konsequenz 

erstreckt hatte. Überdies legitimierte sich doch die Sowjetunion, 

die durch ihren Triumph über das nationalsozialistische Deutsch-

land zur Weltmacht aufgestiegen war, ideologiepolitisch durch 

die Doktrin des Marxismus-Leninismus, und für die nicht-totali-

tären Gegner des Kommunismus war es eine Sache des Selbster-

haltungsinteresses zu wissen, wie diejenigen denken, die, wie die 

Sowjets und ihre intellektuellen Sympathisanten, nach dem Ende 

des Nationalsozialismus auch das zukünftige Ende des Kapitalis-

mus für eine in den Gesetzmässigkeiten des Geschichtslaufs be-

gründete Notwendigkeit hielten. Überdies waren doch auch in der 

westlichen Welt marxistische Denominationen überall präsent – 

in organisatorischer Nähe zu sozialistischen oder sozialdemokra-

tischen Parteien, vor allem aber in der Intellektuellenszene und in 

den akademischen Milieus zumal. Überall stiess man auf Anti-

Antikommunisten. Das alles schlug, über Remigration, intellektu-

elle Konversionen und desgleichen kraft erhalten gebliebener 

Kennerschaft sogleich voll auch in der vom nationalsozialisti-

schen Bann befreiten deutschen Hochschulwelt wieder durch. 

Es war doch, zum Beispiel, unvermeidlich, dass man im Stu-

dium der ausserordentlichen Wirkungsgeschichte der Philosophie 

Heideggers auch auf die in den Marxismus hineinreichenden 

Transformationen dieser Philosophie stiess – auf die frühen Ar-

beiten Herbert Marcuses zum Beispiel und später dann auf das 

philosophische Amalgam von Marxismus und heideggersch ge-

prägter Phänomenologie, mit dessen Hilfe sich Teile der akade-

mischen Intelligenz Tito-Jugoslawiens aus der marxistisch-leni-

nistischen Dogmatik emanzipierten. Ich selber wurde, 1951, auf 

Antrag eines remigrierten ungarischen Juden promoviert, der in 

Freiburg den Lehrstuhl Martin Heideggers zu vertreten hatte, und 

dieser Ungar war, immerhin, Mitarbeiter Georg Lukács in der Zeit 
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der kommunistischen Diktatur gewesen. Wir studierten somit 

schon Ende der vierziger Jahre Lukäcs, Korsch, die Klassiker 

selbstverständlich. Alsbald remigrierte auch in ihren prominen-

testen Repräsentanten die Frankfurter Schule, und damals, An-

fang der fünfziger Jahre, war ich in Frankfurt Assistent. Die fünfte 

Vorlesung, die ich dann später, Ende der fünfziger Jahre, in 

Münster, als Privatdozent angekündigt habe, war dem Werk Le-

nins gewidmet. Akademische Correctness-Wächter, die einem 

das übelgenommen hätten, gab es damals nicht. Einladungen an 

die Adresse Wolfgang Abendroths, die ich als Vorstandsmitglied 

eines historischen Vereins mitzuverantworten hatte, fanden ein 

interessiertes Publikum, und so könnte man endlos mit der Schil-

derung von Gelegenheiten fortfahren, in der vermeintlichen Res-

taurationsepoche der Adenauer-Zeit sich mit den Traditionen des 

Marxismus bekanntzumachen. Zumindest für die akademische 

Welt gilt somit: Allein schon die mannigfachen Anlässe und Ge-

legenheiten, sich mit dem nationalsozialistisch perhorreszierten 

Marxismus zu beschäftigen, schliessen aus, dass darüber der Na-

tionalsozialismus selber hätte verdrängt werden können. 

III.  

Aber auch über die Sonderwelt der Hochschulen hinaus scheint 

mir für die frühen Jahre der Bundesrepublik Deutschland die 

These historisch unangemessen zu sein, das Verhältnis der deut-

schen Öffentlichkeit zum Nationalsozialismus sei damals vor al-

lem ein Verhältnis progressiver Verdrängung dieser Vergangen-

heit gewesen. Natürlich ist unklar, was «Verdrängung» eigentlich 

genau heissen soll. Der Verdrängungsbegriff entstammt bekannt-

lich einer Wissenschaft, deren theoretische Validität umstritten 

ist, und auch für den Verdrängungsbegriff gilt, dass die Assozia-

tionen, die der Begriffsname «Verdrängung» auslöst, einer me-

thodisch-analytischen Disziplin nicht unterworfen sind, und das  
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bedeutet: Insoweit ist der Dauerstreit zum Thema «Verdrängung» 

überhaupt unentscheidbar. 

Nennt man indessen «Verdrängung», gemeingebrauchsnah, ein 

Nicht-wahrhaben-Wollen des eben dadurch Verdrängten, so wäre 

es überwiegend unangemessen, die deutsche Nachkriegsöffent-

lichkeit durch Verdrängung der nationalsozialistischen Vergan-

genheit geprägt zu sehen. Es ist ja richtig, dass die überwiegende 

Mehrheit der Deutschen vom systematisch betriebenen Völker-

mord an den Juden nichts gewusst hat. Die nationalsozialistische 

Partei- und Reichsführung hatte ihre Gründe, die sich selbst ras-

senideologisch legitimierenden Massenliquidationen6 tunlichst 

geheimzuhalten, und das gelang überwiegend. Das ist nicht ent-

lastungshalber gesagt; denn im Unterschied zu den Massenliqui-

dationen waren die vorauslaufenden Massendeportationen und 

sonstigen Bürgerrechtsverletzungen aller Art der übergrossen 

Mehrheit der Deutschen wohlbekannt. So oder so: Sogleich nach 

1945 wurde alles allen Deutschen bekannt – in der britischen Be-

satzungszone zum Beispiel durch Vorführung von Filmen, die die 

Briten gleich nach der Befreiung Bergen-Belsens zur Dokumen-

tation der Lagerwirklichkeit hergestellt hatten. Es erging an die 

Deutschen ein Militärbefehl, dass man sich das anzuschauen 

habe, und so geschah es.7 Wie hätte es möglich sein sollen, das 

und die Inhalte analoger Medienberichterstattung nicht wahrha-

ben zu wollen? Man darf dabei dahingestellt sein lassen, ob nicht 

in individuellen Fällen, sogar zahlreich, trotziges oder auch ver-

zweifeltes Augenverschliessen stattfand, nämlich durch mentale 

Emanzipation aus der Wirklichkeit durch Flucht in allerlei Theo-

rien, die die Überbringer und Verbreiter der schlimmen Nachricht 

als notorische Deutschenfeinde, Judenfreunde und überhaupt als 

Subjekte diffamierender Propaganda einzuordnen erlaubten. Die 

herrschende deutsche Nachkriegsöffentlichkeit blieb von solchen 

Meinungsextremismen unberührt. 

Was das Verhältnis zum Nationalsozialismus anbelangt, so ga-

ben früh schon Publikationen gänzlich anderer Intention den Ton 

an. Über die Wirklichkeit der Konzentrationslager berichtete in 

seinem in erster Auflage schon 1946 erschienenen Buch Eugen 
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Kogon.8 Walther Hofers Dokumentensammlung nationalsozialis-

tischer Ideologie und Politik, die auch Manifestationen des ras-

senideologischen Menschheitssäuberungswillens der Nationalso-

zialisten jedermann zugänglich machten, erschien zuerst 1957. 

Und es kann keine Rede davon sein, dass solche Veröffentlichun-

gen weggeschoben und auf den Ladenhüterregalen der Buch-

handlungen verstaubt wären. Die erwähnte Dokumentation Wal-

ther Hofers erreichte bereits wenige Monate nach ihrer Erstpub-

likation einen Absatz von weit über einhundertausend Exempla-

ren.9 Das Tagebuch der Anne Frank fand sich in jeder Schülerbib-

liothek und Margarete Buber-Neumanns Bericht über ihre Gefan-

genenschicksale bei Hitler wie bei Stalin rückte in sachangemes-

sener Weise rechts-links-indifferente Züge totalitärer Gewalt-

herrschaft ins öffentliche Bewusstsein.10 Den Anfang der natio-

nalsozialistischen Katastrophe am Ende der Weimarer Republik 

hatte Karl Dietrich Bracher schon in der ersten Hälfte der fünfzi-

ger Jahre zum Gegenstand seiner wirkungsreichen einschlägigen 

Forschungen gemacht11, und Anfang der sechzigerJahre erschien, 

als erste deutsche Gesamtdarstellung des Faschismus in seinen 

europäischen Dimensionen, Ernst Noltes frühes Buch.12 Phäno-

menologisch abgesättigte Schilderungen zum Beispiel der 

Reichsparteitage in Nürnberg in ihrer Inszenierung als Gesamt-

kunstwerke machten in diesem Buch historisch aufklärend die 

Begeisterung nachvollziehbar, mit dem der überwiegende Teil 

des Volkes hier mitgefeiert hatte. Dass am Ende die Katastrophe 

stand – das ist ein politisch und moralisch einfaches Urteil. Um 

so weniger leicht ist es zu verstehen, wie es dazu kommen konnte, 

und eben das will historisch in zukunftsbezogener politischer Ab-

sicht geleistet sein. Gewiss lässt sich sagen, dass man doch die 

zitierten Bücher der Historiker von Bracher bis Nolte gern schon 

fünf Jahre früher verfügbar gehabt hätte. Aber es wäre allein 

schon forschungspraktisch naiv anzunehmen, dass das hätte mög-

lich sein können. 

Mit Vergegenwärtigung solcher Exempel repräsentativer und 

wirkungsreicher Auseinandersetzungen mit dem Nationalsozia-

lismus in der Vor- und Frühgeschichte der Bundesrepublik 
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Deutschland liesse sich endlos fortfahren. Die These, Verdrän-

gung, nämlich im erläuterten Sinne des Nicht-wahrhaben-Wol-

lens nationalsozialistischer Gewaltherrschaft und ihrer Verbre-

chen, habe die Öffentlichkeit der Adenauer-Jahre geprägt, ist der-

art realitätsfern, dass die Frage nach der Funktion dieser These 

sich aufdrängt. Diese Frage sei aber zunächst noch zurückgestellt, 

und es seien zuvor die Bedingungen der ausserordentlichen Wir-

kung erörtert, die die vieldiskutierte amerikanische Holocaust-

Fernsehserie beim deutschen Medienpublikum auslöste. Kritische 

Nationaltherapeuten13 fanden damals, die Erschütterung des Pub-

likums habe den Charakter einer endlich, partiell jedenfalls, be-

wirkten, abrupten Verdrängungsauflösung, und somit sei diese 

Erschütterung als definitiver Beweis der zuvor praktizierten Ver-

drängung zu werten. In Wahrheit vollzog sich über die Wirkungen 

der Holocaust-Serie eine Bekräftigung des politisch-moralischen 

Gemeinsinns im Urteil über die nationalsozialistische Judenver-

folgung. In deutscher intellektueller Pseudosouveränität hat man 

seinerzeit den Holocaust-Film aus Gründen seines vermeintlich 

sowohl in ästhetischer wie in politpädagogischer Hinsicht be-

denklich geringen Niveaus für unzumutbar gehalten und entspre-

chend seine deutsche Erstaufführung ins Dritte Programm verlegt. 

Das deutsche Publikum hingegen fand sich in seinen Erinne-

rungen an den Nationalsozialismus bestätigt und durch die film-

ästhetisch sehr einfache und eben dadurch eindrückliche Illustra-

tion der schlimmsten Konsequenzen dessen, wofür man doch in 

seinen Anfängen sich engagiert hatte, erschüttert. Kurz: Die ame-

rikanischen Filmemacher hatten den nationalsozialistischen Tota-

litarismus in einigen wichtigen Hinsichten tatsächlich besser ver-

standen als ihre aus verständlichen Gründen weniger urteilssiche-

ren deutschen intellektuellen Kollegen. Auf das Medienpublikum 

wirkte gerade die Reduktion aufs Triviale, das heisst auf das his-

torisch-politisch und moralisch Fundamentale, wie befreiend: Ge-

rade das nicht mehr banale Böse wird dem einfachen moralischen 

Urteil, dessen gemeinhin jedermann fähig ist, unterworfen, und  
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der Rest sind Versuche zur Beantwortung der Frage, wie es mög-

lich gewesen war, das Urteil des moralischen Gemeinsinns ausser 

Kraft zu setzen. 

Beides hat der Holocaust-Film tatsächlich geleistet, und ich 

habe das in einer Berliner Rede bei Gelegenheit der Internationa-

len Konferenz zur nationalsozialistischen Machtübernahme mit 

folgenden wichtigen Gehalten der Serie exemplifiziert. Zunächst 

wurde hier die Mitläuferkarriere, bis in ihre extremsten Konse-

quenzen hinein, als potentielle Jedermanns-Karriere verständlich 

und damit nachvollziehbar gemacht: Mit naheliegendem Oppor-

tunismus macht man den Anfang, und alsbald ist man, zur Erhal-

tung seiner moralischen Selbstachtung, zu glauben gezwungen, 

wobei man zunächst lediglich mitlief. Sodann wurde der Massen-

terror als ein politisches Phänomen transparent, das möglich 

wird, wenn wir in ideologisch bedingtem Realitätsverlust auf 

common-sense-transzendente Ziele verpflichtet werden, die in ih-

rer historisch singulären Grössenordnung für die letzte Schlacht, 

die noch zu schlagen ist, die Ausserkraftsetzung gemeinsinnsfä-

higer moralischer und politischer Normalität verlangen. Genau 

komplementär dazu vergegenwärtigte der Holocaust-Film den 

unaufgebbaren Sinn traditioneller Tugenden wie der Tapferkeit 

zum Beispiel, die durch ihren Missbrauch im Nationalsozialis-

mus diskreditiert zu sein schien, aber just durch die Evidenz der 

Angewiesenheit der Opfer des Nationalsozialismus auf sie im 

Widerstand gegen ihn in ihrer Geltung neu bekräftigt wurde. 

Schliesslich erwies der Holocaust-Film den Deutschen die Wohl-

tat, dass in der Kultur der Opfer des nationalsozialistischen Ter-

rors traditionelle, unaufgebbare Gehalte ihrer eigenen, deutschen 

Kultur vorgeführt wurden, und eben das entlastete vom patholo-

gisch wirkenden idiosynkratischen Zwang zur Selbstverdächti-

gung des Ganzen der eigenen Kultur mit der Wirkung, dass eben 

diese Kultur als ein gegen den Nationalsozialismus und gegen je-

den Totalitarismus verteidigungsbedürftiger Bestand erschien.14 

Nun lässt sich aber, wie schon gesagt, im konsensuell nicht ge-

regelten Gebrauch des Wortes «Verdrängung» auch ein ganz an-

derer Bestand als der des Nicht-wahrhaben-Wollens schlimmer 
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eigener Vergangenheit meinen. Als ich einmal Anfang der achtzi-

ger Jahre in einem Vortrag darauf bestand, das Nichtwahrhaben-

Wollen nationalsozialistischer Verbrechen habe die deutsche Öf-

fentlichkeit auch in der Frühzeit der Bundesrepublik Deutschland 

nicht geprägt, wurde mir mit höhnischer Polemik empfohlen, ich 

solle doch einmal in einem Lexikon unter dem Stichwort «Ver-

drängung» nachlesen, um endlich zur Kenntnis zu nehmen, was 

denn damit fachlich eigentlich gemeint sei. Gemeint sei nämlich 

nicht banales Nicht-wahr-haben-Wollen, vielmehr die beharrliche 

Weigerung, aus der möglicherweise durchaus in der Erinnerung 

präsenten schlimmen Vergangenheit angemessene praktische 

Konsequenzen zu ziehen. Ich habe damals erwidert: Wenn man in 

diesem Sinne die angemessenen praktischen Konsequenzen, und 

zwar näherhin die angemessenen politischen Konsequenzen aus 

den Erfahrungen der nationalsozialistischen Diktatur in Deutsch-

land, vermisse, dann sei man offensichtlich nicht bereit, der zwei-

ten deutschen Demokratie den Status einer nach Moral, Recht und 

Politik adäquaten Antwort auf die Herausforderungen der natio-

nalsozialistischen Vergangenheit Deutschlands zuzubilligen. Man 

erkennt: In der Auseinandersetzung um Angemessenheit oder Un-

angemessenheit des Verhaltens der Deutschen zu ihrer national-

sozialistischen Vergangenheit verbirgt sich nicht zuletzt eine Aus-

einandersetzung um die Anerkennungsfähigkeit der moralischen 

und politischen Geltungsansprüche der liberal verfassten zweiten 

deutschen Demokratie, und darauf ist noch zurückzukommen. 

Zunächst kann es sich selbstverständlich nicht darum handeln, 

die Bundesrepublik Deutschland und ihre Geschichte sozusagen 

schönzureden, und als einer der stärksten Einwände der Angemes-

senheit jenes Verhältnisses zum Nationalsozialismus, das in der 

Frühgeschichte der Bundesrepublik Deutschland vorherrschend 

war, hat stets die Massenintegration ehemaliger Nationalsozialis-

ten in das gesellschaftliche, administrative und politische System 

der Bundesrepublik Deutschland gegolten. Diese Massenintegra-

tion hat es tatsächlich gegeben, und es ist wahr, dass hier viele  
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Fehler gemacht worden sind. Die Empfindlichkeit überlebender 

Opfer nationalsozialistischer Rassenverfolgung gegenüber der 

Ernennung eines Mannes zum Staatssekretär, der, in welcher nä-

heren Absicht auch immer, die Nürnberger Rassengesetze kom-

mentiert hatte, hätte sich doch voraussehen und in dieser Voraus-

sicht zugleich die Respektbedürftigkeit dieser Empfindlichkeit 

anerkennen lassen. Andererseits darf man die Massenintegration 

ehemaliger Nationalsozialisten in das öffentliche Leben der jun-

gen Bundesrepublik Deutschland nicht als einen Vorgang der po-

litischen Rehabilitierung nationalsozialistischen Engagements 

missverstehen. Überdies hat die fragliche Massenintegration auch 

ihre ganz andere Vorgeschichte. Der «Führer» und seine Alten 

Kämpfer der allerersten Reihe von Himmler bis zu Goebbels und 

Göring entzogen sich doch den Konsequenzen ihrer gescheiterten 

deutsch-völkischen Vorherrschaftserrichtung bekanntlich durch 

Selbstmord, und zahllose Mitgescheiterte folgten ihnen. Andere 

Hauptbeschuldigte wurden gemäss den Urteilen einer neuen Art 

von internationalen Gerichtshöfen aufgehängt. Im Rahmen der 

Entnazifizierungsprogramme der Militärregierungen verschwan-

den die Parteigenossen sogleich aus ihren höheren Ämtern, und 

bis auf die Ebene der Ortsgruppenleiter hinab konzentrierte man 

sie über Wochen, ja über Monate hinweg, in allerlei Lagern, die 

ja in Deutschland reichlich vorhanden waren. In der sowjetischen 

Besatzungszone war das sogar mit Massentodesfällen verbunden, 

und Willkür und Säuberungswahn bezogen hier auch sonstige po-

litisch unliebsame Deutsche ein, deren Unliebsamkeit nicht in 

erster Linie in ihrer Mitgliedschaft in der Nationalsozialistischen 

Deutschen Arbeiterpartei begründet lag. In Fragebögen hatte je-

der Deutsche, der altersmässig dafür in Frage kam, seine Nazi-

Karriere einschliesslich etwaiger Zugehörigkeiten zu Neben- und 

Unterorganisationen offenzulegen, und die Wiederaufnahme von 

qualifizierten öffentlichen Tätigkeiten war an die Voraussetzung 

geeigneter Spruchkammerbescheide gebunden. 

Selbstverständlich gehörte es in dieser Lage zum Gemeinver-

halten, seine jeweilige Nazi-Karriere nicht an die grosse Glocke 

zu hängen. Man beschwieg sie tunlichst. Abermals hat das mit ei- 
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nem Verhalten, das sich sinnvoll als «Verdrängung» kennzeich-

nen liesse, nicht das Geringste zu tun. Es wäre sogar falsch, hier 

nichts als Feigheit und Opportunismus am Werk zu sehen. Auch 

beschämt schweigt man bekanntlich, und wer gar eine Familie zu 

versorgen hatte, bemühte sich banalerweise zur Vorbereitung auf 

die Spruchkammerverfahren um Entlastungszeugnisse, die spre-

chend «Persilscheine» genannt wurden und einem, möglichst mit 

der Zeugenschaft von Gegnern des Nationalsozialismus, mässi-

gende Einflussnahmen oder sonstige Anständigkeiten bescheinig-

ten. 

IV.  

Es ist in diesem Zusammenhang, dass man auch den Fall Schnei-

der alias Schwerte sich historisch vergegenwärtigen muss. Die 

skizzierten Umstände der Entnazifizierung mussten SS-Offiziere 

mit gutem Grund Sanktionen befürchten lassen, und wenn man 

bedenkt, dass es doch auch in der Geschichte des gewöhnlichen 

Verbrechens nicht die vorherrschende Praxis der Täter ist, sich 

freiwillig zu stellen, so hat es seine triviale Plausibilität, dass so 

mancher den Konsequenzen seines totalitären politischen Enga-

gements über einen Identitätswechsel zu entkommen trachtete. 

Man darf annehmen, dass solcher Identitätswechsel sich im Zu-

sammenbruch der nationalsozialistischen Diktatur vieltausend-

fach vollzogen hat. In der Mehrzahl der Fälle dürfte sich das in-

zwischen durch den Tod erledigt haben. Die Schätzung, wie viele 

Personen mit falscher Identität noch unter uns leben, bleibe den 

Experten überlassen. 

Selbstverständlich begründet jeder Identitätswechsel den Ver-

dacht, dass damit sehr schwerwiegende Fakten der öffentlichen 

Beurteilung entzogen werden sollen. Das bleibt aufzuarbeiten. Im 

Übrigen ist dann der Identitätswechsel auch als solcher ein aufar-

beitungsbedürftiges, zum Beispiel oft mit Urkundenfälschungen 

verbundenes Faktum und bei Beamten ein Disziplinarfall. Es ist 

naheliegend, einen solchen Fall, wenn er zugleich der eines ehe-

maligen Hochschulrektors ist, zum Anlass einer interdisziplinären 
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Vorlesungsreihe mit dem Zweck neuerlicher Vergangenheitsauf-

arbeitung zu machen. Ein zwingender Anlass ist es allerdings kei-

neswegs. Man hat vielmehr zunächst einmal zu erkennen, dass 

die Aufdeckung solcher Fälle, sogar nach Jahrzehnten, zu den un-

vermeidlichen Folgelasten einer totalitären Diktatur gehört, die 

man hinter sich hat. 

Als ehemaligem Erlanger Privatdozenten war mir Schwerte als 

geschätzter Privatdozenten-Kollege gut bekannt. Jedermann trau-

te ihm damals eine akademische Karriere von der Art zu, die er 

dann tatsächlich auch gemacht hat. Sollten, übrigens, die Ver-

wicklungen Schneiders alias Schwertes in die SS-Geschichte, die 

mir insoweit unbekannt sind, die Grenze des Bereichs strafrecht-

lich relevanter Tatbestände nicht überschreiten, so hätte der Fall 

Schwerte zugleich die Merkwürdigkeit, dass die Flucht aus der 

Identität der Person Schneider im Sinne der Intentionen des Iden-

titätswechslers eigentlich überflüssig gewesen wäre. Denn in den 

späteren Jahren der Frühgeschichte der Bundesrepublik erfolgte 

ja, wie schon erwähnt, die Reintegration der Alt-Nazis in das po-

litische System der Bundesrepublik Deutschland massenhaft – für 

den öffentlichen Dienst vor allem mit dem sogenannten 131er-

Gesetz vom 11. Mai 1951. Das bedeutet: Unter der skizzierten 

Hypothese, der Nationalsozialist Schneider sei nicht im Sinne 

heute geltenden Strafrechts ein Straftäter gewesen, gegen die oder 

für die mir keinerlei Gründe bekannt sind, hätte Schwerte alsdann 

auch als Schneider seine Karriere machen können. 

Wäre aber nicht eben das der Skandal, als der uns noch im 

Nachhinein der früh-bundesrepublikanische Umgang mit den 

Alt-Nazis zu erscheinen hätte? In Beantwortung dieser Frage darf 

man sich nicht von einem allzu harmlosen Bild totalitärer Herr-

schaft leiten lassen. Totalitäre Herrschaft legitimiert sich durch 

Massenzustimmung. «Veredelte Demokratie» nannte entspre-

chend Joseph Goebbels die nationalsozialistische Herrschaft, und 

dem Massenbewegungscharakter dieser Herrschaft entsprechend 

war denn auch tatsächlich die überwiegende Mehrheit des Volkes 

dem Herrschaftssystem mit grösserem oder geringerem Engage- 
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ment verbunden. Wie aber kann aus Millionen und Abermillionen 

totalitär organisierter «Volksgenossen» das Staatsvolk einer frei-

heitlichen Demokratie werden? Die die Masse des Volkes betref-

fende Antwort scheint mir zu lauten: einzig durch Integration und 

nicht durch Ausgrenzung. Das gilt für die Wirtschaft und für die 

Industrie, für die öffentliche Verwaltung und für das Militär, und 

es gilt selbstverständlich auch für die Wissenschaft. Bei der Auf-

arbeitung erledigter totalitärer Herrschaft ist im Umgang mit den 

Menschen, die dieser Herrschaft entstammen, im Regelfall die 

Frage nicht, wieso sie denn in diese Herrschaft involviert waren, 

vielmehr die ganz andere Frage, wohin sie von nun an zu gehen 

bereit sind. Das ist die Formel, die uns Richard Löwenthal für die 

personelle Aufarbeitung totalitärer Erbschaft angeboten hat. Ich 

kann nicht erkennen, wie das anders hätte eingerichtet werden 

können. Unter den Alternativ-Projekten, die man stattdessen ge-

legentlich, als leider versäumte Projekte, favorisiert findet, halte 

ich eines für ganz absurd: die spontane, radikal und dann unver-

meidlicherweise blutige Selbstbefreiung des Volkes von seinen 

totalitären Schindern. Diese Idee ist deswegen absurd, weil der-

gleichen ja überhaupt nur in einem gelingenden politischen Akt 

der Erledigung totalitärer Herrschaft denkbar gewesen wäre, die 

man selber zustande gebracht hat – nicht aber in einem von aussen 

besiegten System. Die Sieger, gewiss, hätten ihrerseits natürlich 

eine Abrechnung im revolutionären Stile veranstalten können. 

Stalin bot die Erschiessung von 50‘000 deutschen Wehrmachtsof-

fizieren an, und mit der Liquidation von Offizierskorps hatte er ja 

sowohl im Falle der Roten Armee wie im Falle der polnischen 

Armee seine Erfahrungen. Die freie Welt musste darauf wie 

Churchill, nämlich mit Abscheu, reagieren, und die Deutschen 

selbst, die ja nun zur Rechtsstaatlichkeit zurückgebracht werden 

sollten, hatten insofern allein schon aus moralischen Gründen 

keine andere Wahl als die der verfahrensförmigen Aufarbeitung 

nationalsozialistischer Staatsverbrechen. Überdies hat man sich 

klarzumachen, dass Akte der Herrschaftsliquidation vom Typus 

blutiger Revolution für den einer solchen Revolution entkomme- 

201 



 

nen Volksteil die Wirkung vollständiger Entlastung haben. Für 

die Aufarbeitung des Nationalsozialismus, wie sie in der Ge-

schichte der Bundesrepublik Deutschland tatsächlich stattgefun-

den hat, hätte alsdann jede motivationale und legitimatorische 

Voraussetzung gefehlt. 

So vollzog sich also die Liquidation des nationalsozialistischen 

Erbes in personeller Hinsicht durch Integration der Alt-National-

sozialisten in das System der freiheitlich-demokratischen Grund-

ordnung der Bundesrepublik Deutschland. Durch die erwähnten 

Spruchkammerverfahren war man, im glücklichen Falle, entlas-

tet, und eine öffentliche Verteidigung seines Nazi-Engagements, 

gar ein Anspruch auf Dauergeltung der damaligen Gründe dieses 

Engagements, war niemandem öffentlich zugebilligt. Und so ko-

operierte man denn – der aus Verfolgung und Emigration, gar aus 

dem Untergrund wiederaufgetauchte frühere Kollege amtierte als 

Rektor, der örtliche ehemalige NS-Dozentenbundführer fand sich 

nach dem erwähnten 131er-Gesetz in sein Professorenamt wieder 

eingesetzt, und der Pedell, einst ein rüstiger SA-Mann, hatte sich 

ohnehin halten können. Im Hörsaal sassen in grosser Zahl Ex- 

Offiziere und sonstige Wehrmachtsangehörige, sogar noch in ih-

ren Uniformjacken mit abgetrennten Rang- und Ordenszeichen. 

Wie ging man nun miteinander um – diejenigen, die recht behal-

ten hatten, und diejenigen, die ihre Irrtümer und sonstigen Ver-

strickungen nun hinter sich hatten? Nicht eine einzige Universi-

tät, keine Kommunalverwaltung, kein privater Betrieb, kein Un-

ternehmen hätte sich wiederaufbauen lassen, wenn im Umgangs-

ton der auf Kooperation Angewiesenen der Ton des Vorwurfs 

(«Wie konnten Sie nur...?») zum herrschenden Dauerton gewor-

den wäre. Es hatte doch seine bezwingende Evidenz, wie im 

Rückblick auf die Vergangenheit Recht und Unrecht verteilt wa-

ren. Niemandem wurde entsprechend gestattet, rezente nazisti-

sche Überzeugungen öffentlich zu äussern. Die wiederhergestell-

te Rechtsstaatlichkeit hatte ihre unwidersprechliche Verbindlich-

keit, und wer in praktischer Anerkennung dieser Verbindlichkeit 

seine Arbeit tat, wurde dann in der Tat nicht täglich oder jährlich 
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neu mit Aufforderungen konfrontiert, sich für sein früheres Nazi-

Engagement zu rechtfertigen. Genau in diesem Sinne, so habe ich 

das in einem grösseren Aufsatz plausibel zu machen versucht, 

verhielt man sich als Remigrant in der Wiederaufbaukooperation 

zu den ex-nazistischen Kollegen im Modus asymmetrisch-diskre-

ten Beschweigens15, und auch das hat mit «Verdrängung» ersicht-

lich nicht das Geringste zu tun. 

V.  

Das so vorzutragen wurde mir in Aachen mit Lärmgewalt von 

Studenten verwehrt, die meiner hier noch einmal knapp wieder-

holten Analyse der integrativen Funktion der Diskretion im Ver-

hältnis Anti-Nazis und Alt-Nazis in ihrer Wiederaufbau-Koope-

ration die moralische und politische Verpflichtung entgegenhiel-

ten, die damit vermeintlich erklärte «Schweigepflicht» im Ver-

hältnis zum Nationalsozialismus endlich zu brechen. «Wir wer-

den NICHT schweigen»16, und entsprechend setzte man Triller-

pfeifen in Tätigkeit. Mein Kommentar dazu lautet: So verhält man 

sich in den Konsequenzen erfolgreicher Weigerung, die Realität 

totalitärer Gewaltsysteme einschliesslich ihrer Folgelasten histo-

risch zur Kenntnis zu nehmen. Im Übrigen bewies man, nach al-

ter, nicht zuletzt auch deutscher politischer Tradition noch immer 

nicht begriffen zu haben, dass in der Normalität zivilen, auch aka-

demischen Lebens Rechte und Freiheiten nicht durch Gesin-

nungsgewalt, vielmehr einzig durch Respekt vor geltenden Ver-

fahren und den in ihnen geschützten Rechten anderer sich sichern 

lassen. Es hat seinen Grund in der immer noch nicht überwunde-

nen Bürgerferne deutscher akademischer Milieus, dass in diesen 

Milieus unverändert Randgruppen gedeihen, deren Gesinnungs-

intensität das Komplement ihrer historisch-politischen Welt-

fremdheit ist. 

Für die jüngere Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 

handelt es sich dabei zugleich um einen Nachhalleffekt der 68er-

Bewegung, die natürlich in der Geschichte des deutschen Nach- 

203 



 

kriegsverhältnisses zum Nationalsozialismus ihre Bedeutung hat. 

Diese 68er-Bewegung, Teil eines in fast allen hochentwickelten 

Ländern auffällig gewordenen Schubs im Verhaltens- und Wer-

tewandel, kam für viele Alt-Bundesrepublikaner überraschend, 

und zwar unangenehm überraschend in ihren sie kennzeichnen-

den ideologischen Protuberanzen und Exzessen – bis hin zu ma-

nifesten Rechtsbrüchen. Politiker, vor allem aber massgebende 

Medien-Intellektuelle bewältigten diese Überraschung damals 

bevorzugt durch Erhebung der fraglichen Jugendbewegung in 

den Rang von Manifestationen einer endlich kritisch gewordenen 

jungen Generation. Sogar moralisch fand sich diese Generation 

nobilitiert durch den Mythos, sie sei die erste Generation gewe-

sen, die das Schweigen der Väter über den Faschismus nicht län-

ger mehr hinnehmen wollte. Richtig ist: «Faschismus» – nicht 

«Nationalsozialismus» – wurde in der 68er-Bewegung tatsächlich 

zum Thema. Aber damit verband sich doch damals keineswegs 

die Meinung, vom Nationalsozialismus müsse, nachdem er so 

lange beschwiegen worden sei, endlich die Rede sein. Die Mei-

nung war vielmehr, man habe die Bedingungen zu liquidieren, 

denen das faschistische System entstamme, nämlich den Mono-

polkapitalismus, der eben, von fortschrittlichen Kräften bedrängt, 

im Faschismus zur terroristischen Form seiner Selbstverteidigung 

übergegangen sei und wieder überzugehen drohe. Das bedeutet: 

Die verblüffende Renaissance von allerlei marxistischen, ja sogar 

leninistischen Theorien einschliesslich der kanonisch geworde-

nen bolschewistischen Faschismus-Formel Dimitroffs –: das war 

der Kontext der Faschismus-Thematisierung durch die 68er-Be-

wegung, und ihre politische Funktion war die der ideologischen 

Delegitimierung des liberalen, marktwirtschaftlich organisierten 

Systems der Bundesrepublik Deutschland. 

Meine eigene Generation hat sich dem damals, überwiegend, 

widersetzt. Meine Generation war in den Konsequenzen der von 

ihr geleisteten Aufarbeitung der nationalsozialistischen Vergan-

genheit antitotalitär orientiert, und in aktueller politischer Orien-

tierung bedeutete Antitotalitarismus damals primär Antikommu- 
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nismus. Eben dieser Antikommunismus, in dessen Konsequenzen 

doch auch die deutsche Sozialdemokratie nur wenige Jahre zuvor, 

nämlich 1959, ihre Programmatik konsequent von allen Relikten 

altmarxistischer Doktrin befreit hatte, galt nun plötzlich als siche-

res Indiz für rezenten Faschismus, und das bis in feinste Intellek-

tuellen-Zirkel hinein, denen nicht wenige unserer Politiker ungern 

widersprachen und insofern sich anpassten. Scharf formuliert: Der 

antitotalitäre Konsens, der doch zu den politisch-orientierungs-

praktischen Selbstverständlichkeiten der Bundesrepublik 

Deutschland vor dem Hintergrund nationalsozialistischer Vergan-

genheit gehört hatte, löste sich partiell auf. Antikommunismus 

galt nun sogar als Störfaktor in der Politik friedenssichernder 

Koexistenz, und jugendbewegte totalitäre Verhaltenssyndrome – 

Führerikonen von Lenin über Mao bis Che Guevara, Maschinen-

pistolen-Lyrik, Fahnen-Wallen – wurden, weil sie, im Unterschied 

zu den dominanten studentischen Engagements vor 1933,17 für 

dieses Mal von links kommend in Erscheinung traten, als Beleg 

erfreulich gelungener Emanzipation aus üblen deutschen politi-

schen Traditionen gefeiert. 

Das hatte Folgen für das politisch-moralische Urteil über die 

totalitären Massenverbrechen unseres Jahrhunderts. Im Schatten 

der jetzt erst Gewicht erlangenden These von der Unvergleichlich-

keit von Nationalsozialismus einerseits und Internationalsozialis-

mus andererseits wurden aus den Millionenopfern des bolsche-

wistischen Weltverbesserungsexperiments «Exzesse des russi-

schen Bürgerkriegs».18 Über eine Kandidatin fürs Bundespräsi-

dentenamt war in der Bundesversammlung abzustimmen, die den 

nordkoreanischen Diktator für einen Wegweiser zur Menschheit 

der Zukunft hielt. Honecker wurde beim Besuch seiner westdeut-

schen Heimat von denselben Jungparteigenossen bejubelt, die Re-

agans Besuch des Hambacher Schlosses für eine Schändung die-

ser Traditionsstätte deutscher Frühdemokratie hielten etc. 

Für die Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus hat-

ten diese possenhaften Konsequenzen des sich auflösenden anti-

totalitären Konsenses die missliche Wirkung, dass die Faschis- 
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mus-Kritik ihrerseits zur ideologiepolitisch eingesetzten Waffe 

im Kampf gegen rezente, aus der Frühzeit der Bundesrepublik 

Deutschland überkommene Alt-Liberale wurde. Elementare Stan-

dards intellektueller Kultur gerieten in Verfall – zum Beispiel in 

den Konsequenzen des Vergleichsverbots19, mit dem doch zu-

gleich die kognitiven Voraussetzungen für die Einsicht in die sin-

gulären Besonderheiten nationalsozialistischer Massenverbre-

chen ausser Verkehr gezogen wurden und ineins damit die Iden-

tifizierbarkeit dessen, was generell unser Jahrhundert zu einem 

Jahrhundert historisch beispielloser Massenverbrechen hat wer-

den lassen.20 

Noch das adäquate Verhältnis zum erfolgreich gewesenen 

Kampf zur Abschaffung der zweiten totalitären Diktatur auf deut-

schem Boden, nämlich der der Sozialistischen Einheitspartei 

Deutschlands, blieb von den skizzierten Folgen der Auflösung des 

antitotalitären Konsenses belastet. Statt Freiheitswillen sah man 

Konsumismus am Werk. Eine Banane, auf dem Bildschirm vor-

gezeigt, schien als Symbolisierung der Motivlagen derer geeignet, 

die die Mauern gestürmt hatten, und etwas subtiler nannte sich 

das dann «DM-Nationalismus». Die Unaufhaltsamkeit des Zu-

sammenbruchs des real existierenden Sozialismus wirkte wie ein 

Schock, und wer sich mit der Verarbeitung dieses Schocks 

schwertat, hielt sich an den Antifaschismus als kostbares, unauf-

gebbares Erbe dieses Sozialismus in der Phase seiner Liquidation. 

Für das Verhältnis zum Nationalsozialismus hat das üble Fol-

gen gehabt. Die intellektuelle und politische Ernsthaftigkeit der 

Auseinandersetzung mit ihm litt bis in die akademischen Räume 

hinein unter den Folgen zwanghafter Geneigtheit, überall rezente 

Altfaschismen oder Neofaschismen am Werk zu sehen – so auch 

in Aachen beim angekündigten Vortrag eines Professors, den man 

für den Verkünder einer «Schweigepflicht» im Verhältnis zum 

Nationalsozialismus hielt, während er in Wahrheit nur plausibel 

zu machen versucht hatte, wie in den wiedereröffneten Hochschu-

len nach 1945 remigrierte Nazi-Opfer einerseits und ihre ex-na-

zistischen professoralen Kollegen alltagspraktisch miteinander 

umgingen. 
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Norbert Frei 

Identitätswechsel 

Die «Illegalen» in der Nachkriegszeit 

Die Szene spielt kurz nach dem Krieg auf einem Bauernhof und 

dauert nur Sekunden: Hans Boeckei, ein junger Familienvater mit 

Rucksack und Leiterwagen auf Hamsterfahrt, erkennt verblüfft 

seinen ehemaligen Schulkameraden Bruno Tiches, vormals ein 

hohes braunes Tier, jetzt offensichtlich ein gewiefter Schieber 

und bereits wieder mit eigenem Auto unterwegs. 

«Tiches!» 

«Keinen Namen! Ich heisse jetzt Anders.» 

«Bruno mal ganz anders.» 

«Alter Kumpel!» 

Viel mehr haben sich Hans und Bruno nicht zu sagen, doch 

dass der gutmütig-verträumte Nicht-Nazi (Hansjörg Felmy) seine 

historische Chance gegenüber dem bedenkenlosen Tatmenschen 

(Robert Graf) schon in der vermeintlichen «Stunde Null» ver-

passt, daran lässt Kurt Hoffmanns Spielfilm Wir Wunderkinder 

keinen Zweifel. Im Rückblick erweist sich die 1958 entstandene 

Satire nicht nur als ein erstaunliches Stück Gesellschaftskritik, 

sondern auch als eine ziemlich präzise Illustration vergangen-

heitspolitischer Verhaltensweisen in der Ära Adenauer. Gerade 

die Reaktion des «kleinen Mannes» auf den untergetauchten 

«Amtswalter» ist gut getroffen: verwundert, mit einer Spur von 

Verachtung vielleicht – aber ohne jede Intention, ihn noch zur Re-

chenschaft zu ziehen. 

Für Typen wie Bruno Tiches hielt der Jargon der fünfziger 

Jahre viele Bezeichnungen bereit: «Braun-Schweiger», 

«Schwarzbürger», «U-Boote» nannte man jene Parteifunktionäre, 

SS-Leute und Schreibtischtäter, die 1945 rechtzeitig ihren Posten 
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verlassen und sich eine neue Identität zugelegt hatten, um der zu 

erwartenden politischen Säuberung zu entgehen. Wieviele Akti-

visten des bankrotten Regimes auf diese Weise entkamen, ist bis 

heute unbekannt, und auch über das dadurch auf immer unge-

sühnt gebliebene Ausmass an Schuld herrscht keine Klarheit. 

Einer grösseren Öffentlichkeit wird die Problematik der «Ille-

galen» überhaupt erst bewusst, seit im Frühjahr 1995 der ehema-

lige Rektor der Rheinisch-Westfälischen Technischen Hoch-

schule Aachen als vormaliger SS-Hauptsturmführer und Mitar-

beiter von Himmlers «Ahnenerbe» enttarnt worden ist. Besonders 

interessant am Fall des Germanisten Dr. Hans Ernst Schneider: 

Unter seinem Falschnamen Hans Schwerte promovierte er nach 

dem Krieg ein zweites Mal und begründete damit eine jahrzehn-

telange Karriere als dezidiert liberaler Literaturwissenschaftler, 

der nicht zuletzt durch seine Aufgeschlossenheit gegenüber den 

Achtundsechzigern auffiel. Konfrontiert mit seiner vor einem hal-

ben Jahrhundert abgelegten Identität, wies der 85jährige Emeritus 

denn auch alle Vorhaltungen zurück, er lebe ein Doppelleben: 

«Ich habe ein Leben und dann ein neues Leben geführt.»1 

I.  

Der Journalist 

Im jüngsten der drei Analogiefälle, die hier zunächst geschildert 

werden sollen, reagierte der Betroffene ganz ähnlich: Auch Claus 

Volkmann alias Peter Grubbe bemühte sich nach Kräften, seine 

im Nachgang zur Affäre Schneider/ Schwerte von der taz ent-

hüllte Vergangenheit herunterzuspielen und seine Meriten her-

vorzuheben, die er sich in einem langen Journalistenleben zwei-

fellos erworben hat.2 

Volkmann/Grubbe, Jahrgang 1913, war als 19jähriger der NS-

DAP beigetreten, hatte Jura studiert und nach dem Staatsexamen 

Ende 1939 seine Laufbahn als persönlicher Referent des stellver- 
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tretenden Generalgouverneurs im besetzten Warschau begonnen. 

Ab August 1941 bekleidete er für etwa zwölf Monate den Posten 

des Kreishauptmanns (sprich: Landrats) im galizischen Kolomea. 

Während dieser Zeit wurde dort die Ghettoisierung der jüdischen 

Dorfbevölkerung vorangetrieben. Für die deutschen «Herrenmen-

schen» und ihre Helfer ergaben sich dabei nicht zuletzt mannig-

fache Möglichkeiten persönlicher Bereicherung. Wie es scheint, 

lag darin schliesslich auch der Grund für Volkmanns Amtsenthe-

bung, die ihm die administrative Mitwirkung an der letzten 

Etappe der «Endlösung» in Galizien wohl ersparte. Fest steht 

aber, dass Volkmann in Kolomea mehr zum Nachteil der Juden 

tat, als er musste, und klar ist auch: Nach Kriegsende stand sein 

Name auf Kriegsverbrecherlisten. 

Letzteres könnte die Erklärung dafür sein, dass der noch immer 

ziemlich junge Jurist seine schon während des Studiums begon-

nene Nebenkarriere als Journalist bei der Frankfurter Zeitung nun 

unter dem Pseudonym Peter Grubbe fortsetzte. Jedenfalls wäre 

das ein plausiblerer Grund als seine heutige Behauptung, er habe 

nicht mit seinem schriftstellernden Vater verwechselt werden 

wollen. Ein gänzlicher Identitätswechsel, für den Volkmann die 

notwendigen amtlichen Briefbögen offenbar schon gesammelt 

hatte, erwies sich aber trotz der gegen ihn eingeleiteten Ermittlun-

gen als unnötig: Verfügte er doch über eine Ausweichmöglichkeit 

zu seiner Schwester nach London, von wo aus er seit 1948 für 

deutsche Zeitungen berichtete. 

Als Volkmann/Grubbe zehn Jahre später in die Bundesrepublik 

zurückkehrte, hielt er das Thema Vergangenheit für erledigt – und 

stand mit dieser Auffassung keineswegs allein: Die Mehrheit der 

Bundesdeutschen glaubte sich dessen sicher, hatte man doch be-

obachtet, wie die Bereitschaft der Justiz, NS-Strafsachen zu ahn-

den, seit Anfang der fünfziger Jahre rapide zurückgegangen war. 

Mittlerweile herrschte praktisch Stillstand, und als sich die Zu-

stände nach Gründung der Zentralen Stelle zur Aufklärung von 

NS-Verbrechen in Ludwigsburg Anfang der sechziger Jahre lang-

sam besserten, lebte Volkmann/Grubbe längst so sehr in Harmo- 
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nie mit seinem neuen Selbstverständnis, dass ihn offenbar nicht 

einmal mehr die Einleitung eines Vorermittlungsverfahrens in 

Darmstadt irritierte. 

Wie auch? Seit den zwölf Monaten in Kolomea waren mehr als 

zwanzig Jahre vergangen, Grubbe zählte zu den kritischen Edel-

federn der deutschen Presse, und sein beharrliches Engagement 

für die «Dritte Welt» hatte ihm gerade einen Sitz im Beirat der 

«Gesellschaft für bedrohte Völker» eingetragen. 1967 wurde er 

zwar – unbemerkt von den journalistischen Kollegen – gerichtlich 

einvernommen; Jurist, der er ist, zog er es aber vor, sich an nichts 

zu erinnern. Zwei Jahre später setzten ihn die Richter «ausser 

Verfolgung». Hinter dem bekannten Autorennamen Peter Grubbe 

trat der amtlich nicht aufgegebene Name Klaus Volkmann nun 

immer weiter zurück. 

Ein «Illegaler» im melderechtlichen Sinne war Volkmann/ 

Grubbe nie gewesen; den letzten Schritt zum Identitätswechsel 

hatte er vermieden. Aber dass er sich eine Tarnung zugelegt hatte, 

das wird man sagen können – und dass er, statt in den Untergrund, 

aus triftigen Gründen ins Ausland gegangen war. 

Der Mediziner 

Einen Ortswechsel wenigstens innerhalb Deutschlands konnte 

kaum vermeiden, wer im Frühjahr 1945 eine neue Identität benö-

tigte, aber in den Wirren des militärisch-politischen Zusammen-

bruchs fiel er damit auch kaum auf. Zwischen Millionen umher-

irrender Flüchtlinge, Ausgebombter, Displaced Persons und von 

den Fronten zurückströmender Soldaten war es nicht besonders 

schwierig, an einem Ort, an dem einen niemand kannte – oder 

aber: wo man selbst die richtigen Leute kannte –, mit einer erfun-

denen Lebensgeschichte neu zu beginnen. Und gefälschte Papiere 

waren damals reichlich im Angebot, auch für denjenigen, der sich 

nicht schon (wie die höheren Funktionsträger des Regimes) in den 

Wochen vor dessen Untergang entsprechend eingedeckt hatte. 

SS-Standartenführer Dr. Werner Heyde hatte diese Form der 

Selbstversorgung erstaunlicherweise versäumt.3 Seit 1939 or- 
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dentlicher Professor für Psychiatrie und Neurologie an der Uni-

versitätsklinik Würzburg und als «Obergutachter» eine der zent-

ralen Figuren der mörderischen «Euthanasie»-Aktion, befand er 

sich am Tag der Kapitulation als Chefarzt in einem Hirnverletz-

ten-Lazarett der Waffen-SS in der Nähe von Flensburg. Gut mög-

lich aber, dass es dem Mediziner auch einfach nur an Unrechts-

bewusstsein fehlte. Denn während seiner nun folgenden Internie-

rung durch die Alliierten (für Heyde galten aufgrund seiner SS-

Zugehörigkeit die Bestimmungen des automatical arrest) machte 

er keinerlei Anstalten, seine Identität zu verheimlichen. So hielt 

er vor den medizinisch gebildeten Mitinternierten sogar mehrfach 

Vorträge über sein Fachgebiet. Nachdem die in Sachen «Eutha-

nasie» ermittelnde Staatsanwaltschaft in Frankfurt a.M. ein Ver-

fahren gegen ihn eingeleitet hatte, kam Heyde im Februar 1947 in 

Untersuchungshaft. Vier Monate später jedoch gelang ihm die 

Flucht. 

Zurück in Schleswig-Holstein, beschaffte sich der Nervenarzt 

einen Personalausweis auf den Namen Dr. med. Fritz Sawade und 

liess sich Ende 1949 in Flensburg nieder. Fast zehn Jahre lang 

konnte er dort nicht nur ungehindert praktizieren; dank des Wohl-

wollens einflussreicher Verbandsvertreter und einer Reihe von 

Gönnern innerhalb der Landesjustiz flossen ihm auch lukrative 

Nebenaufträge zu. Insgesamt verfasste der einstige «Obergutach-

ter» bis zu seiner zweiten Inhaftierung im November 1959 annä-

hernd 7‘000 neurologisch-psychiatrische Fachgutachten. Doch 

der Skandal, der Schleswig-Holstein nun erschütterte, hing nicht 

nur mit der offenkundigen Unterstützung zusammen, die Dr. Sa-

wade dort genossen hatte, obwohl man in Fachkreisen längst von 

seiner falschen Namensführung munkelte, ja sogar seine wahre 

Identität kannte; als noch peinlicher für die Landesregierung er-

wies sich, dass die eigene Justiz Heyde offensichtlich in voller 

Absicht hatte entkommen lassen, obwohl sein Name seit Jahren 

im Polizeifahndungsbuch stand. 

Über die Gründe, die Heyde/Sawade bewogen, sich nur eine 

Woche nach seiner Flucht aus Flensburg in Frankfurt freiwillig 

zu stellen, liesse sich nur spekulieren.4 Jedenfalls sollte aus dem 

grossen «Euthanasie»-Prozess nichts werden, den der hessische 
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Generalstaatsanwalt Fritz Bauer – eine Ausnahmeerscheinung in 

der deutschen Nachkriegsjustiz – daraufhin vorbereitete: Am 13. 

Februar 1964, fünf Tage vor Beginn der Hauptverhandlung, nahm 

sich Heyde in seiner Zelle das Leben. 

Der Politiker 

Der dritte Fall datiert aus der ersten Legislaturperiode des Deut-

schen Bundestages und spielt auf offener Parlamentsbühne. Am 

20. Februar 1952 erläuterte der Vorsitzende des Geschäftsord-

nungsausschusses dem Plenum eine Peinlichkeit, die «in der Ge-

schichte des deutschen Parlamentarismus einzig dastehen dürf-

te»: Der angebliche Studienrat Dr. Franz Richter, einer der Mata-

doren jener Splittergruppe, die sich im Bundestag unter dem Na-

men «Nationale Rechte» zusammengetan hatte, war in Wirklich-

keit der ehemalige NSDAP-Ortsgruppenleiter und Abteilungslei-

ter im Schulungsamt der Gauleitung Sachsen Fritz Rössler. Nach 

den Ermittlungen des Bundeskriminalamts war Rössler/Richter 

am 7. November 1946 vor dem Standesamt in Luthe bei Hanno-

ver mit seiner Ehefrau Ruth Rössler ein zweites Mal seine vor 

zehn Jahren geschlossene Ehe eingegangen. Die vom Stenogra-

phen an dieser Stelle notierte «Heiterkeit» der Abgeordneten stei-

gerte sich noch, als der Berichterstatter ergänzte, Rössler/Richter 

habe dabei geschworen, «dass er nicht verheiratet sei, keine Kin-

der habe und Zeuge für den Tod des gefallenen Ehemannes ,sei-

ner Braut‘, des Hauptmanns Dr. jur. Fritz Rössler, gewesen sei»5. 

Zugleich hatte Richter/Rössler vor dem Standesamt einen 

neuen Lebenslauf präsentiert und behauptet, keiner Parteiorgani-

sation angehört zu haben, wohl aber bis 1945 im Schuldienst tätig 

gewesen zu sein. Tatsächlich war es dem NS-Funktionär auf-

grund falscher Angaben 1946 gelungen, an der örtlichen Volks-

schule unterzukommen, wo er bis zu seiner Wahl ins Bonner Par-

lament tätig blieb und im schönsten Frieden bei seiner doppelt 

angetrauten Frau und seinen «Stiefkindern» lebte. So ins Bild ge-

setzt, folgte der Bundestag natürlich umgehend – und sogar ein-

stimmig – der Ausschussempfehlung, die Immunität des Abge- 
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ordneten aufzuheben; durch Unterzeichnung der Anwesenheits-

liste hatte sich dieser praktischerweise auch gerade erst wieder 

der Urkundenfälschung schuldig gemacht und konnte deshalb aus 

dem Stand heraus verhaftet werden. Derart überrumpelt, gab 

Richter/Rössler sein Mandat sofort zurück, und dass die Parla-

mentarier dies mit Erleichterung quittierten, wird man verstehen 

können.6 Merkwürdig aber war, dass vor der Abstimmung nie-

mand das Wort ergriffen hatte – sieht man von einem Einwurf des 

KPD-Abgeordneten Heinz Renner ab, der «Vorsicht, Vorsicht» 

rief, als der Berichterstatter von «diesem glücklicherweise einzig 

dastehenden Falle» sprach. 

II.  

Die geradezu offensive Art und Weise, in der das Problem der 

«Illegalen» selbst in einem Moment beschwiegen wurde, in dem 

es den Parlamentariern durch einen Fall in den eigenen Reihen 

buchstäblich auf den Leib gerückt war, bedarf der näheren Be-

trachtung: Wie erklärt sich dieses «kommunikative Beschwei-

gen» der NS-Vergangenheit, von dem Hermann Lübbe meint, es 

sei nicht nur ein allgegenwärtiges, sondern auch ein notwendiges 

Signum der fünfziger Jahre gewesen?7 

Unbestreitbar bestand eine Aufgabe der deutschen Nachkriegs-

politik in der Transformation der vormaligen NS-«Volksgenos-

sen» in die Bürgerschaft der Bundesrepublik. Dieses making of 

democracy (and democrats) sollte allerdings weder umgehend 

noch umstandslos erfolgen: Dazwischen lag die Phase der direk-

ten Besatzungsherrschaft mit dem vor allem von den Amerika-

nern forcierten Projekt einer durchgreifenden politischen Säube-

rung Deutschlands vom Nationalsozialismus. Mit anderen Wor-

ten: Aus der Perspektive der ganz überwiegenden Mehrheit der 

Deutschen war, was sie im Frühjahr 1945 erwartete, eine Politik 

der Abrechnung und der Bestrafung. Grund zur Sorge sahen nicht 

nur jene, die in den vergangenen zwölf Jahren konkret fassbare 

Schuld auf sich geladen hatten; je mehr einer dem ideologischen 
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Referenzsystem des Nationalsozialismus noch verhaftet war, 

desto bedrohlicher musste ihm die angekündigte Säuberungspo-

litik erscheinen, selbst wenn er persönlich keine Verbrechen be-

gangen hatte. 

Die Entscheidung für den Versuch, sich der politischen Säube-

rung durch Untertauchen oder Identitätswechsel zu entziehen, 

war deshalb nicht zwingend ein Eingeständnis massiver persönli-

cher Schuld. Dahinter konnte auch «bloss» besondere ideologi-

sche Verbohrtheit stecken. In manchen Fällen war es vielleicht 

einfach nur die günstige Gelegenheit gewesen, sich mit ein paar 

falschen Angaben bequem aus dem Staub zu machen – oder aber 

eine (unter Umständen sogar zu Recht) als besonders riskant 

empfundene Situation, in der mit einer nüchternen Reaktion der 

Besatzer nicht gerechnet werden durfte. Kurz: Nicht alle, die im 

Frühjahr 1945 abtauchten, hatten soviel Grund dazu wie Heinrich 

Himmler, der trotz abrasiertem Schnauzbart und Augenklappe am 

21. Mai in eine britische Kontrolle geriet und dem Versteckspiel 

dann per Giftkapsel selbst ein Ende setzte, oder wie Julius Strei-

cher, der sich als Kunstmaler tarnte, aber am 23. Mai bei Berch-

tesgaden von einem amerikanischen Offizier erkannt und 1946 in 

Nürnberg zum Tode verurteilt wurde. 

Wenn es also keineswegs ausschliesslich die verbrecherischen 

Spitzen des Regimes und die Herren des Repressionsapparates 

waren, die sich mit falschen Papieren versorgten, dann bedeutet 

dies, dass die Zahl der «Illegalen» nicht ganz klein gewesen sein 

kann. Interessant ist in diesem Zusammenhang der Blick auf jene, 

die statt oder zugleich mit der Flucht in eine neue Identität auch 

die Flucht aus Deutschland wählten: Aus neueren Untersuchun-

gen wissen wir, dass es wohl mehrere Hundert waren, die sich auf 

«Rattenwegen» vorzugsweise nach Südamerika oder in den Na-

hen Osten retteten – zum Teil mit Unterstützung des Vatikans, 

zum Teil sogar mit Hilfe alliierter Geheimdienste, die dafür frei-

lich Gegenleistungen erwarteten und auch erhielten.8 Doch solche 

Möglichkeiten standen nur den Raffiniertesten offen, und gemes-

sen an den dafür notwendigen Verbindungen war es geradezu ein  
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Leichtes, auf dem Schwarzmarkt eine gefälschte Kennkarte zu er-

werben. Die Zahl derjenigen, die innerhalb Deutschlands unter-

tauchten, dürfte deshalb um ein Vielfaches höher gelegen haben 

als die Zahl derer, die dies mit einer Flucht ins Ausland verban-

den. 

Allerdings liess sich ein falscher Name in der ersten Nach-

kriegszeit auch relativ leicht wieder ablegen: Im Zweifelsfalle 

konnte man bei der Rückkehr an den Heimatort behaupten, gerade 

erst aus der Kriegsgefangenschaft oder aus einem Internierungs-

lager entlassen worden zu sein. Tatsächlich dürfte mancher, der 

im ersten Schock der Niederlage oder aus Angst vor der Entnazi-

fizierung in eine erfundene Biographie geflüchtet war, seine Re-

aktion schliesslich selbst als übertrieben angesehen und das Be-

dürfnis verspürt haben, seinen Schritt zu revidieren. Je mehr sich 

die Verhältnisse – vor allem Bürokratie und Meldewesen – kon-

solidierten, desto heikler aber gestaltete sich das Wiederauftau-

chen.9 

Vor diesem Hintergrund überraschten die linkskatholischen 

Frankfurter Hefte im Sommer 1949 ihre Leser mit einem grossen 

Bericht über «Menschen unter falschem Namen».10 Kern des Ar-

tikels waren zehn anonymisierte Kurzbiographien, mit deren 

Hilfe Karl Wilhelm Böttcher ein Thema vorzustellen suchte, von 

dem «in Deutschland manche etwas ahnen, wenige etwas wissen: 

die Frage nach der Existenz jener höheren und mittleren Führer 

der NSDAP, des nationalsozialistischen Staates und der Wehr-

macht, die sich der Entnazifizierung entzogen haben, indem sie 

nach dem Zusammenbruch ,untertauchten’». Die zehn «Schick-

sale», die der Autor mit einiger Empathie präsentierte, hatte er 

nach dem Schneeballprinzip recherchiert. Sie waren wohl schon 

deshalb nicht repräsentativ, weil sich keiner der Befragten zu Ver-

brechen im strafrechtlichen Sinne bekannte; die Kategorie der 

Konzentrationslager-Funktionäre etwa war überhaupt nicht ver-

treten. 

Kontakt hatte der Journalist nur zu «Illegalen» gefunden, die 

sich selbst als rein «politische Fälle» sahen. Für diese wichtige 

Gruppe allerdings konnte er eine bemerkenswerte Soziologie vor-

legen: Fast alle waren zwischen 1904 und 1914 geboren, jetzt also 

zwischen 35 und 45 Jahre alt, meist akademisch gebildet und auf- 
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grund ihrer Karriere innerhalb der NSDAP oder der SS «Anwär-

ter auf Spitzenfunktionen». Die Entscheidung zur Illegalität, so 

Böttcher, zeige den Willen dieser Männer, «ungeachtet aller 

Schwierigkeiten in Freiheit ihr Leben zu versuchen». Dazu be-

dürfe es – und hier sind Anklänge heroischer Stilisierung unüber-

hörbar –»Kaltblütigkeit in fatalen Lagen, Vorsichtigkeit und 

nüchterne Überlegung bei jedem Schritt in der Öffentlichkeit; 

Mut, Ausdauer, Unternehmungsgeist und jenes unerlässliche Fin-

gerspitzengefühl für den richtigen Augenblick, in dem man alles 

auf eine Karte setzen muss.» 

Zwar verheimlichte Böttcher nicht, dass er bei seinen Ge-

sprächspartnern auf lebhafte Ressentiments gegen die Demokra-

tie und auf «übersteigerten Nationalismus» gestossen war, doch 

die Stossrichtung des Aufsatzes war eindeutig: Er empfahl, wenn 

auch verhalten, die Lösung des «Illegalen»-Problems durch eine 

Amnestie. Am direktesten zielten darauf einige am Ende des Ar-

tikels abgedruckte Stellungnahmen prominenter Zeitgenossen, 

darunter ein Polizeipräsident, ein Bankdirektor, ein Minister, ein 

Ordensgeistlicher, ein Arzt, zwei Landtagsabgeordnete und ein 

Staatsanwalt. Das Auffälligste daran: Während sich die politi-

schen Funktionsträger bedeckt hielten, plädierten einige der an-

deren offen für die Amnestie. Besonders entschieden zeigte sich 

dabei der junge Alexander Mitscherlich, der wegen seiner gerade 

erschienenen Dokumentation des Nürnberger Arzteprozesses vie-

len Kollegen als Nestbeschmutzer galt: «Wir müssen [...] durch 

eine Amnestierung (die sich selbstverständlich nicht auf Verbre-

chen gegen die Menschlichkeit beziehen wird) den ehemaligen 

Nazis mit der Konsolidierung der deutschen Verhältnisse die 

Möglichkeit geben, in einem politischen fair play mitzumachen.» 

Im Frühsommer 1949 waren das Worte, die zwar viele dachten, 

aber nur wenige schon so deutlich auszusprechen wagten. Und 

doch bewegte sich der Zug der Zeit genau in diese Richtung. 

216 



 

III.  

Zu den ersten Gesetzesinitiativen, die die Regierung Adenauer im 

September 1949 auf den Weg brachte, gehörte eine Amnestie.11 

«Wir haben so verwirrte Zeitverhältnisse hinter uns», erklärte der 

Kanzler seinem Kabinett, «dass es sich empfiehlt, generell tabula 

rasa zu machen.» Doch nicht nur die Regierungsparteien, auch die 

oppositionellen Sozialdemokraten waren bereit, dem in weiten 

Teilen der Gesellschaft vorhandenen Wunsch nach kollektiver 

Entschuldung zu entsprechen. 

Dieses Bedürfnis nach dem schon damals vielzitierten 

«Schlussstrich» bezog sich beileibe nicht nur auf die massenhaft 

begangenen Wirtschaftsstraftaten aus der Schwarzmarktzeit, son-

dern auch und vor allem auf die seit 1945 nicht weniger massen-

haft ergangenen individuellen Schuldzuschreibungen im Rahmen 

der politischen Säuberung. Die Idee einer Amnestie für möglichst 

vieles, was im weitesten Sinne mit der Vergangenheit zusammen-

hing, war also höchst populär, und so gesehen konnte es nicht 

überraschen, dass im Laufe der Beratungen auch die «Illegalen» 

ihre Fürsprecher fanden. 

Bezeichnend allerdings war, dass diese Interessen auch jetzt 

nicht offen diskutiert wurden, sondern auf ziemlich dubiose 

Weise Eingang in den Gesetzesvorschlag fanden. Am 29. Novem-

ber 1949 – einen Tag, bevor die in wochenlangen Diskussionen 

ausgehandelte Vorlage an den Bundestag ging – wurde das Am-

nestieprojekt am Rande eines Koalitionstreffens im Kanzleramt 

auf Druck der rechtsnationalen Deutschen Partei (DP), die sich 

als vergangenheitspolitische Klientelpartei zu profilieren suchte, 

gleichsam im Handstreichverfahren um eine «Illegalen»-Rege-

lung erweitert. 

Während der ursprüngliche Entwurf eine allgemeine Straffrei-

heit nur für Taten vorsah, die mit Gefängnis bis zu sechs Monaten 

geahndet werden konnten, stellte der zusätzliche «Illegalen»-Pa-

ragraph ohne Rücksicht auf die Höhe der zu erwartenden Strafe 

eine Amnestie für «Vergehen» und «Übertretungen» in Aussicht, 

die seit dem 10. Mai 1945 zur «Verschleierung des Personenstan- 
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des aus politischen Gründen» begangen worden waren. Voraus-

setzung dafür war, dass der Täter seine unwahren Angaben bis 

spätestens zum 31. März 1950 bei der Polizei widerrufe. Die 

knappe, im Bundesjustizministerium ersonnene Begründung des 

Spezialparagraphen sprach zwar von «zahlreichen» Personen, die 

sich «bis zum heutigen Tage wegen ihrer früheren Verbindung 

mit dem Nationalsozialismus unter falschem Namen, mit falschen 

Papieren oder ohne ordnungsmässige polizeiliche Meldung im 

Bundesgebiet aufhalten»; eine konkrete Zahl aber erfuhren die 

Parlamentarier in dieser Vorlage nicht. Bezeichnenderweise blieb 

es der von den Amerikanern in München herausgegebenen Neuen 

Zeitung vorbehalten, die unter Insidern kursierende Schätzung 

von bis zu 80000 «Illegalen» publik zu machen. Der offenbar 

tröstlich gemeinte Hinweis, in den Genuss der Amnestie werde 

nicht kommen, wer sich in der NS-Zeit an Verbrechen beteiligt 

habe, war allerdings wishful thinking.12 

Die von der Neuen Zeitung genannte Zahl konnte man in den 

nächsten Jahren noch öfter lesen; sie stammte mit ziemlicher Si-

cherheit aus den trüben Quellen der Lobbyisten für eine soge-

nannte Generalamnestie, die vor allem im Umkreis der national-

sozialistisch unterwanderten nordrhein-westfälischen FDP ange-

siedelt waren und für die Freilassung sämtlicher Kriegsverbre-

cher eintraten. 

Doch wie gross die insgeheimen Erwartungen der «Illegalen»-

Lobby auch gewesen sein mochten: Eine Legalisierungswelle 

blieb aus, als die vom Bundestag einstimmig verabschiedete Am-

nestie zu Silvester 1949 schliesslich verkündet wurde. Zwar zähl-

ten die Statistiker fast 800‘000 Strafbefreiungen und Verfahrens-

einstellungen im Rahmen der allgemeinen Amnestie, aber nur 

241 «Illegale» machten von der Möglichkeit Gebrauch, ihre Iden-

tität straflos zu offenbaren.13 Die anderen fürchteten wohl weni-

ger die längst zur Formsache gewordene Entnazifizierung als eine 

Anklage wegen NS-Verbrechen. 

Zumindest nachträglich konnten sie sich in dieser Furcht durch 

einen Artikel im Spiegel bestätigt sehen, der im Sommer 1950 be- 
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richtete, im Hamburger Polizeipräsidium hätten aufgrund der 

Amnestie lediglich 20 Reumütige um neue Kennkarten nachge-

sucht, obwohl nach Vermutung von Experten allein in der Hanse-

stadt noch mindestens 4 000 ehemalige Angehörige der SS, des 

SD, der HJ-Führung und der Sicherheitspolizei illegal lebten. Mit 

unverhohlener Genugtuung berief sich das Blatt auf einen 

«Schwarzbürger Hans Söhnlein, früher Gestapo-Beamter, heute 

Chauffeur», der nicht auf den «Amnestie-Köder» der Bundesre-

gierung gebissen, sondern alle seine Bekannten in gleicher Lage 

davor gewarnt habe. Der Bericht war reichlich garniert mit Bei-

spielen aus den Werkstätten der Dokumentenfälscher. Gipfel aber 

war die Schlusspassage, angeblich ein Zitat, in Wirklichkeit eine 

unverfrorene Forderung, mit der sich der Spiegel augenscheinlich 

identifizierte: «Wir haben erfahren, dass die Namen der sich mel-

denden Schwarzbürger von der deutschen Polizei sofort an die 

Besatzungsmacht weitergegeben werden. Wer gibt uns Garantien, 

dass es nicht so ist? Solange bleiben wir jedenfalls noch auf un-

serem U-Boot und warten auf eine umfassendere Amnestie.»14 

Tatsächlich kam im Sommer 1954 – wiederum mit Zustim-

mung des gesamten Bundestages – ein erweitertes zweites Straf-

freiheitsgesetz zustande. Es amnestierte nun sogar Totschlagsver-

brechen, soweit diese während der Zeit des sogenannten «staatli-

chen Zusammenbruchs» seit Oktober 1944 begangen worden wa-

ren. Und es brachte erneut eine «Illegalen» – Amnestie: Noch ein-

mal hatten alle unter falschem Namen Lebenden Gelegenheit, 

«frühere unwahre Angaben über die persönlichen Verhältnisse» 

bis Jahresende 1954 zu korrigieren, ohne mit strafrechtlichen Fol-

gen rechnen zu müssen. Alle mit dem Untertauchen einhergegan-

genen Delikte, für die kein Urteil von mehr als drei Jahren ver-

hängt oder zu erwarten war, blieben straflos. Wer sich freiwillig 

meldete, kam sogar bei schweren Straftaten (ausgenommen Tot-

schlag) in den Genuss der Amnestie. Immerhin 1051 «Illegalen» 

erschien dieses Angebot attraktiv genug; hauptsächlich registrier-

ten die Justizbehörden Strafbefreiungen wegen Gesetzesübertre-

tungen, in einigen Fällen aber auch wegen Vergehen und Verbre-

chen. 
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Gemessen an den nach Zehntausenden zählenden Schätzungen, 

die auch im Vorfeld des neuen Amnestiegesetzes in Bonn wieder 

kursierten15, wirkte das wie eine magere Bilanz. 

Andererseits hatten zehn Jahre nach dem Ende des «Dritten 

Reiches» nun insgesamt rund 1300 der seinerzeit Untergetauch-

ten die zweimalige Chance genutzt, in ihre frühere Identität zu-

rückzukehren – und dabei doppelt profitiert: Nicht nur wurden sie 

für die im Zusammenhang mit ihrem Verschwinden begangenen 

Taten nicht bestraft, sie hatten sich faktisch auch die Entnazifizie-

rung erspart. 

IV.  

Wieviele Deutsche 1945 tatsächlich zeitweilig oder auf Dauer ih-

ren Namen geändert hatten, geht aus den (seinerzeit unter Ver-

schluss gehaltenen) amtlichen Statistiken nicht hervor: Sie zeigen 

zwar, dass es mehr als ein paar Einzelfälle gewesen sind, aber ob 

es wirklich Zehn- oder gar Hunderttausende waren, wie zum Teil 

noch heute spekuliert wird16, ist schlechterdings nicht zu sagen. 

Wer nach nur Wochen oder Monaten im Untergrund wieder auf-

tauchte, war niemals aktenkundig geworden, und wieviele von 

denen, die als dauerhaft «verschollen» gemeldet wurden, in 

Wahrheit abgetaucht waren, wissen wir einfach nicht. 

Etwas allerdings lässt sich sagen, und es dürfte der Bedeutung 

des Phänomens der «Illegalen» näherkommen als die dürre Sta-

tistik: Die Neigung, sich der Verantwortung für die Politik des 

«Dritten Reiches» zu entziehen, war keineswegs ein blosser, auf 

Seiten der Regimeführung zu beobachtender Charaktermangel 

gewesen; vielmehr erwies sich die Flucht aus der mehr oder we-

niger grossen Mitverantwortung 1945 und in den Jahren danach 

als ein Massenphänomen. 

Die Haupterscheinungsform dieser kollektiven Verantwor-

tungsflucht war die schon früh grassierende Kritik am Kollektiv-

schuldvorwurf, mit dem die Alliierten die Deutschen angeblich 

überzogen hatten. Seine larmoyant-aggressive Abwehr diente  
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weiten Teilen der Gesellschaft als geradezu idealer Ablenkungs-

mechanismus. Gemessen daran erscheint das Abtauchen in die 

Anonymität oder der Wechsel der Identität fast wie eine Neben-

form. 

Historisch-politisch vielleicht noch aufschlussreicher als das 

Phänomen des Untertauchens selbst war das ostentative Verständ-

nis, das die Nachkriegsdeutschen ihm entgegenbrachten. Statt 

Kritik an denen zu üben, die sich bei Kriegsende einfach davon-

gestohlen hatten, erheiterte man sich an Doppelverheiratungen 

und erfand anzügliche Etikettierungen. Begriffe wie «Braun-

Schweiger»17 zeugten ja nicht nur von Verlegenheit, sondern auch 

von der Neigung, die Vergangenheit zu verharmlosen und die 

deutschen Schandtaten zu verdrängen. 

Insofern fügt sich die noch wenig erforschte Geschichte der «Il-

legalen» doch ziemlich nahtlos ein in die allgemeine Vergangen-

heitspolitik der fünfziger Jahre: Die hochgradig auf Integration 

bedachte Gesellschaft der Adenauerzeit war sich auf frappierende 

Weise darüber einig, ein «Recht auf Vergessen» zu haben. Hinter 

der Forderung nach dem «Schlussstrich» standen damals nicht 

nur Täter und Mitläufer, sondern sogar aktive Gegner des NS-Re-

gimes, die sich inzwischen in den Reihen der Sozialdemokratie 

oder in den Unionsparteien engagierten. Das Argument der ge-

sellschaftlichen Reintegration der einstigen «Volksgenossen» – 

auch die Hoffnung auf Wählerstimmen – liess ihnen Milde in ei-

nem Masse geboten erscheinen, das sie nur zehn Jahre später oft 

selbst nicht mehr verstanden. 

Eine kleine radikale Minderheit verband mit dieser so grosszü-

gig gewährten Milde zunächst noch Hoffnungen auf eine mögli-

che braune Renaissance, aber selbst diese Unverbesserlichen re-

deten jetzt von einem «geläuterten Nationalsozialismus». Für die 

Masse der Deutschen hingegen war der ersehnte Schlussstrich 

Ausdruck der Überzeugung, ihre Lage nicht durch Räsonnieren 

über die Fehler der NS-Zeit verbessern zu können, sondern allein 

durch den entschlossenen Blick nach vorn und die Bereitschaft, 

die Ärmel hochzukrempeln. Das bald einsetzende «Wirtschafts-

wunder» sollte diese Haltung belohnen: Bot es doch praktisch je- 
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dermann die Möglichkeit, seine ausserordentlich hohe Anpas-

sungsbereitschaft an die «Notwendigkeiten der Stunde» unter Be-

weis zu stellen – bis hin zur Preisgabe der eigenen Identität. So 

gesehen, waren die «Menschen unter falschem Namen» geradezu 

das Symbol einer Gesellschaft, die von sich selber glaubte, in 

Windeseile aller negativen Eigenschaften und Ideologien ledig 

geworden zu sein. 

Karl Wilhelm Böttcher, dem wir die wohl authentischste Be-

schreibung des Lebensgefühls der «Illegalen» verdanken, hat 

seine Protagonisten zwei Jahre nach dem Bericht in den Frank-

furter Heften erneut besucht.18 Er wollte wissen, wie viele von 

ihnen die Chance der ersten Amnestie genutzt hatten. Das Ergeb-

nis: Neun lebten noch immer unter falschem Namen, und der 

zehnte hatte einen Rückweg gefunden, ohne dazu der Strafbefrei-

ung zu bedürfen. Der Grund für die Zurückhaltung, so Böttcher: 

Alles andere wäre «gleichbedeutend gewesen (...) mit dem Ver-

lust der Stellungen, die sie inzwischen erworben hatten». 

Noch aufschlussreicher allerdings war, was Böttcher eher bei-

läufig registrierte: «Merkwürdig ist, dass alle die Beziehung zu 

ihrem früheren Leben verloren haben. Die Gegenwart mit ihren 

Ansprüchen liess so sehr vergessen, was man war, dass es An-

strengungen macht, sich konkret daran zu erinnern: du lebst unter 

falschem Namen.» Wer weiss, dass solches schon 1951 zu kon-

statieren war, den werden Erinnerungsprobleme nach einem hal-

ben Jahrhundert wohl weniger überraschen. 



 

Axel Schildt 

Im Kern gesund? Die deutschen Hochschulen 1945 

I.  

Eine Stunde Null gab es für die deutschen Hochschulen 1945 

ebensowenig wie für die deutsche Gesellschaft. Zwar befanden 

sich die meisten Studenten, jüngeren Professoren und Dozenten 

während des Krieges bei der Wehrmacht und Waffen-SS; aber es 

blieben auch im letzten Kriegsjahr für den Wehrdienst Untaugli-

che, Verwundete, Genesende, Invalide, ausserdem ein steigender 

Anteil an Frauen, zuletzt etwa die Hälfte der Studierenden, die 

vor allem von älteren Professoren und Dozenten unterrichtet wur-

den. An etlichen Hochschulen wurde der Lehr- und Prüfungsbe-

trieb bis in die letzten Wochen und Tage vor dem jeweiligen lo-

kalen Kriegsende fortgeführt, und es gab keine namhafte deutsche 

Universität, in der der Betrieb länger als ein oder zwei Semester 

geruht hätte. 

Die alliierten Sieger sorgten dafür, dass zwischen Herbst 1945 

und Frühjahr 1946 überall wiedereröffnet werden konnte, obwohl 

der Zerstörungsgrad nicht gering gewesen war. Von 32 Instituti-

onen mit Hochschulstatus blieben in den Westzonen nur sechs na-

hezu unversehrt. Die trotz grosser materieller Probleme von den 

alliierten Siegermächten realisierte rasche Wiedereröffnung er-

scheint nicht selbstverständlich, wenn man einen vergleichenden 

Blick auf den Umgang der deutschen Besatzer mit der Hochschul-

landschaft der okkupierten Länder wirft: zwangsweise Germani-

sierung in Prag, Posen und Strassburg, in der Regel aber Schlies-

sung der Universitäten – und in Polen und der Sowjetunion die 

systematische Ermordung von Akademikern. Es hat in den alli-

ierten Ländern, vor allem in den USA, durchaus Überlegungen 

gegeben, auch in Deutschland mit rücksichtsloser Härte an den 
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Hochschulen durchzugreifen, angeregt nicht zuletzt von promi-

nenten deutschen Emigranten, so etwa von Paul Tillich, Lion 

Feuchtwanger, Bruno Frank oder Alfred Döblin. Dahinter stand 

die Vorstellung einer besonderen – geistigen – Verantwortung ge-

rade dieser Institution für die zurückliegende «deutsche Katastro-

phe». Am 16. August 1936 hatte der als Jude von der TU Dresden 

entlassene und von den Nazis schikanierte Romanist Victor 

Klemperer in seinem Tagebuch notiert: «Wenn es einmal anders 

käme und das Schicksal der Besiegten läge in meiner Hand, so 

liesse ich alles Volk laufen und sogar etliche von den Führern, die 

es vielleicht doch ehrlich gemeint haben könnten und nicht wuss-

ten, was sie taten. Aber die Intellektuellen liesse ich alle aufhän-

gen, und die Professoren einen Meter höher als die andern; sie 

müssten an den Laternen hängen bleiben, solange es sich irgend 

mit der Hygiene vertrüge.» (Klemperer 1995: 296) 

Ansätze zu einem Bestrafungskonzept waren allerdings schon 

vor Kriegsende dem alliierten Ansatz der re-education gewichen, 

für den eine tiefgreifende personelle Säuberung die Grundlage 

bilden sollte. Die Hochschullandschaft der unmittelbaren Nach-

kriegszeit war weithin gekennzeichnet von der Beharrungskraft 

und zähen Verteidigung der deutschen Universitäten und Profes-

soren, und nicht nur der politisch Belasteten, gegen die von aus-

sen – von den Besatzungsbehörden – auferlegte und als Zwang 

empfundene Entnazifizierung. Dabei entstünde ein falsches Bild, 

wenn eine Bilanz der Massnahmen auf dem Stand von 1945/46 

schliessen würde, als noch die Alliierten die Machtmittel hatten, 

ihre Befehle durchzusetzen, wenn sie es denn wollten. Eine Bi-

lanz kann erst aus der Perspektive der 50er Jahre erfolgen, als 

viele der 1945 entfernten braunen Hochschullehrer, soweit nicht 

emeritiert, pensioniert oder verstorben, wieder in die Hochschu-

len zurückgekehrt waren. 

Der Neuanfang der Hochschulen im ersten Nachkriegsjahr- 

zehnt ist bisher noch kaum erforscht, allenfalls Mosaikstücke sind 

vorhanden (vgl. Ash 1995), und die folgende Skizze kann ledig- 
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lich einige gemeinsame Züge beleuchten, die differenziert – als 

Kombination von biographischer und gruppenbiographischer, 

disziplin- und allgemein hochschulgeschichtlicher Forschung – zu 

untersuchen wären. Jedenfalls kann heute in der Regel nicht mehr 

die Rede davon sein, dass zeitgenössische Protagonisten noch ihre 

Vergangenheit «aufzuarbeiten» hätten. Schon für die älteren Aka-

demiker geht es um die Geschichte ihrer Lehrergeneration, und 

für die meisten geht es gar nicht um Aufarbeitung, sondern um 

das Erzählen einer gänzlich fremden Geschichte. Nicht mehr 

Skandalisierung steht künftig im Mittelpunkt des Interesses, son-

dern geschichtswissenschaftliche Analyse und Rekonstruktion. 

II.  

Als erste Gemeinsamkeit fällt auf, dass an allen Hochschulen, so-

weit wir darüber unterrichtet sind, sich in den ersten Tagen nach 

der Kapitulation des jeweiligen Ortes Professoren und Dozenten 

trafen, um die Leitungspositionen neu zu besetzen, und dass daran 

des öfteren die Rektoren und Dekane aus der Zeit des NS-Re-

gimes teilnahmen. So äusserten sich z.B. laut Protokoll einer Sit-

zung des Akademischen Senats der Hansischen Universität in 

Hamburg vom 12. Mai 1945 (Sywottek 1991: 1389-91) die beiden 

NS-belasteten Verwaltungsjuristen Eduard Bötticher und Hans 

Peter Ipsen vornehm, man betrachte sich zwar «nicht zum Kreis 

der nach Sachlage zur Reorganisation der Universität Berufenen», 

wolle aber gleichwohl seine Fachkompetenz beratend zur Verfü-

gung stellen. Im Verlauf der Sitzung äusserte der amtierende Rek-

tor den Wunsch, nicht aus politischen Gründen zurückzutreten, 

sondern deshalb, weil er das Amt schon vier Jahre bekleide. Es 

sollte gewissermassen eine stillschweigende Rückkehr zu den 

Verhältnissen von vor 1933 geben. Der dafür in Aussicht genom-

mene Repräsentant war der anerkannte Anglist Emil Wolff, der 

schon einmal, 1923/24, Rektor gewesen war und nun im Alter von  
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66 Jahren zunächst Prorektor und seit Juni 1945 Rektor wurde. Er 

behielt dieses Amt zwei Jahre. Dem vorherigen Rektor wurde üb-

rigens das Prorektorat angetragen, was dieser ablehnte. 

Ähnlich war es an den rheinischen Universitäten. In Köln und 

in Bonn rückten jeweils die vormaligen Stellvertreter auf den Pos-

ten des Rektors, und beide wiederum hatten schon einmal, bis 

1933 bzw. 1934, dieses Amt bekleidet. In Berlin hatte sich der 

neue Stadtrat für Volksbildung, der Kommunist Otto Winzer, am 

21. Mai 1945 an den ehemals deutschnationalen Geisteswissen-

schaftler Eduard Spranger gewandt, der als Ordinarius an der 

Humboldt-Universität seit 1920 Philosophie und Pädagogik ge-

lehrt und sich von den Nazis ferngehalten hatte; nach dem 20. Juli 

1944 war er zeitweise sogar von der Gestapo inhaftiert worden. 

Spranger sagte erst zu, aus «Liebe zu der Berliner Universität», 

wie er sich später erinnerte, als kurz darauf eine Gruppe von Pro-

fessoren ihn aufsuchte und bat, sich als Rektor zur Verfügung zu 

stellen (Tent 1988: 20f.). Er nahm das Amt an, obwohl er nur 

durch den Magistrat der Stadt und nicht durch eine Wahl bestätigt 

wurde, weil an Wahlen in der chaotischen Situation in Berlin 

nicht zu denken war. Ohnehin hielt er den Posten für zeitlich be-

grenzt. Auf seinem Briefkopf liess er den Zusatz anbringen: «Mit 

der Führung der Rektoratsgeschäfte beauftragt». Er war inzwi-

schen fast 64 Jahre alt, und da in Berlin Transportmittel für Wo-

chen nicht zur Verfügung standen, musste er lange Fussmärsche 

auf sich nehmen, um die Sitzungen zur Reorganisation des Uni-

versitätsbetriebs zu besuchen. 

In Leipzig wurde am 16. Mai, vier Wochen nach der Einnahme 

der Stadt durch US-Truppen, der international anerkannte Archä-

ologe Bernhard Schweitzer (Jg. 1892) zum Rektor gewählt, ein 

Wissenschaftler, der ausser einer Mitgliedschaft in der NS-Volks 

wohlfahrt keinerlei Berührung mit dem Regime aufwies, weil er 

sich in den Elfenbeinturm seiner Wissenschaft zurückgezogen 

hatte (Welsh 1985: 339f.). 

In Münster wurde von den dortigen Ordinarien, die nicht der 

NSDAP angehört hatten, der 63jährige Georg Schreiber zum 

Rektor gewählt. Prälat Schreiber, der während der Weimarer Re- 
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publik Reichstagsabgeordneter des Zentrums und Professor für 

Kirchengeschichte in Münster gewesen war, hatte sich 1936, nach 

einer Zwangsversetzung an die Katholische Staatliche Akademie 

in Braunsberg, bereits emeritieren lassen. Er blieb nach der Akti-

vierung 1945 für etwa ein Jahr Rektor und liess sich 1951 erneut 

emeritieren (Pingel 1985: 191). 

In Göttingen, das am 8. April von US-Truppen besetzt wurde – 

im Juni 1945 übernahm die Britische Besatzung die Stadt –, er-

klärten alle Dekane ihren Rücktritt; Neuwahlen fanden unter aus-

schliesslicher Beteiligung nicht der NSDAP angehöriger Fakul-

tätsmitglieder durch Einholung einzelner Stimmen statt, da Fakul-

tätssitzungen zunächst nicht erlaubt waren. Am 19. April stand auf 

diesem Wege ein neuer Senat fest, der den Staats-, Kirchen- und 

Verwaltungsrechtler Rudolf Smend (Jg. 1882) zum neuen Rektor 

bestimmte. Smend hatte seine akademische Laufbahn um die 

Jahrhundertwende begonnen – Promotion 1904 – und seine erste 

Professur 1911 erhalten; er war 1935 nach Göttingen gekommen 

und hatte sich hier im Umkreis der Bekennenden Kirche enga-

giert. Smend blieb ein Jahr Rektor und liess sich 1950 emeritieren. 

Es lässt sich ein Grundmuster bei diesen Beispielen einer Neu-

ordnung der Hochschulleitungen im Frühjahr und Frühsommer 

1945 erkennen. Überall wurden die deutlich belasteten National-

sozialisten von ihren Funktionen in der Selbstverwaltung entbun-

den und neue Rektoren gewählt, die häufig bereits vor 1933 wich-

tige universitäre Ämter innegehabt hatten. Es ergab sich für etli-

che Jahre eine verstärkte Dominanz älterer Ordinarien. Nicht der 

revolutionäre Bruch stand somit auf der Tagesordnung, sondern 

die Rückkehr zur «Normalität» nach einer zwölfjährigen Ausnah-

mesituation. Was – in den Augen der Zeitgenossen – durch diese 

Zeit als hohes Gut bewahrt worden war, der korporative Perso-

nenverband vor allem der Ordinarien, sollte intakt bleiben, auch 

über die politischen Trennlinien hinweg. Die Hochschulen selbst 

wollten einige unumgängliche personelle Massnahmen einleiten, 

um dadurch die Legitimität zu erhalten, gemeinsam als sachfremd 

empfundene Eingriffe der Besatzungsmacht abzuwehren. 
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Es stellte sich aber bald heraus, dass die Alliierten sehr viel 

weitergehende Vorstellungen einer personellen Säuberung hat-

ten, und der erreichte Stand der Entnazifizierung war überall einer 

der wichtigsten Faktoren, der über die Wiedereröffnung der 

Hochschulen entschied. In Hamburg hatte der neue Senat den Fa-

kultätsmitgliedern, die er «für zu stark belastet hielt» (Sywottek 

1991: 1391 f.), den Rücktritt nahelegen wollen, bevor die Unter-

suchung der Besatzungsmächte begann. Hintergrund für eine sol-

che Empfehlung war nicht zuletzt Fürsorge für die betroffenen 

Kollegen. Denn es machte einen erheblichen Unterschied aus, ob 

jemand mit vollen Bezügen als Emeritus ausschied, mit immerhin 

75% dieser Bezüge pensioniert oder ohne Bezüge entlassen 

wurde. Die britischen Behörden kamen dieser Absicht eines frei-

willigen Rücktritts aber zuvor, forderten die Ausfüllung von Fra-

gebögen und suspendierten, oft ohne Konsultation mit der Uni-

versität, zahlreiche Professoren. Hochschullehrer, die sich im 

«Dritten Reich» eindeutig exponiert hatten, wurden ohne An-

spruch auf Ruhegehalt aus ihren Beamtenpositionen entlassen, 

darunter zwei ehemalige Rektoren und der Gaudozentenführer. 

Die Universitätsleitung konnte demgegenüber Ende August 1945 

als Erfolg melden, dass es gelungen sei, die Besatzungsmacht zu 

bewegen, den bisherigen drei Kategorien für die Überprüfung von 

Hochschullehrern «Bestätigt», «Suspendiert» und «Entlassen» 

eine vierte hinzuzufügen: «Vorläufig genehmigt» – so eingeord-

nete NS-belastete Dozenten konnten zunächst weiter lehren. Der 

hier registrierte Einfluss der Universität basierte auf dem guten 

Verhältnis zu den britischen Überwachungsoffizieren, meist kon-

servative jüngere Akademiker aus dem Intelligence Service, mit 

denen sich in der Regel eine reibungslose Kooperation anbahnte. 

Nach einer Aufstellung der Hochschulabteilung waren am 31. 

März 1947 in Hamburg (ohne die Medizinische Fakultät) von 56 

Ordinariaten 31 mit ehemaligen NSDAP-Mitgliedern besetzt; da-

bei waren einige Professoren noch nicht überprüft, wahrschein-

lich eher keine «unbedenklichen» Fälle; von den 17 Extraordina-

rien hatten 12 der NSDAP angehört. Aufgrund einer Senatsver- 
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fügung wurden die als «Mitläufer» suspendierten Hochschulleh-

rer seit Mitte 1948 wieder eingestellt. 

In Göttingen hatte der neue Senat nach gründlicher Beratung 

beschlossen, die Ausscheidung einer kleinen Gruppe von Profes-

soren vorzunehmen, die übrigen Mitglieder des Lehrkörpers aber, 

die der NSDAP angehört hatten, im Amt zu belassen. Für die As-

sistenten und Privatdozenten, bei denen der Prozentsatz der PG’s 

erheblich höher lag als bei den Ordinarien, machte die Universi-

tätsspitze geltend, dass für sie der Druck zur Organisierung im 

«Dritten Reich» aufgrund unabgesicherter Karrieren generell hö-

her gelegen hätte. 

Jedenfalls war man der Auffassung, nach Entfernung einiger 

weniger Belasteter den Universitätsbetrieb in alter Tradition wie-

der aufnehmen zu können. In Göttingen war übrigens das häufig 

strapazierte Argument, eine radikale Entnazifizierung hätte die 

Aufnahme des Hochschulbetriebs grundlegend gefährdet, nicht 

überzeugungskräftig, da wegen Zuzugs von Flüchtlingen aus dem 

Osten und von den sog. «Reichsuniversitäten» Posen, Prag und 

Strassburg sich etwa doppelt so viele Hochschullehrer in der Stadt 

befanden wie zu Beginn des letzten Wintersemesters 1944/45. 

Auch in Göttingen gab es aber zunächst eine Welle von Entlas-

sungen durch die Besatzungsbehörden, z.T. verbunden mit Ver-

haftungen, bevor die Universität nach einigen Monaten mit drei 

Entnazifizierungsausschüssen (getrennt für Verwaltungs-, nicht-

wissenschaftliches Klinikpersonal und für den Lehrkörper; letzte-

rer auf Befehl der Besatzungsmacht halbparitätisch von Hoch-

schulangehörigen und Vertretern des öffentlichen Lebens besetzt) 

bis auf einige schwere Fälle die Säuberung selbst in die Hand neh-

men durfte. Nach einem Jahr Arbeit wurde dort 1946 folgende 

Bilanz aufgemacht: Von 102 ordentlichen und ausserordentlichen 

beamteten Professoren waren 16 entlassen und 13 nach erfolgrei-

chem Einspruch wieder eingestellt worden; 14 Fälle waren noch 

nicht erledigt (vgl. Becker u.a. 1987). Aber auch hier handelte es 

sich um eine Zwischenbilanz, denn Entnazifizierung war keine 

einmalige Massnahme, sondern ein Prozess, der verschiedene  
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Etappen durchlief, abgebrochen wurde und schliesslich seit 1948/ 

49 in eine grosse Reintegration nahezu aller NS-belasteten Hoch-

schullehrer mündete. Beim Abschluss der Verfahren in Göttingen 

blieben lediglich drei Fälle der Kategorie III («Minderbelastete») 

mit Berufsverbot übrig, ausserdem fünf in der Kategorie IV 

(«Mitläufer»); da nach dem Gesetz zur Beendigung der Entnazi-

fizierung in Niedersachsen alle Fälle der Kategorien III und IV 

ohne Verfahren automatisch in die Kategorie V («Entlastete») 

überführt wurden, konnten sich diese um ihre baldige Rehabilita-

tion und Reintegration bemühen. 

Man kann annäherungsweise davon ausgehen, dass in der Bri-

tischen Zone bis zur Wiedereröffnung der Hochschulen ca. ein 

Viertel des Lehrpersonals entlassen worden war (für Niedersach-

sen Schneider 1989). Dabei herrschte auf alliierter Seite eine er-

hebliche Unsicherheit über die Zweckmässigkeit der Entnazifi-

zierungsmassnahmen. Im Bericht einer hochrangigen Delegation 

des britischen Hochschullehrerverbandes, die Anfang 1947 für 

zwei Wochen deutsche Hochschulstandorte bereiste, hiess es, sie 

hätten sehr verschiedene Ansichten über die personelle Säube-

rung gehört, vom vereinzelten Entsetzen über die dabei waltende 

Milde bis zur mehrheitlichen Klage über die Ungerechtigkeiten 

angesichts einer schematisch – nach formalen Kriterien der Mit-

gliedschaft – vollzogenen Entnazifizierung. Dabei notierte die 

britische Delegation in ihrem Bericht ein wichtiges Problem: 

«Nicht von Naziideen allein ist die geistige Gesundheit der Uni-

versitäten bedroht. Wenn im Zweifelsfalle eines ,Fast-Nazis’ zu 

dessen Gunsten entschieden wird, bestärkt sein Verbleiben dieje-

nigen Elemente, die demokratischer Reform widerstreben. Dies 

ist besonders dann wahrscheinlich, wenn er zur älteren Genera-

tion gehört und leicht vom Konservatismus hinüber zum Nazis-

mus und zurückgerutscht ist. Den Mitläufer dieser Gattung straf-

los zu lassen, ist gefährlich, weil es den Anschein erwecken kann, 

als werde dem Gedanken Raum gelassen, dass die Naziherrschaft 

bloss eine unglückliche Episode in der deutschen Geschichte war. 

Auf der anderen Seite mögen manche Jüngeren, die zu aktiver 

Zusammenarbeit mit der Partei verführt oder gezwungen wurden 
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und später zumindest in ihren Herzen gegen deren Grundsätze 

sich auflehnten, mit grösserer Klarheit zu der Einsicht kommen, 

dass die Naziherrschaft nicht bloss eine unglückliche Episode, 

sondern ein Organismus mit tiefen Wurzeln war.» (Universitäten 

1948) Solche Überlegungen, die auf eine Modifikation der Entna-

zifizierung zielten, blieben bekanntlich folgenlos. Die konservati-

ven «Fast-Nazis» blieben, und die formal Belasteten kehrten zum 

grossen Teil wenig später auch zurück. 

Die Rückkehrmöglichkeit, die diese Professoren und Dozenten 

erhielten, lag darin begründet, dass ihre Stellen vielfach von den 

Hochschulen und Fakultäten, z.T. im zähen Kampf gegen die Be-

satzungsbehörden, unbesetzt gehalten wurden. Das Motto hiess in 

der Nachkriegszeit: Verzögerung der Wiederbesetzung in der 

Hoffnung auf «bessere Zeiten», sprich auf das Ende der Entnazi-

fizierung. Personelle Lücken stopfte man mit kurzfristig reakti-

vierten Emeriti und Pensionisten. Wenig Mühe gab man sich hin-

gegen, die in die Emigration vertriebenen Wissenschaftler zu-

rückzurufen; nur ein Bruchteil von ihnen kehrte zurück. 

Als relativ milde galt das Vorgehen in der Französischen Zone 

– und Milde hiess, den Prozess weitgehend den Universitäten und 

Hochschulen selbst bzw. ausgewählten Vertrauenspersonen zu 

überlassen. In Freiburg nahm ein «Reinigungsausschuss» unter 

massgeblicher Regie des Historikers Gerhard Ritter seine Arbeit 

auf. Rückblickend schrieb er am 11. März 1947: «Die Art, wie 

jetzt die sogenannte Denazifizierung in Deutschland betrieben 

wird, ist das grösste Unglück für die Zukunft der Demokratie, aber 

auch der Wissenschaft. Trotzdem bin ich der Meinung, dass an 

deutschen Universitäten eine gewisse Bereinigung notwendig 

war. Wir haben sie hier in Freiburg von Anfang an selbst ener-

gisch betrieben. Ich bin dabei als Vorsitzender der Bereinigungs-

kommission des Senates sehr stark beteiligt, habe aber (in unend-

lich mühsamer Arbeit) in ein dreiviertel Jahren eine streng indivi-

duelle Behandlung aller Fälle erreichen können; so ist sehr viel 

Unglück verhindert worden, und ich muss sagen, dass die franzö- 

- 
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sischen Besatzungsbehörden uns dabei im Ganzen viel Verständ-

nis gezeigt haben.» (zit. nach Ott 1985: 104) Leider teilte Ritter 

in seiner Bilanz keine Zahlen mit, und die Aufmerksamkeit der 

Historiker konzentrierte sich auf den prominenten Fall des Philo-

sophen Martin Heidegger, des Rektors, der 1933/34 in so peinli-

cher Weise dem «Führer» gehuldigt hatte und für den sich auch 

Ritter mit grossem Nachdruck einsetzte. In diesem Fall entschied 

die Militärregierung gegen die Universität und pensionierte Hei-

degger 1946 – seine Emeritierung mit allen Rechten und Bezügen 

erreichte er dann aber wenig später (1952) doch. 

Härter war offenbar das Vorgehen der US-Militärregierung. In 

Erlangen wurde – wie überall in der US-Zone – mittels Fragebö-

gen (sie waren umfangreicher als in der Britischen Zone) und 

Verhaftungslisten sehr intensiv nach Nazis gefahndet und der 

Lehrkörper so rigide gesäubert, dass in mancher Fakultät nur we-

nige Dozenten verblieben, die nun z.T. Gebiete in der Lehre zu 

vertreten hatten, für die sie nicht qualifiziert waren (Krönig/Mül-

ler 1990: 145-147). Im November 1946 beschwerte sich das bay-

erische Kultusministerium, dass wegen der neuerlichen Entlas-

sung von 33 Professoren durch die Militärregierung nicht mehr 

alle Lehrstühle an der Münchner Universität besetzt werden 

könnten. Diese Professoren waren im gleichen Monat mit der Be-

gründung entlassen worden, ihnen fehlten die «politischen, libe-

ralen und moralischen Qualitäten», die zur Entwicklung der De-

mokratie in Deutschland notwendig seien (Schulze 1989: 123). 

Dass es auch nach der Wiedereröffnung der Hochschulen im-

mer wieder neue Fälle von Entlassungen gab, lag hauptsächlich 

daran, dass die Kriterien zur Entnazifizierung 1946 überhaupt erst 

fixiert wurden, als der Vorlesungsbetrieb schon begonnen hatte, 

in einzelnen Fällen aber auch daran, dass Professoren und Dozen-

ten bei der Ausfüllung ihrer Fragebögen geschwindelt hatten, 

weil sie keine Kenntnis von der Existenz des Berliner Document 

Center hatten, wo sich die Angaben überprüfen liessen. Auch in 

Erlangen wurden von den US-Besatzungsbehörden im Februar 

1947 nochmals 76 Entlassungen im Bereich des akademischen  
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Personals ausgesprochen, was den heftigen Protest des ersten Stu-

dententages der US-Zone erregte (Schulze 1989: 121 f.). 

Die Entnazifizierung der Hochschulen in der Sowjetischen Be-

satzungszone und der im sowjetischen Sektor von Berlin liegen-

den Humboldt-Universität war von den gleichen Grundmustern 

der Auseinandersetzung zwischen den neuen Universitätsleitun-

gen und der Besatzungsadministration geprägt. Allerdings waren 

hier die Massnahmen der Entnazifizierung härter, und die ernann-

ten Rektoren, die sich in den Augen der politischen Administra-

tion als zu zögerlich erwiesen, wurden in einigen Fällen sehr bald, 

noch vor der Wiedereröffnung, zum Rücktritt gedrängt. In Leip-

zig musste die für den 31. Oktober 1945 vorgesehene Eröffnung 

sogar in letzter Minute, die Rede des Rektors lag bereits vor, ab-

gesagt werden, weil die Entnazifizierung noch nicht in ausrei-

chendem Masse erfolgt sei. In Leipzig waren noch von der US-

Besatzungsmacht 10 Professoren, die sich als aktive Nationalso-

zialisten hervorgetan hatten, verhaftet worden, weitere 11 Profes-

soren waren in den nächsten Wochen entlassen worden. Als der 

Rektor Bernhard Schweitzer sich gegen weitere Amtsenthebun-

gen, nun durch die sowjetische Besatzungsmacht, mit der Begrün-

dung wehrte, dass die Lehre nicht mehr gewährleistet werden 

könne, wurde er noch vor der Wiedereröffnung zum Rücktritt ge-

drängt und als Nachfolger der Philosoph Hans-Georg Gadamer 

bestimmt (Welsh 1985: 348 f.; vgl. Feige 1994). 

In Jena war die Wiedereröffnung zwar schon am 15. Oktober 

erfolgt, aber mit dem Lehrbetrieb durfte erst nach der Abhaltung 

eines Vortragszyklus «Auseinandersetzung mit der faschistischen 

Ideologie; Neuaufbau des Staates» begonnen werden. In Jena war 

bis zum Ende des Jahres 1945 mehr als die Hälfte des bei Kriegs-

ende 212 Personen zählenden Lehrkörpers entlassen worden 

(Welsh 1985: 347f.). 

Besonders dramatisch war die Entwicklung in Greifswald. Hier 

wurde der vorläufige Rektor Lohmeyer, gegen den sich das Miss-

trauen aufgrund seines behutsamen Vorgehens in der Entnazifi-

zierung schon länger gerichtet hatte, am 14. Februar 1946, einen 

Tag vor der Wiedereröffnung der Universität, aufgrund einer  
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wohl falschen Anschuldigung verhaftet, er habe als Wehrmachts-

major in der Ukraine an Erschiessungen teilgenommen; ein sow-

jetisches Militärgericht verurteilte ihn zum Tode, und er wurde 

am 19. September 1946 hingerichtet (Matthiesen 1996). 

Bei aller Härte der anfänglichen sowjetischen Massnahmen zur 

Entnazifizierung gab es allerdings durchaus einen systemfunktio-

nalen Pragmatismus. So waren an der Medizinischen Fakultät der 

Universität Leipzig über 70% durch eine NSDAP-Mitgliedschaft 

belastet, aber in 49 von 72 Fällen durften diese Fakultätsmitglie-

der ihre ärztliche Tätigkeit weiter ausüben (Welsh 1985: 354). 

Ähnlich verfuhr man an der berühmten Charité in Berlin, wo zwar 

50 schwerbelastete Mitarbeiter in den ersten beiden Nachkriegs-

monaten entlassen worden waren, aber etwa 40 andere NS-belas-

tete Ärzte weiter tätig sein durften, allerdings nicht in der Lehre 

oder in leitenden Positionen (Burmeister/Lange-Pfautsch 1990: 

601); Ärzte wurden eben dringend gebraucht, und die auf Juris-

ten, Historiker und Philosophen angewandten Massstäbe bei ih-

nen deshalb deutlich weniger streng gehandhabt. 

Die Reden zur Wiedereröffnung der Universitäten 1945/46 waren 

weithin von der Behauptung bestimmt, zumindest die eigene aima 

mater sei im «Dritten Reich» sauber geblieben und man könne 

mit einigen Blessuren, einigen schmerzlichen Erfahrungen, die 

nur den Wert der deutschen Bildungstraditionen bestärkten, dort 

weitermachen, wo man aufgehört habe. Das Pathos der Kontinu-

ität ummäntelte eine moralisch brüchige Konstruktion. Dies be-

gann schon mit dem Rahmen der Feierlichkeiten, bisweilen in 

hochschulfremden Räumlichkeiten. Als zur festlichen Wiederer-

öffnung der Humboldt-Universität die Professoren in den Admi-

ralspalast an der Friedrichstrasse schritten, waren ihre Talare und 

Mützen aus Jena ausgeliehen worden, weil die eigenen im End-

kampf um Berlin sämtlich verbrannt waren. 

Die Feier zur Wiedereröffnung der Hamburger Universität 

fand in der Musikhalle am 6. November 1945 statt. Untermalt mit 
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dem Allegro aus dem Orgelkonzert F-Dur von Georg Friedrich 

Händel, den Fest- und Gedenksprüchen von Johannes Brahms und 

der Phantasie G-Moll für Orgel von Johann Sebastian Bach, wies 

der für Bildung und Wissenschaft zuständige neue Senator Hein-

rich Landahl, ein prominenter Reformpädagoge der Weimarer 

Zeit, in seiner Eröffnungsrede auf die Chance zum Neuanfang 

durch eine Rückbesinnung hin: «Aus der Seele und dem Geist 

aber muss die Gesundung kommen. Und hier blieb uns ein Erbe 

erhalten, das nicht in Trümmer sinken konnte, wie die Dome und 

Schlösser und Rathäuser der Vergangenheit. Die gewaltigen 

Meisterwerke deutscher Musik konnten durch nichts zerstört wer-

den. Die unsterblichen Klänge Bachs und Mozarts und Beet-

hovens tönen so rein und eindringlich wie je. Wer in den letzten 

Wochen häufig in diesem Raum einem der vielen Konzerte bei-

wohnte, hat erlebt, was an Läuterung und Kraft von diesem Erbe 

unserer Volksseele ausgeht.» (Universität Hamburg 1946: 6) 

Auch in der anschliessenden Rede des neuen Rektors Emil 

Wolff war viel von Humboldt, aber wie vom Senator kein Wort 

zur notwendigen personellen Säuberung zu vernehmen. Und im 

Kern bemühte sich Wolff um den Nachweis, dass die Universität 

sich im «Dritten Reich» «die Kraft geistigen Widerstandes und 

seelischer Selbstbehauptung in einer Umwelt sittlicher Verwilde-

rung und beständiger Todesdrohung erhalten und genährt (habe). 

Im eigenen Herd hat sie die Glut gehegt, aus der von dem starken 

Atem der Freiheit angefacht die Flamme wieder aufsteigen soll, 

klar erhellend und warm belebend (usw. usf.).» (Universität Ham-

burg 1946: 17) 

Dieses Selbstverständnis wurde von den Studierenden nicht in 

Frage gestellt. Für sie galten im ersten Nachkriegssemester die 

formalen Kriterien der Entnazifizierung. Aktive Mitglieder der 

NSDAP und ihrer Organisationen durften nicht immatrikuliert 

werden, und diese Selektion wurde schon deshalb sehr streng vor-

genommen, weil etwa in der Britischen Zone von über 54‘000 Be-

werbern nur knapp 23 000 zugelassen werden konnten (Pingel 

1985: 193). Durch die allgemeine Jugendamnestie im Sommer 
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1946 galten aber die strengen Bestimmungen nur für jeweils ein 

bis zwei Semester, danach waren die Entnazifizierungsbestim-

mungen nur noch für höchstens ein Zehntel der Studierenden an-

wendbar. Zu den Bemühungen um eine Anknüpfung an überkom-

mene Traditionen passte es, dass es keinerlei Versuche gab, die 

überkommene studentische Sozialstruktur zu verändern. In der 

Britischen Zone wurde der Anteil an Studierenden aus Arbeiter-

haushalten auf 5% geschätzt, aber auch in der SBZ war es kaum 

anders (Pingel 1985: 195; Stoye-Balk 1987: 849). Der Anteil der 

weiblichen Studierenden lag bei einem Fünftel, immerhin etwas 

höher als in den Friedensjahren des «Dritten Reiches», aber weit 

unter dem Frauenanteil im Krieg; und es gab auch Universitäten, 

wie z.B. Hamburg, die zum ersten Semester überhaupt keine 

Frauen zuliessen und damit auf den Stand des 19. Jahrhunderts 

zurückfielen. 

Die Studienbedingungen waren anfangs sehr kompliziert und 

nicht dazu angetan, das Problem der Entnazifizierung in den Vor-

dergrund zu rücken. Wer einen Studienplatz ergattert hatte, 

musste sehen, wie er sich materiell halbwegs einrichtete und «or-

dentlich» studieren konnte. In Kiel fanden die Vorlesungen im 

Wintersemester 1945/46 auf vier Schiffen im Hafen statt, die 

gleichzeitig als Arbeitsplatz und Wohnheim für Lehrkräfte und 

Studenten dienten (Universitäten 1948). Waren es hier unge-

heizte und hoffnungslos überbelegte Kabinen, in denen Dozenten 

und Studenten hausten, waren es anderswo Luftschutzbunker 

ohne Tageslicht und Ventilation und andere behelfsmässige Un-

terkünfte. Wegen der schlechten Verkehrsverhältnisse mussten 

jeden Tag etliche Stunden für den Weg aufgewandt werden, zu-

mal kaum jemand ein Fahrrad besass. 

Fast überall herrschte Arbeitspflicht für die Studierenden, z.B. 

musste in Münster eine Woche im Semester auf dem Bau gear-

beitet werden, um zerstörte Gebäude zu reparieren. In Marburg, 

Darmstadt und Mainz war es jeweils ein Tag in der Woche, ge-

wöhnlich der Samstag, der z.B. zum Einsortieren ausgelagerter 

Buchbestände benutzt wurde. In Heidelberg erhielt, wer wegen 

Versehrtheit nicht arbeiten konnte, zumindest einen Knüppel, um 
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damit die Kartoffelvorräte in der Mensa zu bewachen (Krö-

nig/Müller 1990: 142 ff.). Wie die gesamte Bevölkerung waren 

auch die Studierenden in den materiellen Überlebenskampf jener 

Zeit einbezogen. 

Auch um die akademischen Erfordernisse stand es schlecht. In 

etlichen Hochschulen gab es keine Bücher, sondern, wie in Ham-

burg, nur sogenannte «Studienbehelfe zu den Vorlesungen», Bro-

schüren im Selbstverlag, unveräusserlich und nur für die Semin-

arteilnehmer, gedruckt auf schlechtestem Papier – dadurch erhielt 

übrigens das gesprochene Wort in dieser Zeit eine erhöhte Bedeu-

tung. Da in vielen Fällen die Räumlichkeiten der Hochschulen in 

der gesamten Stadt verteilt waren, schlossen die Dozenten häufig 

früher, damit auch die Kriegsversehrten eine Chance hatten, die 

nächste Vorlesung zu erreichen. 

Charakteristisch war bei der Mehrheit der Studenten die zu-

rückliegende Dienstzeit in der Wehrmacht. Es gab einen relativ 

hohen und wachsenden Anteil an Offiziersgraden, in der Regel 

einige Jahre älter als heutige Studienanfänger, und demgegenüber 

einen zurückgehenden Anteil solcher Studenten, die als Antifa-

schisten, z.T. nach erwiesener Beteiligung am Widerstand und ei-

ner Inhaftierung durch das NS-Regime, aufgenommen worden 

waren. Sehr bald dominierte eine eher unpolitische und konserva-

tive Grundstimmung, die sich bisweilen in Protesten gegen das 

abgelehnte Neue ausdrückte. Nachdem in der Neustädter Kirche 

in Erlangen im Januar 1946 Pastor Niemöller von Studenten als 

«Verräter» angegriffen worden war, wollte die bayerische Ver-

waltung die gerade wieder eröffnete Universität schliessen lassen 

und alle ehemaligen Soldaten zum Holzfällen schicken, jedenfalls 

aber eine schärfere Entnazifizierung betreiben (Krönig/Müller 

1990: 147). 

1947/48 – die Hochschulen galten mit einer Studentenzahl von 

nun etwa 100‘000 als hoffnungslos überfüllt – begann der Ab-

schluss der Entnazifizierung und die zuerst allmähliche, dann im-

mer raschere Reintegration der als NS-belastet Entfernten in die 

deutschen Hochschulen, zu der es allerdings keine amtlichen Sta-

tistiken gibt. Zur Verfügung steht eine umfangreiche Erhebung 
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der Redaktion der evangelischen Wochenzeitung «Christ und 

Welt» Anfang 1950 (unter dem Titel: «Forschung heisst Leben. 

Demontage des deutschen Geistes», Nr. 6-9,11, 34/1950; vgl. 

Elm 1972: 24f.), die um den Nachweis des furchtbaren Raubbaus 

am «deutschen Geist» bemüht war, also Material gegen die Ent-

nazifizierung liefern wollte. Die im folgenden genannten Zahlen 

sind vom Verband der nichtamtierenden (amtsverdrängten) 

Hochschullehrer, wie sich die Lobby-Vereinigung der NS-Belas-

teten nannte, übernommen worden (Grabert 1952). Nach der Er-

hebung von «Christ und Welt» hatten 45% aller 1932/33 lehren-

den 10 000 Professoren und Dozenten «vor oder nach 1945 ihr 

Amt zeitweilig oder für immer verloren». Mit dieser Sammel-

rubrik wurden die vom NS-Regime vertriebenen Wissenschaftler 

(ca. 10%) mit den von den deutschen Universitäten nach 1945 

entlassenen NS-Parteigängern (ca. 25%) und den aus den ehema-

ligen Ost-Universitäten vertriebenen (ca. 10%) in einen Topf ge-

worfen. Von den nach 1945 Entfernten wiederum waren bis 1950 

fast 1000 wieder berufen worden, anteilsmässig viel mehr als von 

den Wissenschaftlern, die von den Nazis vertrieben worden wa-

ren. Die Reintegration des wohl zu hoch angegebenen Viertels 

belasteter Professoren und Dozenten erfolgte im Zusammenhang 

mit dem 1951 erlassenen sog. 131er-Gesetz, ein kompliziertes 

Gesetzeswerk, das nicht nur zur Integration von NS-Belasteten 

diente (vgl. Garner 1993, Frei 1996: 69ff.). 

Eine Statistik über die Lehrstuhlinhaber, die im Auftrag der 

Westdeutschen Rektorenkonferenz (WRK) erstellt worden war 

und den Stand am 1 .Juli 1953 erfasste, zeigt recht gut die Aus-

wirkungen des 131er-Gesetzes schon nach relativ kurzer Zeit und 

widerlegt schlagend die zeitgenössische rechtsextreme, bis in die 

seriöse Publizistik hineinreichende Propaganda, die neben den 

«Abgründen der Existenzvernichtung durch Verleumdung und 

Ehrabschneidung» (Grabert 1952: 75) immer wieder die materi-

elle Notlage der Betroffenen beschwor – der amtsverdrängte Pro-

fessor als Handelsvertreter oder Bürogehilfe waren öffentlich 

traktierte beliebte Themen – und den Integrationsdruck verstärk- 
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te. Bis zum 1. Juli 1953 waren demnach noch 409 Lehrstuhlinha-

ber, die 1945 entfernt worden waren, nicht zurückgekehrt. Von 

diesen waren mittlerweile 67 gestorben, 70 mit vollen Bezügen 

emeritiert, 89 mit Pensionsbezügen im Ruhestand, 35 in etwa 

gleichwertigem öffentlichen oder privaten Anstellungsverhältnis, 

43 in freien Berufen oder im Ausland oder an unbekanntem Ort, 

95 erhielten eine Versorgung nach Gesetz zu Artikel 131 des 

Grundgesetzes, in ähnlicher Höhe wie die Pensionszahlungen. 

Diese Statistik der WRK diente der Abwehr des Vorwurfs der 

«amtsverdrängten» Lobby, es werde ein grosser Teil dieser Per-

sonengruppe schikanös von den Hochschulen ferngehalten, da-

mals offenbar ein allgemein als schlimm empfundener Vorwurf. 

Immerhin ist bekannt, dass die Fakultäten nicht sehr glücklich 

über die politischen Auflagen waren, die ihnen bei Ausschreibun-

gen oft kaum eine andere Möglichkeit liessen, als den «amtsver-

drängten» Kollegen wieder aufzunehmen (Schulze 1989: 125). 

Die NS-belasteten Professoren und Dozenten waren, wenn man 

das Sample der Dokumentation von Rolf Seeliger über die «brau-

ne Universität» (1964-1968) zugrunde legt, eine erstaunlich ge-

schlossene Alterskohorte mit sehr ähnlichem Generationsschick-

sal. Mehr als vier Fünftel der «braunen Professoren», die dort mit 

ihrer Biographie präsentiert wurden, gehörten zu den Jahrgängen 

1896-1907, mehr als zwei Drittel zu den Jahrgängen 1900-1907. 

Diese Jahrhundertwende-Generation hatte in der Regel ihre aka-

demische Karriere mit dem Machtantritt des NS-Regimes begon-

nen und sich zur Förderung dieser Karriere besonders profiliert. 

1945 waren sie im Durchschnitt zwischen 40 und 50 Jahre alt, so 

dass sie nach ihrer Zwangspause noch bis in die 60er Jahre hinein 

lehrten. Und erst am Ende ihrer Hochschulkarriere begann eine 

partielle Skandalisierung der Reintegration von NS-Belasteten. 

Es bleibt allerdings anzumerken, dass eine Sozialgeschichte der 

NS-belasteten Hochschullehrer den quantitativen Befund ihrer 

weitgehenden Reintegration nur als Grundlage einer differenzier-

ten biographischen Untersuchung zu verwenden hätte: Viele die-

ser Wissenschaftler werden 1945 und die folgenden komplizierten 
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Jahre als tiefen persönlichen und moralischen Bruch erfahren ha-

ben. 

III.  

Eine Bilanz des Neubeginns der deutschen Hochschulen wird 

zwiespältig ausfallen müssen. Es handelte sich 1945 um die ehr-

liche Anstrengung, einen neuen Anfang zu machen, aber dieser 

Anfang war als Rückkehr zu den hehren Idealen und Traditionen 

zweckfreier Wissenschaft gedacht, ohne die Gründe für die 

Durchsetzung des Nationalsozialismus auch an den Hochschulen 

tatsächlich zu analysieren. Nur die wenigen NS-Parteigänger, die 

sich in eklatanter Weise an der Wissenschaft vergangen hatten, 

waren nach diesem Verständnis auszuscheiden, eine wirkliche 

Studienreform hingegen zu verhindern. Wenn die Alliierten keine 

Zwangsmassnahmen angeordnet hätten, wäre eine nur geringfü-

gige personelle Säuberung erfolgt, und als diese Zwänge sich lo-

ckerten und wegfielen, ging die Reintegration der nach 1945 Ent-

lassenen in Westdeutschland (die stalinistische Entwicklung in 

der DDR kann hier nicht diskutiert werden) so weit, dass sogar 

die betroffenen Hochschulen und Fakultäten darüber oft nicht 

glücklich waren. Aber sie selbst hatten mit ihrem Verhalten in den 

ersten Nachkriegsjahren die Grundlagen für diese Reintegration 

gelegt. 



 

Walter Kaiser 

Wissenschaft und Technik nach 1945 

I. Die Unfähigkeit zu trauern 

Am Vorabend der Ereignisse des Jahres 1968 haben Alexander 

und Margarete Mitscherlich versucht, zwischen den «Abwehr-

mechanismen der Verleugnung», «der Derealisation, der ganzen 

Periode des Dritten Reiches gegenüber» und dem «psychischen 

Immobilismus, der Unfähigkeit, ... die Probleme unserer Gesell-

schaft in Angriff zu nehmen», einen kausalen Zusammenhang 

herzustellen (Mitscherlich 1970: 79). Bitter beklagten sie, dass 

aufgrund der kollektiven Verleugnung der Vergangenheit «wenig 

Anzeichen von Melancholie oder auch von Trauer in der grossen 

Masse der Bevölkerung zu bemerken waren.» Nur die Verbissen-

heit, mit der sofort mit der Beseitigung der Ruinen begonnen 

wurde und die zu einfach als Zeichen deutscher Tüchtigkeit aus-

gelegt werde, zeige einen manischen Einschlag (Mitscherlich 

1970: 40). Die «Verleugnung», bewusst nicht nur die «Verdrän-

gung», brachten sie vor allen Dingen mit dem rasanten industriel-

len Wiederaufbau in Verbindung. «Statt einer politischen Durch-

arbeitung der Vergangenheit als dem geringsten Versuch der Wie-

dergutmachung vollzog sich die explosive Entwicklung der deut-

schen Industrie. Werktätigkeit und ihr Erfolg verdeckten bald die 

offenen Wunden, die aus der Vergangenheit geblieben waren ... 

Im Zusammenhang mit dieser wirtschaftlichen Restauration 

wächst ein charakteristisches neues Selbstgefühl. Auch die Milli-

onenverluste des vergangenen Krieges, auch die Millionen getö-

teter Juden können nicht daran hindern, dass man es satthat, sich 

an diese Vergangenheit erinnern zu lassen.» (Mitscherlich 1970: 

23) 
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II. Die Bewältigung der Vergangenheit im VDI 

Mit der Vorstellung der These von der «Unfähigkeit zu trauern» 

soll zunächst die Nachkriegszeit verlassen werden. Stattdessen 

soll sich nun der Blick auf den Beginn der NS-Zeit richten und 

hier insbesondere auf den Bereich der Technik, repräsentiert 

durch ihre umfassende Standesorganisation, den Verein Deut-

scher Ingenieure (VDI). 

Trotz heftigen Drucks konnte der VDI nach der «Machtergrei-

fung» seine organisatorische Selbständigkeit wahren. Er bezahlte 

aber einen hohen Preis: In vorauseilendem Gehorsam machte er 

sich die Rassenideologie des «Gesetzes zur Wiederherstellung 

des Berufsbeamtentums» zu eigen. Auch schieden alte VDI-Vor-

standsmitglieder rasch aus, so dass der neue Vorstand seit Mai 

1933 zu zwei Dritteln aus nationalsozialistischen Parteimitglie-

dern bestand, die Spitze des VDI also politisch kapituliert hatte 

(Ludwig 1981a: 407-412). Das Verhalten der Mitglieder war 

mehrdeutig. In einer vermeintlich oft unpolitischen, dienenden 

Haltung, aber auch begeistert von den technischen Aufgaben des 

«Wiederaufbaus» des deutschen Staates, reihten sich die Ingeni-

eure in die Aufbauarbeit ein (Ludwig 1981a: 412-414), eine Auf-

bauarbeit, die eben zunehmend Aufrüstung und Kriegsproduktion 

bedeutete (Ludwig 1981b: 447). In martialischen Durchhalteap-

pellen Albert Speers, veröffentlicht Anfang Januar 1944 in der 

Zeitschrift des VDI (Ludwig 1981b: 451) sowie in der Zeitschrift 

«Stahl und Eisen», fand diese «ich diene»-Funktion ihr politi-

sches Pendant. Und in einem der letzten Hefte der Zeitschrift des 

VDI im Januar 1945 wurde als Motto Gneisenau bemüht: «Vor 

allen Dingen schafft Eisen an: Eiserne Brust, eisernen Willen und 

Waffen!» 

Und die deutsche Rüstungsindustrie hatte in der Tat «Eisen an-

geschafft». 1944 erreichte sie ihre höchsten Produktionsziffern. 

Aber es ging nicht nur um Produktivität und furchterregende 

Mengen. Deutschland produzierte auch militärische Hochtech-

nik: Panzer, Jagdflugzeuge, betankt mit Synthesebenzin, strahl-

getriebene Flugzeuge, ballistische Flüssigkeitsraketen und Radar- 
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technik. Die deutschen Ingenieure waren also bei der Sache, und 

sie blieben oft bis zum bitteren Ende ganz sachliche Techniker 

(Ude 1945). 

Nachdem die Berliner Zentrale des VDI 1945 als Zweigorgani-

sation des Nationalsozialistischen Bundes Deutscher Technik 

NSBDT zunächst vom Gesamtberliner Magistrat geschlossen 

wurde, konnte der VDI aus den Bezirksvereinen heraus und unter 

Genehmigung der Militärregierungen der drei westlichen Besat-

zungszonen schon seit 1947 auch als Gesamtverein VDI wieder-

gegründet werden. Die «Selbstbesinnung der Ingenieure» (Lud-

wig 1981a: 426) nach dem 2. Weltkrieg scheint allerdings nur auf 

den ersten Blick der Schwere der Katastrophe angemessen. 

Waldemar Hellmich, Direktor im VDI 1920 bis 1932, sprach im 

Rückblick davon, dass, wie in allen anderen Gemeinschaften, die 

Arbeit des VDI in der NS-Zeit nicht mehr dem selbst gestellten 

Ziel habe dienen können, sondern «der Verherrlichung einer Par-

tei, der Stärkung eines totalen Regimes». Die «ohne Ressenti-

ment» nach rückwärts gewandte Analyse komme jedoch zu dem 

Ergebnis, dass der VDI «unter dem Zwang der Gleichschaltung 

wohl zum Mitläufer des Nationalsozialismus wurde, dass er aber 

niemals ,eine Hochburg des Militarismus, des kapitalistischen 

Unternehmertums’ ... gewesen ist» (Hellmich 1948: 2). 

Trotzdem wurden Waldemar Hellmichs Vorträge über den 

«geistigen Aufbruch der deutschen Ingenieure», publiziert in der 

ersten Ausgabe der VDI-Zeitschrift nach dem Krieg im Jahr 1948, 

als Signal der Neubesinnung gesehen. Zentrale Aussagen, wie 

seine Aufforderung an die Ingenieure, sich «auf die Grenzen des 

rationalen Denkens» zu besinnen, den «Irrglauben an die All-

macht des Wissens», «an die Selbsterlösung durch die Technik» 

zu überwinden, den Sinn zu ändern, um die «menschliche Ver-

bundenheit mit neuem Geist» zu beleben, zeigten aber kaum 

Trauer und Scham, sondern wiesen den Weg in rückwärtsge-

wandte, kulturphilosophische Betrachtungen (Mauel 1981: 460; 

Hellmich 1948: 3-7; Jacobi 1948: 229f.; Schaeder 1949; Kraemer 

1951: 656; Schnabel 1952: 2f.). 
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Man setzte sich in der Folge auch mit der «Verantwortung des 

Ingenieurs» auseinander, so auf einer Sondertagung des VDI in 

Kassel im Mai 1950. Es wurde eine von «Krisen und chaotischen 

Mächten» erschütterte Welt beschworen (Zeddies 1950: 592). Es 

wurde der «Steigerung der technischen Möglichkeiten» ein pa-

thetisches Bekenntnis des Ingenieurs gegenübergestellt, in «De-

mut vor der Allmacht» zu arbeiten, in «Achtung vor der Würde 

des menschlichen Lebens», dem Missbrauch der Technik sich 

nicht zu «beugen» (Mauel 1981: 460 f., Schlösser 1981: 515 f., 

Plank 1950: 590 f.). Aber nur äusserst selten wurde über Schuld, 

über die Verarbeitung des Geschehens, über Wiedergutmachung 

gesprochen. Kaum, dass es ein vereinzelter Diskussionsredner 

wie E. Schapitz wagte, hinter den wortreichen Erörterungen ein-

mal die die Kriegsmaschinerie am Laufen haltenden Ingenieure 

zu nennen (Kraemer 1950: 851). 

Der einzige bedeutende Reflex der Frage nach der Schuld fin-

det sich unter umgekehrten Vorzeichen in einer Ansprache des 

VDI-Vorsitzenden Hans Bluhm. So gab er bei der Eröffnung der 

81. Hauptversammlung des VDI 1951 in Hannover seiner Freude 

Ausdruck, dass Alfried Krupp von Bohlen und Halbach als Ver-

urteilter der Nürnberger Nachfolgeprozesse aus der Haft entlas-

sen worden sei. Er appellierte an die alliierten Stellen, die zu Un-

recht noch in Haft befindlichen Berufskollegen zu entlassen. So 

«sollte man sich im Geist der Versöhnlichkeit auch entschliessen, 

dem 79jährigen Hermann Röchling, ... der sich immer noch als 

Gefangener im Krankenhaus befindet, ebenso wie Dr.-Ing. Ernst 

Röchling die volle Freiheit wiederzugeben» (Rickers 1951: 853). 

III. Die Hochschulen 

Die Durchdringung mit Parteimitgliedern war nicht an jeder 

Hochschule gleich ausgeprägt. Besonders «braun» war z.B. Kiel, 

aber auch die Aachener Hochschule hatte einen hohen national-

sozialistischen Organisationsgrad. Ende 1935 gehörten mit 48 
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Parteigenossen mehr als die Hälfte der Hochschullehrer sowie 15 

planmässige Assistenten der NSDAP an (Ricking 1995: 150). An-

lässlich der Rektoratsübergabe 1941 wertete denn auch der Pro-

rektor Otto Gruber die technischen Wissenschaften als geistiges 

Pendant zum Kampf mit den Waffen (Gruber 1941: 16), und der 

neue Rektor Hans Ehrenberg gab eine fanatische Rechtfertigung 

der Lebensraumpolitik des «Grossdeutschen Reiches» (Ehrenberg 

1941: 18). Der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund 

stellte schliesslich die «Lebensgesetze des deutschen Studenten» 

vor, nämlich vor allem Pflichterfüllung gegenüber dem deutschen 

Volk und das Sühnen verletzter Ehre durch Blut (Rauterkus 1941: 

42). 

Paul Röntgen, der als letzter «vornationalsozialistischer» Rek-

tor nun erneut dieses Amt übernehmen musste, kam dann auch 

nicht umhin, bei der Wiedereröffnung der Hochschule mit einem 

«bitteren Gefühl der Scham» (Röntgen 1949: 15) auf die NS-Zeit 

und den «erschütterndsten aller Totentänze» zurückzublicken 

(Röntgen 1949: 11). Auch wurde in einzelnen Würdigungen an 

das Schicksal «nichtarischer Kollegen», insbesondere von Otto 

Blumenthal (Sommerfeld/Krauss 1951) und Ludwig Hopf erin-

nert (Sommerfeld/Seewald 1952/53). Diese selbstkritische Aufar-

beitung der Vergangenheit wurde aber rasch wieder eingestellt. 

Ganz allgemein ist an den Hochschulen ein tiefreichender 

Wandlungs- und Selbstreinigungsprozess unterblieben. Zwar 

wurden im Rahmen des Wiederaufbaus und der Entnazifizie-

rungsverfahren besonders aktive Nationalsozialisten ferngehal-

ten. Auch wird die Zahl von 4‘000 Wissenschaftlern genannt, die 

aus eigenem Entschluss oder aufgrund von Entnazifizierungsver-

fahren nicht wieder an die Hochschulen zurückkehrten (Ricking 

1995: 182). Die für die Verfahren wichtige Zugehörigkeit zu be-

stimmten Organisationen musste aber keinesfalls das endgültige 

Aus bedeuten. So kehrten in Aachen Hochschullehrer, wie etwa 

der Elektrotechniker Robert Brüderlink (Personalakte, RWTH 

Aachen) oder Herwart Opitz vom Laboratorium für Werkzeugma-

schinen und Betriebslehre (Starck/Weck 1995: 295-303) trotz ih- 
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rer Parteinahme für den Nationalsozialismus nach kurzer 

Zwangspause wieder in ihre Ämter zurück. Offenbar konnte eine 

anfängliche Belastung im Entnazifizierungsverfahren durch Bei-

bringen von entlastenden Zeugenaussagen im Berufungsverfah-

ren entkräftet werden. Auch in anderen Fällen wurde zunehmend 

milder verfahren (Ricking 1995: 152, 167). Der Wasserbauer und 

NS-Rektor Alfred Buntru erhielt 1949 einen Lehrauftrag an der 

RWTH, 1955 wurde er förmlich emeritiert und 1959 zum Eh-

rensenator ernannt. Der NS-Rektor Hans Ehrenberg wurde trotz 

schwerer Belastung und Zwangspensionierung 1953 wieder in 

seine Emeritierungsansprüche eingesetzt und 1958 offiziell eme-

ritiert. 

Aufgrund ihrer Prägung in den 1880er bis 1890er Jahren brach-

ten selbst die Unbelasteten die neu eröffneten Hochschulen allen-

falls auf einen unpolitischen, elitär-konservativen Kurs (Ricking 

1995: 160). Charakteristisch ist hier eine Rede des Philosophen 

Karl Jaspers im August 1945 zum Vorlesungsbeginn der Heidel-

berger Medizinischen Fakultät. Jaspers betonte den Wert freier 

Wissenschaft im Humboldtschen Sinn, die Bedeutung strengen 

methodischen Denkens, der Welterkenntnis; er forderte eine Wie-

dergeburt der Humanität, eine Beseitigung «politischer Flecken». 

Der Nationalsozialismus, der eigentlich im Hintergrund stand, 

blieb ungenannt (Strübel 1986: 171 f.). 

IV. «Wertneutralität» und Kontinuität der Technik 

Nach dieser Bestandsaufnahme, wonach die Techniker – wenn 

überhaupt – nach kurzer Erschütterung in Richtung vager kultur-

philosophischer Betrachtungen und rasch auch in vorwärtsge-

wandte, konzentrierte Wiederaufbauarbeit auswichen, ist natür-

lich zu fragen, warum die selbstkritische Aufarbeitung eigener 

Schuld so eindeutig unterbleiben konnte. Ein entscheidender 

Punkt war hier die unter Technikern sehr stark vertretene Vorstel-

lung von der Ambivalenz (Quarg 1948: 226), oder – noch mehr 

entlastend für die Techniker – der Wertneutralität der Technik 

(Behn 1949: 453, vgl. auch Zeddies 1950: 596). Für die fatale  
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Entgleisung der deutschen Politik und für den mit technischen 

Mitteln geführten Krieg wurde die Politik verantwortlich ge-

macht. Zugleich wurde damit der Kontinuität der Technikent-

wicklung über den Zusammenbruch von 1945 hinweg der Weg 

gebahnt. 1970 stellte Gerd Hortleder dann auch fest, der Ingenieur 

sei aus dem 2. Weltkrieg als «Sieger der Niederlage» hervorge-

gangen, er hätte von «Zerstörung und Aufbau gleichermassen» 

profitiert, er hätte in seinem Beruf fast so weiterleben können, 

«als habe es den 8. Mai 1945 nie gegeben» (Hortleder 1970: 

139f.). 

Aber nicht nur «Wertneutralität» und Kontinuität der Technik 

ist hier zu diskutieren. An drei Beispielen lässt sich zeigen, wie 

technisch-wissenschaftliche Entwicklungen der NS-Zeit und des 

Krieges gerade aus den Umständen ihrer Entstehung, aus ihrem 

inneren Reiz, aus ihrer Modernität heraus, den Impetus für eine 

forcierte Weiterentwicklung nach dem Krieg bezogen. 

Im Fall der (in ihrer konjunkturellen Wirkung propagandistisch 

weit überhöhten) Reichsautobahnen schien in der Tat eine charak-

teristische «nationalsozialistische» und positiv zu bewertende 

Technikanwendung vorzuliegen. Beim Autobahnbau stellte Hitler 

nämlich sein Expansionsstreben zunächst zurück, um sich in der 

Rolle des «Bauherrn» zusammen mit Fritz Todt einer giganti-

schen Landschafts- und Umweltplanung zu widmen. Todts Nach-

folger Albert Speer schilderte nach dem Krieg, wie Hitler beim 

Autobahnbau sich gerade als Gestalter verwirklicht sah und 

dadurch seine Enttäuschung über die Skepsis der Militärs über-

wunden habe (Ludwig 1974: 327f.). 

Auch im neutralen Ausland wurde der sich vom Kapitalismus 

lösenden Technik der NS-Zeit, ungeachtet der Ablehnung des 

NS-Regimes, gelegentlich ein Vorbildcharakter zugesprochen. 

Ein bedeutender Interpret dieses positiv bewerteten deutschen 

Sonderwegs in der Technik, einer Vereinigung des Volkes im Er-

lebnis eines «gemeinschaftlichen Bauwillens», war Gustav Ei-

chelberg von der E.T.H. Zürich (Ludwig 1974: 328 f.). 1948, auf 

der VDI-Tagung im kriegszerstörten München, machte Gustav 

247 



 

Eichelberg den deutschen Ingenieuren dann auch Mut, gerade aus 

der spezifisch deutschen Technik- und Wirtschaftsethik, die seit 

den wirtschaftlichen Problemen der Zwischenkriegszeit «im 

deutschen Volk ein Gemeinschaftserleben zum Wachstumsansatz 

gebracht» habe, die Kraft für den Wiederaufbau zu schöpfen, aus 

der Tugend grosser deutscher Industrieller, «mit dem Herzen bei 

der Sache [zu sein], beim Werk ... und nicht beim blossen Finanz-

geschäft ...» (Eichelberg 1948: 303). 

Die Vorstellung von der «Wertneutralität» und mehr noch die 

positiven oder innertechnisch reizvollen Aspekte einer «moder-

nen» Technikentwicklung in der NS-Zeit lassen sich auch an Ver-

haltensweisen im Umkreis der frühen Radartechnik ablesen. 

Während in der Radarentwicklung in den USA und vor allem in 

Deutschland ausgefeilte Einzelgeräte im Vordergrund standen, 

favorisierte Grossbritannien ein einfaches und praktikables Ge-

samtsystem zum Schutz der grossen Küstenlinien vor Luftangrif-

fen. Zudem gelang in Grossbritannien 1939 bis 1943 durch die 

von Anfang an gepflegte Zusammenarbeit von Politik, Militär, 

Technik und Wissenschaft mit dem Hohlraum-Magnetron auch 

der entscheidende Vorstoss in den Bereich der Zentimeterwellen. 

Auffällig ist nun, wie auf beiden Seiten der Wettbewerb um 

dieses militärtechnische System, das so massiv involviert war in 

die Luftschlacht um England, in den U-Boot-Krieg, in die 

Schlacht um den Atlantik und in den Bombenkrieg über Deutsch-

land, nach dem Krieg, losgelöst von diesem historischen Kontext 

und vergleichbar dem oft als ritterlich apostrophierten Luftkrieg 

im 1. Weltkrieg, als ein kompetitiv geführter, eigenständiger 

«Hochfrequenzkrieg» erschien. Charakteristisch ist hier, wie Leo 

Brandt, der Schöpfer des 7,5 m-Parabolspiegels des Würzburg-

Riesen, der es gegen Ende des Kriegs zudem geschafft hatte, die 

deutsche Funkmesstechnik fast wieder an die britische Radarent-

wicklung heranzuführen, und Robert A. Watson-Watt, der die 

operativ erfolgreiche britische Entwicklung ursprünglich anges-

tossen hatte, sich bereits 1953 mit grossem Respekt vor der je- 
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weils anderen Leistung im Rahmen einer Frankfurter Fachtagung 

begegneten (Brandt 1953: 11,42). 

Ein letztes Beispiel für den Versuch, sich in die Neutralität von 

Wissenschaft und Technik zu flüchten, betrifft die Kernfor-

schung. Das deutsche Uranprojekt stellt zwar keine Erfolgsge-

schichte dar. Dies hat aber zum geringeren Teil mit ethischen und 

politischen Hemmungen zu tun. Den deutschen Physikern fehlte 

es nämlich keinesfalls an Ehrgeiz, und mit der frühen Einschal-

tung des einflussreichen und finanziell gut ausgestatteten Hee-

reswaffenamts hatte man auch organisatorisch einen besonders 

günstigen Start. Mehr und mehr wird auch die militärische An-

wendung als ein mögliches Motiv diskutiert. Jedenfalls waren der 

Spaltstoff Uran 235 und der z.B. im Natururanreaktor entstehende 

zweite Spaltstoff Plutonium 239 bekannt (Atom-Museum Haiger-

loch 1982: 76; Walker 1990: 251; Hoffmann 1993: 192). Die 

durch Carl Friedrich von Weizsäcker und Werner Heisenberg seit 

ihrer Internierung in Farm Hall entwickelte Argumentationsstruk-

tur (Heisenberg 1969: 257-317; Hoffmann 1993: 40-44; Walker 

1994: 249; Rechenberg 1994) setzt die Akzente freilich anders. 

Demnach war wegen der begrenzten Mittel an eine deutsche 

Bombe nicht zu denken, auch hätten die Physiker Hitler nukleare 

Waffen nicht in die Hand geben wollen, allenfalls hätten sie damit 

auf Hitler Druck ausüben wollen (Weizsäcker 1991: 234 f.), an-

ders als die USA hätten sie lediglich den Bau eines Reaktors an-

gestrebt, vor allen Dingen hätten sie aber die Wissenschaft und 

den wissenschaftlichen Nachwuchs durch den Krieg bringen wol-

len. Ernst Brüche entwickelte in einer Serie von Artikeln in den 

Physikalischen Blättern zudem eine umfassende Verteidigungs-

strategie: Indem man nach dem Krieg seine Gegnerschaft zur 

(fachlich notorisch schwachen) deutschen Physik betonte, glaubte 

man, seine Distanz zum Nationalsozialismus bewiesen zu haben 

(Albrecht 1993: 60-62). 

In personeller wie fachwissenschaftlicher Hinsicht hat jeden-

falls die deutsche Kernforschung, nachdem sie 1955 mit den Pa-

riser Verträgen aus der Grauzone des alliierten Verbots ange-

wandter Kernphysik herausgetreten war, nahtlos an die Kernfor- 
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schung des 2. Weltkriegs angeschlossen (Radkau 1983: 34-39, 

48-51). Der Chemiker Wilhelm Groth, Assistent von Paul Har-

teck, setzte unter Duldung der Briten bereits 1946 seine Arbeiten 

zur Urananreicherung mit Hilfe der Gasultrazentrifuge fort. Die 

seit der Kriegszeit mit Heisenberg in Konflikt lebende Gruppe um 

Erich Bagge und Kurt Diebner initiierte die Entwicklung von 

Schiffsreaktoren in Geesthacht. Nach dem Vorbild des letzten Re-

aktorversuchs vor Kriegsende in Haigerloch konzipierte eine 

Gruppe um den Heisenbergschüler Karl Wirtz den ersten eigen-

entwickelten deutschen Forschungsreaktor FR 2 in Karlsruhe als 

schwerwassermoderierten Natururanreaktor. Auf der Basis dieser 

Technik baute der mit Heisenberg befreundete Wolfgang Fin-

kelnburg die Reaktorabteilung bei Siemens auf. Auch das Eltvil-

ler Programm von 1957 nannte unter den fünf Konzepten, deren 

Entwicklung in der Bundesrepublik verfolgt werden sollte, diese 

Reaktorlinie. Und unabhängig davon, dass sie sich als Sackgasse 

erweisen sollte, wurde dann die Kerntechnik insgesamt zu dem 

wissenschaftlich-technischen Grossprojekt der Bundesrepublik. 

V. Generalabsolution im Kontext des Kalten Kriegs 

Ein weiterer wichtiger Grund dafür, dass unmittelbar nach dem 

Krieg eine Aufarbeitung der NS-Zeit unterblieb, liegt in der Ent-

wicklung der aussenpolitischen Situation. Dies zeichnete sich 

aber bei Kriegsende an der Oberfläche der sichtbaren Politik der 

Alliierten noch keinesfalls ab. In den Jahren 1945 bis 1949 führ-

ten die alliierten Siegermächte im Justizpalast von Nürnberg 13 

Kriegsverbrecherprozesse durch. Im ersten, im Herbst 1946 be-

endeten Prozess wurde die politische Spitze der NS-Diktatur an-

geklagt und verurteilt. In den Nürnberger Nachfolgeprozessen, 

die vor rein amerikanischen Militärgerichten stattfanden, wurden 

hohe politische und militärische NS-Organisationen und deren 

Führungspersonen angeklagt. Prozesse, die den Bereich Wissen- 
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schaft und Technik betrafen, galten den NS-Ärzten, dem Flick-

Konzern, dem Krupp-Konzern und dem Konzern IG Farbenin-

dustrie AG (Plumpe 1990: 752-754; Heintzeler 1987: 28 f.). 

Die völkerrechtliche Unangreifbarkeit der Anklagepunkte, die 

zur Verurteilung führten, und die normbildende Wirkung können 

jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass in Nürnberg «politi-

sche Justiz» waltete: Die Anklagebehörde und die Richterschaft 

wurden von den USA gestellt, und es ging um eine alleinige Ver-

urteilung deutscher Kriegsverbrechen. Gravierender jedoch er-

scheint umgekehrt die Färbung der Urteile der Nachfolgeprozesse 

und die Beeinflussung der Strafverfolgung durch die rasche Än-

derung der politischen Grosswetterlage. Der bald ausbrechende 

Kalte Krieg (O.M.G.U.S. 1986: LII) hat die Urteile gemildert, und 

die zunehmend offenkundig werdende Bollwerk-Funktion der 

Bundesrepublik, flankiert von der Beendigung einer selbstkriti-

schen Vergangenheitspolitik im Innern (Frei 1996: 219-221), ha-

ben zur raschen Entlassung der wirtschaftlichen Führungsperso-

nen beigetragen. Aufgrund von Amnestien wurden bis Mitte der 

fünfziger Jahre alle Verurteilten wieder entlassen. Dies gilt auch 

für die z.T. mit langjährigen Gefängnisstrafen belegten Verurteil-

ten des IG-Farben-Prozesses, wobei es nun allerdings allein in die 

deutsche Verantwortung fällt, dass ein grosser Teil der Verurteil-

ten des IG-Farben-Prozesses wieder in leitende Positionen der 

Grosschemie gelangte (Heine 1990: 297). 

Andererseits trugen auch die Amerikaner selbst früh zur Dis-

kreditierung der Nürnberger Prozesse bei. In Konkurrenz zum 

ehemaligen Kriegsverbündeten UdSSR warben die USA nach 

dem Krieg eine grosse Zahl deutscher wissenschaftlich-techni-

scher Spezialisten ab (Ricking 1995: 182), insbesondere im Be-

reich der Raketentechnik. Gefördert vom Heereswaffenamt und 

vorangetrieben von einem beachtlichen Stab von Ingenieuren und 

Facharbeitern war in Peenemünde seit Oktober 1942 die Flüssig-

keitsrakete A4, bekannt unter der militärischen Bezeichnung V 2, 

im Flug erprobt worden. Unter unmenschlichen Bedingungen, die 

Albert Speer im Gegensatz zu Wernher von Braun (MVT 1995:  
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151) später eingestand, hatten dann im «Mittelwerk» im Harz 

Zwangsarbeiter, KZ-Häftlinge und Kriegsgefangene eine Waffe 

hergestellt, die bei nahezu 4000 Abschüssen Sprengbomben nach 

Antwerpen, überwiegend aber nach England trug. 

Ihre eigentliche Wirkung entfaltete die A 4 aber erst durch die 

Adaption der deutschen Entwicklungsarbeit in den USA. Samt 

der wichtigsten technischen Unterlagen wurden die deutschen 

Raketenfachleute aus Peenemünde sofort nach dem Krieg in der 

geheimen Aktion «Paper Clip» in die USA gebracht. Walter 

Dornberger, der die Raketenversuchsanlage in Peenemünde auf-

gebaut hatte, kam nach kurzer Gefangenschaft in Grossbritannien 

ebenfalls in die USA. Tatsächlich beruhte der erste erfolgreiche 

amerikanische Start einer Rakete grosser Reichweite im Februar 

1949 auf einer A4 Rakete, der als zweite Stufe eine WAC-Corpo-

ral-Rakete aufgesetzt worden war. Das Interesse an militärtechni-

schem Wissen hatte politisch-moralische Bedenken weitgehend 

zurückgedrängt (Kurowsky 1982: 245f.; Greiner 1991). 

Komplementär zur zunehmend milderen Siegerjustiz der USA 

gab es in Deutschland die früh einsetzende und nachhaltige Hin-

wendung zu den Vereinigten Staaten. Gefördert von Hochschu-

len, Kirchen und Gewerkschaften kamen Westdeutsche bald in 

die Lage, im Rahmen von Studienreisen die USA zu besuchen. 

Ein entsprechender Bericht des Kurators des VDI, Rudolf Plank, 

spricht zwar von einer «gegenwärtig vergifteten Atmosphäre», 

von den Aufgaben der jüngeren Generation, diese Situation zu 

überwinden. Die Analyse der unterschiedlichen, «komplementä-

ren» amerikanischen bzw. deutschen Forschungspolitik, unter 

Betonung des hohen Rangs der deutschen Grundlagenforschung, 

signalisierte aber doch die kommende Bewunderung für die Ver-

einigten Staaten (Plank 1948: 265 ff.). Alexander und Margarete 

Mitscherlich gingen Ende der 60er Jahre allerdings sehr viel wei-

ter, und sie folgerten kritischer: «dieser schlagartig einsetzende 

Mechanismus der Derealisierung des soeben noch wirklich gewe-

senen Dritten Reiches, ermöglicht es dann auch im zweiten 

Schritt, sich ohne Anzeichen gekränkten Stolzes leicht mit den  
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Siegern zu identifizieren. Solcher Identitätswechsel hilft mit, die 

Gefühle des Betroffenseins abzuwenden, und bereitet auch die 

dritte Phase, das manische Ungeschehenmachen, die gewaltigen 

kollektiven Anstrengungen des Wiederaufbaus, vor.» (Mitscher-

lich 1970: 40) 

VI. Die deutsche Industrie nach 1945 

Aber Wiederaufbau war eben nicht nur Wiederaufbau. Eine ein-

drucksvolle historische Erfahrung ist das Überleben industrieller 

Kapazitäten – für die IG-Farben werden 87% der Kapazität von 

1943 angegeben, eine Zahl, die jedenfalls höher liegt als die für 

den September 1939. Die Mängel lagen vorwiegend in den Trans-

portwegen, in der Rohstoffversorgung, etwa bei Öl und Kohle, so-

wie in der Elektrizitätsversorgung (O.M.G.U.S. 1986: XXXIX, 

345, 350 f.). Die zur Sicherung der westeuropäischen politischen 

und wirtschaftlichen Interessen der USA seit April 1948 veraus-

gabten ERP (European Recovery Program)-Mittel, die Währungs-

reform vom 20. Juni 1948 und die Angleichung an das liberale 

marktwirtschaftliche System verhalfen der Bundesrepublik dann 

vollends zu einem raschen wirtschaftlichen Aufschwung. 

Siemens erreichte bereits Anfang der fünfziger Jahre wieder 

den Umsatz der Vorkriegszeit (Delius 1975: 31; Weiher/ Goetze-

ler 1981: 183). Die Lastwagenwerke (Tempo, Daimler-Benz, 

MAN, Büssing, Ford) und die Motorradfabriken der drei Westzo-

nen bauten bereits 19.50 mehr Fahrzeuge als 1938 das ganze 

Reichsgebiet. Ein Jahr später überschritt auch die entsprechende 

PKW-Produktion die Zahlen von 1938, trotz des Verlustes oder 

des Ausscheidens ganzer Firmen. Unverkennbar ist dabei, wie 

vielfach unter verbesserten aussenwirtschaftlichen Bedingungen 

unmittelbar auf der Technik der Vorkriegszeit aufgebaut wurde. 

Dabei hatte hier die nationalsozialistische Motorisierungskam-

pagne seit 1933, mit ihrer Betonung des Individualverkehrs, auch 

in mentaler Hinsicht den Weg gebahnt. 
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Um so problematischer ist dagegen die Aufarbeitung der NS-

Zeit in der deutschen Automobilindustrie. Typisch sind auch hier 

trotz der Brüche die Kontinuitäten bei den Führungseliten. Wil-

helm Haspel wurde wegen der Leitung eines Sonderausschusses 

für Flugmotoren von den amerikanischen Militärbehörden aus 

seinem Amt als Vorstandsvorsitzender der Daimler-Benz AG 

entlassen. Offenbar war Haspel auch trotz einer gewissen Distanz 

zur NS-ldeologie von der Spitze der NSDAP protegiert worden. 

Im Spruchkammerverfahren erreichte er jedoch aufgrund der Tat-

sache, dass seine Frau Halbjüdin war und er insofern unter be-

trächtlichen politischen Druck geraten war, seine Entlastung. 

Nachdem er im Februar 1948 erneut den Vorstandsvorsitz über-

nommen hatte, konnte er weitgehend seine alte kaufmännische 

und technische Führung wiederherstellen (Pohl/Habeth/Brüning-

haus 1986: 31-35; Kruk/Lingnau 1986: 163f., 168; Hamburger 

Stiftung für Sozialgeschichte 1987: 756). 

Noch 1986 wurde bei Daimler-Benz in einer Festschrift zum 

100jährigen Jubiläum des Automobils (vgl. zum Folgenden Kruk/ 

Lingnau 1986: 150-154) die enorme Produktivität bei der Her-

stellung von militärischen Flugmotoren hervorgehoben, es wurde 

die hohe Qualität der Schnellboot-Dieselmotoren gelobt. Beklagt 

wurde allenfalls die peinliche Niederlage, dass man gezwungen 

worden war, im Mannheimer Werk eine Lizenzproduktion des 

Dreitonner-Lastwagens Opel-Blitz aufzunehmen. Die Distanz, 

die man zur Partei bewahren konnte, wurde betont, die Virtuosität 

der «Überlebenstaktiken» am Ende des Kriegs. Dagegen lägen 

grundsätzliche Aussagen über das Los speziell von KZ-Häftlin-

gen nicht vor, auch wenn davon berichtet werde, dass die Unter-

bringung etwa in dem von der SS bewachten Lager Mannheim-

Sandhofen 1944/45 kaum als menschenwürdig angesehen werden 

konnte. Einzelne Dokumente zeigten, dass die Behandlung – zu-

meist durch externe Wachmannschaften – keine Rücksicht auf die 

persönliche Würde des Menschen genommen habe, andere dage-

gen, wie Werksangehörige dazu beigetragen haben, die Not und 

den Hunger der Betroffenen zu mildern. Allerdings haben auf der 
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wissenschaftlichen Ebene Hans Pohl, Stephanie Habeth und Bea-

te Brüninghaus mit (wachsender) Unterstützung der Daimler-

Benz AG sowie eine Autorengruppe der Hamburger Stiftung für 

Sozialforschung 1986 und 1987 begonnen, das Los der Zwangs-

arbeiter genauer zu erforschen. Trotzdem wurde damit aber im-

mer noch eine massive historiographische Kontroverse ausgelöst 

(Pohl/Habeth/Brüninghaus 1986: 144-165; Hamburger Stiftung 

für Sozialgeschichte 1987: 8). 

Ähnlich und begleitet von denselben Kontroversen hat Hans 

Mommsen im Falle des Volkswagenwerkes die Aufarbeitung der 

NS-Zeit übernommen. Denn auch für die im Umkreis des Volks-

wagenprojektes entscheidenden Akteure schien für Jahrzehnte die 

Geschichte nach 1945 neu begonnen zu haben: Nicht nur die von 

Ferdinand Porsche gedeckte Zwangsarbeit bei VW war zunächst 

kein Thema. Die gesamte Vergangenheit wurde in der Wiederauf-

bauphase fast vollständig ausgeblendet. Nordhoffs Karriere be-

gann insofern am 1. Januar 1948, als er als Generaldirektor die 

Geschäftsführung von VW übernahm (MVT 1995: 43 ff.). Dabei 

war Nordhoff längst eine der führenden Personen der Automobil-

industrie. 1942, nachdem 1941 der letzte amerikanische Ange-

stellte Opel verlassen hatte, war er ordentliches Vorstandsmit-

glied geworden. Obwohl nie nominell NSDAP-Mitglied, hatte er 

als Organisator der Lastwagenproduktion zu den herausragenden 

Trägern der Rüstungsindustrie gehört. Wie in weiten Bereichen 

der Rüstungsindustrie hatten auch im Opel-Werk Brandenburg 

ausländische Zwangsarbeiter gearbeitet, jedoch keine KZ-Häft-

linge (Nordhoff 1992: 23). Jedenfalls war die amerikanische Mut-

ter der Adam Opel nach 1945 nicht bereit gewesen, Nordhoff wie-

der in die Geschäftsführung Opels aufzunehmen. Nur aufgrund 

der Bestrebungen Englands, das VW-Werk wieder in Betrieb zu 

nehmen und mit der Leitung einen deutschen Fachmann zu be-

trauen, gelangte Nordhoff 1948 in die Spitze des Volkswagen-

werks. 

Trotzdem vermitteln Nordhoffs Reden und Aufsätze von der 

NS-Zeit den Eindruck des Mehrdeutigen und Irrealen. Meist wer- 
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den nur die untergeordneten Merkmale der NS-Diktatur ange-

sprochen, etwa der «bombastische Volkswagenplan» oder die 

«hochstaplerische Vergangenheit» (Nordhoff 1992: 61, 86). Dort, 

wo es um das Eingeständnis ging, dass dieses Land den Krieg be-

gonnen und verloren habe, dass die Städte zerstört seien, Millio-

nen Toter zu beklagen seien, die industrielle Infrastruktur zerstört 

und die Währung vernichtet sei und insofern nicht einfach an den 

Lebensstandard von 1938 angeschlossen werden könne, wusste 

Nordhoff im Dezember 1948 nur einen Ausweg: schweigend zu 

«arbeiten!»(Nordhoff 1992: 64). Und bereits im Oktober 1949 

schimmerte der kommende Erfolg des Wiederaufbaus durch: 

«Wie glücklich können wir bei alledem trotz des Entsetzlichen, 

das wir durchgemacht haben, und trotz aller schweren Verluste 

sein, dass in unserem Lande wieder gearbeitet wird, mit dem gan-

zen Fleiss und der ganzen Emsigkeit, die den Deutschen zu eigen 

sind. Wir haben aufgehört, nach rückwärts zu sehen, wir haben 

ein Ziel vor uns, wir träumen nicht von der Vergangenheit, wir 

schaffen für die Zukunft.» (Nordhoff 1992: 92) 



 

Winfried Schulze 

Doppelte Entnazifizierung 

Geisteswissenschaften nach 1945 

Als ich mich an die Arbeit für diesen Beitrag machte und die In-

formationen über den Fall Schneider/Schwerte auf der einen Seite 

und die über «meine Historiker nach 1945» auf der anderen Seite 

lagen, fiel mir eine äusserliche Übereinstimmung zwischen der 

Biographie Schneider/Schwertes mit der des Historikers Gerhard 

Ritter auf, die mich nicht mehr losgelassen hat. Während ersterer 

nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches mit dem Fahrrad 

aus Berlin aufbrach und beschloss, ein neues Leben mit neuer 

Identität zu beginnen, machte sich etwa zur gleichen Zeit der nur 

durch eine Reihe von Zufällen seiner Verurteilung vor dem 

Volksgerichtshof als Widerstandskämpfer entkommene Gerhard 

Ritter zu Fuss auf den Weg nach Freiburg im Breisgau, um dort 

seine Arbeit aufzunehmen. Beide begannen in der Tat ein neues 

Leben, wenn auch in ganz unterschiedlichen Bedeutungen und 

Richtungen: Hier der SS-Mann des «Ahnenerbes», der als Ger-

manist eine neue Karriere begann, unter neuem Namen seine Frau 

erneut heiratete, dort der Historiker, der nach seiner Ankunft in 

Freiburg sofort in die Arbeit der Säuberung der Universität ein-

gebunden wurde und sich mehrere Monate mit dem Fall des Phi-

losophen Martin Heidegger befassen musste. Mich hat die Nähe 

der beiden Lebensentscheidungen sehr beeindruckt. Sie kann uns 

die Optionen moderner Wissenschaft vor Augen führen, und sie 

mag uns noch einmal die Dramatik der Wochen des Zusammen-

bruchs verdeutlichen, als die Karten neu gemischt wurden. 

Die Frage, wie die Geisteswissenschaften nach 1945 mit ihrer 

NS-Vergangeheit umgingen, schliesst zwei Teilfragen ein, die ich 
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im Folgenden etwas genauer behandeln möchte. Zum einen die 

Frage nach der Entnazifizierung von Wissenschaftlern nach 1945, 

zum anderen die Frage der inhaltlichen Entnazifizierung, d.h. der 

mehr oder weniger weiten Entfernung oder Distanzierung von na-

tionalsozialistischen Lehr- und Forschungsinhalten. 

Man wird gewiss nicht behaupten können, dass das Thema Ent-

nazifizierung in den letzten Jahren ein vorrangiges Interesse der 

Wissenschaft beansprucht hat. Im Gegenteil. Entnazifizierung 

war eigentlich kein Thema mehr in der deutschen Geschichtswis-

senschaft. Die grundlegenden Arbeiten zum Produktionsablauf 

der sogenannten «Mitläuferfabrik» sind lange geschrieben, die 

kritischen Bewertungen dieses Vorgangs sind bekannt. Aus 13,2 

Millionen Fragebögen, die in der US-Zone ausgefüllt worden wa-

ren, wurden durch das Befreiungsgesetz von 1946 drei Viertel als 

nicht betroffen ausgeschieden, übrig blieben 945‘000 Fälle, von 

denen es wiederum nur in 10% der Fälle zur Anlageerhebung 

kam. Übrig bleiben 0,05% = 1‘645 Hauptschuldige und 22‘122 

Belastete. Die meisten wurden aus diesen Kategorien herunterge-

stuft, so dass sie als Minderbelastete oder als Mitläufer endeten.1 

Bekannt ist auch die dem Fehlschlag der bürokratischen Entnazi-

fizierung vorausgegangene kollektive Verdrängung der Schuld. 

Interesse konnte eher der vergleichende Blick auf die europäi-

schen Staaten erregen, die in jeweils eigener Weise mit den Be-

lastungen des Faschismus und der Kollaboration fertig werden 

mussten. 

Neue Impulse bescherten diesem Thema aber eine gewisse Ak-

tualität: Zum einen die politische Evaluierung der wissenschaftli-

chen und politischen Funktionsträger der ehemaligen DDR, die 

natürlich zum Vergleich mit den Reinigungsvorgängen nach 

1945 herausforderten; zum anderen waren dies Enthüllungen 

über die Verstrickung einzelner Männer in die Aktivitäten des 

NS-Regimes, die in den letzten Jahren auch für bedeutende His-

toriker der frühen Bundesrepublik vorgelegt wurden: Ich nenne 

die Namen Theodor Schieder und Hermann Aubin, die sich gut-

achtlich im ,Ostsiedlungsprogramm’ betätigten. Im Grunde dreht  

 
258 



 

es sich auch bei dem Anlass dieser ,Aachener Vorlesungsreihe’ 

um einen solchen Fall. Da wurde endlich durch genaues Hinsehen 

bekannt, dass ein renommierter Wissenschaftler, Rektor einer 

Hochschule, sich nach 1945 eine neue Biographie zugelegt hatte, 

gewiss nicht ohne Mitwissen anderer, aber sicher kein Sonderfall, 

gemessen an den Verhältnissen der unmittelbaren Nachkriegszeit, 

als man mit Hilfe des Vatikans leistungsfähige Fluchtorganisati-

onen für NS-Grössen nach Lateinamerika aufbaute, als man sich 

kollektiv Wohlverhalten bescheinigte und ein Zeuge für geleiste-

ten Widerstand oder Wohlverhalten leichter zu finden war, als 

eine Aussage für die Beteiligung an Verbrechen. 

Es sollen nun einige Informationen über den Vorgang der Ent-

nazifizierung in der Geschichtswissenschaft zusammengetragen 

werden, die als identitätsstiftende Disziplin ein gutes Beobach-

tungsfeld für unsere Frage abgibt. Gelegentliche Blicke auf an-

dere Disziplinen können dieses Bild ergänzen. Mir geht es dabei 

nicht nur um die – relativ wenigen – Personen, die von der Ent-

nazifizierung betroffen waren. Ich möchte den Begriff vielmehr 

in einem doppelten Sinne gebrauchen, indem ich zunächst die 

konkreten Verhaltensweisen und Massnahmen gegen jene Wis-

senschaftler beschreibe, die sich wissenschaftlich diskreditiert 

hatten. In einem zweiten Schritt will ich dann nach den wissen-

schaftlichen Inhalten der Auseinandersetzung mit der Last des 

Nationalsozialismus fragen, nach dem, was man eine inhaltliche 

Entnazifizierung nennen könnte. Dies musste ja gerade für die 

Geschichtswissenschaft eine ungeheure Herausforderung darstel-

len, hatte sie sich doch seit dem Ende des 19. Jahrhunderts in der 

sicheren Vorstellung einer durchaus positiv verstandenen deut-

schen Sonderrolle in Europa befunden, hier die Helden, dort die 

Händler. 

I. Wissenschaft im 20. Jahrhundert 

Zunächst jedoch einige einleitende Bemerkungen zur Rolle der 

Wissenschaft im 20. Jahrhundert, die uns den Ort andeuten sol- 
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len, an dem sich dieser hier en detail untersuchte Prozess festma-

chen lässt. 

Die Entwicklung der modernen Wissenschaften ist gewiss un-

trennbar verbunden mit der Entwicklung des modernen Staates. 

Lässt sich für die Frühe Neuzeit, ja vielleicht noch für das frühe 

19. Jahrhundert eine Situation annehmen, in der Wissenschaft in 

relativer Distanz zur staatlichen Macht betrieben wurde, so ändert 

sich dies dramatisch mit jener Phase der Nationalisierung der 

Wissenschaft, die seit dem Ende des 19. Jahrhunderts ganz Eu-

ropa ergreift. Das unterlegene Frankreich greift bewusst den wis-

senschaftlich-technologischen Vorsprung des östlichen Nachbarn 

auf, Deutschland erkennt seinerseits, dass Wissenschaft unver-

zichtbare Voraussetzung für staatliche Macht im Weltsystem ist. 

Damit beginnt für die Wissenschaft jene durchaus angenehme 

Phase, in der ihre materiellen Bedürfnisse leicht begründet wer-

den konnten. Wollte ein Land stark sein, auf den Weltmärkten 

reüssieren, dann mussten erhebliche Summen in jene Wissen-

schaften gesteckt werden, die dafür verantwortlich schienen. 

In Deutschland entwickelte sich in dieser Phase eine bemer-

kenswerte Kooperation von Staat, Wissenschaft und Wirtschaft, 

denn sowohl die Gründung der ,Stiftung zur Förderung der tech-

nischen Wissenschaften’ im Jahre 1900 als auch die Gründung 

der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft im Jahre 1911 vereinigten pri-

vate und staatliche Initiative. Nach dem Verlust des Ersten Welt-

krieges wurde Wissenschaft gar zu einer Art Machtersatz hoch-

stilisiert; hatte man auch Kolonien, Territorium und die «schim-

mernde Wehr» verloren, so hatte man doch noch die deutsche 

Wissenschaft, die jetzt dazu beitragen sollte, Deutschlands Stel-

lung in der Welt wieder zu erneuern. Wie gesagt, diese Situation 

war für die Wissenschaft selber günstig, ihre Legitimationsbasis 

erneuerte sich ständig, Geldforderungen bedurften nicht speziel-

ler Begründungen, Wissenschaft war unverzichtbar im nationalen 

Sinne. Die heute so beliebte Schwerpunktforschung – etwa die in 

Aachen besonders geschätzten Sonderforschungsbereiche der 

DFG – wurde 1925 erfunden, in einer Zeit also, als der Staat ge- 
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zwungen war, die vorhandenen Mittel möglichst effektiv zu kon-

zentrieren. 

Diese allgemeine Beobachtung gilt im Prinzip auch für die 

Geisteswissenschaften, auch wenn hier die von staatlicher Seite 

angesonnenen Verwertungsabsichten immer nur in mannigfacher 

Brechung durchzusetzen waren und sich weniger unmittelbarem 

Zwang als parteipolitischer Grundstimmung verdankten. Für ei-

nen Wissenschaftler wie den Chemiker Fritz Haber, dem 

Deutschland letztlich das wirtschaftliche und militärische Überle-

ben im Ersten Weltkrieg verdankte, waren hochentwickelte Kul-

turwissenschaften jedoch unverzichtbar als Humus einer leis-

tungsfähigen Naturwissenschaft und Technik, nicht zuletzt bedür-

fe es dieser Wissenschaften zur Kontrolle der Naturwissenschaf-

ten. 

Warum beginne ich meinen Beitrag zur Entnazifizierung der 

Geisteswissenschaften nach 1945 mit einem solchen Rekurs auf 

die Wissenschafts- und Technikgeschichte? Man mag dies als Re-

verenz an die RWTH verstehen, aber dies hat mich nicht zu einem 

solchen Einstieg bewogen. Wichtiger erscheint mir die Einsicht, 

dass, wenn wir über die Beziehung zwischen Politik und Wissen-

schaft im 20. Jahrhundert sprechen, wir uns der historischen Per-

spektiven und Rahmenbedingungen versichern müssen, in denen 

ein solches Thema zu sehen ist. Wir befinden uns im Zeitalter ei-

ner Wissenschaft, die den Zwängen und Bedürfnissen des moder-

nen Nationalstaates angepasst wurde, die daraus grossen Nutzen 

zog, aber auch ihren Tribut dafür zahlen musste. Diese Situations-

beschreibung ist auch heute zu reflektieren. 

II. Geschichtswissenschaft und Nationalsozialismus 

Wenn sich auch die Zeit des Nationalsozialismus als letztlich zu 

kurz und dessen Ideologie als zu vage erwies, um eine durchgrei-

fende Umgestaltung der deutschen Geisteswissenschaften zu er-

reichen, so lässt sich doch ganz allgemein feststellen, dass zum 

Beispiel die Geschichtswissenschaft «nicht mit leeren Händen» 
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zum neuen Regime kam. Dieses Diktum des Münchener Histori-

kers Karl Alexander von Müller, der zwar 1933 nicht Parteimit-

glied war, aber dem Nationalsozialismus ganz nahestand, mag die 

Richtung meines Arguments andeuten. Damit ist gemeint, dass 

sich in den Themenschwerpunkten und den aktuellen Fragen der 

Geschichtswissenschaft, der Philosophie und der Germanistik 

viele Ansatzpunkte feststellen liessen, die dem Nationalsozialis-

mus als Wurzelgrund dienen konnten. So bedurfte es in vieler 

Hinsicht keiner formellen Gleichschaltung der Geschichtswissen-

schaft, weil das nationalistische und völkische Gedankengut der 

20er und 30er Jahre sich selbst zur Verwendung anbot und eine 

Gleichschaltung letztlich überflüssig machte. Der heisse Wunsch 

nach einer Revision von Versailles, die kulturelle Separierung 

vom parlamentarisch-demokratischen Westeuropa, der latente 

Antiliberalismus und Antisemitismus, die Suche nach einer cha-

rismatischen Führergestalt, die aus der Kulturkrise herausführen 

sollte, all dies verband sich zu einer den Nationalsozialisten güns-

tigen Mischung. Damit soll weder über jene Hochschullehrer hin-

weggesehen werden, die aus höchst unterschiedlichen Gründen in 

Distanz zum System verharrten, noch über jene meist jüngeren 

Dozenten, die 1933 begierig in die Partei eintraten. Dass hier eine 

breite Palette von Nähe und Distanz festgestellt werden kann, 

macht die historische Analyse nicht gerade leicht. Aber man trifft 

wohl am ehesten die spezifische Attraktivität des Nationalsozia-

lismus, wenn man darauf verweist, dass selbst ein katholisch-li-

beraler Historiker wie Franz Schnabel, dem 1936 schliesslich die 

Erlaubnis zu lehren entzogen wurde, für einige Monate 1934/35 

in der Gefahr stand, im Nationalsozialismus eine Möglichkeit zur 

Lösung der «Kulturkrise» seiner Zeit zu sehen, was ihn u.a. dazu 

bewog, Adolf Hitler mit dem Freiherrn vom Stein zu vergleichen. 

Man kann sich leicht vorstellen, wie Angehörige anderer Lager 

auf den Nationalsozialismus reagierten. Der emigrierte Arthur 

Rosenberg schrieb 1938: «Eine spätere Zeit wird feststellen müs-

sen, dass seit 1933 eine lebendige und kritische Geschichtsfor-

schung überhaupt nicht mehr existierte und gar nicht existieren  
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konnte, und dass daher die kritische deutsche Geschichtswissen-

schaft seit 1933 nur noch in der Emigration weiterlebte.» Ein sol-

ches Urteil mag auf den ersten Blick hart und vielleicht ungerecht 

gegenüber jenen erscheinen, die sich gegen jede Vereinnahmung 

durch den Nationalsozialismus wehrten und mit Publikationsver-

zicht, Lehrverbot oder sogar Amtsenthebung dafür bezahlen 

mussten. Zweifellos aber ist richtig, dass eine kritische Ge-

schichtsforschung nur mehr in Andeutungen möglich war, in ei-

ner kleinen Rezension, im kleinen Kreis, im vertrauten Seminar. 

Die öffentlichen Meinungsäusserungen mussten sich der Zensur 

der Partei unterwerfen und ihren kritischen Anspruch aufgeben. 

III. Neuorganisation der Geschichtswissenschaft 

nach 1945 

Auf alle Beobachtungen zur frühen Besatzungspolitik und zu den 

mitunter dramatischen Lebensumständen bekannter Wissen-

schaftler, die freilich die tiefgreifende Erschütterung sowohl der 

persönlichen Existenz als auch des Selbstverständnisses als His-

toriker belegen, kann und soll hier nicht eingegangen werden. 

Wenn sich ein Historiker fragte, ob es überhaupt noch eine deut-

sche Geschichte geben könne, wenn es keinen deutschen Staat 

mehr gebe, dann ist damit aber zumindestens die Tiefe der Er-

schütterung der tradierten Vorstellungswelt angedeutet. 

Die Neuorganisation der Historiker erfolgte im Verhältnis zur 

allgemeinen Neubegründung des universitären Bildungswesens 

und der anderen wissenschaftlichen Berufsverbände und Fakultä-

tentage offensichtlich relativ spät. Bekanntlich öffneten die Uni-

versitäten seit September 1945 wieder ihre Pforten, und als sich 

die Historiker im September 1949 endlich zur ersten Nachkriegs-

versammlung in München trafen, hatten schon 1946 in Frankfurt 

und 1948 in Worms zwei Soziologentage stattgefunden, 1948 hat-

ten sich die Germanisten in Leipzig getroffen. Zur Erklärung kann 

man – obwohl dies naheliegend wäre – kaum auf das vorüberge- 
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hende Verbot des Geschichtsunterrichts in den Schulen verwei-

sen oder auf die noch nicht abgeschlossenen Massnahmen zur po-

litischen Säuberung der Lehrkörper. Eher muss man die allge-

meine Zurückhaltung der Professoren und die ganz uneinheitliche 

Haltung der Besatzungsbehörden zu einer Verbandsgründung 

verantwortlich machen. 

Diese Säuberung der Hochschulen war in den allermeisten Fäl-

len schon in den ersten beiden Jahren nach der Wiedereröffnung 

der Universitäten durchgeführt worden, wobei im Einzelnen un-

terschiedliche Verfahren angewandt wurden. Der grundsätzliche 

Unterschied des Entnazifizierungsverfahrens an den Hochschu-

len bestand im Vergleich mit anderen Bereichen des öffentlichen 

Dienstes darin, dass diese Aufgabe zunächst den Hochschulen 

selbst übertragen wurde, bzw. sie selbst diese übernahmen. Loka-

le Ausschüsse mit ganz verschiedenen Bezeichnungen übernah-

men diese undankbare Aufgabe.2 Diese wurden zwar manchmal 

durch relativ kurzfristige Massnahmen der Besatzungsbehörden 

– so etwa in Bayern im November 1946 – überlagert, aber insge-

samt trugen die Hochschulen diese Aufgabe selbst. Damit ist zu-

gleich auch gesagt, dass an allen Hochschulen noch genügend 

Professoren zu finden waren, die diese Aufgaben mit einigem 

Recht übernehmen konnten. Dass in diesen lokalen Ordnungsaus-

schüssen auch viele alte Rechnungen beglichen wurden, die jen-

seits der politischen Ebene lagen, braucht kaum betont zu werden. 

So wurde etwa in Marburg dem Historiker Wilhelm Mommsen 

von dem Theologen Rudolf Karl Bultmann vorgeworfen, dass ihn 

dieser zur Einhaltung der Verdunkelungsvorschriften angehalten 

habe. 

Gerhard Ritter berichtete aus Freiburg, dass er dort an einem 

universitären «Bereinigungsausschuss» – «comité d’épuration» 

war der französische Originalausdruck – mitgearbeitet habe, der 

sich der schwierigen Aufgabe unterzog, diskreditierte Kollegen 

von der Universität zu verweisen, von denen der Philosoph Hei-

degger sicher das prominenteste Beispiel war. Er zeigte sich zu-

frieden darüber, dass die zuständigen französischen Besatzungs-

behörden den Vorschlägen der Kommission letztlich auch gefolgt 

264 



 

seien, die darin bestanden, dass Heidegger selbst seine Emeritie-

rung und den Verzicht auf die Lehrtätigkeit beantragte.3 Doch 

kann der Fall Heidegger auch belegen, welche immensen Schwie-

rigkeiten auf jene Männer warteten, die in Freiburg eine direkte 

Dienstentlassung Heideggers befürworteten. Die Nationalökono-

men Adolf Lampe und Walther Eucken führten einen entschiede-

nen Kampf gegen den ehemaligen «Führer-Rektor» Heidegger, 

den sie verantwortlich für die schwache Rolle der Universitäten 

im Jahre 1933 machten. In dem abschliessenden Gutachten der 

«Bereinigungskommission» hiess es: 

«Von der nationalsozialistischen Revolution erwartete er eine 

geistige Erneuerung des deutschen Lebens auf völkischer Grund-

lage, gleichzeitig, wie sehr viele deutsche Gebildete, eine Aus-

söhnung der sozialen Gegensätze und eine Rettung der abendlän-

dischen Kultur vor den Gefahren des Kommunismus. Von den 

politisch-parlamentarischen Vorgängen, die der Machtergreifung 

des Nationalsozialismus vorausgingen, besass er keine klare Vor-

stellung, glaubte aber an die geschichtliche Mission Hitlers, die 

ihm selbst vorschwebende Geisteswende herbeizuführen.»4 

Als die kleine Kommission mehrheitlich die Emeritierung vor-

schlug, gab es heftige Proteste. Der Prorektor Franz Böhm hielt 

diese Massnahme für viel zu milde, schliesslich sei Heidegger ei-

ner der verantwortlichsten intellektuellen Urheber des politischen 

Verrats deutscher Universitäten, ein Mann, der im entscheiden-

den Augenblick an der prominenten Stelle als Rektor einer gros-

sen deutschen Grenzlanduniversität und als international bekann-

ter Philosoph mit lauter Stimme und unduldsamem Fanatismus 

das politische Steuer falsch gestellt und verderbliche Irrlehren ge-

predigt habe. Solche Stimmen mischten sich in Freiburg mit ers-

ten Gerüchten über eine Hofierung Heideggers durch die franzö-

sische Besatzungsmacht. Im November 1945 wurde Heidegger zu 

einem Gespräch mit Jean Paul Sartre nach Baden-Baden eingela-

den, bald darauf besuchte ihn der Soziologe Edgar Morin, der 

Heidegger Publikationsprojekte antrug. Unter diesen Vorzeichen  
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mussten die Gegner Heideggers froh sein, dass sich angesichts 

dieser französischen Avancen in der Universität eine Stimmung 

gegen Heidegger durchsetzte, die 1946 zu seiner Emeritierung bei 

Verlust der Lehrerlaubnis führte. 

In Marburg erfüllte ein «Organisationsausschuss» diese Auf-

gabe, wobei sich die amerikanischen Offiziere bewusst von seiner 

Arbeit fernhielten. In anderen Ländern kam es zu spektakulären 

Massenentlassungen, die in ihrer relativ pauschalen Vorgehens-

weise oft viel böses Blut machten und grosses öffentliches Auf-

sehen erregten. So wurden im Februar 1947 auf Veranlassung der 

Amerikanischen Militärregierung allein in Erlangen 76 Entlas-

sungen im Bereich des akademischen Personals ausgesprochen,5 

ein Vorgang, der auch den Protest des ersten Studententages in 

der amerikanischen Zone herausforderte, weil man hier eine be-

wusste Schwächung der deutschen Hochschulen, eine Art univer-

sitärer «Morgenthaupolitik» sah.6 

Die Tübinger Universität verlor zu Beginn ihres zweiten Nach-

kriegssemesters zwölf ihrer Professoren.7 In Göttingen wurden im 

Jahr 1945 zunächst 125 Entlassungen ausgesprochen, von denen 

viele jedoch bald wieder zurückgenommen wurden.8 In Frankfurt 

a.M. wurde der Rektor Walter Platzhoff vom Dienst suspendiert, 

ohne wieder eine Lehrtätigkeit aufzunehmen.9 In Heidelberg wur-

de sein Kollege Willy Andreas, der 1932/33 Rektor gewesen war, 

im Januar 1946 von der amerikanischen Besatzungsmacht entlas-

sen, doch kehrte er 1948 wieder auf seinen Lehrstuhl zurück, um 

dann emeritiert zu werden.10 Dabei ist von Interesse, dass die Hei-

delberger Fakultät während der Vakanz des Lehrstuhls darauf 

verzichtete, ihn neu zu besetzen – obwohl sich der in Heidelberg 

wohnende Franz Schnabel als Landesdirektor für Kultur und Bil-

dung von Nordbaden gute Chancen ausrechnete, berufen zu wer-

den. Schnabel, dem die Heidelberger jetzt seine Kritik am Ver-

halten der Fakultät in der NS-Zeit heimzahlten, wurde dann 1947 

bekanntlich nach München berufen, wo der nationalsozialistische 

Neuzeithistoriker Ulrich Crämer des Dienstes enthoben worden  
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war und der Mediävist Hermann Heimpel damals keine Chance 

hatte, berufen zu werden, weil die amerikanischen Besatzungsbe-

hörden gegen seine Berufung Widerspruch eingelegt hatten. 

Der Hamburger nationalsozialistische Rektor der Jahre 1933-

1938 und beredter Vertreter der Idee einer «politischen Universi-

tät», die «keine Feinde und Fremdlinge» dulden sollte, Gustav A. 

Rein, wurde ebenfalls suspendiert und nach Abschluss des Entna-

zifizierungsverfahrens als Emeritus nicht wieder in die Fakultät 

aufgenommen.11 Der Mediävist Theodor Mayer, der vor der 

Übernahme des Präsidentenamtes der Monumenta Germaniae 

Historica 1939-42 Rektor der Universität Marburg gewesen war, 

verlor während eines Zwangsaufenthalts in einem amerikanischen 

Internierungslager und gegen seinen heftigen Widerspruch die 

Präsidentschaft der Monumenta Germaniae Historica.12 Dies 

konnte freilich auch nur deshalb geschehen, weil die Monumenta 

in die US-Zone nach Bayern verlegt worden waren und sich die 

dortigen Behörden gegen Mayer aussprachen. 

Gleichwohl kritisierte Walter L. Dorn, ein in Deutschland bei 

Meinecke und Hintze ausgebildeter Historiker und jetzt Berater 

General Clays, im Mai 1946 die Verzögerungstaktik speziell der 

bayerischen Kultusverwaltung, wie er sich überhaupt sehr kritisch 

zum Verlauf des Entnazifizierungsverfahrens und der deutschen 

Mithilfe dabei äusserte. Er sprach sogar von einer «Ordnungszelle 

Bayern» und beklagte die Entscheidung der Amerikanischen Mi-

litärregierung, in München eine blosse Wiederherstellung und 

keine tiefgreifende Reform der Universität betrieben zu haben.13 

Auch der Bericht, den der emigrierte Historiker Hajo Holborn im 

Herbst 1947 nach einem mehrwöchigen Deutschlandaufenthalt 

für amerikanische Regierungsstellen verfasste, kritisierte Fehl-

schläge in der Demokratisierung des Bildungswesens, «an den 

Universitäten dominierte eine überalterte konservative Professo-

renschaft, die in ihrer traditionellen Erhabenheit gegenüber bren-

nenden Tagesfragen verharrte.»14 

Im November 1946 beschwerte sich das Bayerische Kultusmi-

nisterium darüber, dass durch die erneute Entlassung von 33 Pro- 
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fessoren durch die amerikanische Militärregierung nicht mehr 

alle Professuren der Münchener Universität besetzt werden könn-

ten. Diese Professoren waren am 13. November mit der Begrün-

dung entlassen worden, ihnen fehlten die «politischen, liberalen 

und moralischen Qualitäten», «die zur Entwicklung der Demo-

kratie in Deutschland notwendig sind».15 Diese Einzelbeobach-

tungen, die auch in der Presse jeweils grosse Aufmerksamkeit er-

regten, sind jedoch nur lokale Einblicke, sie bilden keine verläss-

liche Grundlage für eine Gesamtbewertung der Gruppe der 

«amtsverdrängten» Hochschullehrer. 

Zusammenfassend wird man sagen können, dass die zu Anfang 

der fünfziger Jahre in politischer Absicht ermittelten Zahlen über 

die Verluste der deutschen Hochschulen durch «Vertreibung, 

Emigration und Entnazifizierung» (in dieser Zusammenstellung!) 

für die Geschichtswissenschaft kaum zutreffen. Die damals ver-

wendeten Zahlen gingen auf eine Artikelserie der Zeitung ,Christ 

und Welt‘ im Jahre 1950 zurück und sprachen davon, dass von 

den über 900 vor 1945 entlassenen Dozenten etwa 165 wieder auf 

deutsche Lehrstühle zurückkehrten, während von den nach 1945 

aus politischen Gründen entlassenen 4 289 Dozenten im Jahre 

1950 2 773 ihre Stellung verloren hätten. Für die Geschichtswis-

senschaft lassen sich solche Zahlen kaum aufrechterhalten.16 Wie 

sich das Fach nach 1933 von nationalsozialistischen Persona-

loctrois relativ freihalten konnte, so blieb es nach 1945 weitge-

hend auch von tiefgreifenden Entnazifizierungskampagnen mit 

personellen Konsequenzen verschont, wenn man einmal von den 

schon erwähnten vorübergehenden Entlassungen absieht, die frei-

lich für das Fach Geschichte und seine ordnungsgemässe Lehre 

durchaus Konsequenzen hatten. Denn: Durch die vorübergehen-

den Dienstenthebungen des Mediävisten Gerhard Kallen und des 

Althistorikers Lothar Wickert an der Universität Köln im Winter-

semester 1946/47 und im folgenden Sommersemster musste Peter 

Rassow das Fach alleine vertreten.17 Der Göttinger Dekan Her-

bert Schöffler klagte Anfang Februar 1946 der brititschen Mili-

tärregierung, dass das Fach Geschichte in Göttingen alleine durch 

(den damaligen Dozenten) Reinhard Wittram vertreten werde.  
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Wittram vertreten werde. Karl Brandi sei über 77 Jahre alt, Sieg-

fried Kaehler im Krankenhaus, Erich Botzenhart sei (aus politi-

schen Gründen) entlassen worden und Percy Ernst Schramm – be-

kanntlich KTB im OKW – sei noch in amerikanischer Gefangen-

schaft,18 freilich im Schloss von Versailles, wo er den amerikani-

schen Spezialisten den Verlauf der Ardennenoffensive erläutern 

musste. Der Münchener Dekan, der 1947 Franz Schnabel zur 

schnelleren Rufannahme in München bewegen wollte, verwies 

darauf, dass das Fach ,Neuere Geschichte’ an seiner Universität 

überhaupt nur von dem über 80jährigen Walter Goetz vertreten 

werde, der seinerseits 1933 von den Nazis in Leipzig seiner Pro-

fessur enthoben worden war. 

Nach der bislang gründlichsten Untersuchung von Wolfgang 

Weber waren in Deutschland und Österreich von 110 Lehrstuhl-

inhabern des Fachs Geschichte überhaupt nur 20 von dauerhaften 

Entnazifizierungsmassnahmen betroffen.19 Der Begriff «dauer-

haft» ist freilich undeutlich und ermöglicht keinen präzisen Zu-

griff auf die Problematik, die einerseits durch politische Entlas-

sungen 1945/1946, andererseits aber durch Wiedereinsetzung 

nach Abschluss eines Spruchkammerverfahrens oder durch die 

Wiederverwendung dieser Hochschullehrer auf der Basis des Ge-

setzes zu Art. 131 GG von 1951 charakterisiert ist. Dieses Gesetz 

ermöglichte einem durchaus heterogenen Kreis von Beamten 

(also auch Hochschullehrern) die Wiederverwendung in entspre-

chenden Stellen. Es betraf nämlich sowohl jene, die an den Hoch-

schulen der verlorengegangenen Reichsgebiete gelehrt hatten, 

aber auch die, die nach 1945 zunächst von Entnazifizierungsmass-

nahmen unter alliierter Verantwortlichkeit betroffen waren. Dies 

ist der Grund dafür, dass im Lauf der 50er Jahre die aus politi-

schen Gründen zunächst entlassenen Professoren «zur Wiederver-

wendung» gestellt oder formell wieder auf Lehrstühle berufen 

wurden.20 Ein Beispiel dafür ist etwa der Agrarhistoriker Günter 

Franz, der in den Jahren zwischen 1945 und 1958 mit bibliogra-

phischen und sonstigen Auftragsarbeiten seinen Lebensunterhalt 

verdienen musste, bis er 1958 wieder Professor an der Universität 

Hohenheim werden konnte. 
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Der Artikel 131 GG und seine Ausführungsgesetze müssen mit 

zu jenen Massnahmen gerechnet werden, die eine durchgreifende 

und dauerhafte Entnazifizierung auch der Hochschulen erheblich 

erschwert, wenn nicht unmöglich gemacht haben. Im Kern bein-

haltete der Artikel 131 zunächst lediglich den freilich allseits be-

grüssten Auftrag, eine Versorgungslösung für die Staatsdiener 

des Dritten Reiches zu entwickeln. Damit war ihr Versorgungs-

anspruch bestätigt, offen blieb ihr Anrecht auf dienstliche Wie-

derverwendung. Wenn man einmal von der praktisch nicht exis-

tenten Kategorie der Hauptschuldigen und Schuldigen der Entna-

zifizierung und den Beamten der Gestapo absieht, eröffnete das 

Gesetz von 1951 der grossen Masse der Beamten Versorgungs-

ansprüche, die im Lauf der Jahre angesichts leerer oder ange-

spannter öffentlicher Kassen dazu genutzt wurden, in öffentliche 

Dienstverhältnisse zurückzukehren. 

So ist auch die Tatsache zu erklären, dass sich manchmal Mi-

nisterien geradezu penetrant darum bemühten, den Fakultäten 

Hochschullehrer dieser Gruppe aufzudrängen, obwohl sich diese 

deutlich dagegen erklärt hatten.21 Auch die Westdeutsche Rekto-

renkonferenz – dies ist festzuhalten – protestierte 1950 gegen sol-

che Massnahmen und nahm für die Hochschulen das Recht in An-

spruch, sich ggf. «gegen die Wiedereinsetzung Entlasteter» weh-

ren zu können.22 Unterstützung fand diese politisch sensible, aber 

von interessierter Seite heftig kritisierte Argumentation der Rek-

torenkonferenz, die sich gegen pauschale Wiedereinsetzungsan-

sprüche der 131er zur Wehr setzte, erst durch die Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Dezember 1953, die alle 

Beamtenverhältnisse mit dem 8. Mai 1945 für erloschen erklärte 

und dies – bemerkenswert «politisch-historisch» argumentierend 

– mit der engen Verbindung von nationalsozialistischer Partei 

und dem Beamtenapparat erklärte.23 Dieses Urteil stellt sicherlich 

eines der stärksten Argumente für eine Bewertung des 8. Mai 

1945 als «Nullpunkt» dar, auch wenn es bedauerlicherweise in 

seiner faktischen Wirkung durch die Einstellung der Entnazifizie-

rung und die erwähnte Praxis der 131er-Gesetzgebung abge- 
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schwächt wurde.24 Die Dialektik von verfassungsgerichtlicher 

Verurteilung einerseits und parlamentarischer Versorgungssiche-

rung der Beamten andererseits schuf jene unklaren Verhältnisse, 

die für die 50er Jahre so typisch sind. 

Eine weitere Komplikation ergab sich in der öffentlichen Dis-

kussion des Entnazifizierungsproblems dadurch, dass es nach 

1951 keineswegs nur darum ging, die zunächst entlassenen Hoch-

schullehrer wieder in Universitätsstellen zu bringen. Hinzu ka-

men noch die Professoren, die an ehemaligen Universitäten des 

deutschen Reichs gelehrt hatten (z.B. Posen, Danzig, Strassburg 

und Prag) und als dritte Gruppe die Professoren, die in der sow-

jetisch besetzten Zone entweder aus politischen Gründen entlas-

sen worden waren oder die Zone selbst verlassen hatten. Laut-

starke Verbände mühten sich mit zweifelhaften Denkschriften um 

eine Vertretung der Interessen dieser ganz heterogenen Grup-

pen.25 

1950 publizierte der Hochschulverband eine Liste mit den Na-

men von 432 «nach 1945 im Osten und in den verlorenen Gebie-

ten aus dem Amt verdrängten deutschen Hochschullehrern». Zu-

sammen mit den Namen, die eine dem Bundesinnenministerium 

unterstellte Behörde (Bundesausgleichsstelle) zwei Jahre später 

veröffentlichte, lassen sich die Namen von 38 Professoren und 

Dozenten im weiteren Fach Geschichte (einschliesslich Ur- und 

Frühgeschichte, Siedlungsgeschichte, Landeskunde etc.) ermit-

teln, die noch nicht wieder in Universitätsdauerstellen beschäftigt 

waren.26 

Aus diesem Grunde trifft es eher den Kern des Entnazifizie-

rungsproblems, wenn man die Zahl der Fachvertreter ermittelt, 

die nach 1945 «aus politischen Gründen» zunächst entlassen wur-

den, ohne ihre spätere – von ihrem Lebensalter und anderen Fak-

toren abhängende – Wiederverwendung zu berücksichtigen. Zieht 

man von dieser Gruppe noch jene «reichsdeutschen» Professoren 

ab, die in Österreich lehrten und nach 1945 als «politisch belastet» 

entlassen wurden (z.B. Adolf Helbok, Helmut Rössler (beide In-

nsbruck), Walter Kienast (Graz), Anton Ernstberger, (Prag)) dann 

beläuft sich die Zahl der so von Entlassung betroffenen Hoch-

schullehrer der Geschichte auf 24 Professoren.27 Auch diese Zahl 
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ist freilich noch erklärungsbedürftig, weil eindeutige Vertreter 

nationalsozialistischen Gedankenguts wie Ernst Anrich (bis 1943 

in Strassburg) und Otto Westphal (bis 1937 Hamburg) wegen in-

terner Differenzen im NS-System aus ihren Ämtern ausschieden 

und insofern 1945 nicht aus ihren Ämtern entfernt zu werden 

brauchten. Beide müssen jedoch zu der Gruppe gerechnet wer-

den. 

Insgesamt – so muss man feststellen – überrascht die schnelle 

Reintegration der suspendierten oder definitiv amtsenthobenen 

Historiker in die Zunft. Die Chancen, einen Kollegen, der Partei-

genosse gewesen war, zu «desinfizieren»28 – wie man treffend 

sagte – und damit wieder verwendungsfähig zu machen, waren 

durchaus gegeben. Natürlich findet sich im kollegialen Austausch 

manche Bemerkung, dass man das Verhalten des Kollegen X 

missbillige und seine jetzige missliche Lage irgendwie als ge-

rechte Strafe empfinde, doch wird man nicht von einer kollek-

tiven Abschliessung der Zunft gegenüber solchen Kollegen spre-

chen können. 

Dies galt um so eher für jene, die sich durch persönliche oder 

öffentliche Erklärungen zu ihrem Irrtum bekannten und sich ent-

schlossen und ohne Verbitterung in das neue demokratische Sys-

tem einfügten. Im Bereich der Geschichtswissenschaft lassen sich 

kaum Belege für die Auffassung finden, die der Mediziner Karl 

Heinz Bauer, der neue Heidelberger Rektor, 1945 in einem Brief 

an Karl Jaspers vertrat, wenn er die Situation der Universität als 

revolutionär bezeichnete und forderte: «Die Universität darf sich 

nicht zu fein vorkommen, das verächtlich zu machen, was uns 

Schmach und Zerstörung gebracht hat. Das Nazitum ist tot. Man 

muss es aber auch für tot erklären.»29 Nach Polemik, wie Bauer 

sie dezidiert forderte, stand jedoch der Mehrzahl der Professoren 

der Sinn nicht, Diskretion war vielmehr das Gebot dieser Jahre, 

möglicherweise in der spezifischen Form jener «nicht-symmetri-

schen Diskretion», von der Hermann Lübbe gesprochen hat, de-

ren heilende Funktion jedoch bezweifelt werden muss.30 Man 

wird vielmehr gerade nach dem Fall Schwerte darauf verweisen 
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müssen, dass jene «nicht-symmetrische Diskretion» zwischen al-

len Betroffenen erst die Atmosphäre schuf, in der Karrieren wie 

jene Schwertes gedeihen konnten, ein Klima letztlich von Un-

wahrheit und Erpressung, das die Opfer nachträglich zu Kompli-

zen der Täter machte. Wie solche Diskretion aussah und sich ein-

spielte, erfährt man zuweilen aus den Briefen, die Emigranten an 

ihre ehemaligen Kollegen richteten, oder aus Besuchssituationen. 

Als Fritz Hartung 1949 in Berlin den Besuch von Hans Rothfels 

erwartete, war er höchst unruhig über den Augenblick der Wahr-

heit, wo er dem Kollegen ins Gesicht schauen musste, der das 

Land als deutscher Jude hatte verlassen müssen, während Hartung 

geblieben war. Wie würde Rothfels reagieren? Würde er ihm Vor-

würfe machen? Nach dem gemütlichen Kaffeeplausch schrieb 

sich Hartung seine Erleichterung von der Seele, es war wie immer, 

die Diskretion funktionierte. Im konkreten Fall wirkte diese sogar 

beidseitig, weil Hartung natürlich genau wusste, was der deutsch-

national gesinnte Rothfels in den dreissiger Jahren alles zur ost-

mitteleuropäischen Frage geschrieben hatte, während Hartung 

1938 ein Buch von Carl Schmitt kritisch rezensiert hatte. 

Wenn man dafür sorgen wollte, einen diskreditierten Kollegen 

aus dem Lehramt zu entfernen, dann geschah dies meist durch 

vertrauliche Briefe an die vorgesetzten Behörden.31 Wer den Na-

tionalsozialisten die Einsetzung in die Professur ohne fachliche 

Qualifikation verdankte, konnte schon gar nicht mit der Unterstüt-

zung der Zunft rechnen.32 So kam es auch vor, dass Kollegen un-

ter sich eine Art von privater Abrechnung betrieben. Als z.B. 1945 

der erwähnte Marburger Historiker Wilhelm Mommsen Gerhard 

Ritter um einen «Persilschein» bat, den er in seinem Dienst-Ent-

hebungsverfahren dringend benötigte, konnte es sich Ritter nicht 

verkneifen, den Kollegen mit der Bemerkung zu versehen, dass 

Mommsen es «als Neuzeithistoriker doch eigentlich hätte wissen 

müssen». Aber er bekam seinen Persilschein schliesslich doch. 

Einige wenige der durch Schrifttum, Zugehörigkeit zur Partei, 

Parteinähe oder gar durch öffentliche Angriffe auf Kollegen dis- 
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kreditierten Professoren brachten auch die menschliche Grösse 

auf, sich bei ihren Kontrahenten zu entschuldigen oder doch in 

allgemeinster Form erkennbar werden zu lassen, dass man um die 

Jahre wusste, «die auch bei mir wie bei vielen meiner Generation 

nicht frei von Verwirrungen und Verirrungen waren», wie Theo-

dor Schieder an Hans Rothfels formulierte, der genau wusste, wa-

rum er dies schrieb.33 

Der von den Nationalsozialisten zum Herausgeber der ,Histo-

rischen Zeitschrift’ berufene Münchener Historiker Karl Alexan-

der von Müller kleidete die späte Einsicht in sein persönliches 

Fehlverhalten in eine verschlüsselte literarische Form. In einem 

kurzen Zeitschriftenbeitrag im katholischen ,Hochland’ schil-

derte er die Lebensgeschichte des von ihm hochgeschätzten jüdi-

schen Publizisten Paul Nikolaus Cossmann, der im «verhältnis-

mässig besten jüdischen KZ» (sic!) Theresienstadt umgekommen 

war und versah sie mit dem Eingeständnis einer freilich sehr abs-

trakt formulierten Schuld.34 Als sich bei dem greisen Walter 

Goetz im Juni 1949 Günter Franz für einen publizistischen An-

griff während der NS-Zeit entschuldigte, schrieb dieser in sein 

Tagebuch: «Ich kam ihm entgegen, denn ich liebe die Feindschaf-

ten nicht.»35 

Ausgenommen von dieser pauschalen Begnadigung waren ei-

gentlich nur jene Historiker, die sich uneinsichtig zeigten und 

weiterhin ihr damaliges Tun verteidigten oder zu bemänteln ver-

suchten. Der Neuzeithistoriker Otto Westphal sah 1953 Anlass zu 

der Behauptung, dass man, um den «Nationalsozialismus histo-

risch zu objektivieren», vor allem seiner Anhänger bedürfe, um 

seine Ahnenreihe nach rückwärts verfolgen zu können.36 In ähn-

licher Weise reagierte der Hamburger Gustav A. Rein, der der 

Mehrzahl der deutschen Historiker schlicht «Verfälschung des 

deutschen Geschichtsbilds» im Verein mit den Alliierten vorwarf. 

Der einzige deutsche Historiker, der auf dem Internationalen His-

torikerkongress 1932 mit dem Parteiabzeichen aufgetreten war 

und dies nach dem Kriege – nach dem Urteil von Hans Rothfels 

– ebenso leugnete wie seinen Parteieintritt vor 1933, musste es  
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hinnehmen, dass Rothfels – wenn auch ohne Erfolg – beim Histo-

rikerverband gegen seine Entsendung zum Stockholmer Histori-

kerkongress von 1960 protestierte. Wer sich bei Rothfels ver-

stockt darüber beschwerte, dass amerikanische Historiker auf der 

Grundlage «weggesehleppter Materialien» Bücher zur deutschen 

Zeitgeschichte schrieben, musste sich von ihm die Gegenfrage ge-

fallen lassen, «wer denn mit dem Verschleppen von Dokumenten 

angefangen habe». Er sei der «altmodischen Meinung», schrieb 

Rothfels 1955 an einen bayerischen Ministerialbeamten, dass man 

Kollegen, die sich im Dritten Reich stark exponiert hätten, nach 

Möglichkeit in «fruchtbarer Arbeit» erhalten, nicht aber pädago-

gisch verwenden solle.37 

Bei allen Überlegungen, die nach Kriegsende in den universi-

tären «Bereinigungs-», «Organisations-», «Sichtungs-» oder 

«Ordnungsausschüssen» zur Frage der Entnazifizierung entwi-

ckelt wurden, spielte eine grosse Rolle das Bemühen, formale Par-

teimitgliedschaft nicht als pauschales Indiz für eine Bestrafung zu 

betrachten und diese Auffassung auch den Alliierten nahezubrin-

gen. Die in diese Ausschüsse berufenen Kollegen wussten nur zu 

gut um die Zwänge zur Mitgliedschaft und um die höchst unter-

schiedlichen Weisen, diese Parteimitgliedschaft auszufüllen oder 

gar zu nutzen. Jeder hatte selbst vor der Schwierigkeit gestanden, 

eine Veröffentlichung entweder durch eine «zeitgemässe» Spra-

che zum Druck zu bringen oder auf ihre Publikation zu verzichten. 

Aus diesem Grunde sahen etwa die Kölner Regularien z.B. eine 

Amtsenthebung von Professoren nur dann vor, wenn führende 

Parteistellungen bekleidet worden waren und wenn Ordinarien in 

die Partei eingetreten waren, es sei denn unter Zwang oder bei be-

wiesener gegnerischer Einstellung zur Partei. Schon unmittelbar 

nach Kriegsende bezeichnete es deshalb der Kölner Ordinarius 

Peter Rassow mehrfach als Hauptproblem der Entnazifizierungs-

politik, zwischen formaler Parteimitgliedschaft und tatsächlicher 

nationalsozialistischer Gesinnung zu unterscheiden.38 

Wenn ich die einzelnen Vorgänge einigermassen vollständig 

übersehe und richtig bewerte, dann ist nach meinem Eindruck der 
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Vorgang der Entnazifizierung von den universitären Ausschüssen 

durchaus mit Augenmass und Differenzierungsvermögen zu-

gunsten der Schuldigen betrieben worden. Dabei lag es im Trend 

der Zeit, dass nur jene Kollegen nicht wieder in den Lehrbetrieb 

integriert wurden, die sich durch eindeutig parteinahes oder gar 

konformes Verhalten ausserhalb der ungeschriebenen Regeln der 

Zunft gestellt hatten. Dass hierbei auch die Einbindung in den 

kollegialen Kreis und das «Standing» im Fach ein grosse Rolle 

spielten, bedarf kaum der besonderen Erwähnung. 

Über die innere Entnazifizierung der Geschichtswissenschaft 

lässt sich folgendes feststellen: Nach einer kurzen Phase der Be-

täubung organisierte sich die Geschichtswissenschaft auf dem 

Boden der späteren Bundesrepublik seit der erstaunlich schnellen 

Wiederaufnahme des Lehrbetriebs der Universitäten und der 

Weiterführung der Forschungsinstitute und Zeitschriften unter 

dem Motto einer begrenzten Revision einerseits und der Devise 

«Retten, was zu retten ist» andererseits. Die politische Geschichte 

blieb die «wissenschaftliche Muttersprache» der deutschen His-

toriker (so formulierte es Ludwig Dehio bildkräftig), aber der 

Machtverlust Deutschlands wurde als endgültig und unwiderruf-

lich angesehen. Die Variante einer «Kulturgeschichte» à la fran-

çaise galt zunächst als Flucht vor der politischen Verantwortung 

der deutschen Historiker. Ernst Schulin hat für diese Geschichts-

wissenschaft das treffende Wort vom «politisch-moralisch ge-

zähmten Historismus» geprägt.39 

IV. Das Problem einer «Revision» des deutschen 

Geschichtsbildes 

Wann immer in Deutschland unmittelbar nach dem Zusammen-

bruch über die Rolle der Historiker gesprochen wurde, wann im-

mer Konsequenzen aus der Erfahrung der letzten Jahre diskutiert 

wurden, stand ein Begriff im Vordergrund, die Forderung nach 

einer «Revision» des deutschen Geschichtsbildes. Friedrich Mei- 
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necke selber, der über 80jährige Doyen der deutschen Historiker, 

verwendete den Begriff mehrfach in seinen Briefen und Schriften; 

er forderte «mutiges Durchdenken aller Konsequenzen für unsere 

eigenen Ideale und Wertmassstäbe bei einer Revision unserer 

früheren Geschichtsansicht unter den Lehren der furchtbaren Ka-

tastrophe». In seinem Buch von 1946 – der ,Deutschen Katastro-

phe’ – formulierte er kategorisch: «[U]nser herkömmliches Ge-

schichtsbild, mit dem wir gross geworden sind, bedarf jetzt aller-

dings einer gründlichen Revision, um die Werte und Unwerte un-

serer Geschichte klar voneinander zu unterscheiden.»40 Der Göt-

tinger Historiker Siegfried A. Kaehler hatte schon im November 

1944 in einem Brief an Meinecke die Frage gestellt: «Wird es 

überhaupt noch ,Geschichte’ geben in dem Sinne, wie wir sie gut-

gläubig betrieben haben?» Angesichts der schwindenden Grund-

lagen für die herkömmliche Betrachtung der Geschichte war er 

sich der künftigen Auseinandersetzungen über die «55 Jahre deut-

scher Geschichte seit Bismarcks Sturz» sicher. 

Nicht nur von Meinecke, sondern auch von Gerhard Ritter wa-

ren nach Kriegsende eindeutige und für die Mehrheit der Histori-

ker durchaus repräsentative Forderungen nach einer «totalen Um-

stellung unseres deutschen Geschichtsdenkens» (so Ritter selbst) 

gestellt worden. Im März 1946 hielt Ritter in Tübingen einen Vor-

trag über die «Revision des Geschichtsbildes».41 Auch der durch-

aus konservative Fritz Hartung ging in einer Rede im Jahre 1946 

wie selbstverständlich davon aus, dass die deutsche Geschichts-

wissenschaft «ein Verschulden» an der geistigen Vorbereitung 

des Nationalsozialismus trage. Sie sei verantwortlich dafür, «dass 

das deutsche Volk aus dem Zusammenbruch von 1918 nichts ge-

lernt» habe.42 Immerhin arbeitete Hartung an der Ost-Berliner 

Humboldt-Universität an der Reorganisierung der universitären 

Ausbildung mit, betonte dort freilich angesichts politischer Zumu-

tungen das methodische Erbe Rankes. Selbst der deutschnationale 

Historiker Johannes Haller gab sich in seinen autobiographischen 

Aufzeichnungen «betroffen von der Folgerichtigkeit der Entwick- 
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lung, deren Zeuge ich war».43 «In einer Lage, die den ganzen Ge-

halt der deutschen Geschichte fragwürdig gemacht hat, ist die 

Aufgabe einer Nachprüfung unseres Geschichtsbildes im Ganzen 

unerlässlich geworden», stellte Hans Herzfeld im gleichen Jahr 

fest.44 Noch 1948 erklärte Gerhard Ritter «die nüchterne, gründ-

liche, nach beiden Seiten vorurteilslose Revision des herkömmli-

chen Geschichtsbildes zu einer unmittelbaren politischen 

Pflicht».45 

Nicht zuletzt Franz Schnabel, der – wie er damals sagte – «Um-

schau auf dem Trümmerfeld» hielt, sah «unser aller dringendes 

Anliegen», dass «die deutsche Geschichte neu geschrieben wer-

den muss». «In dem allgemeinen Ruin sind auch die alten Ge-

schichtsbilder niedergebrannt», die er ohnehin als «verzeichnet» 

empfand.46 Auch über die bislang genannten Historiker hinaus 

war das Thema der «Revision des Geschichtsbilds» ein beherr-

schendes publizistisches Thema, dessen Ausläufer bis weit in die 

fünfziger Jahre reichten.47 

Zuweilen kam es auch in den Landtagen der deutschen Länder 

zu Forderungen nach einer solchen «Revision», wenn etwa der 

hessische Kultusminister Dr. Erwin Stein 1946 in einer Rede die 

Auffassung vertrat, «dass mit einer Geschichtsbetrachtung 

Schluss gemacht werden muss, die in Friedrich dem Grossen und 

Hindenburg grosse Helden der deutschen Geschichte» sieht.48 

Anlass zu dieser Erklärung waren öffentlich kritisierte Blumen-

niederlegungen von Studenten am Sarkophag Friedrichs des 

Grossen in Marburg. 

Versucht man, diese Revisionserklärungen historisch zu ge-

wichten, so kann kein Zweifel daran bestehen, dass Existenz und 

Intensität der Forderung nach Revision des Geschichtsbildes ei-

nen deutlichen Unterschied zur Situation nach 1918 ausmachen.49 

Während nach dem Versailler Vertrag der Revisionsbegriff – mit 

nur ganz wenigen Ausnahmen –50 letztlich allein auf eine baldige 

Revision der machtpolitischen Realitäten von Versailles zielte, 

lag dem Begriff nach 1945 die Einsicht in die notwendige Verän-

derung eines falschen Bildes der Wirklichkeit zugrunde. Doch 

gerade angesichts der Fülle der Belege für solche Forderungen, 

ihrer Abhängigkeit vom jeweiligen Kontext und von der durchaus 
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verschiedenen Bedeutung des Begriffs «Revision» muss diese po-

puläre Forderung genauer untersucht werden: Wer stellte sie 

1945, wer stellte sie 1949, wer sprach 1955 noch davon? Als Her-

mann Heimpel auf dem Ulmer Historikertag von 1956 in seinem 

Vortrag über ,Geschichte und Geschichtswissenschaft’ das Thema 

der «vielberufenen Geschichtsrevisionen» berührte, schien ihm 

diese Forderung «zu allgemein für uns, daher einzugrenzen und 

zugleich in den Widersprüchen des Anliegens zu bezeichnen».51 

Damit war das Thema eigentlich abgetan. 

Der Begriff einer «Revision des Geschichtsbildes» stammte – 

soweit ich das zu übersehen vermag – aus der Weimarer Zeit und 

war offensichtlich gleichzeitig von dem katholischen Freiburger 

Historiker Philipp Funk und dem preussischen Archivar Heinrich 

Otto Meisner in die geschichtswissenschaftliche Diskussion ein-

geführt worden. Er blieb jedoch ein negativ besetzter Begriff.52 

Die Tatsache, dass er von einem katholischen und einem preussi-

schen Historiker während der um ihre innere Stabilität ringenden 

Weimarer Republik eingeführt wurde, die sich beide jedoch gegen 

grossdeutsch-antipreussische Bestrebungen zur Wehr setzten, 

wird dem Begriff nach 1945 ebensowenig zu breiterer Akzeptanz 

verhülfen haben wie seine eindeutige Verwendung durch Otto 

Brunner auf dem von den Nationalsozialisten beherrschten Erfur-

ter Historikertag von 1937. Nur vereinzelt wurden sich deutsche 

Historiker der Weimarer Zeit der Tatsache bewusst, dass es nicht 

zuletzt die Historiker versäumt hatten, die Lehren aus der Nieder-

lage des Ersten Weltkrieges zu ziehen.53 

Doch noch eine andere Schwierigkeit revisionistischer Bemü-

hungen muss gesehen werden, das offensichtliche Fehlen realisti-

scher alternativer Deutungen der neueren deutschen Geschichte. 

Eine wesentliche methodische Innovation, die sich deutlich von 

den Grundlagen einer historistischen Geschichtswissenschaft ab-

setzte, ergab sich erst seit der Mitte der 50er Jahre durch die Ent-

wicklung sozial- und strukturgeschichtlicher Ansätze im Arbeits-

kreis für moderne Sozialgeschichte unter der Leitung Werner 

Conzes. Hier wurden die methodischen Instrumente des klassi- 
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schen Historismus als ungeeignet erklärt, um den Strukturwandel 

von der agrarischen zur industriellen Gesellschaft angemessen er-

klären zu können. Dabei wurde z.T. auf Konzepte und Methoden 

der «politischen Volksgeschichte» der 20er und 30er Jahre zu-

rückgegriffen, die jetzt zur Sozialgeschichte umgetauft wurde. 

Methodisch neuartige Ansätze wie die des jungen Eckart Kehr, ja 

selbst liberale Interpretationen zentraler Abschnitte der deutschen 

Geschichte wie Veit Valentins Geschichte der Revolution von 

1848 waren dem beinahe einhelligen Verdikt der Zunft verfallen. 

Die kritische Bilanz des Kaiserreichs durch den liberalen Kölner 

Historiker Johannes Ziekursch war das Werk eines Aussenseiters 

geblieben, ja galt «fast als Verrat an der Vergangenheit».54 

Auch die Schwierigkeiten eines Ludwig Dehio, aus dem Zu-

sammenbruch des deutschen Hegemonialstrebens Lehren zu zie-

hen und zu einer konsistenten, methodisch abgesicherten Inter-

pretation zu verarbeiten, belegen nur die weitgehende reale Al-

ternativlosigkeit innerhalb der Fraktion der nationalstaatlich ori-

entierten Historiker. Schliesslich waren sich Bismarck-Bewunde-

rer wie Hans Rothfels und Friedrich Meinecke mit dem Bis-

marck-Kritiker Franz Schnabel darüber einig, dass einige der Tra-

ditionen, die den Nationalsozialismus begünstigten, schon vor 

Bismarck existierten und dass eine verhängnisvolle Entwicklung 

Deutschlands auch nach einem Sieg der bürgerlichen Kräfte in 

der Revolution von 1848 möglich gewesen wäre,55 d.h. der Kurz-

schluss zwischen Bismarck und dem Nationalsozialismus – wie 

er vor allem katholisch-föderalistischen Deutungen eigen war – 

wurde abgelehnt. 

So relativierte man damit die zunächst durchaus kritische «Irr-

wegs»-Diskussion der Nachkriegsjahre. Es gab jedoch eine vom 

Hauptstrom der Geschichtswissenschaft abweichende Konzep-

tion der deutschen Geschichte, wenn auch kaum akzeptabel für 

die eben genannten Historiker. Sie fand sich in der katholisch-

süddeutsch-antiborussischen Geschichtsschreibung des späteren 

19. Jahrhunderts, die nicht dem Glanz des zweiten deutschen Kai-

serreiches erlegen war. Die Quintessenz, die aus dieser gewiss 
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schwach entwickelten Linie nach 1945 gezogen wurde, hiess in 

der Sprache dieser Jahre: «Entpreussung» der deutschen Ge-

schichte. Dieser Begriff findet sich bei katholischen Historikern 

wie Alfred von Martin und Franz Herre, bei Publizisten wie Fried-

rich Wilhelm Naumann, Emil Fränzel, Karl Buchheim, Walter 

Ferber und Otto B. Roegele. Emil Fränzel sprach sogar von der 

notwendigen «Zerstörung des preussischen Mythos», denn «wenn 

das neue Deutschland leben soll, muss es die Wiederholung der 

preussischen Irrgänge vermeiden».56 

Geradezu programmatisch klingt die Äusserung im ,Neuen 

Abendland’ des Jahres 1946, wo es in einem zustimmenden Refe-

rat zu einem in England publizierten Artikel von Eric Hobsbawm 

(«Entmachtung des Mythos») hiess: «Diese unerbittlich-radikale 

[...] Geschichtsrevision ist eines der grossen Anliegen der nun von 

ihren Fesseln befreiten neuen deutschen Geschichtsschreibung.»57 

Ferber, der Redakteur des ,Neuen Abendlands’ in Augsburg, bot 

1946 Franz Schnabel die Mitarbeit an seiner Zeitschrift mit der 

programmatischen Erklärung an: «Vor allem ist uns sehr an einer 

Revision der seit Ranke, Treitschke, Droysen, Sybel verpreussten 

deutschen Geschichtsschreibung und an Pflege der föderalistisch-

universalistisch geschichtsrevisionistischen Tradition der Hurter, 

Gförer, Böhmer, Ficker, des späten Gervinus, der Frantz, Klopp, 

Roesler, Weiss, Redlich, Kralik und Kaindl gelegen.» Da Ferber 

durch Presseberichte wusste, dass Schnabel in Bad Godesberg ei-

nen Vortrag über die ,Geschichtliche Katastrophe’ gehalten hatte, 

bat er ihn um den Abdruck dieses Vortrags, nicht ohne auf die 

gute finanzielle Fundierung seiner Zeitschrift hinzuweisen.58 

Die Tatsache, dass sich der Münchener Franz Schnabel, der ein-

zig denkbare Gegenpol zu Gerhard Ritter auf katholischer Seite, 

ganz offensichtlich dem Drängen dieser «abendländischen» Frak-

tion in Augsburg und anderswo – etwa dem Arbeitskreis Christli-

cher Historiker um Wilhelm Wühr und Fritz Kern – entzog, 

scheint die Vermutung zu belegen, dass dieses scharf antipreussi-

sche Bild deutscher Geschichte trotz der Westverschiebung der 
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Bundesrepublik kaum mehrheitsfähig war, auch nicht unter den 

Bedingungen des Zusammenbruchs des «preussischen» Reiches, 

wie mancher Kritiker aus diesem Lager bedauernd feststellte. 

Zwar entwickelte Schnabel schon früh seine von Rothfels und 

Ritter deutlich abweichende Bismarckinterpretation,59 doch ver-

weigerte er sich der ihm von verschiedener Seite immer wieder 

zugedachten Rolle eines Anführers der katholisch-antipreussi-

schen Fraktion innerhalb der deutschen Geschichtswissenschaft, 

die dem Liberalen Schnabel, der sich 1947 in München geweigert 

hatte, einen ihm zugedachten Konkordatslehrstuhl zu besetzen, 

wenig anziehend erschien. Die Hoffnung des katholischen Histo-

rikers Anton Mayer-Pfannholz, dass jetzt wieder Männer wie 

Onno Klopp und Johannes Janssen zu Ehren kommen würden,60 

erfüllte sich letztlich nicht. Zwar kam es in diesen frühen Nach-

kriegsjahren zu einer kurzen Welle föderalistischen Schrifttums – 

der Bismarck-Gegner Constantin Frantz vor allem hatte Konjunk-

tur – doch wirkte sich dieser mit der Gründung der Bundesrepub-

lik abflachende Aufschwung kaum auf die allgemeine Interpreta-

tion der Geschichte aus. So blieb Schnabel trotz aller Anerken-

nung, die er in München erfuhr, in gewissem Sinne ein «Aussen-

seiter», mit dem die Zunft – wie Erich Angermann bemerkt hat – 

«nicht viel anfangen konnte»; Angermann führte dies auf den 

«restaurativen Charakter eines Teils der westdeutschen Ge-

schichtswissenschaft» zurück.61 

Das oben charakterisierte Programm einer nur behutsamen 

«Revision der deutschen Geschichte» lässt sich vorzüglich durch 

die Bismarck-Diskussion dieser Jahre illustrieren. Der Reichs-

kanzler und seine Reichsgründung hatten schon – ähnlich wie der 

Freiherr vom Stein – im Mittelpunkt der Weimarer Geschichts-

schreibung gestanden.62 Die neuerliche Diskussion wurde ausge-

löst durch die parallele Veröffentlichung zweier sehr unterschied-

licher Bismarck-Bücher im Jahre 1949 und deren ausgedehnte 

Diskussion durch führende Historiker wie Hans Rothfels, Ger-

hard Ritter, Wilhelm Mommsen, Heinrich Ritter von Srbik und 

Franz Schnabel. Auf der einen Seite stand Robert Saitschiks Ar- 
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beit ,Bismarck und das Schicksal des deutschen Volkes. Zur Psy-

chologie und Geschichte der deutschen Frage’,63 auf der anderen 

Seite stand die Bismarck-Biographie Arnold Oskar Meyers, die 

von Hans Rothfels kritisch eingeleitet wurde.64 Schliesslich hatte 

der 50. Todestag des Reichskanzlers im Jahre 1948 eine Reihe 

kritischer Betrachtungen provoziert. 

Die Auseinandersetzung um Person und Werk Bismarcks lässt 

sich als Nagelprobe der Revisionsbereitschaft der politischen His-

toriker bezeichnen. Gewiss rückte Gerhard Ritter von Bismarcks 

politischen Methoden ab, lobte Erich Eycks Darstellung prakti-

scher «Realpolitik», die den «Nebel patriotischer Begeisterung» 

vertreiben könne. Auch die unkritische «Bismarck-Theologie» 

des Schweizer Historikers Leonhard von Muralt wollte Ritter 

nicht mitmachen, wie er Hans Rothfels schrieb.65 

Doch blieb eine tiefe Divergenz zwischen Ritter und Schnabel 

über die Notwendigkeit des Weges zur kleindeutschen Einigung 

von 1871. Während Schnabel die «ganz unhistorische Konzep-

tion» der kleindeutschen Lösung beklagte und die Alternative ei-

ner mitteleuropäischen Föderation beschwor, verwies Ritter auf 

die letztliche Alternativlosigkeit dieser preussisch dominierten 

deutschen Einigung. Direkter in die Diskussion der Kontinuität 

zwischen Bismarck und Hitler griff die auf dem Münchener His-

torikertag von 1949 vorgetragene Interpretation von Rothfels ein, 

dass Hitler eben die Politik betrieben habe, die Bismarck bewusst 

vermieden habe. Das Zweite Reich so deutlich vom gerade über-

wundenen Dritten Reich zu trennen, bedeutete zusammen mit sei-

nem Hinweis auf den altpreussischen Widerstand gegen Hitler 

eine wichtige Entlastung in der öffentlichen Schulddiskussion.66 

Rothfels war der Dank der versammelten Historiker gewiss, als er 

– der heimgekehrte Emigrant – diese Entlastung Bismarcks vor-

trug, die seinen Kollegen wohltun musste. Der durch die Emigra-

tion geadelte deutschnationale jüdische Historiker Rothfels grün-

dete damit einen neuen Konsensus zwischen denen, die in 

Deutschland geblieben waren und denen, die Deutschland hatten 

verlassen müssen.67 
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Eine «Revision der deutschen Geschichte» in dieser begrenz-

ten Variante bereitete den meisten Historikern so wenig Prob-

leme, wie sie den katholischen Bismarck-Kritikern Anlass zur 

Kritik gab. Für Paul W. Wenger vom ,Rheinischen Merkur’ reich-

te diese Art «Revision» des deutschen Geschichtsbildes «mit ei-

nigen mehr oder minder herzhaften Retouchen» nicht aus, für ihn 

bedurfte es schon 1946 gar der «Revolutionierung» des Ge-

schichtsbildes.68 Gleichwohl darf nicht übersehen werden, dass 

die intensive Bismarck-Diskussion dieser Jahre die Gelegenheit 

bot, die in abstrakter Form offensichtlich unmögliche Generalde-

batte über den Verlauf der deutschen Geschichte in reduzierter 

Form zu führen. 

Gerade die Bismarck-Debatte der 50er Jahre zeigt, wie schwer 

sich die deutschen Historiker mit einer Abwendung von der bis-

her sanktionierten Konstruktion der nationalen Geschichte taten. 

Die Tendenz, den Nationalsozialismus gerade nicht als «Summe 

der deutschen Geschichte» oder als deren notwendige Konse-

quenz zu interpretieren, führte auch zu anderen Verortungen des 

Nationalsozialismus, die man als seine «Historisierung» in einem 

westeuropäischen Sinne bezeichnen kann. Seine Grundlegung er-

fuhr dieses Modell durch Gerhard Ritters gedankliche Verbin-

dung zwischen dem Nationalsozialismus und der jakobinischen 

Phase der Französischen Revolution. Deren verabsolutierendes 

Menschenrechtsdenken und übersteigerter Nationalismus wurden 

ganz allgemein an den Anfangspunkt einer Entwicklung gesetzt, 

die zum Nationalsozialismus führte.69 

Doch diese Form der Historisierung blieb keineswegs auf Rit-

ter beschränkt. Ludwig Dehio zog 1949 ebenfalls diese Verbin-

dungslinie und fand damit den Beifall seines Rezensenten im fö-

deralistisch-katholischen ,Neuen Abendland’, dem es wesentlich 

schien, «darauf hinzuweisen, dass bei Dehio, wie ich glaube zum 

erstenmal, in einer wissenschaftlich historischen Arbeit, die Na-

zis als die deutschen Jakobiner bezeichnet werden. Es ist unge-

heuer wichtig, dass diese These [...] in die Geschichtsschreibung 

Eingang findet. Sie hebt unser tragisches Schicksal aus der Iso-

lierung und ordnet es in die grössere europäische Tragödie ein.»70 
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Mit dieser Genealogie ergab sich natürlich eine wohltätige Rela-

tivierung des Nationalsozialismus, denn «das Hitlerregime vari-

ierte auf einer höheren Ebene der Zivilisation die Motive der Re-

volution und des Imperialismus, die in Frankreich zuerst erklun-

gen waren». In solchen Texten wird man geradezu das greifen 

können, was man eine inhaltliche Entnazifizierung der deutschen 

Geschichte nennen könnte. So wie in den Spruchkammerverfah-

ren immer wieder auf die idealistische Grundhaltung vieler deut-

scher Täter verwiesen wurde, die von Hitler enttäuscht worden 

seien, so bereiteten solche Thesen eine Relativierung der histori-

schen Schuld und eine diffuse Historisierung vor, die den Spruch-

kammerverfahren durchaus entsprach. 

Vergleicht man die beiden Varianten der Entnazifizierung, die 

hier untersucht wurden, so fällt eine strukturelle Ähnlichkeit auf. 

Wenn man bedenkt, dass nur ganz wenige Menschen als Haupt-

schuldige bzw. Schuldige dingfest gemacht werden konnten und 

bestraft wurden, so entspricht das der geringen Zahl derer, die im 

Bereich der Geschichtswissenschaft – oft auch nur vorübergehend 

– aus dem Dienst entfernt wurden. Das alte und neue Personal 

bildete eine zwar nicht immer ganz spannungsfreie aber letztlich 

doch kooperierende Fachgenossenschaft, die sich je länger je 

mehr konsolidierte. Inhaltlich entsprach dem ein Verzicht auf die 

historische Legitimation von Grossmachtdenken, Antiliberalis-

mus, Antisemitismus und deutschem Sonderwegsdenken bei Be-

wahrung der klassischen Paradigmen der deutschen Geschichts-

wissenschaft. Man sprach weiter die vertraute Muttersprache der 

politischen Geschichte. Eine wirkliche Revision im Sinne einer 

radikalen Umdeutung zentraler Phasen der deutschen Geschichte, 

der Heranziehung neuer Traditionsstränge wird sich kaum be-

obachten lassen. 

Diese letzten Bemerkungen weisen noch einmal auf die weiten 

historischen Perspektiven hin, in denen die Ereignisse der Jahre 

1933-45 zu sehen sind. Sie bieten auch Anknüpfungsmöglichkei-

ten an die aktuellen Diskussionen über die Bereitwilligkeit einer 

sehr grossen Zahl von Deutschen, bei den Untaten des NS-Re-

gimes mitzumachen, und wir tun gut daran, diese Frage von den 
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methodisch problematischen Äusserungen des amerikanischen 

Autors über die besondere «eliminatorische» Struktur des deut-

schen Antisemitismus zu trennen. Nur so besteht eine Möglich-

keit, die Umstände und das Ausmass der Bereitschaft mitzuma-

chen, zu ergründen. 



 

Heinz Bude 

Die Achtundsechziger-Generation im Familienroman 

der Bundesrepublik 

I.  

«1968» gilt als Zäsur in der Gesellschaftsgeschichte West-

deutschlands nach 1945 (vgl. Broszat 1990). Zäsuren sind Ein-

schnitte in dem von langer Dauer getragenen geschichtlichen Pro-

zess, wo die endlose Transformativität des kollektiven Lebens 

sich plötzlich an einem Punkt verdichtet. Es kommt zu einer kur-

zen, aber turbulenten Teilgeschichte im Gesamtprozess, die von 

entscheidender Bedeutung für das kollektive Selbstverständnis 

wird. In das Periodisierungsschema wird eine neue Markierung 

eingetragen: Es gibt ein Davor und ein Danach im geschichtlichen 

Fluss. 

In der Mythologie der Bundesrepublik stehen die sozialen Er-

regungen von «1968» zwischen der gesellschaftlichen Nullstel-

lung von «1945» und der unerhörten Wende von «1989». Als hät-

te es des studentischen Aufruhrs bedurft, um aus der Nachfolge-

gesellschaft des Dritten Reichs ein westliches und liberales Land 

zu machen, das seine endogene Ruhelosigkeit überwunden hat. 

Im Abstand eines Vierteljahrhunderts gilt der «nachträgliche Un-

gehorsam» (dazu Marquard 1981) einer jüngeren intellektuellen 

Generation als kollektiver Lernerfolg und gesellschaftlicher Zivi-

lisationsbeweis. Es nimmt daher nicht wunder, dass in den aktu-

ellen Kulturkämpfen zwischen west- und ostdeutschen Deutungs-

sendern die Definition von «1968» eine entscheidende Rolle 

spielt. Hier verquickt sich die Frage nach der jeweiligen «Vergan-

genheitspolitik» (Frei 1996) mit dem Problem der sozialisatori-

schen Verankerung der Zivilgesellschaft. Dabei sind nach dem  
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Zusammenbruch des antifaschistischen Legitimationsgebäudes 

der DDR die Beweislasten klar verteilt. Inwieweit, so wird von 

westlicher Seite gefragt, hat der staatlich verordnete Antifaschis-

mus den jugendkulturellen Bruch mit der Nazi-Vergangenheit der 

Eltern ersetzt, verdeckt oder gar verunmöglicht? 

Allerdings waren die sozialen Bewegungen der späten sechzi-

ger Jahre ein globales Phänomen. Im Übergang von einer Periode 

des Aufbaus und der Stabilisierung nach dem Zweiten Weltkrieg 

zu einer des Umbaus und der Demokratisierung suchte der soziale 

Wandel nach seinem Autor. Alain Touraine sprach 1965 vom 

«Verschwinden des konstituierten und dem Triumph des schöp-

ferischen Bewusstseins», und Albert O. Hirschman diagnosti-

zierte 1982 im Rückblick auf die rätselhaften und abrupten Stim-

mungsschwankungen von den defensiven fünfziger zu den auf-

rührerischen sechziger und von diesen wieder zu den engherzigen 

siebziger Jahren einen periodischen Wechsel von Engagement 

und Enttäuschung. Wie auch immer man die Dinge interpretiert, 

von heute aus erscheint «1968» als Ausdruck einer vergangenen 

Welt, in der die Werte des öffentlichen Glücks über die des pri-

vaten Friedens und das Gefühl der sozialen Verantwortung über 

das des persönlichen Vorankommens triumphierten. 

Die Tatsache, dass sich überall die Gruppe der Studenten als 

Katalysator einer grundlegenden normativen Revision in Szene 

setzen konnte, ist mit dem Auftauchen eines «neuen Objekts der 

Empörung» (Turner 1969) erklärt worden. Formeln wie «Das 

Persönliche ist politisch» kennzeichnen eine Politik der Authen-

tizität (dazu Trilling 1980), die einen Zusammenhang zwischen 

persönlichem Unglück und gesellschaftlichem Unrecht herstellt. 

Das Gefühl der Empörung richtete sich gegen das «sauber ge-

trennte Gehege des bürgerlichen Lebens» (Michel 1968:181), wo 

es zwischen den Bereichen Arbeit/Liebe/Politik/ Kunst/Vergnü-

gen/Wissenschaft nur Vermittlungen, aber keine Vermischungen 

geben durfte. Das Ganze, das sich nur durch zwanghafte Separie-

rung zu erhalten in der Lage war, erschien als das Unwahre. So 

schuf der von den neuen Disziplinen der Soziologie, Linguistik 

oder Psychoanalyse propagierte Begriff der Gesellschaft (dazu 
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Bude 1993) einen thematischen Raum für die Deutungsbedürf-

nisse verschiedenster gesellschaftlicher Gruppen, die ihre Wün-

sche und Bedürfnisse in den hergebrachten Kategorien des sozia-

len Konflikts nicht mehr zu artikulieren vermochten. 

Die Studentenbewegung kann man daher als Vorhut eines evo-

lutionären Trends ansehen, der, wie es in der Individualisierungs-

debatte der achtziger Jahre hiess, eine «neue Unmittelbarkeit von 

Individuum und Gesellschaft» begründete. In den Praktiken des 

Protests wurden die Prozesse der Informalisierung eingeübt, die 

gemäss einer herrschenden Meinung den zivilisatorischen Stand 

der Gegenwart charakterisierten. Mit Norbert Elias (siehe Wou-

ters 1979) würde man von einer Veränderung der Machtbalance 

zwischen sozialen Positionen und gesellschaftlichen Statusgrup-

pen sprechen. So scheint sich im Gefolge der Kulturrevolte von 

«1968» das dispositioneile Gefälle zwischen Vorgesetzten und 

Mitarbeitern im Betrieb, zwischen Eltern und Kindern in der Fa-

milie, zwischen Männern und Frauen in der Liebe verringert zu 

haben: Aus der starren Ordnung von Befehl und Gehorsam ist ein 

flüssigeres Spiel von Kooperation und Aushandlung geworden. 

Doch es zeigen sich erhebliche Unterschiede in der national-

kulturellen Einarbeitung der evolutionären Effekte von «1968». In 

der republikanischen Tradition Frankreichs wird «1968» selbst-

verständlich in der Linie von «1789» gesehen. Im Mutterland der 

Exzentrik war die Studentenbewegung sowieso nur ein Teilphä-

nomen des «Swinging London». In Italien wiederum konnte man 

«die Bewegung» als Fortsetzung einer populären Tradition des 

Befreiungskampfs gegen eine fremde Herrschaft verstehen. Und 

in Japan, wo es in den sechziger Jahren zu wütenden Ausbrüchen 

der Militanz kam, nahm man die Studentenproteste offenbar als 

Ausdruck einer jugendlichen Elite hin, die, nachdem sie sich aus-

gekühlt hatte, in die gesellschaftlichen Führungsetagen aufge-

nommen wurde. 

Allein in Deutschland wird «1968» als gelungener Testfall ei-

ner glücklichen Verwestlichung begriffen. Dies sichert der Acht-

undsechziger-Generation ihren Platz im Familienroman der Bun- 
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desrepublik. Sie war nicht allein kulturelle Avantgarde, sondern 

zusätzlich noch wird ihr die Rolle des Retters von der nationalso-

zialistischen Vergangenheit zugemutet. Indem sie den Wieder-

aufbaukonsens der Nachkriegszeit zum Platzen brachte, hat sie 

einer dominanten Grosserzählung zufolge eine von Vergessens-

wünschen und Reparaturgesinnungen gelähmte Gesellschaft zu 

sich selbst befreit. «1968» erscheint als Präludium für die zweite 

Formationsperiode in der bundesrepublikanischen Nachkriegsge-

schichte, die trotz der «geistig-moralischen Wende» der achtziger 

Jahre erst mit der deutschen Einigung ein Ende gefunden hat. 

Diese eminente Zuschreibung lastet auf dem Selbstverständnis 

der Achtundsechziger-Generation, deren Angehörige Anfang der 

neunziger Jahre in die «Prominenzphase» (zu diesem Ausdruck 

Luhmann 1985) ihres Lebenslaufs getreten sind. Woher stammt 

diese historische Mission und wie lässt sich mit ihr leben? 

II.  

1964 schrieb Ulrike Meinhof über die Ära Adenauer: 

«Eigentlich ist alles schon einmal gesagt worden: Dass die 

Stadt Bonn finsterste rheinische Tourismusprovinz ist; dass Ade-

nauer, schon als er sein Amt antrat, verdammt alt war; dass seine 

Politik der ausschliesslichen Westorientierung nur um den Preis 

der deutschen Wiedervereinigung durchgeführt werden konnte; 

dass viel zu viele alte Nazis in der Armee, in den Ministerien, in 

der Justiz und der Polizei, in der Lehrerschaft, kurz: in Ämtern 

und Würden sitzen; und dass das beste an der Bundesrepublik ihr 

Grundgesetz ist, welches  bezeichnenderweise  zwar  nicht  ohne 

Adenauer, aber vor seiner Ära entstand. Auch die unausgespro-

chenen Argumente der anderen Seite sind nicht unbekannt: (...) 

dass der glänzende, im In- und Ausland bewunderte Aufstieg der 

Bundesrepublik mit fast nahtlosem Anschluss an das westliche 

Militärsystem samt Überbau so reibungslos nicht vonstatten ge-

gangen wäre ohne die Verwendung einer erprobten, bewährten, 

ergebenen Beamtenschaft und sonstiger Fachleute, die nicht so  
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hoch qualifiziert wären, hätten sie nicht unangefochten ein be-

stimmtes Parteiabzeichen getragen und den Staat, den braunen, 

dazu. Alles ist schon einmal gesagt worden. Aber nichts und nir-

gends wurde etwas begriffen. 

In diesem Land wird gelebt, als gäbe es keine anderen Bünd-

nispartner als die der NATO; als wäre Christlichkeit etwas so 

Selbstverständliches wie Peter-Stuyvesant-Werbung; als wäre der 

Nationalsozialismus ein bedauerlicher Fauxpas; Wehrpflicht 

nichts anderes als eine Unterbrechung der Ausbildung und des be-

ruflichen Fortkommens; der Bundestag ein Fachausschuss von 

Sachverständigen für Sachverständige; die Oder-Neisse-Grenze 

ein Produkt sowjetischer Willkür, die DDR ein Wechselbalg 

kommunistischer Weltverschwörung; die deutsch-französische 

Freundschaft ein Beitrag zur Völkerverständigung.» (zitiert nach 

Meinhof 1980: 41 f) 

Die Kolumnistin der «konkret», die damals tonangebende Her-

renrunden durch ihre blosse Anwesenheit durcheinanderbringen 

konnte, erfasst hier ein Lebensgefühl des Weitermachens und des 

Wegduckens, eine Gesellschaft der stillen Verständnisbrücken 

und der defensiven Selbsterhaltung. Hermann Lübbe hat dafür 

1983 den Begriff des «kommunikativen Beschweigens» geprägt. 

Man wusste, woran man besser nicht rührte und wie man sich über 

die Lücken in der Verständigung hinwegtäuschte. Es galt die 

Konzentration auf das individuelle Schicksal, das mehr lebens- 

als zeitgeschichtlich, mehr existentialistisch als politisch verstan-

den wurde. Der Arbeitskonsens der frühen Jahre beruhte auf dem 

kollektiven Phantasma einer «Stunde Null», das eine Gesellschaft 

ohne Vergangenheit und ohne Zukunft ermöglicht hatte. 

Ulrike Meinhof fragt nach den Kosten dieser Politik des 

schweigenden Arrangements und der leeren Kontinuität. Sie 

blickt auf ein Volk von Halbinformanten und Halbinformierten: 

«belastet mit Vorurteilen, umgeben von Tabus und eingeschnürt 

in Illusionen» (a.a.O.: 43). Alles ist gesagt worden, so ihre For-

mel, aber nichts wurde begriffen. Mit anderen Worten: Es fehlt 

die Durchdringung, das Erschrecken, die Konsequenz. 

Mit ihrer Diagnose forderte die Gesellschaftskritikerin das Ge- 
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nerationengefüge des Wiederaufbaus heraus. Noch dominierte 

die Weimarer Generation der um 1900 Geborenen, die sich das 

Scheitern der Weimarer Republik, den Nationalsozialismus und 

den Zusammenbruch als generationsspezifisches Versagen zu-

rechneten. Aus dieser Generation stammten die institutionellen 

Architekten der «Demokratie ohne Demokraten». Dem «Protest-

begriff des Volkes» (Plessner 1935/1959) setzten sie, ablesbar am 

Werk von Dolf Sternberger (etwa 1963), ein apodiktisches 

Rechtsbewusstsein und eine milde Staatsfreundschaft entgegen. 

Die um 1900 Geborenen waren 1914 zu jung für den Krieg und 

1918 zu alt für die Unschuld, weshalb sie in der Weimarer Re-

publik zu Protagonisten einer «neuen Sachlichkeit» wurden, mit 

der sie sich der Modernität vorbehaltlos öffnen, aber sich zugleich 

vor den Enttäuschungen des Politischen schützen wollten. Ein 

«Kult der Kälte» ermöglichte sowohl die Hinwendung zur als 

auch die Abkehr von der nationalsozialistischen Bewegung. Aber 

erst nach dem Zweiten Weltkrieg erwuchs aus ihrer generationei-

len Erfahrungsbilanz eine gesellschaftliche Prägekraft. Man for-

derte Fachergebenheit, berief sich auf Sachzwänge und glaubte, 

durch die kühle Hinnahme der eigenen Standortlosigkeit einer 

sinnlosen Geschichte entfliehen zu können. 

Aber die eigentliche Aufbau- und Modernisierungskohorte 

stellten die um 1930 geborenen Schüler-Soldaten des Zweiten 

Weltkriegs dar, die Mitte der sechziger Jahre auf die Ablösung 

der Weimarer Generation drängten. Im Wiederaufbau hatte sich 

die Flakhelfer-Technik von äusserem Mittun und innerer Reserve 

bewährt. Dazu kam das Glück der Identifikation mit einem ange-

nehmen Sieger. Von den Amerikanern konnte man nicht nur sie-

gen, sondern ausserdem noch den Jazz, die Lässigkeit und die 

Demokratie lernen. Das stärkte die Bereitschaft zum Abschied 

von einer elenden deutschen Ideologie. Die Lebensphilosphie der 

Flakhelfer-Generation (siehe Bude 1987) besiegelte das Ende ei-

nes «deutschen Geistes», der sich ständig in Gefahr wähnt, zwi-

schen der Mystik des Ostens und der Rationalität des Westens 

schwankt und unablässig auf einen neuen Gott hofft. Mit ideolo- 
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gischer Skepsis, verbissenem Realismus und ungezwungenem 

Konsumismus feierten die «Flakhelfer» den Sieg westlicher Iro-

nie über altdeutsche Tragik, (exemplarisch dazu Bude 1992) 

Doch auch diese Zivilisierung der deutschen Orientierung am 

Unwirklichen findet bei Ulrike Meinhof keine Gnade: 

«Sie lebt an sich selbst und ihrer Geschichte vorbei, die Bevöl-

kerung der Bundesrepublik, uninformiert, unaufgeklärt, desorien-

tiert, unentschieden zwischen Pril und Sunil, im Bilde über Alete-

Kinderkost und Küchenmaschinen, nicht über Nichtangriffspakt 

und Kernwaffenfreie Zonen. Die da zu wenig von sich selbst wis-

sen, um für sich selbst sorgen zu können, (...) sind aber bestens 

unterrichtet über die Unterschiede zwischen den Partys des römi-

schen Hochadels und denen der ordinären römischen Geldleute, 

kennen Mädchen und Männer der britischen High Society, nackt 

und bekleidet, wissen alles über die Gefühle einer persischen Ex-

Kaiserin. Vielleicht wissen sie sogar noch etwas über Ausbeutung 

in Brasilien, Betrug in Hongkong, Armut und Korruption in Sizi-

lien, Mord in Griechenland, Rassenkrawalle in USA, Apartheid 

in Kapland, dessen sich die illustrierte Presse alleweil mit Sorgfalt 

annimmt, was aber das Dilemma der Kenntnislosigkeit von dem, 

was im eigenen, geteilten, gerüsteten Land geschieht, nicht auf-

wiegt.» (a.a.O.: 44f.) 

Die Kritikerin sieht sich einem kompakten System der politi-

schen Ignoranz gegenüber. Während sich die ältere Generation 

stoisch von der Geschichte zurückzieht, kennt die mittlere in ih-

rem Anpassungsgeschick keine Grenzen. Wie gesagt: «Nichts 

und nirgends wurde etwas begriffen.» 

Die Überschneidungen zwischen Weimarer Kälte und bundes-

republikanischer Skepsis verkörperte wie kein anderer Gottfried 

Benn. Als «Phänotyp dieser Stunde» (Wellershoff 1958) avan-

cierte der «Ptolemäer» zur ersten grossen intellektuellen Hinter-

grundsfigur der Bundesrepublik. Die Antwort auf den Wirklich-

keitsverlust nach dem «Zusammenbruch» lieferte die «statische 

Existenz». Alles vernehmen, aber doch immer unberührt bleiben, 

lautete die Devise des Überlebens. Konformismus trug man als 

Maske des Nonkonformismus. Die Sinnlosigkeit der Geschichte 
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liess nur den Schluss zu, dass es sich um eine Krankengeschichte 

von Irren handeln müsse. Peter Rühmkorf, der zusammen mit Ul-

rike Meinhof in «konkret» veröffentlichte, notierte über Benn: 

«Er kam von der nächtlichen Seite Nietzsches her, seiner erdge-

wandten, und er verband einen ungeheuren Riecher für Finalstim-

mungen mit einem stupenden Zug zum Antibourgeoisen, ästhe-

tisch Imperialen, der kam uns in jedem Fall entgegen, Kleinbür-

ger, die wir waren, Gelegenheitsjobber, Wanderarbeiter, Under-

dogs.» (1972: 53) 

Zwischen der totalen und kalten Skepsis der «Weimarer» und 

der kleinen und präzisen Skepsis der «Flakhelfer» – «Lies keine 

Oden, mein Sohn, lies die Fahrpläne: sie sind genauer», schrieb 

Hans Magnus Enzensberger 1957 «Ins Lesebuch für die Ober-

stufe» – hatte übrigens die Kriegsgeneration des Zweiten Welt-

kriegs im historischen Abbruchunternehmen der Bundesrepublik 

keine ideologische Chance. Helmut Schmidt mochte sich zwar als 

Krisenmanager bewähren, aber von seiner Geschichte als junger 

Hauptmann im Zweiten Weltkrieg wollte man doch nichts wis-

sen. 

III.  

Ulrike Meinhof ist zur Ikone für die später so genannte Achtund-

sechziger-Generation geworden, die das «kommunikative Be-

schweigen» in der Nachkriegszeit mit «wacher Ohnmacht» beob-

achtete. Für die zwischen 1938 und 1948 geborenen Kriegskinder 

des Zweiten Weltkriegs sahen die fünfziger Jahre ganz anders aus 

als für die «vorsichtigen, aber erfolgreichen» jungen Leute aus 

der «skeptischen Generation» (Schelsky 1957). Wo diese den 

Aufbruch in eine neue Zeit mit serieller Musik, gläsernen Bunga-

lows und «funktionaler Differenzierung» erlebten, fühlten jene 

sich «in der Grube». «Es hockte», so Rolf Dieter Brinkmann in 

seiner gleichnamigen Erzählung von 1962, «hinter aller Trägheit, 

hinterlistig, der Überdruss am Leben, der zu der Zeit immer häu-

figer hervorgekrochen war, grinsend, unförmig.» (1985: 52) 
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Auf der Suche nach den prägenden und verbindenden Erlebnis-

sen der um 1940 Geborenen lenkt Brinkmanns Text den Blick in 

die Wohnküchen der fünfziger Jahre. Man hat in der «Reduktion 

auf kleinräumliche Beziehungen» das elementare Merkmal der 

Nachkriegszeit gesehen (Tenbruck 1974): Rückzug auf die Klein-

gruppe, Haften am Nächsten und Fixierung aufs Konkrete. In der 

familiären Enge presste sich zusammen, was anders sich nicht 

äussern konnte. Die Väter nervten die Familie mit ihren Endlos-

geschichten vom verlorenen Krieg und von der schlimmen Ge-

fangenschaft, und die Mütter fügten sich in stummer Geschäf-

tigkeit ihrem Schicksal. Zugedeckt von der «Toleranz der ge-

meinsamen Not», so ein Ausdruck von Helmut Schelsky (1957: 

129), schien jeder mit seiner Enttäuschung allein. Aus solchem 

Ambiente stammt der «Erfahrungshunger» (Rutschky 1980) der 

Kriegskinder. 

Wir stossen hier auf eine andere Geschichte der Achtundsech-

ziger-Generation, die frühere Ursprünge und tiefere Lagerungen 

des gemeinsamen Lebensgefühls und Problembewusstseins der 

um 1940 Geborenen an den Tag bringt. Diese Geschichte beginnt 

in den Luftschutzkellern des Endkriegs. So erzählt ein Inter-

viewpartner (vgl. zur gesamten Untersuchung Bude 1995), wie er 

als Fünfjähriger den Bombenangriff der Royal Air Force auf Hal-

berstadt am 8. April 1945 miterlebt hat. Fast jede Nacht sei Alarm 

gewesen. Sein fünf Jahre älterer Bruder und er mussten dann der 

Mutter helfen, die Grossmutter in den Keller zu schaffen. Schon 

einige Male war in der Nähe eine Sprengbombe eingeschlagen. 

Aber an diesem Sonntagmittag wollten die Bombardements nicht 

aufhören. Das seien Bilder seiner Kindheit: Alle liegen auf der 

Erde und horchen, es rieselt der Kalk von den Wänden und die 

Kellerfenster fallen aus dem Rahmen. Man kann sich vorstellen, 

wie die beiden Kinder bei der Mutter unterkriechen, der Fünfjäh-

rige, indem er seinen Kopf unter ihren Leib schiebt. Als alles vor-

bei war, sind sie mit dem Handwagen durch die brennende Stadt 

gezogen und wussten nicht, ob sie noch was zu essen bekommen 

oder überhaupt noch leben konnten, weil ringsherum alles zerstört 

war. Nur das Haus der Familie sei wie durch ein Wunder erhalten 
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geblieben. Am Ende habe die Erleichterung gestanden, selbst ir-

gendwie davongekommen zu sein. 

Die verschiedenen Einzelfälle lassen das Muster einer be-

stimmten Geschichte existentieller Nähe und inzestuöser Enge er-

kennen: Gerade die kleinen Kinder von drei oder vier Jahren 

mussten in den Bombennächten die auf sich selbst gestellte Mut-

ter mit dem Pochen ihres Herzens beruhigen, sie mussten mit ih-

rem Lächeln zeigen, dass das Leben weitergeht. Die Kinder ha-

ben sich gewissermassen zur Verfügung gestellt, um die Mutter 

von ihrer untergründigen Angst und ihrer momentanen Lebens-

müdigkeit zu retten. Aber nach dem Kriege wurden die Dinge 

noch verwirrender. Als der Vater nach Hause zurückkehrte, gab 

die Mutter dem Kind zu verstehen, dass sie den Mann, dem einst 

ihre Liebe galt, verloren hatte. Denn es war nicht mehr derselbe 

wie vor dem Krieg. Aus der Sicht des allein mit der Mutter auf-

gewachsenen Kindes hatte der Vater dadurch die von ihm be-

hauptete Position im Familiensystem von vorneherein verspielt: 

Er konnte wüten, soviel er wollte, er bewies damit nur die ge-

heime Botschaft der Mutter. Andererseits verstanden die Kinder 

den Vater. Irgendwie ahnten sie, was er durchgemacht hatte. Als 

er draussen vor der Tür stand, haben besonders die Mädchen die-

sen grauen Menschen mit Neugierde und mit Mitleid betrachtet. 

Was wollte dieser arme und bedürftige Mann, den die Mutter mit 

der Wut der Enttäuschung verfolgte? Und so kam es manchmal 

zu einem fast geschwisterlichen Beistandspakt zwischen dem Va-

ter und den Kindern, der gegen die harte und verbitterte Mutter 

gerichtet war. Nicht mehr nur die Existenz der Mutter, die Exis-

tenz der ganzen Familie hing nach dem Krieg an den Kindern. 

Das gemeinsame Dritte sollte die Erfahrungsdifferenzen zwi-

schen den Eltern einerseits bestätigen und andererseits aufheben. 

Doch wie kann man den vom Krieg lädierten Vater und die im 

Krieg erstarkte Mutter zugleich bedienen? Für die Kriegskinder 

stellt die Geschichte ihrer Eltern daher eine Last dar, die ihre ei-

gene Geschichte zu erdrücken droht. Sie bilden einen Behälter für 

Erwartungen, die nicht ihr eigenes, sondern das Leben ihrer El-

tern betreffen. 
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Zur Analyse solcher Herkunfts- und Bindungskomplexe hat 

Heinz Kohut das Konzept vom «telescoping» der Generationen 

entwickelt (vgl. Faimberg 1987). Es handelt sich um eine beson-

dere Form der Identifizierung, durch die eine verborgene Ge-

schichte der vorhergehenden zur beherrschenden Geschichte der 

nachfolgenden Generation wird. Der Mechanismus dieses Inei-

nanderrückens der Generationenfolge besteht in einer identifika-

torischen Gefangennahme. In Umkehrung des Gesetzes der Sozia-

lisation muss das Kind stellvertetend die Deutung gewisser Prob-

leme seiner Eltern übernehmen. Es liegt etwas in der Luft, eine 

demütigende Erkenntnis oder eine drohende Entgleisung, der nie-

mand sonst sich gewappnet fühlt. Was seine Eltern an Scham und 

Schande nicht ertragen können, muss das Kind auf sich nehmen. 

Das ist etwas ganz anderes als die mehr oder minder normale De-

legation überschüssiger Affekte und unausgelebter Wünsche von 

Seiten der Eltern auf ihre Nachkommen. Es geht vielmehr um die 

Übertragung der Interpretationsaufgabe. Schon das kleine Kind 

muss Verständnis für die schwierige Lage der Eltern zeigen und 

sie beruhigen. Es bewahrt gewissermassen in seinem Herzen, was 

diesen zuviel ist. Am Ende schützt das Kind eine problematische 

Geschichte der Eltern, indem es diese, verdeckt und verborgen, zu 

seiner eigenen Geschichte macht. Es entsteht eine vollkommen 

geschlossene Identifikationsreihe zwischen den Generationen, in 

der für die Diskontinuität der Erfahrung kein Platz ist. 

Noch einmal Rolf Dieter Brinkmann – diesmal eine Erinne-

rungsnotiz aus «Rom, Blicke» von 1979: 

«Ruinenkinder, Bombensplitterkinder, ja, Todessplitterreisen 

haben wir, jeder auf seine Art, gespielt, und die frühe Kulisse wa-

ren aufgerissene Strassen, abgedeckte Häuser, brennende Ruinen 

– lange her und in der ersten Zeit des Lebens, des Sehens, der 

Neugier, der ersten halbbewussten Wahrnehmungen versiegelt, 

eingeschlossen, nämlich was?: Trümmer, zerrissene Häuser, Be-

tonbrocken, Brandphosphorbomben und blaue Narben am Körper 

eines Spielkameraden (...) das ist es, was sich als erste Lebensku-

lisse ergab, unter dem nicht näher fassbaren Druck und der Be-

drohung der Vernichtung – das ist unseree Generation, eine Ge- 
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rümpel-Generation, hastig und mit Angst vor dem Krieg oder in 

den ersten Kriegstagen zusammengefickt – ein verworrenes Mo-

tiv: ehe der Mann in den Krieg zieht, macht er der Frau noch ein 

Kind – ,ich bin nur da, weil es einen Krieg gab und was ist dann 

Kindheit und Jugend? Nichts als eine einzige Entschuldigung, 

dass man überhaupt da ist,,entschuldigen Sie, dass ich geboren 

bin’.» (356) 

Die erste Lebenskulisse bietet ein Bild der Verwüstung. Aus 

der Erinnerung steigen Bilder einer apokalyptischen Kriegskind-

heit auf. Es ist gleichwohl vom Sehen und von der Neugier die 

Rede, also davon, dass die Kinder ihre Augen nicht verschlossen, 

sondern zur Kenntnis genommen haben, was sich abspielt. Die 

frühen Erinnerungsspuren bilden, «versiegelt, eingeschlossen», 

den Boden der Erlebnisschichtung. Aber als der eigentliche 

Grund für ein nicht näher fassbares Gefühl der Bedrohung erweist 

sich das «verworrene Motiv» dafür, dass sie überhaupt auf der 

Welt sind: Als wollte er ein anderes Leben beschwören, macht 

der Mann, ehe er in den Krieg zieht, seiner Frau noch ein Kind. 

Die Kriegskinder fühlen sich als das Produkt eines panischen Le-

benswillens und glauben daher, keine eigene Existenzberechti-

gung zu haben. Man versteht, dass die «Gerümpel-Generation» 

der Wiederaufbau nicht locken konnte. Wie sollte sich aus dem 

Gefühl, dass die eigene Kindheit und Jugend «nichts als eine ein-

zige Entschuldigung» war, eine positive Besetzung der wiederer-

standenen Gesellschaft entwickeln? 

Die gleichwohl enorme Erfolgsgeschichte der Achtund-sechzi-

ger-Generation beruht auf einem glücklichen Zusammenspiel von 

Motiv und Gelegenheit. Die Kriegskinder trafen Ende der sechzi-

ger Jahre auf eine «politische Gelegenheitsstruktur» (Tar-row 

1991) von auf gestauten Wandlungsenergien und leeren histori-

schen Räumen. Georg Picht bezeichnete in seiner 1964 erschie-

nenen Serie «Die deutsche Bildungskatastrophe» den westdeut-

schen Staat als einen «Koloss auf tönernen Füssen», Ralf Dahren-

dorf sprach in seiner 1965 publizierten Untersuchung über «Ge-

sellschaft und Demokratie in Deutschland» von einer «versäulten 
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Gesellschaft», und die Mitscherlichs beklagten in ihrer sozialpsy-

chologischen Studie von 1967 über die «Unfähigkeit zu trauern» 

den «heute herrschenden psychischen Immobilismus angesichts 

brennender Probleme unserer Gesellschaft». Solche Metaphern 

deuteten ein Anwachsen gesellschaftlicher Mobilisierungsbereit-

schaft an. Es fehlte nur noch die vorauseilende Gruppe, die eine 

«Bresche» ins marode System schlagen würde. 

Allerdings bedarf es zur sozialen Formung eines «verworrenen 

Motivs» bestimmter öffentlicher Fürsprecher, die der latenten 

Formierungstendenz eine eigene Sprache verleihen. Aus diesem 

Zusammenhang heraus ist Adornos Aufstieg zur zweiten grossen 

intellektuellen Hintergrundsfigur der Bundesrepublik zu verste-

hen. In seiner Kritischen Theorie fanden die Kriegskinder den 

gültigen Ausdruck ihrer Lage. Es geht um das Motiv des Überle-

bens und den Wunsch zu entkommen. Die Erfahrung des Sozia-

len, die Adorno ansprach, war nicht das Gegenstössen und Ein-

schneiden, sondern das Engerwerden und Ersticken. Das Netz der 

zwischen den Menschen gesponnenen Beziehungen, so der sym-

biotische Gesellschaftsbegriff der Kritischen Theorie, werde im-

mer kleinmaschiger und unausweichlicher. Adornos Zuhörer, die 

in der Phantomnormalität der Nachkriegsfamilie aufgewachsen 

waren, konnten sich verstanden fühlen. Die Interviewpartner ver-

sichern heute, dass das anfangs mehr ein diffuses Mitschwingen 

als eine geistige Durchdringung war. Wenn der kleine Mann mit 

dem grossen kindlichen Kopf davon sprach, dass es nichts Harm-

loses mehr gebe, dann wirkte das nicht nur als eine historisch, 

sondern vor allem als eine existentiell treffende Rede. Und als es 

dann noch hiess, dass wir in einer Totalität leben, die die einzel-

nen nur vermöge ihrer Entfremdung zusammenschliesse, bekam 

das bewegte Publikum eine Ahnung davon, warum nur die trick-

reiche Dialektik die teuflische Logik der bürgerlichen Gesell-

schaft bannen konnte. Die nicht selten mit immenser Energie be-

triebene Beschäftigung mit der Kritischen Theorie diente dem ei-

nen Zweck: Der Hauptfigur Adorno das Geheimnis des Überle-

bens nach 1945 zu entreissen. 
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Daran sieht man, wie das Thema des Nationalsozialismus bei 

den Kriegskindern in Gestalt einer identifikatorischen Gefangen-

nahme weiterwirkt. Die Kinder müssen zum Austrag bringen, 

was die Eltern an Scham, Verzweiflung und Schuld weder zu-

rückweisen noch übernehmen können. Es ist etwas Fremdes und 

Opakes, was von den Eltern auf die Kinder übergeht. Auschwitz 

ist der Name für die Vergangenheit, die nicht vergeht. 

Die Geschichte der Achtundsechziger-Generation stellt sich 

von ihrer Kindheit her betrachtet als eine Geschichte misslunge-

ner Ent-Identifizierungen von ihren Eltern dar. Die Achtundsech-

ziger kommen nicht los von dem ihnen so früh eingepflanzten Le-

bensgefühl, Träger von etwas Unausgesprochenem und Unaus-

sprechlichem zu sein. Die Revolte der Jugend war so gesehen eine 

Form des Dagegenseins, die eine Möglichkeit des Dafürseins si-

chern sollte. Es ging mehr um Wiedergutmachung als um Zer-

schlagung, mehr um Aufarbeitung als um Abkehr. Von daher er-

klärt sich das Nachträgliche und Wiederkehrende gerade in den 

deutschen intellektuellen Debatten von «1968». Es war eine stell-

vertretende Rebellion, die im Grunde von einem schützenden Im-

puls gegenüber den Eltern beherrscht war, die ihre eigene Ge-

schichte nicht auf sich nehmen konnten. Der Aufruhr gehörte 

schliesslich zu einem bestimmten Komplex der Bindung, dessen 

Ursprung ganz woanders lag. 

Nach der hier vorgeschlagenen Deutung ist die Achtundsech-

ziger-Generation die «Container-Generation» der Bundesrepub-

lik. Indem die Kriegskinder die Geschichte ihrer Eltern zu ihrer 

eigenen Geschichte gemacht haben, haben sie für folgende Gene-

rationen einen seelischen Raum für Aufnahme und Neuschöp-

fung geschaffen. Voraussetzung dafür war allerdings die Umstel-

lung der kollektiven Überlieferung von einer Scham- auf eine 

Schuldkultur (siehe zu dieser Unterscheidung Lethen 1994). Hier 

liegt die eigentlich befreiende Wirkung von «1968». Denn wer 

Schuld eingesteht, befreit sich vom ,ewigen’ Zwang zur Fremd-

anklage und Selbstrechtfertigung. Das öffentliche Schuldgefühl 

bildet die Grundlage für ein Selbstverständnis, das das quälende 

Gefühl der Vergeblichkeit durch einen wachen Sinn für Realität 

ersetzt. 
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Helmut König 

Das Erbe der Diktatur. Der Nationalsozialismus im 

politischen Bewusstsein der Bundesrepublik 

I. 

(1) Was ist politisches Bewusstsein? Wie kann man es feststel-

len? Wo äussert es sich? Wie ist es der Wahrnehmung und Be-

obachtung zugänglich? Äussert es sich in den Wahlen oder in den 

Reden des deutschen Bundestages, an den Stammtischen der Na-

tion oder in den Texten der Wissenschaftler und Intellektuellen, 

in der Literatur oder in den abfragbaren Meinungen, in den Pro-

grammen der politischen Parteien oder in den Urteilen der Ge-

richte, im Freizeitverhalten oder im Städtebau? Im Privaten oder 

im Öffentlichen? Nur im Reden oder auch im Schweigen? – Und 

ferner: Kann die Bundesrepublik ein politisches Bewusstsein ha-

ben? Was ist das für eine seltsame Bezugsgrösse? Ist Bewusstsein 

nicht etwas, das man jeweils nur Individuen zurechnen kann, 

nicht aber Gruppen, Kollektiven und Nationen? 

Vom politischen Bewusstsein der Bundesrepublik zu sprechen, 

scheint so viele komplizierte Probleme aufzuwerfen, dass die 

Konsequenz naheliegt, diese Formulierung zu vermeiden. Trotz 

der gewiss nicht geringen Schwierigkeiten halte ich jedoch die 

Rede vom politischen Bewusstsein für unverzichtbar. Es ist zwar 

richtig, dass sich Bewusstsein immer nur individuell äussert, ge-

nauso richtig ist jedoch die Feststellung, dass das individuelle Be-

wusstsein nicht monadologisch verfasst, sondern durch vielfältige 

Bezüge mit überindividuellen Gegebenheiten verbunden ist. 

Diese Verbindungen mögen im Einzelnen nur schwer feststellbar 

sein, aber es kann kaum bezweifelt werden, dass die Gesellschaft 

es ist, die den Horizont der Denkformen, Themen, Topoi, Begrif- 
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fe, Erzählformen vorgibt, in dem sich das individuelle Bewusst-

sein bewegt. Die Anzahl der Varianten des politischen Bewusst-

seins ist nicht unendlich, weil dem individuellen Bewusstsein im-

mer nur ein beschränkter Satz denkbarer Alternativen zur Verfü-

gung steht. Es gibt angebbare Begriffe, Kategorien und morali-

sche Regeln, die die soziale Kommunikation steuern und darüber 

auch das individuelle Bewusstsein, das Vergessen und Erinnern, 

die Formen des Wahrnehmens und Redens prägen (vgl. Stölting 

1989: 345 ff). 

So wie das individuelle Bewusstsein sich im Horizont von 

gleichsam transzendentalen Begriffen und Normen entwickelt, so 

lassen sich spezifische Themen feststellen, die für das politische 

Bewusstsein einer Gesellschaft von zentraler Bedeutung sind. In 

ihnen kristallisiert und verdichtet sich gleichsam das politische 

Bewusstsein einer Gesellschaft und einer Epoche. Es spricht viel 

für die Vermutung, dass im Falle der Bundesrepublik die NS-Ver-

gangenheit dieses zentrale Thema ist bzw. gewesen ist. Das im-

pliziert die Behauptung, dass Defizite in der Auseinandersetzung 

mit der NS-Vergangenheit zugleich Defizite des politischen Be-

wusstseins sind. Und es impliziert ferner die Behauptung, dass 

alles, was in der Bundesrepublik über den Nationalsozialismus 

geäussert wird, einen eminent politischen Charakter hat. Anders 

gesagt: Jede Interpretation der NS-Vergangenheit enthält implizit 

eine Antwort auf die Frage, welche Konsequenzen aus dieser 

Vergangenheit zu ziehen sind, und sie ergreift damit automatisch 

Partei in einem hoch konflikthaften Themenfeld. 

(2) Das sollte freilich nicht so verstanden werden, dass es ein 

monolitisch abgedichtetes Verhältnis der Bundesrepublik zu die-

sem Zentralthema gibt. Wir haben es vielmehr mit einer Vielfalt 

an Reaktionen darauf zu tun. In dieser Gemengelage an Perspek-

tiven, Einstellungen und Verhaltensweisen lassen sich dominante 

und weniger dominante Bewusstseinsformen unterscheiden. Zu-

gleich heisst das, dass dieses Kräfteverhältnis nicht ein für alle-

mal festgelegt ist, sondern vielfältigen Verschiebungen und 

Wandlungen unterliegt, die sich zu angebbaren Phasen verdich-

ten. 
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Vier solcher Phasen lassen sich für das politische Bewusstsein 

der Bundesrepublik und die Rolle, die der Nationalsozialismus in 

ihm spielt, unterscheiden: 

1. Die Vorzeit der Bundesrepublik, also das Interregnum zwi-

schen dem Ende des Krieges und der Währungsreform bzw. 

der Gründung der Bundesrepublik. 

2. Die fünfziger Jahre, also die wesentliche Zeit der Adenauer- 

Ära. 

3. Die Zeit zwischen 1960 und 1990. 

4. Die Zeit nach der deutschen Vereinigung. 

Ich werde diese Phasen im folgenden zunächst nacheinander 

beschreiben und im Blick auf das Thema charakterisieren. Im An-

schluss werde ich dann daraus einige allgemeine Konsequenzen 

ziehen und danach fragen, welche Bedeutung der Nationalsozia-

lismus in Zukunft im politischen Bewusstsein der Bundesrepublik 

spielen wird. Meine Behauptung ist, dass diese Bedeutung trotz 

der Zunahme des Wissens über die NS-Vergangenheit und trotz 

der Zunahme der allgemeinen Beschäftigung mit ihr stark abneh-

men wird. 

II. 

1. Die Vorzeit der Bundesrepublik: In der nüchternen Sprache 

der Sozialwissenschaften ist das Problem, um das es 1945 ging, 

leicht zu beschreiben. Wir haben es in Deutschland mit einem ext-

remen Fall politischen Wandels unter den Bedingungen eines ge-

rade von den Alliierten siegreich zu Ende gebrachten Krieges ge-

gen das grösste Mordregime der Geschichte zu tun. In einem Wort 

zusammengezogen: Es geht um Systemwechsel, um den Über-

gang von der Diktatur zur Demokratie. Das Problem ist, wie nach 

der politischen und moralischen Katastrophe ein neuer Anfang 

gemacht werden kann. 

Mit Hilfe von drei einfachen Fragen lässt sich die Aufgabe nä-

her charakterisieren. Erstens geht es um den Umfang der notwen-

digen Änderungen, also um die Frage, was alles geändert werden 

muss, damit wirklich jener Übergang von der Diktatur zur Demo- 
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kratie zustandekommt. Was gehört dazu, einen neuen Anfang zu 

machen? Reicht die Neubegründung der politischen Institutionen, 

also die Neueinrichtung von Parteien, Parlamenten, Wahlen, Ge-

waltenteilung, freier Presse, demokratischem Bildungssystem 

usw.? Oder muss der Neuanfang auch z.B. die Produktion grund-

legend anders und neu organisieren? Und welche Bedeutung 

kommt dem politischen Bewusstsein für diesen Neubeginn zu? 

Zweitens geht es um die Frage nach dem Handlungssubjekt. 

Wer soll und kann ändern, was geändert werden muss? Wer be-

stimmt, was zu ändern und wie es zu ändern ist? Wer also sind 

die Handelnden, die Akteure und Träger der Veränderung? Wer 

macht sich oder wird (von wem?) mit welcher Legitimation zu 

diesem Subjekt gemacht? 

Drittens schliesslich geht es um die Frage nach dem Modus, in 

dem die Änderungen herbeigeführt werden. Wie, mit Hilfe wel-

cher Mittel und Wege soll geändert werden, was zur Änderung 

ansteht? Mit revolutionärer Gewalt oder mit den zivileren Mitteln 

der Politik, also mit dem Einsatz von Macht, Gesetzen und Geld? 

Und insbesondere: Wie verfährt man mit den Tätern, Anhängern, 

Nutzniessern und Mitläufern des alten Regimes? 

Die Antwort auf die zweite Frage ist die leichteste und folgen-

reichste. Sie lautet: Ein deutsches politisches Handlungssubjekt 

gab es 1945 nicht. Es waren die alliierten Besatzungsmächte, die 

den Umfang der Änderungen festlegten und bestimmten, wie 

diese Änderungen herbeigeführt werden sollten. 

Für die Beantwortung der Frage nach dem Umfang und den 

Dimensionen der Änderungen ist die Auffassung über die Ursa-

chen des Nationalsozialismus entscheidend. Je nachdem, welche 

Faschismustheorie man vertritt, fallen die Änderungsvorschläge 

aus. Im Jahre 1945 gab es darauf mindestens eine marxistische 

und eine bürgerlich-demokratische Antwort. In der marxistischen 

Version finden wir die Überzeugung, dass eine sozialistische Ge-

sellschaftsordnung dem Faschismus mit Sicherheit den Aufstieg 

unmöglich gemacht hätte. In der bürgerlich-demokratischen Ver-

sion dagegen wird behauptet, dass eine funktional effektive und 
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wertbezogene parlamentarische Demokratie nach westlichem 

Vorbild trotz Wirtschaftskrise den Nationalsozialismus nicht zur 

Macht hätte gelangen lassen. 

Die Frage nach den Mitteln und Wegen der notwendigen Än-

derungen schliesslich stellte sich besonders gravierend im Blick 

darauf, wie die personelle Hinterlassenschaft des NS-Regimes 

behandelt werden sollte. Die Alternative ist klar: Sollte es eine 

wilde, heisse, regellose Abrechnung sein oder eine geregelte, wo-

möglich gerichtliche Form der Verurteilung? Die Antwort, die die 

Alliierten gaben, ist bekannt: Strafprozesse und komplizierte Ent-

nazifizierungsprozeduren. Weniger bekannt ist vielleicht die Tat-

sache, dass z.B. Churchill lange Zeit ganz ernsthaft mit dem Ge-

danken spielte, die Nazi-Verbrecher umstandslos an die Wand zu 

stellen und zu erschiessen. 

Es gab zwar kein souveränes deutsches Handlungssubjekt in 

dieser unmittelbaren Nachkriegszeit, ein Meinungssubjekt dage-

gen gab es sehr wohl. In der sogenannten Schulddebatte konnte 

es vielleicht auch deswegen so auf den ersten Blick kühne Formen 

annehmen, weil es vom Zwang der politischen Handlung entlastet 

war. Diese Debatte fand vor allem in den politisch-kulturellen 

Zeitschriften statt, die in grosser Zahl und mit sehr hohen Aufla-

genzahlen direkt nach dem Krieg in Erscheinung traten. Schon 

die Titel dieser Zeitschriften verraten uns etwas vom politischen 

Bewusstsein. Sie heissen «Der Ruf», «Die Wandlung», «Anfang 

und Ende», «Das Abendland». 

Die Positionen dieser Debatte können hier nicht im einzelnen 

vorgestellt werden (vgl. Eberan 1983; Laurien 1991). Vorherr-

schend war das Bemühen, aus der politischen und moralischen 

Katastrophe wenigstens noch kleine unbeschädigte Restbestände 

zu retten. Überblickt man diese Debatte unter der Frage nach dem 

politischen Bewusstsein, so liegt ihr Charakteristisches darin, 

dass dem Politischen mit grossen Vorbehalten begegnet wurde. 

Politik galt als die Sphäre des Äusserlichen, Uneigentlichen, We-

senlosen, Schmutzigen, Anrüchigen und Oberflächlichen. Das 

lässt sich in die Aussage bündeln, dass wir es in dieser Debatte  
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noch einmal mit einer Gestalt des deutschen antiwestlichen und 

antimodernen Sonderbewusstseins zu tun haben. 

Die Debatte über deutsche Schuld, deutsches Schicksal, deut-

sche Not brach 1948/49 mit der Währungsreform bzw. der Grün-

dung der Bundesrepublik abrupt ab, und es kam alles ganz anders 

als gedacht. Die Erneuerung geschah nicht aus dem Geist der mo-

ralischen Einkehr und Wandlung, sondern dann doch auf dem 

Wege, der in der Schulddebatte der unmittelbaren Nachkriegszeit 

noch als ganz unzulänglich abgewertet worden war, auf dem 

Wege nämlich der Politik. 

2. Die 50er Jahre: Die Lösung für den Umgang mit der personel-

len Hinterlassenschaft des Dritten Reiches in den 50er Jahren 

lässt sich kurz folgendermassen charakterisieren: Es zählte nicht, 

was für eine Vergangenheit jemand hatte, sondern nur, was er für 

die neue Ordnung zu leisten imstande und bereit war (vgl. Lübbe 

1983). Diese Lösung wurde sehr erleichtert durch den Kalten 

Krieg, durch den Ost-West-Konflikt, der alles, auch die Fragen 

der Vergangenheitsbewältigung bestimmte. Mit der Berlin-Krise 

im Juni 1948 verwandelte sich die alte Reichshauptstadt plötzlich 

aus einem Symbol des Schreckens in ein Symbol der Freiheit. 

Das war der Rahmen, in dem die alten funktionalen Eliten fast 

vollständig wieder in ihre Positionen in der staatlichen Administ-

ration, in die Justiz, in Wissenschaft und Wirtschaft zurückkehr-

ten. Die strafrechtliche Verfolgung der NS-Verbrecher kam bei-

nahe gänzlich zum Erliegen, die noch einsitzenden, von den Be-

satzungsmächten verurteilten NS-Verbrecher wurden auf erheb-

lichen deutschen Druck hin nach und nach bis Ende der 50er Jahre 

freigelassen. Es breitete sich eine Art «Gnadenfieber» (Robert W. 

Kempner) aus, und es ist kaum übertrieben zu sagen, dass sich in 

der Wendung gegen die alliierten Entnazifizierungsprozeduren 

das politische Bewusstsein der frühen Bundesrepublik herausbil-

dete. 

Die Integration der ehemaligen Nazis und die Ausblendung ih-

rer Vergangenheit ist aber nur die eine Seite. So sehr das alte Per-

sonal wieder in seine Stellungen einrückte, so sehr galt gleichsam 
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als Kompensation dafür, schon mit Rücksicht auf die westlichen 

Besatzungsmächte und späteren Bündnispartner, dass die Bundes-

republik sich in ihrer offiziellen Selbstdarstellung klar und deut-

lich von der NS-Vergangenheit in allen Facetten distanzierte. Da-

rin besteht gleichsam das Kunststück der frühen Bundesrepublik: 

Einerseits das grosszügige Vergeben und Verschweigen der poli-

tischen Mitverantwortung in der NS-Zeit, andererseits das Regu-

lativ der grundsätzlichen und selbstverständlichen Distanzierung 

und Ablehnung des Nationalsozialismus. Offene Verstösse gegen 

diese Norm hatten mit scharfen Sanktionen zu rechnen (vgl. Bros-

zat 1985: 269). 

Im Ergebnis haben wir eine grosse Divergenz zwischen privat 

und öffentlich. Was das heisst, kann man sich am Beispiel des 

Antisemitismus klarmachen. Der Antisemitismus war in der Bun-

desrepublik öffentlich stets geächtet. Aber zugleich löste er sich 

1945 natürlich keineswegs in Luft auf, sondern war in der Sphäre 

des Privaten und in den gleichsam vorpolitischen Räumen der Ge-

selligkeit durchaus bedeutsam. Nur in der öffentlichen und politi-

schen Kommunikation war er tabu. Er blieb im Zustand kommu-

nikativer Latenz. Er war zwar in weiten Teilen der Bevölkerung 

nach wie vor anwesend, aber man durfte sich öffentlich nicht zu 

ihm bekennen. Mit anderen Worten: Es gab eine Schere zwischen 

der öffentlichen antiantisemitischen Meinung und einer antisemi-

tischen Bevölkerungsmeinung, eine Differenz zwischen Kommu-

nikation und Bewusstsein.1 

Eine Gesellschaft, in der die Divergenz zwischen Kommunika-

tion und Bewusstsein allzu gross wird, ist extrem störanfällig. In 

der Tat mussten hohe Preise für diese Art des Umgangs mit der 

NS-Vergangenheit gezahlt werden. Es war damit vor allem die 

Zumutung an die Gegner und Opfer des NS-Regimes verbunden, 

an fast allen Stellen der Gesellschaft mit eben jenen Personen kon-

frontiert zu werden, die gestern noch an ihrer Unterdrückung und 

Entrechtung beteiligt gewesen waren. 

Hermann Lübbe (1983) hat für diese Zumutung die Formel von 

der asymmetrischen Diskretion geprägt. Das will sagen: Man  
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weiss in der Interaktion mehr voneinander, als man sagt, und es 

gibt die unausgesprochene Übereinkunft, dass die Anti-Nazis von 

diesem Wissen keinen Gebrauch machen und dass die ehemali-

gen Nazis ihrerseits sich in der Öffentlichkeit zurückhalten. Wie 

das im Einzelnen funktionierte, ist meines Wissens noch kaum 

beschrieben. Und natürlich wurde die ja nirgendwo niedergelegte 

Übereinkunft immer wieder auf harte Proben gestellt und gleich-

sam gekündigt. Dafür ein Beispiel: Carl Schmitt, der zu Recht so 

genannte Kronjurist des Dritten Reiches, sollte 1953 in die deut-

sche Staatsrechtslehrervereinigung wieder aufgenommen wer-

den. Das wurde von dem erklärten Anti-Nazi und Neo-Marxisten 

Wolfgang Abendroth dadurch verhindert, dass er einigen Kolle-

gen privat mitteilte, er werde von jetzt an ihre Veröffentlichungen 

vor 1945 genau lesen und sie auch in seinen Aufsätzen ausführ-

lich zitieren.2 

In den ständigen Personalskandalen, die die 50er Jahre beglei-

teten, wurden die Labilität, das Riskante, die hohe Störanfällig-

keit dieses Modells immer wieder deutlich. So alternativlos diese 

Lösung in der frühen Bundesrepublik wahrscheinlich auch gewe-

sen ist – auf die Dauer war sie zum Scheitern verurteilt. Den allzu 

schnellen Kritikern dieser Strategie muss man freilich die Frage 

stellen, wie anders man denn in der Bundesrepublik die Demo-

kratie gegen die Mehrheit der Bevölkerung hätte durchsetzen 

können. 

3. Die Zeit zwischen 1960 und 1990: Die skizzierte Doppelstra-

tegie bestimmte etwa zehn Jahre lang den Umgang der Bundes-

republik mit der NS-Vergangenheit. Man kann ihr Ende mit ei-

nem genauen Datum in Verbindung bringen, mit dem Weih-

nachtsabend 1959. Am 24.12.1959 wurde in Köln die erst wenige 

Monate zuvor im Beisein von Bundeskanzler Adenauer einge-

weihte neue Synagoge geschändet. An den Wänden stand neben 

Hakenkreuzen die Parole «Deutsche fordern Juden raus». Das 

war der Beginn einer regelrechten antisemitischen Schmierwelle 

grossen Ausmasses. Bis Ende Januar 1960 wurden 470 antisemi-

tische Vorfälle registriert. 
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Heute ist bekannt, dass eine grosse Zahl der Täter von der Stasi 

angeheuert war (vgl. Wolffsohn 1995: 18 ff). Aber man sollte sich 

hüten, die Sache damit ad acta zu legen. Die Kettenreaktion, die 

die Vorfälle auslösten, zeigte, dass da etwas seit Langem Gären-

des auf den Anlass gewartet hatte, um sich Ausdruck zu verschaf-

fen. 

Die Bundesrepublik geriet nun ins Kreuzfeuer von Kritik aus 

dem In- und Ausland. Die antisemitischen Schmierereien wurden 

weithin als klares Indiz dafür genommen, dass die 50er-Jahre-

Antwort auf die NS-Vergangenheit gescheitert war. Die Wahr-

nehmungsperspektive verschob sich. Im Vordergrund der Auf-

merksamkeit stand nicht mehr die Negation des NS-Regimes auf 

der offiziellen politischen und moralischen Ebene, sondern die 

Kontinuität des politischen, administrativen und wissenschaftli-

chen Personals. Einen wirklichen Neuanfang, so schien es jetzt, 

hatte es nicht gegeben. Deswegen hielten viele, vor allem im Aus-

land, eine Wiederaufnahme der Entnazifizierungsbemühungen 

für dringend nötig. Aber auch im Inland setzte eine heftige Dis-

kussion ein, in der die Kritiker, diejenigen, die eine öffentliche 

Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit und ihren Folge-

wirkungen für die Bundesrepublik forderten, erstmals Oberwas-

ser bekamen. 

In der Tat kam die kritische Auseinandersetzung nun in Gang. 

Das Ausmass der nationalsozialistischen Verbrechen und die Ver-

wicklung der Eliten in diese Verbrechen wurden erstmals in grös-

serem Umfang der Wahrnehmung zugänglich. Das geschah gegen 

zum Teil erhebliche Widerstände, und es war in vielem unzuläng-

lich und stümperhaft. Die Konflikte um den Umgang mit der NS-

Vergangenheit kulminierten und explodierten in der ausserparla-

mentarischen Oppositionsbewegung seit Mitte der 60er Jahre. 

Diese Bewegung wurde angetrieben von der Überzeugung, dass 

der demokratischen Substanz der Bundesrepublik ganz und gar 

nicht zu trauen war. Im Gegenteil: Es gab um 1968 herum zahl-

reiche Schriften, die die bundesrepublikanische Gesellschaft auf 

dem Wege in einen neuen Faschismus sahen und daraus die Kon-

sequenz ableiteten, nun endlich in einer wirklichen Revolution  
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das nachzuholen, was 1945 unterblieben war. Zweifellos war in 

diesem angestrengt nachgeholten Widerstand gegen Hitler sehr 

viel Selbstgerechtigkeit und zeitweilig auch Hysterie im Spiel. So 

überzeugend es zum Teil gelang, die Hilflosigkeit des Antifa-

schismus im politischen Bewusstsein der 50er Jahre zu demonst-

rieren, so sehr ambivalent, abstrakt und den Fallstricken des guten 

Gewissens und der Moral verhaftet blieb der in Anspruch genom-

mene eigene Antifaschismus. So verkam der Enthüllungstrieb oft 

zur abstrakten Kehrseite des Schweigens. 

Das Plädoyer für eine wirkliche Aufarbeitung der NS-Vergan-

genheit, wie Adorno es 1959 in seinem berühmten Vortrag «Was 

bedeutet: Aufarbeitung der Vergangenheit?» formuliert hatte und 

wie es die Studentenbewegung antrieb, war von Anfang an um-

stritten. Die Kontroverse kulminierte im Historiker-Streit, der im 

Grunde eine Debatte über die Frage nach dem Nutzen und Nach-

teil einer öffentlichen Auseinandersetzung mit der NS-Vergan-

genheit und eines reflexiven Umgangs mit der eigenen Geschich-

te war. Die Gegenposition in dieser Debatte befürchtete die de-

stabilisierende Wirkung einer solchen Thematisierung der eige-

nen Geschichte. Es bestand und besteht bis heute die Sorge, dass 

dadurch Traditionen, Gewissheiten und Üblichkeiten in Frage ge-

stellt werden, die für die Stabilität der Bundesrepublik zentral 

sind. 

Trotz und vielleicht gerade wegen der Revitalisierungsversu-

che eines gleichsam vorpolitischen Geschichtsbewusstseins, in 

den 70er und 80er Jahren vor allem, und trotz und gerade wegen 

dieser grundsätzlichen Kontroverse, genannt Historikerstreit, die 

daraus entstand, war das Bewusstsein von der kriminellen Ver-

gangenheit der eigenen Gesellschaft in der öffentlichen Diskus-

sion wohl nie so präsent wie in diesen Jahren. 

4. Die Zeit nach der Vereinigung: Spektakuläre Strafprozesse 

sind heute nicht mehr zu erwarten. Die Geschichte des National-

sozialismus wird nach und nach aus einem Phänomen der Zeitge-

schichte in ein Stück Geschichte verwandelt. Als zeitgeschichtli-

ches Phänomen löst die DDR-Vergangenheit die NS-Vergangen-

heit ab. Unaufhaltsam wächst die Anzahl derjenigen, die den Na- 
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tionalsozialismus nicht mehr aus erster Hand, sondern nur noch 

vom Hörensagen oder aus Büchern kennen (vgl. Kohlstruck 

1995). Kompensatorisch nehmen die Anstrengungen zu, die Erin-

nerung künstlich durch die Errichtung von Mahnmalen, Gedenk-

stätten und Forschungsinstituten aller Art wachzuhalten. 

Für die alte Bundesrepublik wie für die DDR und im politi-

schen Verhältnis zueinander war der je spezifische negative Be-

zug auf die NS-Vergangenheit zentral. Das hat sich seit 

1989/1990 fundamental geändert. Zwar ist die NS-Vergangenheit 

im politischen Bewusstsein auch der neuen Bundesrepublik prä-

sent – das hat die unübersehbare Fülle der Gedenkveranstaltungen 

zum 50. Jahrestag des 8. Mai 1945 gezeigt. Aber da sich der Be-

zug auf sie nicht mehr zur Abgrenzung vom anderen Lager in ei-

nem übergreifenden Ost-West-Konflikt eignet, folgt aus ihm po-

litisch immer weniger. 

Dafür ein Beispiel: Man kann meines Erachtens mit gleichem 

Recht aus der NS-Vergangenheit Argumente für die Beteiligung 

deutscher Soldaten an einer Intervention im jugoslawischen Krieg 

ableiten wie Argumente dagegen. Ich sehe nicht, wie man im Re-

kurs auf die NS-Vergangenheit das eine gegen das andere in be-

sonderer Weise auszeichnen könnte. Selbst eine betonte Identifi-

kation mit den Opfern hilft nicht weiter. Denn auch aus der Op-

ferperspektive könnte das Argument abgeleitet werden, dass sich 

die Bundesrepublik als Nachfolgestaat des Dritten Reiches äus-

serste internationale Zurückhaltung auferlegen sollte. Aber ge-

nausogut wäre damit das umgekehrte Argument plausibel zu ma-

chen, dass es nämlich eine besondere Verpflichtung auf Seiten der 

Deutschen gibt, mit allen Mitteln gegen Völkermord und Vertrei-

bung vorzugehen. M.a.W: Für die gegenwärtige Aufgabe der 

Neuorientierung der deutschen Politik ist der Blick auf die NS-

Vergangenheit kein eindeutiger Kompass mehr. Die Zentralper-

spektive der NS-Vergangenheit verliert an Bedeutung. 

Daraus resultieren eine Reihe von Neuorientierungsnotwendig-

keiten des politischen Bewusstseins. Die entscheidende Diver-

genz heute im Vergleich zur alten Bundesrepublik scheint mir  
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darin zu liegen, dass sich in der Gegenwart die liberale Haltung 

und die demokratische Konstitution aus sich selbst beweisen 

müssen. 

III. 

(1) Es ist ein Zeichen für die Komplexität des Erbes der natio-

nalsozialistischen Diktatur, dass die Phasen, die ich für die Aus-

einandersetzung der Bundesrepublik mit diesem Erbe vorge-

schlagen habe, immer wieder von einzelnen Ereignissen gleich-

sam durchkreuzt und unterlaufen werden. Ein Beispiel dafür ist 

der Fall Schneider/Schwerte, der Elemente aus allen Phasen ent-

hält. Wohlwollend betrachtet, lässt sich der Wechsel des Namens 

und damit der Identität als der Versuch charakterisieren, biogra-

phisch einen neuen Anfang zu machen. Und es ist ja durchaus 

nicht so, dass die Wandlung von einem überzeugten Nationalso-

zialisten zum überzeugten und überzeugenden Demokraten von 

vornherein unmöglich wäre. Es gibt das Recht auf den politischen 

Irrtum (Eugen Kogon) und damit das Recht auf einen neuen An-

fang. 

Aber dieses Recht auf dem Wege des Namens- und Identitäts-

wechsels zu realisieren, ist – das zeigt der Fall Schneider/ 

Schwerte in aller Deutlichkeit – nicht glaubwürdig und hat ver-

heerende Konsequenzen. Das gilt auch dann noch, wenn man da-

von absieht, dass am Anfang beim Namenswechsel möglicher-

weise das so verständliche wie fragwürdige Motiv im Vorder-

grund stand, sich den drohenden Sanktionen der Siegermächte zu 

entziehen. Unglaubwürdig und verheerend ist dieser Versuch des 

Neuanfangs deswegen, weil er auf Täuschung beruht. Während 

die ‚symmetrische Diskretion’, von der oben für die 50er Jahre 

die Rede war, immerhin noch die Möglichkeit einer offensiven 

Auseinandersetzung mit der Vergangenheit der belasteten Perso-

nen im Prinzip zuliess, hat sich Schneider/Schwerte durch seinen 

Namenswechsel dieser Auseinandersetzung ganz und gar entzo-

gen und aus einer fast perfekt inszenierten «Sicherheit des  

312 



 
Schweigens» (Carl Schmitt) heraus sein Leben und seine Karriere 

in der Bundesrepublik aufgebaut. 

Die ,asymmetrische Diskretion’ der 50er Jahre war nicht auf 

Täuschung aufgebaut, sondern hatte den Charakter einer – unaus-

gesprochenen – Vereinbarung. Die Asymmetrie der Diskretion im 

Fall Schneider/Schwerte dagegen beruhte darauf, dass die jewei-

ligen Interaktionspartner über ein wesentliches Stück der Biogra-

phie von ihrem Gegenüber absichtsvoll im Unklaren gelassen 

wurden. Kein Wunder, dass nach der Aufklärung der Täuschung 

die ehemaligen Kollegen, Schüler, Studenten, Gesprächspartner 

und die Öffentlichkeit insgesamt sich betrogen und hintergangen 

fühlten. Das im Anschluss daran sich ausbreitende Gespinst von 

Verdächtigungen, Behauptungen, Gerüchten, Vorwürfen, Selbst-

vorwürfen, Selbstrechtfertigungen, Dementis und Distanzierun-

gen weist in aller Schärfe die Züge jener Personalskandale auf, die 

die 50er Jahre begleitet hatten. Noch einmal kam im Falle Schnei-

der/Schwerte eine belastende persönliche Vergangenheit gleich-

sam im Rahmen einer Familiengeschichte ans Licht, mit allen da-

für typischen affektiven Erregungen und Verwicklungen. Freilich 

besteht ein gravierender Unterschied zu den 50er und 60er Jahren 

darin, dass die Hauptperson des Dramas wegen ihres Alters öf-

fentliche Berufsrollen längst nicht mehr innehat und deswegen 

Rücktrittsforderungen nicht mehr möglich sind. Strukturell gese-

hen verwandelt sich dadurch der Fall Schneider/Schwerte in ein 

nur noch historisches Exempel für die unbestreitbare Tatsache, 

dass die Bundesrepublik in der Biographie ihrer funktionalen Eli-

ten tief in die NS-Vergangenheit zurückreicht. Dieses Faktum 

wiederum ist jedoch für das Austragen aktueller politischer Kon-

flikte kaum noch von Relevanz. 

(2) Es gibt klare Lehren, die man aus der Geschichte des Um-

gangs mit der NS-Vergangenheit in der Bundesrepublik ziehen 

kann. Die wichtigste Lehre ist, dass die oft und vor allem von kon-

servativer Seite aus behauptete Alternative zwischen Gegenwarts- 

und Zukunftsbewältigung einerseits und Vergangenheitsbewälti-

gung andererseits eine falsche Alternative ist. An keiner Stelle hat 

die Aufarbeitung der Vergangenheit dazu geführt, die Aufgaben 
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der Gegenwart zu vernachlässigen und die Zukunft aus den Au-

gen zu verlieren. Im Gegenteil: Die offensive Auseinanderset-

zung mit der Vergangenheit ist gerade eine Bedingung für – me-

taphorisch gesprochen – den Abschied von den Eltern und die 

Ankunft in der Gegenwart. Die Ausblendung der beschämenden 

Taten und Überzeugungen von gestern dient nicht der Stabilisie-

rung des Selbstbildes, sondern macht es unsicher und labil. Un-

angenehme Wahrheiten, solange sie unbearbeitet bleiben, wu-

chern unkontrollierbar fort und sind gleichsam immer auf dem 

Sprung, das mühsam gegen die Vergangenheit abgedichtete 

Selbstverständnis zu destruieren. 

Dieser Zusammenhang ist theoretisch in verschiedenen Ent-

würfen der Sozialphilosophie und vor allem in der Psychoanalyse 

Freuds in prägnanter Weise entfaltet und reflektiert worden. Eine 

Person ist nicht nur in der Wahrnehmung ihrer Umgebung, son-

dern auch für sich selbst nur dann zu Selbstsicherheit und Stabi-

lität fähig, wenn sie um ihre Vergangenheit und die aktuellen Fol-

gen früheren Handelns weiss (vgl. Dubiel 1994: 887). Diese ele-

mentare Verbindung von Vergangenheitsverleugnung und Auto-

nomieverlust bzw. von Schuldübernahme und Zugewinn an 

Selbstbewusstsein und Handlungskompetenz ist aber auch empi-

risch evident. Die Geschichte der Bundesrepublik lehrt, dass alle 

Institutionen, die der Konfrontation mit ihrer Vergangenheit nicht 

ausgewichen sind, an moralischer Souveränität gewonnen haben. 

Das gilt für das Parlament, für die Justiz, für die Industrie, für die 

Kirchen, für die Wissenschaften, für die Universitäten. 

Es kann im Übrigen kein Zweifel darüber bestehen, dass in all 

diesen Bereichen noch immer viele Defizite festzustellen sind. 

Nehmen wir das Beispiel der Universitäten: Es ist wahrlich kein 

Ruhmesblatt, wie sie sich in der Bundesrepublik mit ihrer Ver-

gangenheit unter dem Nationalsozialismus auseinandergesetzt 

haben. Es hat 20 Jahre gedauert, bevor das Thema überhaupt zum 

Gegenstand von Analysen und Diskussionen wurde. Und wir wis-

sen immer noch längst nicht genug darüber. Gewiss haben die 

jüngeren Universitätsjubiläen in Heidelberg (600 Jahre), Göttin- 
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gen (250 Jahre), Köln (600 Jahre) jeweils sehr bemerkenswerte 

Beiträge zu dieser Diskussion hervorgebracht (vgl. Buselmeier et 

al. 1985, Becker et al. 1987, Golczewski 1988). Dennoch gibt es 

bis heute nur eine einzige wirklich fundierte systematische und 

detaillierte Auseinandersetzung einer deutschen Universität mit 

der eigenen Geschichte unter dem Nationalsozialismus, die der 

Bedeutung dieses Themas einigermassen gerecht wird: Die Ham-

burger Universität hat sehr genau ihre Rolle und die Rolle der an 

ihr tätigen Wissenschaftler nachgezeichnet und der Öffentlichkeit 

zugänglich gemacht (vgl. Krause et al. 1991). 

Dass die Defizite im politischen Bewusstsein aufs engste mit 

der spezifischen Art des Umgangs mit der NS-Vergangenheit Zu-

sammenhängen, ist eine Behauptung, die sich an der Geschichte 

der Bundesrepublik vielfach belegen lässt. Die Zeit zwischen 

1945 und 1949 ist durch die Mischung aus antiwestlichem Son-

derbewusstsein und einem eigentümlichen Präzisionsmangel bei 

der Benennung der Ursachen, Verantwortlichkeiten und Funkti-

onsweisen des nationalsozialistischen Terrorregimes geprägt. Die 

die 50er Jahre charakterisierende Doppelstrategie bedeutet für die 

Frage nach dem politischen Bewusstsein, dass es unmöglich war, 

in der öffentlichen Diskussion mit den alten Naziparolen und Auf-

fassungen zu reüssieren. Der Ungeist des Nationalsozialismus 

war nicht kommunizierbar. Das ist die eine, die erfreuliche Seite. 

Die andere, weniger erfreuliche Seite ist, dass es eine ernsthafte 

und breite öffentliche Diskussion über die NS-Vergangenheit 

nicht gab. Eine solche Diskussion aber ist die einzige Möglich-

keit, sich mit dieser Vergangenheit, ihren Ursachen, Vorausset-

zungen und Resultaten wirklich auseinanderzusetzen und darüber 

die politisch-moralischen Standards geltend zu machen und aus-

zubilden, die eine Demokratie zu ihrem Funktionieren benötigt. 

Es liegt auf der Hand, dass das politische Bewusstsein einer Ge-

sellschaft, die sich in dem gerade zurückliegenden Stück ihrer Ge-

schichte überhaupt nicht versteht, von hoher Instabilität gekenn-

zeichnet ist, moralische Souveränität kaum beanspruchen kann 

und nicht sehr vertrauenserweckend wirkt. 
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Zugleich aber gilt, dass die Auseinandersetzung mit der NS- 

Vergangenheit in Zukunft nicht mehr automatisch mit jenen emi-

nent politischen Folgen verbunden sein wird, wie das in der bis-

herigen Geschichte der Bundesrepublik über weite Strecken der 

Fall gewesen ist. Der Nationalsozialismus wird gegenwärtig so 

intensiv erforscht und diskutiert wie nie zuvor. Das gilt besonders 

für die Vernichtung der europäischen Juden. Der Holocaust hat 

einen festen Platz in der Wissenschaft, in Filmen, im Fernsehen, 

in der Pädagogik und in der Literatur. Das kann man nur begrüs-

sen. Zugleich aber ist es so, dass das für das politische Bewusst-

sein der Bundesrepublik nicht mehr allzuviel besagt, bzw. ge-

nauer: Es folgen daraus kaum noch klare Vorgaben für politisches 

Verhalten und politische Entscheidungen. Im Verlaufe des immer 

stärkeren Interesses, das der Nationalsozialismus literarisch, kul-

turell und wissenschaftlich auf sich gezogen hat, löst sich der Ge-

genstand, was seine allgemeine Relevanz angeht, nach und nach 

auf. Mit einem Wort: Wir wissen immer mehr über den National-

sozialismus und über den Holocaust, aber dieses Wissen bedeutet 

immer weniger (vgl. Bauman 1992: 11). Das kann man bedauern 

und beklagen. Besser ist es, da man es sowieso nicht ändern kann, 

sich über die Konsequenzen für das politische Bewusstsein der 

Bundesrepublik Klarheit zu verschaffen. 



 

Anhang 



 

Anmerkungen und Literatur 

Gjalt R. Zondergeld 

Hans Ernst Schneider und seine Bedeutung für das 

SS-Ahnenerbe 

Abkürzungen 
BDC –  Berlin Document Center 
RIOD –  Rijksinstitut voor Oorlogsdocumentatie, Amsterdam 

Anmerkungen: 

1 Für biographische Fakten bis 1942: BDC, PI06 (Personal Akte Schneider); 

teils bei N.K.C.A. In ‘t Veld, De SS en Nederland. Documenten uit SS-

archieven 1935-1945, Den Haag 1976, 500. 

2 Ludwig Jäger (1996: 38-41) vermutet, dass Schneider wahrscheinlich be-

teiligt war bei der Sonderaktion in Krakau Ende Oktober 1939 zur Be-

schlagnahme polnischer Kulturschätze – eine Art Raubaktion unter De-

ckung der Einsatzkommandos, die am Massenmord mitwirkten. 
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(Hg.): De Zwarte Kameraden. Een geillustreerde geschiedenis van de 
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Ludwig Jäger 

Germanistik – eine deutsche Wissenschaft 

Das Kapitel Hans Ernst Schneider 

Anmerkungen 

1 Der Titel wurde in bewusster Anlehnung an den Band von Eberhard Lam-

mert, Walther Killy, Karl Otto Conrady und Peter von Polenz: Germanistik 

– eine deutsche Wissenschaft, Frankfurt 31968, gewählt. Eine ausführli-

chere Fassung des vorliegenden Aufsatzes, weitergehende Belege und 

Quellennachweise finden sich in: Sprache und Literatur in Wissenschaft 

und Unterricht (SuL), H. 77, 1996, 5-47. 

2 Das hier weithin ausgeblendete Problem der germanistischen Fachkonti-

nuität vor und nach 1945, das durch den Fall Schneider/Schwerte exemp-

larisch erhellt wird, habe ich dargestellt in meinem Buch «Seitenwechsel. 

Der Fall Schneider/Schwerte und die Diskretion der Germanistik», das in 

Kürze im Verlag Kiepenheuer & Witsch erscheinen wird. 

3 Vgl. etwa die Lebensläufe vom 21.12.1936 im Bundesarchiv Abt. III, Aus-

senstelle Berlin-Zehlendorf (ehemals Berlin Document Center), im Fol-

genden zitiert als BA, hier: RKK 2101, Box 1155, File 08; vom 29.4.1937 

(BA Berlin, SSO), sowie die Bewerbung auf die Stelle des Amtsleiters der 

Abteilung Kunst des Rasse- und Siedlungshauptamtes der SS vom 20.04. 

1937 (BA Berlin, SSO). 

4 Vgl. DIE ZEIT vom 12.05.1995. Sowohl den Fall Harkamer, als auch die 

genaueren Umstände des «Promotionsverfahrens» habe ich in meinem 

Buch «Seitenwechsel» (vgl. Anm. 2) detailliert recherchiert. 

5 Vgl. etwa den Lebenslauf vom 21.12.1936, BA Berlin, RKK 2101,  

Box 1155, File 08. 

6 Schneider/Schwerte charakterisierte seine eigene Tätigkeit so in einem In-

terview mit der Aachener Volkszeitung vom 28.04.1995. Das komplexe 

Tätigkeitsprofil Schneiders für die Interessen der SS kann hier nicht nach-

gezeichnet werden (vgl. hierzu «Seitenweechsel»  

a.a.O.). 

7 Vermerk vom 29.01.45, BA Berlin, NS 21/945. 

8 Ebd. 

9 Brief Sievers an Schneider vom 03.03.1945, BA Berlin, NS 21/577. 
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Klaus Weimar 

Der Germanist Hans Schwerte 

Anmerkungen 

1 Zu seiner Vorkriegs- und Kriegsbiographie vgl. den Beitrag von Ludwig 

Jäger in diesem Band. 

2 Dieser Absatz ist orientiert an Wember (1991: 321) der als Durchschnitts-

dauer der Gefängnisstrafen für niedere SS-Offiziersränge (Unter-, Ober-, 

Hauptsturmführer) sieben Monate errechnet. 

3 Bei Bar-On 1993: 175f. findet sich das eindrückliche Beispiel eines Fünf-

zehnjährigen. 

4 Vgl. dazu den Beitrag von Axel Schildt in diesem Band. 

5 Bibliographisch zu ermitteln sind elf Aufsätze in «Die Erlanger Universi-

tät. Beilage zum Erlanger Tageblatt» (1950-1961), 22 in «Zeitwende» 

(1953-1959), weitere elf in «Blätter für den Deutschlehrer» und «Der 

Deutschunterricht» sowie drei in Sammelbänden mit Interpretationen. 

6 Von 1964 bis 1968 sind – meist an ersten Adressen des Faches – acht Ar-

beiten erschienen, mehr und Gewichtigeres als alles Vorherige zusammen. 
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7 Zum heute ungewöhnlichen Alter: Friedrich Sengle (Jahrgang 1909) ist 

im selben Jahr 1965 einem Ruf nach München gefolgt. 

8 Die insgesamt gut 90 Titel (einige Doppelpublikationen mit eingerechnet) 

ordnen sich mit wenigen Ausnahmen in drei thematische Blöcke: Faust 

(das Faustbuch von 1587, Goethes Tragödie «Faust», die Faustrezeption), 

Literatur um die Jahrhundertwende und im ersten Viertel des 20. Jahrhun-

derts (mit Schwerpunkten bei Rilke und Hofmannsthal), Gegenwartslite-

ratur (vornehmlich Lyrik nach 1945, aber auch «Die Ästhetik des Wider-

stands» von Peter Weiss). 

9 Aachener Volkszeitung, Nr. 99, 28.4.95, S. 3. 

10 Ich beziehe mich auf die unsägliche Abschiedsvorlesung von Theo Buck 

über seinen Vorgänger Hans Schwerte, die im Sommer 1996 in Fortset-

zungen in der «Aachener Zeitung» veröffentlicht worden ist. 

11 Er hat kurzfristig das Schlusskapitel in den «Annalen der deutschen Lite-

ratur» übernommen, die von seinem Chef Burger herausgegeben wurden; 

der vorgesehene Bearbeiter, Werner Milch, war anderthalb Jahre vor 

Drucklegung gestorben, «ehe er», wie der Herausgeber im Vorwort mit-

teilt, «etwas zu Papier bringen konnte». 
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Hellmut Seier 

Die nationalsozialistische Hochschulpolitik und die Rolle von 

Technik und Technischen Hochschulen im Führerstaat 

Anmerkungen 

1 Neuere Gesamtdarstellung fehlt. Enttäuschend Heiber 1991-1994 (frag-

mentarisch, Ansatz anfechtbar). Sammelbände und Überblicke: Heine-

mann 1980, Lundgreen 1985, Mehrtens/Richter 1980, Tröger 1984, Seier 

1984. An die letztgenannte Arbeit lehnt das Folgende sich stellenweise an. 

2 Wichtigste gedruckte Quellen: Kasper u.a. 1942: I, 7 ff.; Rühle 1934:  

I, 112f. 

3 Zum Verhalten von Hochschullehrern und Studenten materialreich Kelly 

1973, typologisch Nolte 1965, zusammenfassend Seier 1988. Jüngster For-

schungsstand Böhm 1995, Grüttner 1995. 

4 Das nationalsozialistische Deutschland und die Wissenschaft, Hamburg 

1936: 21 f. Zum Wissenschaftsbegriff Zierold 1968: 215 f. 

5 Das bedeutete Niveauverlust und wurde teilweise revidiert. Zum Streit in 

der Führungsgeschichte darüber Seier 1976: 234 ff. 

6 Belege bei Heidegger 1934: 13; Müller 1978: 368 ff. (zu Krieck); Bollmus 

1980. Zum Modernisierungsproblem Seier 1994: 65 f. 

7 Belege mit unterschiedlichen Akzenten bei Heiber II/l 1992: 305, passim. 

Skeptisch Zierold 1968: 190 ff. 

8 Zur wahlähnlichen Rektorennominierung am 15. Februar 1935 an sämtli-

chen deutschen Universitäten und Hochschulen Heiber II/2 1994: passim; 

Seier 1964: 123 ff. 

9 Kritische Gesamtdarstellung hierzu fehlt. Zeitgenössisch: Die deutschen 

Technischen Hochschulen, München 1941. Aktennah, aber personalistisch 

Heiber II/2 1994: 14-94. Neuere Sammelbände: Mehrtens/Richter 1980, 

Rürup 1979, Brämer 1983. Teilweise einschlägig Beyerchen 1980. Gute 

Einzeldarstellung Voigt 1981. Kritisch zusammenfassend Brämer 1986. 

10 Dazu Ludwig 1974: 73-159. Im Folgenden reduziert auf die Grundlinien. 
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11 Quantifizierende Angaben zur Personal- und Stellenpolitik bei Huber 

1939: 7; v. Ferber 1956: 145ff., 195ff, 216ff.; Mehrtens 1979: 11, 437; 

Ebert 1979: 162; Seier 1988: 253 ff. Die meisten Angaben unterscheiden 

nicht zwischen politisch begründetem und unpolitischem Stellenwechsel. 

Die Verlustbezifferung v. Ferbers bezüglich der Technik-Wissenschaften 

(36% bis 1938) schliesst die fachüblichen Übergänge von Staats- und In-

dustriestellungen mit ein. 

12 Ansätze bei Heiber (wie Anm. 9) 

13 Heiber II/2 1994: 30ff, 46ff, 51 ff, 73ff. 

14 Heiber II/l 1992: 173-188. 

15 Zur Scheinwende in der Forschungspolitik um 1936 Ludwig 1974:  

215 ff.; Beyerchen 1980: 202ff.; Mehrtens 1979: 435 ff. 

16 Dazu Mehrtens/Richter 1980: 51f.; Beyerchen 1980: 240 f, 251 ff, 257 f. 

Zum Guertler-Brief: Ludwig 1974: 291 ff.; Seier 1976: 231 ff. 

17 Etwa die von Werner Osenberg (TH-Hannover), vgl. Ludwig 1974:  

243 ff, 252 ff. 

18 Zur Sonderrolle der Chemie zusammenfassend Mehrtens 1979: 434 ff. 

19 Speer berief sich auf eine diesbezügliche Weisung Hitlers (Speer 1969: 

218). 

20 Belege bei Mehrtens 1979: 427 ff. 

21 So selbstkritisch Speer 1975: 320 («Dämonie der Technik»), ähnlich Speer 

1969: 525. Bei Meinecke ist der moderne utilitaristisch-technische Geist 

mitverantwortlich für die deutsche Katastrophe (Meinecke 1955: 60 f.) 
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Hermann von der Dunk 

Die Niederlande und die Konfrontation mit dem 

nationalsozialistischen Deutschland 

Anmerkungen 

1 Hierzu J. C. Boogman 1955, grundlegend für die spätere Forschung; ferner 

von der Dunk 1966 sowie Lademacher 1990. 

2 Klassisch geworden ist der Aufsatz: J. Huizinga, Nederlands Geestes- 

merk (VW III, S. 279ff.); vgl. auch Jan und Annie Romein 1956, speziell 

die Einleitung. 

3 Zur niederländischen Immigrantenpolitik in den dreissiger Jahren:  

Kathinka Dittrich und Hans Würzner (Hg.) 1987. 

4 Aus der reichen Literatur zur Versäulung nenne ich nur grundlegend:  

A. Lijphart 1968, H. Daalder 1980 und E.H. Kossmann 1976. 

5 Inwiefern sich diese patrizische Oligarchie als Repräsentant der Bevölke-

rung sah und von da ihre Legitimation ableitete, ist ein sehr umstrittener 

Punkt. Jedenfalls war es keine Repräsentanz im modernen Sinn, die doch 

immer eine Art der Wahlbefugnis voraussetzt. Vielmehr galt die Obrigkeit 

als von Gott eingesetzt; wobei allerdings gerade in den Niederlanden die 

calvinistische Theorie der Gehorsamsverweigerung, wenn die Obrigkeit 

gewisse allgemeine Rechte und christliche Gebote verletzte, von Belang 

war. Schon der Abfall von der spanischen Krone zwang hier zur Legiti-

mierung des Ungehorsams unter speziellen Umständen. Vgl. hierzu E.H. 

Kossmann 1987. 

6 So kam es zu Bestrebungen, den Oraniern Willem III. und später Willem 

IV. grosse Machtbefugnisse zu geben, als die Republik 1672 und 1747 

durch Frankreich ernstlich bedroht wurde. Beide Male bedeutete das das 

Ende einer längeren statthalterlosen Periode, in der die holländischen Re-

genten, die ausgesprochen republikanische Partei, am Ruder gewesen wa-

ren. 

7 Zur belgischen Geschichte: Michael Erbe 1993 und namentlich E.H. Koss-

mann 1976. Ein kurzer Abriss bei Georges-Henri Dumont 1991. 

8 Für die Details bleibt L. de Jong 1969-1991 noch immer die unentbehrliche 

ausführlichste Quelle. Für die hier relevante Problematik auch von der 

Dunk 1980; mehr allgemein Blom 1980. 

9 Die leidenschaftliche, rhetorisch ungemein wirkungsvoll geschriebene 

Darstellung von J. Presser 1965, hat mindestens so sehr wie der Eichmann-

prozess und seine Nachfolger in den sechziger Jahren diese schockartige 

Erkenntnis bewirkt. 

10 Das Werk von Ernst Nolte, Der Faschismus in seiner Epoche (1963) hatte 

freilich schon vorher, und zwar aus anti-marxistischer Sicht, den Termi-

nus als übergreifenden Begriff in die Geschichtswissenschaft eingeführt. 

Ich selber habe ihn auch regelmässig in diesem Sinn benutzt, möchte auch 

heute seinen rein klassifikatorischen Nutzen als Dachbegriff nicht abstrei- 
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ten, falls dabei die Unterschiede zwischen dem «reinen Faschismus» à la 

Mussolini und dem deutschen Nationalsozialismus nicht eskamotiert wer-

den. 

11 Ausser den genannten Werken von J. Presser und L. de Jong haben auch 

Arbeiten wie von A. J. van der Leeuw 1954 über die wirtschaftlichen Ver-

hältnisse unter der Besatzung, oder von A. J. C. Rüter 1960, um nur einiges 

herauszugreifen, aufgezeigt, wie vielschichtig das Verhalten der Instanzen 

und der Obrigkeit war. 

12 Aufschlussreich hierfür ist u.a Gerard Mulder/Paul Koedijk 1988. 

13 Cees Nooteboom 1990; Tessa de Loo 1994. Der letztere Roman, in dem 

das Schicksal eines nach Holland verschlagenen Kindes mit dem ihrer 

Zwillingsschwester konfrontiert wird, wurde ein Bestseller. 
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Susanne Heim 
Sozialwissenschaftler als Vordenker der Vernichtung? 

Anmerkungen 

1  Das Protokoll der Sitzung ist dokumentiert bei Heiber 1958: 293 ff.; aus-

zugsweise zitiert in: Aly, Heim 1995: 424 f. Gerhard Teich arbeitete nach 
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1945 in der Osteuropa-Abteilung des Kieler Instituts für Weltwirtschaft. 

2 Conze 1940: 40. Der Beitrag wurde für den Internationalen Soziologen-
kongress verfasst, der im August 1939 stattfinden sollte, jedoch kurz zuvor 
auf unbestimmte Zeit verschoben wurde. 

3 Werner Conze: Wilna und der Nordosten Polens, in: Osteuropa 13 (1937/ 
38): 657-664. In seinem Aufsatz über «Die Besiedlung der litauischen 
Wildnis», in: Deutsche Monatshefte in Polen 5 (1939), H. 10: 427-443, 
lobte Conze die preussische Verwaltung dafür, dass sie sich im Litauen 
des 19. Jahrhunderts in den «elenden Marktflecken, die stark verjudet wa-
ren» bemüht habe, «einen gesunden Bürgerstand zu schaffen und den Ein-
fluss der Juden zurückzudrängen» (S. 439). 

4 Helmut Meinhold, Bemerkungen zum Vorschlag eines Investivlohns, in: 
IG Bau Steine Erden (Hrsg.): Unser Weg Nr. 4, Oktober 1964: 25; aus-
zugsweise zitiert in: Heim, Aly 1986: 61. 

5 Pressemitteilung des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
vom 8.9.1994. 
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Kurt Nowak 

Rassenanthropologie – Rassenhygiene – Humangenetik 
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Ulrich Kalkmann 
Die TH Aachen unter dem Nationalsozialismus 

Anmerkungen 

1 Der Aufsatz beruht überwiegend auf Quellenmaterial. Die für das Thema 

wichtigsten Archive sind: das Bundesarchiv in Koblenz und die Abteilung 

Potsdam (der inzwischen auch die umfangreichen Bestände des Berliner 

Document Centers angegliedert worden sind), das Geheime Staatsarchiv 

Preussischer Kulturbesitz in Berlin-Dahlem und die Abteilung Merseburg, 

das Hauptstaatsarchiv Düsseldorf sowie das Hochschularchiv der RWTH 

Aachen. Es muss im folgenden darauf verzichtet werden, Quellenangaben 

zu den aufgeführten Zitaten anzugeben; voraussichtlich wird meine Dis-

sertation im Frühjahr 1997 fertiggestellt sein. Für seine Unterstützung 

möchte ich ganz besonders Herrn Prof. Dr. Klaus Schwabe, Historisches 

Institut der RWTH Aachen, danken. 

2 Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen 1870/1970, hrsg. 

v. Hans Martin Klinkenberg, Stuttgart 1970; Ricking, Klaus: Der Geist be- 
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wegt die Materie. Mens agitat molem. 125 Jahre Geschichte der RWTH 

Aachen, Aachen 1995. 

3 Der Grund hierfür ist vermutlich die schlechte Quellenlage, da ein Teil des 

Aktenmaterials sowohl der Aachener Hochschule als auch verschiedener 

Parteistellen und Ministerien durch Kriegseinwirkung vernichtet worden 

ist. Vgl. dazu: Inventar archivalischer Quellen des NS- Staates. Die Über-

lieferung von Behörden und Einrichtungen des Reiches, der Länder und 

der NSDAP. Teil 1. Im Auftrag des Instituts für Zeitgeschichte bearbeitet 

von Heinz Boberach, München u.a. 1991. Die Vertreibung Aachener 

Hochschullehrer durch die Nationalsozialisten wird in der Festschrift zum 

125jährigen Bestehen der RWTH Aachen durch Biographien der Betroffe-

nen ausführlich beschrieben: Wissenschaft zwischen technischer und ge-

sellschaftlicher Herausforderung: Die Rheinisch-Westfälische Technische 

Hochschule Aachen 1970 bis 1995, hrsg. v. Klaus Habetha, Aachen 1995. 

Eine sehr umfassende Bibliographie über den Nationalsozialismus bietet: 

Ruck, Michael: Bibliographie zum Nationalsozialismus, Köln 1995. 

4 So gab beispielsweise der ausserordentliche Professor für Elektrische 

Nachrichtentechnik, Walter Grösser, gegenüber der britischen Militärre-

gierung an, er habe kurz vor Kriegsende den Stadtkommandanten von Er-

langen zur kampflosen Übergabe der Stadt bewegen können. 

Jan Philipp Reemtsma 

Nationalsozialismus und Moderne 

Eine ausführlichere Fassung dieses Beitrags ist erschienen in: Universitas, 

51. Jg. (1996), Heft 599 und Heft 600. 
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